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oft jehr jchroff gegenüber. Alle aber vereinigen fich 
in einem gemeinfamen lebhaften Intereffe an ben 
bier einfchlagenden Fragen, in dem Beitreben nad) 
Annäherung, Ausgleihung, DVerftändigung, fo wie 
es fi in Feiner qnderen Rechtslehre findet. Man 
fann jagen, daß diefe Lehre bereits ein Gemeingut 
der gebildeten Nationen geworden ift, nicht durch 
einen ſchon erworbenen Befit fefter, allgemein aner: 
fannter Grundfäge, wohl aber durch die Gemein 
ſchaft wiffenfchaftlicher Unterfuchung, ‚die zu einem 
folhen Befitz hinſtrebt. Ein anſchauliches Bild 
dieſes unfertigen, aber haffnungsreichen Zuftandes 
gewährt. das treffliche Werk von Story, dad zu: 
‚gleich als reiche Materialienfammlung jedem dorſcher | 
in hohem Grade förderlich wird. . ' | 

&3 ift aber nicht blos die Ausficht auf Ent 
wirfelung und. Aushau der juriftifchen Theorie, Die 
uns in diejer Lehre jo anziehend und. anregend er: 
fcheint, fondern ‚eben fo und nad .mehr, bie groß: 
artige Ausfiht auf eine in das Allgemeine gehende 
praktifche Gemeinſchaft des Nechtöbewußtjeynd und 
des Rechtslebens. 

Betrachten wir noch insbeſondere die Stellung 
dieſer Lehre zu den Beſtrebungen und Parteien der 
neueſten Zeit. 

Der micht ſelten feinbliche Gegenſatz zwiſchen 
Germaniſten und Romaniſten kommt in dieſer Lehre 
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weniger, als amberwärts, in Betradht. In ben 
wichtigften Tragen find die beutichen Rechtslehrer 
meift zu einer großen Einſtimmung gelommen, unge: 
ftört durch⸗ jenen, in anderen Lehren oft zum Nach: 
theil der Wiſſenſchaft hervor tretenden, Gegenſatz. 
Das Romiſche Recht erſcheint vergleichungsweife 
weniger, als anderwärts, einwirfend durch unmittel- 
bare pofitive Borfchrifter. Die genauefte Kenntniß 
beffelben aber wirb bier vorzüglich dadurch wichtig, 
dag die Meinungen der Schriftiteller und ber Ge: 
richte großentheild durch wahre oder faljhe Auf 
faffung NRömifcher Begriffe und Regeln beflimmt 
worden find, oft ohne deuttiches Bewußtſeyn derer, 
die in der That ganz unter dieſem Einfluß ſtanden. 

Wenn ferner ein abſchließendes Hervorheben 
der Nationalität zu den vorherrſchenden Richtungen 
neueſter Zeit gehört, jo kann ſich gerade dieſe Rich: 
tung in einer Lehre nicht geltend machen, bie ihrer 
Natur nad barauf ausgehen maß, die nationalen 
Gegenfäge in einer anerkannten Gemeinjchaft der 
verfchiebenen Nationen aufzulöfen. | 

So finden wir alfo bier von der einen Seite 
die großartigften Ausfichten in die Zukunft, von 
ber andern Seite die Unmöglichkeit, dig vorlie⸗ 
gende Aufgabe ſchon jebt zu einem völligen Ab: 
ſchluß zu führen, jelbft unabhängig von ber per: 
fönlichen Faͤhigkeit des einzelnen‘ Arbeiter. Jeder, 
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rt dem gegenwärtigen Bunde: ift:bedr, allge; 
meine Theil bes Syſtems, Ddefjen.ıWebeutug:gieidh 
Anfanga Bargelegti wurde: (1: 58), :ye Ende: ge 
fährt. Die demmenſten Bad ‚wngangefebteirlcber« 
fichtu des ganzen Werks: lie erwarten, daß unmittel⸗ 
barauf Bier drei Bücher,welchedieſen 
allgemeinen Theil innſuch ſchließen, in einer fort⸗ 
laufönden Reihe von Banden ben’ bejonbere: Theil 
folgen: wirbe, welchem vorläufig” felgenbe, lieber: 
schriften "gegeben wnen: , m 20.0. Er, 
nme Wiertes Buch. Sachentechi a Ar 
Tr Fünftes-Buch. . Obligntiönenrecht. 
3 1,1 Sechtenind, ı' bamilienrecht· FE LEE 
tfı73% 1 Siehented Buch. Erbrecht. — 

Eine durchni zufaällige Umſtände hewelgefuhrt- 
laͤngere Unterbrechung, bat ſindeſſen hie Vollendung 
ded Ganzen noch unwahrfcheinlicher gemacht, als fie 
vielleicht gleich Anfangs angenommen werden fonnte, 
und durch diefe Betrachtung bin ich zu folgender 
Veränderung in der Amßerlichen Cinrichtung des 
Werks geführt worden, die- aljo durchaus nicht aus 
der Ausnahme einer veränderten Üeberzeugung über 
die Zweckmaͤßigkeit des wefentlichen Planes deſſelben 
erklärt werden darf. 

Sch betrachte: nunmehr die jeht vorliegenden 
acht Bände als ein für fich beftehendes abgejchloffenes 
Werk, jo dab der Titel. jedes Bandes in Gedanken 
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zu ergänzen ift durch Die hinzugefügten Worte: 
Allgemeiner Xheil. 

Der befonbere Theil: des Syftems fol nunmehr 
nicht als Fortſetzung des ‚allgemeinen, durch fort- 
laufende Bändezahl, bezeichnet, Tondern vielmehr 
in abgefonderten Werken dargeitellt werden, unter 
weichen zunächſt das Obligationenrecht (nit nach 
der früheren Abſicht das Sachenrecht) an die Reihe 
fommen fol. Dieſe abgefonderten Werke werben 
alfo äußerlich als Monographieen erjcheinen, in der 
That aber nicht den wejentlihen Charakter von 
jolhen an fi tragen (Il. © xxxıx), jondern 
vielmehr gerade jo beichaffen jeyn, wie wenn die 
gegenwärtig angefündigte Veränderung des urjprüng- 
lichen Planes nicht eingetreten wäre. ° 


Gefchrieben im Julius 1849. 
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Drittes Bud. 


Herrichaft der Nechtöregeln über die Rechtöverhält- 
hältniffe. 


$. 844. 
Einleitnng. 


Das erfte Buch des gegenwärtigen Rechtsſyſtems hatte 
die Aufgabe, die Rechtsquellen, d. h. die Entftehungsgründe 
der NRechtöregeln, darzuftellen,; das zweite, die allgemeine 
Natur der Rechtöverhältniffe, die durch jene Regeln beherrſcht 
werden follten. Es bleibt jebt, für den allgemeinen Theil 
des Syſtems, noch Übrig,. die Verbindung der Rechtsregeln 
mit den Nechtöverhältwiffen feftzuftellen; dieſe Verbindung 
ericheint, von der einen Seite betrachtet, als Herrjchaft der 
Regeln über die VBerhältniffe, von der andern Geite als 
Unterwerfung ber Verhältniffe unter die Regeln. 

Damit aber diejer lebte, eben jo wichtige als fchwies 
rige Theil der Aufgabe gleich Anfangs richtig aufgefaßt 


werde, ilt ed nöthig, genau zu beftimmen, in welchem 
VII. 1 





2 Bud II. Herrichaft der Rechtsregeln. 


Sinne bier jene Verbindung (Herridhaft, Unterwerfung) 
zu denken ift (a). 

Die Rechtsregeln ſollen herrſchen über die Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe; welches iſt aber das Gebiet ihrer Herrſchaft? 
Ueber welche Rechtsverhaͤltniſſe ſollen ſie herrſchen? Dieſe 
Frage erhält ihren beſtimmten Sinn zunaͤchft durch Die 
Natur des poſitiven Rechts, welches nicht etwa eines und 
daſſelbe iſt für die Menſchheit im Ganzen, ſondern ein, je 
nach Voͤlkern und Staaten, beſonderes und verſchiedenes; 
in jedem einzelnen Volke aber theils aus allgemein menſch⸗ 
lichen, theils aus eigenthümlichen rechtsbildenden Kräften 
entſpringend. Dieſe Mannichfaltigkeit der poſitiven Rechte 
iſt es, woraus das Bedüͤrfniß und, die Wichtigkeit hervor⸗ 
geht, für jedes poſitive Recht das Gebiet ſeiner Herrſchaft 
zu beſtimmen, das heißt, die Graͤnzen zu ziehen zwiſchen den 
verſchiedenen poſitiven Rechten gegen einander. Nur durch 
dieſe Grängbeftimmung wird es moͤglich, über jede denkbare 
Colliſion zu entſcheiden, die in der Beurtheilung eines ge- 
gebenen Nechtöverhältniffes zwiſchen verjchiedenen pofitiven 
Rechten eintreten kann. | 

Um zu den bier aufgeworfenen Fragen und ihrer Be⸗ 
antwortung zu gelangen, kann man nun auch den umge⸗ 
kehrten Weg einſchlagen. Es liegt uns ein Rechtsverhaͤlt⸗ 
niß vor, als Gegenſtand unfrer Beurtheilung. Wir jugen 
dafür eine Rechtsregel auf, unter deren Herrſchaft daffelbe 


(a) Die Grundlage der gegenwärtigen Unterſuchung, insbeſondere 
der hier aufgeſtellten Begriffe, finder ſich oben B. 18 4-9, 8 15. 
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ftebt, nach welcher es zu beurtheilen iſt. Indem wir hier 
unter mehreren Rechtsregeln zu wählen haben, welche ver⸗ 
ſchiedenen poſitiven Rechten angehören, kommen wir wie⸗ 
derum auf die ſchon erwähnten Gränzen der Herrſchaft 
eines jeden poſitiven Rechts, und auf die von dieſen Graͤn⸗ 
zen abhängigen Colliſionen. Beide Arten, die Frage auf⸗ 
zufaſſen, ſind nur im Ausgangspunkte verſchieden. Die 
Frage ſelbſt iſt hier und dort dieſelbe, und die Entſcheidung 
kann in beiden Fällen nicht verſchieden ausfallen. 

Die meiſten Schriftſteller über dieſen Gegenſtand geben 
aus von dem Begriff der Colliſionen, und behandeln die 
Entſcheidung derſelben als ihre wahre und einzige Aufgabe; 
gewiß zum Nachtheil eines befriedigenden Erfolge. Die 
natürliche Folge der Gedanken ift vielmehr folgende. Für 
die Nechtöregeln wird gefragt: Ueber welche Rechtsverhält⸗ 
niffe follen fie herrichen? Zür die Rechtöverhältniffe: Welchen 
Rechtsregeln find fie unterworfen, oder angehörig? Die 
Trage nach den Gränzen der Herrſchaft oder der Ange⸗ 
börigfeit, und nad den an dieſen Graͤnzen eintretenden 
Gränzftreitigkeiten oder Colliſionen, find ihrer Natur 
nady abgeleitete und untergeordnete Fragen (b). 

Zu der bisher angedeuteten Frage nad) den Gränzen, 
in welchen die Regeln jedes. pofitiven Rechts berrfchen, 

(b) Wächter il. S. 34 mat nad der Colliſion, dahin gefiihrt 
die gute Bemerkung, daß manche werden, auf beide am ſich identifche 
Sähriftfteller, indem fie die Frage ragen wiberfpreddende Antworten 
na der Anwendung der Geſetze zu geben. 


ganz abfondern von der frage 
1* 
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tritt aber nun noch eine neue, von der bisher betrachteten 
verſchiedene, obgleich damit verwandte, hinzu. Wir betrach⸗ 
teten bisher die Rechtsregeln als feſtſtehende, ohne Rückſicht 
auf moͤgliche Veränderungen derſelben in der Zeit. Run 
gehoͤrt es aber zu dem Weſen des poſitiven Rechts, daß 
daſſelbe nicht als ein ruhendes, ſondern als ein in ſteter 
Fortbildung und Entwickelung begriffenes, aufgefaßt werde (c), 
und damit wird ihm die Eigenſchaft der Wandelbarkeit in 
der Zeit zugeſchrieben. Ferner hat jedes unſerer Beurthei⸗ 
lung vorliegende Rechtsverhaͤltniß nothwendig ſeinen Ent⸗ 
ftehungsgrunb in juriſtiſchen Thatſachen (d), die ſtets in 
einer, bald näher bald entfernter liegenden, Vergangenheit 
gedacht werden müſſen. Da aber in der Zwiſchenzeit, von 
der Entſtehung des Rechtsverhältniſſes bis zur Gegenwart, 
Beränderungen im pofitiven Recht eingetreten fein Tönnen, - 
fo ift noch zu beftimmen, aus welchem Zeitpunkt wir die 
das Rechtsverhaͤltniß beherrſchende Regel zu entnehmen 
haben. | 
Aus diejer Betrachtung entſteht mithin eine neue Art 
von Granzen für die Herrſchaft der Rechtsregeln, und da- 
mit eine neue Art moͤglicher Colliſionen, nicht minder wich⸗ 
tig und ſchwierig, als die vorher betrachteten Graͤnzen und 
Colliſionen. In der früheren Betrachtung wurden die 
Rechtsregeln gedacht als gleichzeitige, ruhende, feſtſtehende; 
in dieſer ſpääͤteren werden fie gedacht als ungleichzeitige, 


le) S. o. Bd. i 87. d) S. o. B. 38 104. 
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durch Fortbildung verjchiedene, fucceffive. Zum Zwed einer 
kurzen und gleichförmigen Bezeichnung will ich folgende Aus> 
drücke gebraudyen: 
Dertlihe Gränzen der Herrihaft der Rechtsregeln. 
Zeitliche Gränzen der Herrſchaft. 

Der zweite dieſer Kunſtausdrücke iſt für ſich klar. Die 
Rechtfertigung des erſten iſt nur im Laufe der folgenden 
Unterſuchung möglich). 

Das gegenwärtige Wert bat zum Gegenftand das 
Römiſche Recht. In welchem Verhaͤltniß nun ſteht das 
Römiſche Recht zu den hier aufgeworfenen Fragen? Wir 
müffen dafür ein zwiefaches, an ſich verfhiedenes, Ver- 
haͤltniß anerkennen. | . 

Zunädft müffen wir für die Anwendung des Romiſchen 
Rechts auf beſtimmte Staaten und Voͤlker, im Verhaͤltniß 
zu anderen poſitiven Rechten, auf jene Fragen eingehen, 
wenn wir ihm irgend eine praktiſche Geltung ſichern wollen. 
Dieſes Bedürfniß würde unabweislich fein, ſelbſt wenn die 
Roͤmiſchen Juriſten an jene Fragen nie gedacht, ſich damit 
niemals beſchäftigt hätten. — Zweitens aber haben die 
Römer in der That dieſe Fragen behandelt, und wir mil 
fen daher ihre Ausiprüde über diefelben auffuchen . und 
feſtſtellen. Obgleich nun dieſe Ausſprüche zum Theil ein⸗ 
ſeitig und mangelhaft ſind, auch nicht überall auf unmit⸗ 
telbare Anwendung Anſpruch haben können, ſelbit da, wo 
wir die Geltung des Römiſchen Rechts im Allgemeinen 
anzunehmen berechtigt ſind, ſo iſt dennoch die Feſtſtellung 
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Drittes Bud. 


Herrfchaft der Rechtöregeln- über die Rechtöverhält- 
hältniffe. 


8. 344. 
Einleitung. 


Das erſte Buch des gegenwärtigen Rechtsſyſtems hatte 
die Aufgabe, die Rechtsquellen, d. h. die Entftehungsgründe 
der Nechtöregeln, darzuſtellen; das zweite, die allgemeine 
Natur der Rechtöverhältniffe, die durch jene Regeln beherrſcht 
werden follten. Es bleibt jebt, für den allgemeinen Theil 
des Syſtems, nod) übrig, die Verbindung der Rechtsregeln 
mit den Rechtsverhaͤltniſſen feftzuftellen; dieje Verbindung 
erfcheint, von der einen Seite betrachtet, als Herrjchaft der 
Regeln über die Berhältniffe, von der andern Seite als 
Unterwerfung der Berhältniffe unter die Regeln. 

Damit aber diejer lebte, eben jo wichtige als fchwies 
tige Theil der Aufgabe glei Anfangs richtig aufgefaßt 


werde, ift es nöfhig, genau zu beftimmen, in welchem 
vu. 1 


2 Bud IIL Herrſchaft der Aechteregeln 
Sinne bier jene Verbindung (Herrſchaft, Unterwerfung) 
zu denken ift (a). 

Die Rechtsregeln follen herrſchen über die Rechtsver⸗ 
haͤltnifſe; weldes ift aber das Gebiet ihrer Herrſchaft? 
Ueber welche Recdhtsverhältniffe jollen fie herrſchen? Diele 
Frage erhält ihren beflimmten Sinn zunächſt durch Die 
Natur des pofitiven Rechts, weldyes nidht etwa eined und 
daffelbe ift für die Menſchheit im Ganzen, jondern ein, je 
nah Völkern und Staaten, bejonderes und verfchiebenes; 
in jedem einzelnen Bolfe aber theild aus allgemein menſch⸗ 
lichen, theils aus eigenthümlichen redhtsbildenden Kräften 
entfpringend. Diefe Mannidhfaltigkeit der pofitiven Rechte 
ift es, woraus das Bedürfnik und die Wichtigkeit hervor- 
geht, für jedes pofitive Recht das Gebiet feiner Herrihaft 
zu beftimmen, das beißt, die Gränzen zu ziehen zwifchen den. 
verſchiedenen poſitiven Rechten gegen einander. Nur durch 
dieſe Granzbeſtimmung wird es moͤglich, uͤber jede denkbare 
Colliſion zu entſcheiden, die in der Beurtheilung eines ge⸗ 
gebenen Rechtöverhältnifjes zwiſchen verſchiedenen poſitiven 
Rechten eintreten kann. 

Um zu den hier aufgeworfenen Fragen und ihrer Be⸗ 
antwortung zu gelangen, kann man nun auch den umge⸗ 
kehrten Weg einſchlagen. Es liegt uns ein Rechtsverhaͤlt⸗ 
niß vor, als Gegenſtand unſrer Beurtheilung. Wir ſuchen 
dafür eine Rechtsregel auf, unter deren Herrſchaft daffelbe 


(a) Die Grundlage der gegenwärtigen Unterfudgung, insbefonbere 
der bier anfgeftellten Begriffe, findet fich ‚oben B.184—9, 8 15. 
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ftebt, nad welcher e8 zu beurtbeilen iſt. Indem wir hier 
unter mehreren Rechtsregeln zu wählen haben, welche ver⸗ 
fchiedenen pofitiven Rechten angehören, kommen wir wie 
derum auf die ſchon erwähnten Gränzen der Herrichaft 
eine jeden pofitiven Rechts, und auf die von dieſen Grän- 
zen abhängigen Collifionen. Beide Arten, die Frage auf 
zufaffen, find nur im Ausgangspunkte verjchieden. Die 
Frage ſelbſt ift hier und dort diefelbe, und die Entſcheidung 
kann in beiden Fällen nicht verfchieden ausfallen. 

Die meiften Schriftfteller über diefen Gegenftand geben 
aus von dem Begriff der Collifionen, und behandeln Die 
Entſcheidung derfelben als ihre wahre und einzige Aufgabe; 
gewiß zum Nachtheil eines befriedigenden Erfolgs. Die 
natürliche Zolge der Gedanken ift vielmehr folgende. Für 
Die NRechtöregeln wird gefragt: Ueber welche Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe follen ſie herrſchen? Zür die Nechtöverhältniffe: Welchen 
Rechtsregeln find fie unterworfen, oder angehörig? Die 
Trage nad den Gränzen der Herrihaft oder der Anger 
börigfeit, und nah den an diejen Graͤnzen eintretenden 
Gränzſtreitigkeiten oder Colliſionen, find ihrer Natur 
nach abgeleitete und untergeordnete Fragen (b). 

Zu der biöher angebeuteten Frage nad den Graͤnzen, 
in welcden die Regeln jedes. pofitiven Rechts berrichen, 

(b) Wächter IL ©&.34 macht nad der Coliſion, dahin geführt 
die gute Bemerkung, daß mande werben, auf beibe am fich identifche 
Shhriftfteller, indem fie die Frage fragen widerfprechende Antworten 
nad) der Anmwenbung ber Gefege zu geben. 


ganz abjondern von ber Frage 
1 * 
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tritt aber nun noch eine neue, von der bisher betrachteten. 
verfchiedene, obgleich damit verwandte, hinzu. Wir betrach⸗ 
teten bisher die Rechtsregeln als feſtſtehende, ohne Rückſicht 
auf mögliche Veränderungen derſelben in der Zeit. Run 
gehört es aber zu dem Weſen des poſitiven Rechts, daß 
daſſelbe nicht als ein ruhendes, ſondern als ein in ſteter 
Fortbildung und Entwickelung begriffenes, aufgefaßt werde (c), 
und damit wird ihm die Eigenſchaft der Wandelbarkeit in 
der Zeit zugeſchrieben. Ferner hat jedes unſerer Beurthei- 
lung vorliegende Rechtsverhältniß nothwendig feinen _ Ent- 
ftehungsgrund in juriſtiſchen Thatſachen (d), die ſtets in 
einer, bald näher bald entfernter liegenden, Vergangenheit 
gedacht werden müſſen. Da aber in der Zwiſchenzeit, von 
der Entſtehung des Rechtöverhältnifjes bis zur Gegenwart, 
Veränderungen im pofitiven Recht eingetreten fein können, 
fo ift noch zu beſtimmen, aus welchem Zeitpunkt wir die 
das Rechtsverhaͤltniß beherrſchende Regel zu entnehmen 
haben. | 

Aus diefer Betrachtung entftebt mithin eine neue Art 
von Gränzen für die Herrichaft der Rechtsregeln, und da- 
mit eine neue Art moͤglicher Colliſionen, nicht minder wich- 
tig und fchwierig, als die vorher betrachteten Grängen und 
Colliſionen. In der früheren Betrachtung wurden die 
Nechtöregeln gedacht als gleichzeitige, ruhende, feftftehende; 
in biejer jpäteren werden fie gedacht als ungleichzeitige, 


(e) S. o. Bd. 187. (d} S. o. B. 38 104. 
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durch Fortbildung verfchiedene, fucceffive. Zum Zwed einer 
furzen und gleichförmigen Bezeichnung will ih folgende Aus» 
drücke gebrauchen: | 
Dertlihe Gränzen der Herrſchaft der Rechtsregeln. 
Zeitliche Gränzen der Herrſchaft. 

Der zweite dieſer Kunſtausdrücke iſt für ſich klar. Die 
Rechtfertigung des erſten iſt nur im Laufe der folgenden 
Unterſuchung möglich. 

Das gegenwärtige Wert bat zum Gegenftand das 
Römiſche Recht. In welchem Verhältniß nun ſteht das 
Römiſche Recht zu den hier aufgeworfenen Fragen? Wir 
müffen dafür ein zwiefaches, an fi) verfchiedenes, Ver⸗ 
. hältniß anerkennen. | | 

Zunächft müffen wir für die Anwendung des Römifchen 
Rechts auf beitimmte Staaten und Voͤlker, im Berhältniß 
zu anderen pofitiven Rechten, auf jene Fragen eingehen, 
wenn wir ihm irgend eine praftiiche Geltung fihern wollen. 
Dieſes Bedürfnig würde unabmeislich fein, jelbft wenn die 
Römischen Zuriften an. jene Fragen nie gedacht, fi) damit 
‚niemals befchäftigt hätten. — Zweitens aber haben bie 
Römer in der That diefe Tragen behandelt, und wir müfe 
fen daber ihre Ausiprüde über diefelben auffuchen ‚und 
feftitellen. Obgleich num diefe Ausſpruͤche zum Theil ein⸗ 
ſeitig und mangelhaft ſind, auch nicht überall auf, unuite 
telbare Anwendung Anſpruch haben können, ſelbſt da, wo 
wir die Geltung des Römiſchen Rechts im Allgemeinen 
anzunehmen berechtigt ſind, ſo iſt dennoch die Feſtſtellung 


6 Buch III. Herrſchaft der Rechtsregeln. 


derſelben von großer Wichtigkeit. Sie iſt es ſchon deshalb, 
weil die Lehre der neueren Schriftſteller, und die damit zu- 
ſammenhaͤngende Prazis, großentheils auf den Ausſprüchen 
der Römer, oft aber nach einer unrichtigen Auffaſſung der⸗ 
jelben beruht, fo daß ſowohl das rechte Verſtaͤndniß der 
neueren Lehre und Praxis, als bie Reinigung derſelben, 
nur durch eine gründliche Unterſuchung über die im Römi— 
ſchen Recht niedergelegten Anſichten herbeigeführt werden 
kann. | 

Die nunmehr folgende, bier eingeleitete, Unterfuhung 
wird in zwei Kapiteln: I. die örtlichen Grängen, II. die 
zeitlichen Graͤnzen der Herrichaft der Rechtsregeln über die 
Nechtöverhältniffe feftzuftellen haben. 

Bei dieſen zweifachen Graͤnzen ift aber noch voraus zu 
bemerfen, daß unter denjelben eine gewiſſe Wechſelwirkung 
‚ eintreten Tann. Wenn überhaupt zwei Rechtsregeln mit 
einander in zeitliche Colliſion fommen, jo dab eine Gränz- 
beitimmung nöthig ift, um die Herrichaft der einen oder 
ber anbern Regel zus entſcheiden, fo wird babei ſtets eine 
eingetretene Veränderung vorausgeſetzt. Eine joldye Berän- 
derung nun kann auf zwei verjhiedenen Seiten liegen. 

Sie kann erftend liegen auf der Seite ber Rechtöregel. 
Der einfachfte Fall ift der, wenn der Gefebgeber durch Er- 
lab eines neuen Gejehed über das vorliegende Rechtsver⸗ 
hältniß, die bisher beftehende Negel ändert, aljo neues ob- 
jektives Recht ſchafft. 
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Die Veränderung kann aber auch zweitens liegen auf 
der Seite des Rechtöverhältniffes, indem, bei unveränderter 
Rechtsregel, die thatfächlichen Bedingungen des Rechtsver⸗ 
hältnifjes wechſeln. Als Beifpiel zur &rlänterung kann 
die Handlungsfähigfeit dienen, die nad dem Recht beur- 
theilt wird, welches am oh der Perſon gilt. Wenn 
nun diefe Perfon den Wohnſiß Audert, jo kann dadurd das 
Rechtsverhaͤltniß unter eine neue Rechtsregel fortrüden, und 
ed kaun die Frage entftehen, ob die Handlungsfähigfeit von 
jest an nad dem Geſetz des früheren, ober des fpäteren 
Wohnſitzes zu beurtheilen it. 

Es ift einleuchtend, dab die Veränderungen diefer zwei⸗ 
ten Art zugleich in das Gebiet der örtlichen und der zeit 
lichen Colliſton einfchlagen. Jedoch tft dabei das Brfliche 
Element vorherrſchend, und es ift daher zwedimäßig und 
rätblih, alle dahin einfchlagende Fragen in Verbindung 
mit den örtlichen Gränzen der Herrfihaft abzuhandeln, aljo 
in daB erfle Kapftel mit aufzunehmen (e). 

Sonach bleiben für die Unterfuchung über die zeitlichen 
Granzen der Herrſchaft (das zweite Kapitel) nur noch die 


-(6) Die Erörterung biefer thatſachtichen Verhälmiſſes auf 


Kragen kommt vor in den 88 365 
(Eubde Fr $), 366368, $ 370. n. 
& 375. N 1, 8 379. N. 3. — u 
andern Lehren konumt dieſe Frage 
deswegen nicht vor, weil dabei der 


Einfluß des an ſich veränderlichen 


einen beftimmten Zeitpımlt firirt 
if, wodurch bie Möglichkeit jedes 
Zweifels ausgeſchloſſen wird. So 
bei dem Erbtecht ($ 874,877), und 
bei der Regel: locus regit actum 
(8 381). 
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Veränderungen ber erſten Art übrig, welche auf der Seite 
der Rechtsregel liegen. 





Erſtes Kapitel. 


Oertliche Graͤnzen der Herrſchaft der Rechtsregeln 
über die Rechtsverhaͤltniſſe. 
$. 345. 
Ueberfigt. | ° 
Säriftiteller ai. 
BarroLus in Codicem, L. 1 C. de .summa .trin. . di. » 
Num. 13—51. | 
B. ARGENTRARI Comment. ad pairias Bitonam Loges 
ed. .oct. Antverp. 1864. .f. — Der art. 218 ber 
Coutume de Bretagne beftimmt, dab Jeder nur ein 
Drittheil des unbeweglichen Vermögens feinen geſetz⸗ 
lichen Erben joll entziehen dürfen. Dabei entftand die 
. Frage, ob auch auswärtige Grundftüde in biefes 
Drittheil einzurechnen- feien, und jo fam d’Argentre . 
in der fechöten Gloffe zu dem angeführten Artikel auf 
die ganze’ Lehre von der Collifion der Gefepe, die er 
bier S. 601-620 abhanbelt. Der Verf. farb 1590, 


(a) Der Abkürzung wegen werde ich die hier - zufammengeftellten 
Schriftſteller künftig blos mit ihren Namen anführen. 
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und das angeführte Werk ift erft nad feinem Tode 
(1608) erjchienen. 

Cur. RODENBURG de jure conjugum XR 1653. 4. 
Die praeliminaris S. 18— 178 enthalten eine aus- 
führliche Abhandlung über die Gollifion der Geſetze. 

P. Vorrıvs de-statutis eorumque concursu. Leodii. 1700 

4. (Zuerft Amft. 1661). Bon der Gollifion der Sta- 
tute handeln nur bie Beet. 4. 9. 10. 11. 

J. N. Herrıws: de collisione legum 1688, Comm. et 
opuseul. Vol. 1 p. 118— 154. Hierher gehört nur 
Sect. 4 ($ 1-—-74). 

Um. Huszr de copflictu legum, in den praelect. ad 
Pand. ala Anhang zu Lib. 1 Tit. 3 de legibus 
($ 1-15). 

J. Voxrıus de statutis. Steht in dem Commentar über 
die Pandekten hinter Lib. 1 Tit. 4 de constitat. princ. 
ald Pars 2 de statutis ($ 1—22). 

L. Bourzenoıs trait6 de la personnalite et de la re£alite 

„des loix ete. Paris 1766. 2 Vol. in 4. Sranzöfiiche 
Meberjeßung des angeführten Werks von Rodenburg 
mit jehr meitichweiftgen Zuſaͤtzen. 

D. Mxıer de conflictu legum divers. Bremae 1810. 8. 

G. v. Struve über das pofitive Nechtögefeb in jeiner Be⸗ 
ziehung auf räumliche Berhältniffe. Carlsruhe 1834. 8. 

Jos. Story comment. on the conflict of laws. Boston 
1834, zweite ſehr vermehrte Originalausgabe. Boston 
1841. 8. 
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richtet feyn müffet, aus welchen die allgemeine Angehörig- 
feit einer Perfon an ein beftimmtes Nechtögebiet abzu- 
leiten ift. 


$. 346. 
Abſtammung und Landgebiet, als Gründe der Angehörig- 
feit der Perſon an ein beftimmtes Rechtsgebiet. 

Um den Zujammenhang zu erkennen, wodurd eine Per- 
fon mit einem beftimmten pofitiven Recht durch die Ange- 
börigfeit an daſſelbe vernüpft wird, müffen wir und baran 
erinnern, daß: Das pofitive Recht felbft feinen Sig in dem 
Bolt ald einem großen Naturganzen, oder in einer volks⸗ 
mäßigen Abtheilung dieſes Ganzen bat. Es ift aber nur 
ein anderer Ausdrud derfelben Wahrheit, wenn wir jagen, 
dad Recht habe feinen Sit in dem Staat, oder in einem 
einzelnen organiichen Theile des Staates, da eben nur in 
dem Staat das Bolt wahre Realität hat, indem nur bier 
der Wille der Einzelnen in einem Gefammtwillen wahr: 
haft aufgeht (a). Im Folge diefer allgemeinen Angabe ha= 
ben wir daher näher zu beftimmen, wodurch dasjenige 
Ganze gebildet, diejenige Einheit begränzt wird, worin die 
Rechtsregeln, als Beſtandtheile des pofitiven Rechts, ihren 
Sitz haben. Dadurch werden wir erkennen, durch welches 
Band die einzelnen Perſonen zur Gemeinſchaft eines und 
deſſelben poſitiven Rechts zuſammen gehalten werden. 


(a) Vgl. oben B. 188.9. 
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Suchen wir. num auf. gefchichtlichem Wege zur Löfung 
dieſer Aufgabe zu gelangen, jo finden wir zwei Gründe, 
wodurch von jeher im Großen und Ganzen eine ſolche Ge⸗ 
meinjchaft des pofitiven Rechts. unter den Einzelnen vor- 
zugsweiſe beftimmt und begränzt worden ift: die Volks⸗ 
abftammung, und dad Landgebiet. 

L Die Volkzabſtammung (Nationalität) als Grund 
und Gränze ‚der Rechtsgemeinſchaft hat zunaͤchſt einen ganz 
perſönlichen und unſichtbaren Charakter. Obgleich fie, 
ihrem Begriffe nad, den Einfluß der Willlür auszu⸗ 
fchliegen ſcheint, ift, fie dennoch einer Erweiterung durch 
die freie. Aufnahme Einzeluer empfaͤnglich. 

In großer Ausdehnung erſcheint die Nationalität als 
Grund und Sränze der Nechtögemeinfchaft bei wandernden 
Bölfern, für welde ein feſtes Zandgebiet überhaupt nicht 
vorhanden ift, wie bei den Germanen zur Zeit der Völfer- 
wanderung. Bei diefen hat fi aber auch nad ihrer feften 
Niederlafiung auf dem alten Boden des Roͤmiſchen Reiche 
derfelbe Grundſatz nody lange lebendig erhalten in dem 
Syftem der perſoͤnlichen Geſetze, die bier in demfelben 
Staate neben einander zur Anwendung kamen, und in deren 
Reihe jebt, neben den Rechten der Franken, Lombarden 
u. ſ. w., auch das Roͤmiſche Recht, als das fortdauernde 
perjönliche Recht ber urſprünglichen Einwohner dieſer durch 
Eroberung neu gegründeten Staaten erſcheint (b). 


(b) Saviguy Geſchichte des R. X. im Mittelalter B. 1 Rap. 3 
5 3033, 
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In den neueren Jahrhunderten finden wir noch jept 
im Türfifhen Reich das vollftändigfte Bild diefer Art der - 
Nechtögemeinfchaft. In den hriftlichen Staaten von Eu 
ropa aber hat fich ein Weberreft davon am längften bei der 
Jüdiſchen Nation erhalten, in welcher die Fortdauer Des 
nationalen Rechts, fo wie die der abgefonderten Natio- 
nalität jelbft, mit der Religion in Verbindung ftand. Aber 
auch dieſer Weberreft verfchwindet immer mehr (c). 

Verwandt, aber nicht gleichbedeutend mit dem eben dar- 
geſtellter Grunde der Rechtsgemeinſchaft ift derjenige, wel- 


cher auf dem eigenthümlichen Bürgerverhältniß bejonderer _ 


Klaffen von Perfonen beruht. Ein ſolches erjcheint bei 
den Römern fehr ausgebildet, und lange dauernd, in den 
Klaffen der cives, latini, peregrini, welche wiederum mit 
den Syſtemen des jus eivile und jus gentium zufammen- 
hängen (d). Dennoch hat diefe Unterfcheidung, obgleich in 
anderer Hinficht ſehr wichtig, in der Richtung, die und hier 
ausſchließend beihäftigt, niemals einen Einfluß erlangt, 
welder dem Einfluß der Volksabſtammung oder des Land- 
gebietes an die Seite 'geftellt werden fönnte. 

I. Das Landgebiet (die Zerritorialität) erſcheint 
als der zweite bejonders wichtige und verbreitete Grumd, 
die Gemeinschaft des pofitiven Rechts unter den Einzelnen 


(c) Im Preußen 3. 8. ift ſchon dere nationale Recht nur als Aus- 
im 3. 1812 durd) das Judenediet nahme beibehalten worden. 
8 20. 21 für die Juden das ge (d) Bgl. oben 8.1 8 22, 
meine Recht der übrigen Einwohner und: Gefchichte des R. R. im 
als Regel aufgeftellt, das befon- Mittelalter 8.1 81. 
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zu beftimmen und zu begränzen. Diejer Grund unterfchei- 
det fi) von dem vorhergehenden (der Rationalität) durch 
feine weniger perfönlihe Natur. Er iſt an etwas äußer⸗ 
lich Erkennbares, die ſichtbare Landgränze, gebunden, und 
der Einfluß menſchlicher Willkür in der Anwendung biejes 
Srundes ift ausgedehnter und unmittelbarer, als bei der 
Bollsahftammung, bei welcher diefer Einfluß mehr die Na- 
tar einer bloßen Ausnahme an fidh trägt. 

Diefer zweite Grund der Rechtögemeinfchaft bat den 
erften (die Nationalität) im Laufe der Zeit, bei fortſchrei⸗ 
tender Ausbildung, mehr und mehr verdrängt. Darauf hat 
vor Allem eingewirkt ber vieljeitigere, lebendigere Verkehr 
der Völker unter einander, durch welchen die fchrofferen 
Gegenſätze der Nationalitäten verändert werden mußten. 
Beſonders aber darf nicht verlannt werden der Einfluß bes 
Chriftenthums, weldyes als gemeinjames Band des geiftigen 
Lebens die verfchiedenften Völker umjchlingend, die eigen- 
thümlichen Unterjchiede derjelben mehr in den Hintergrund 
treten ließ. 


Gehen wir nun aus von dieſem zweiten Grunde ber 
Rechtsgemeinſchaft, jo bezieht fih die Collifion, die uns 
bier überall vor Augen ftehen muß, auf die örtliche 
Berichiedenheit der Rechte, und unfere Aufgabe läßt ſich 
für alle eintretende Collifionsfälle nunmehr in folgende 


Frage faffen: 
vom. 2 
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Welches Territgriglredt. ift in jedem gege- 
benen alle anzuwenden? 

Hierin liegt denn auch der Grund, weshalb ſchon his⸗ 
ber die gleichzeitigen Gränzen ber Rechtsregeln als ört— 
liche Graͤnzen bezeichnet worden ſind ($ 344).. 

Suchen wir zunähft durch Beiſpiele anſchaulich gu 
machen, welche Bedentung die hier in Frage geſtellte Golli- 
fion verfchiedener örtlicher oder territorialer, Rechte haben 
fann. An einem beftimmten Orte ift ein Nechtöftreit zu 
entiheiden über die Erfüllung eines Vertrages oder, über 
das Eigenthum einer Sache. Der Vertrag aber iſt ge⸗ 
die * Sache befindet * gun einem anderen Orte, al 
dem des Gerichts; beide Drte haben verichiehenes, territo- 
riales Recht. Daneben. können beide ſtreitende Parteien, 
ihrer Perſon nach, dem Orte des Gerichts angehören, oder 
‚ beide einem fremden Drte, oder auch beide Narteien vere 
ſchiedenen DOrten. Welches unter den verichiedenen üört- 
lichen Rechten, mit denen das ftreitige Nechtöverhältuig ‚in 
irgend einer Berührung fteht, fol bei der Entfcheidung des 
Streites zur Anwendung fommen? Das ift der Sinn der 
Solifionsfrage in Anwendung auf Territorialrechte (e). 


(e) Die Eollifion verfchiedener 
Rechte kommt allerdings aud) bei 
der auf die Volfsabftanunung ge- 
gründeten Rechtsgemeinſchaft in 
Frage, und bedarf bier, eben fo 
gut al8 neben dem Territorialrecdht, 


ihrer köſung. &in genaueres s Ein- 
geben auf dieſe Geftalt unferer 
Frage, die ja überhaupt nur 
des gefchichtlichen Zufammenhangs 
wegen gegenwärtig berührt wurbe, 
und für das heutige Mecht feine 


7 
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8. 847. 


Wibderflreitende Territoriatrehte in bemfelben Staate. 


Die einander widerftreitenden Territorialrechte, für deren 
Collifion wir nunmehr die Regeln feftzuftellen haben ($ 346), 
innen unter einander in einem zweifachen Verhältniß fte- 
ben, und wenngleich die Srundfäge der Beurtheilung ftets 
diefelben bleiben, jo bat doch diefe Verfchiedenheit den 
größten Einfluß. auf die Art der Anwendung jener Grund» 
ſaͤtze. | 

Jene Territorialrechte können gelten entweder in ver 
ſchiedenen &ebietötheilen eines und deſſelben Stantes, 
oder in verfhiedenen, von eimander unabhängigen 
Stasten. 

I. Verſchiedene Territorialrechte innerhalb eines und 
deffelben Staates find ſchon an einer früheren Stelle be- 
merklich gemacht worden unter dem Namen von partica- 
lären Rechten im Gegenfah eines gemeinen Rechts eines 
folches Staates, und fie können eben jowohl in der Ges 
ftalt von Gefeben als von Gewohnheiten beftehen (a). 

Die geſchichtliche Veranlaſſung derfelben, jo wie ihre 
bavon abhängende Begränzung, ift höchſt mannichfaltig. 
Der wichtigſte Fall der Anwendung während der Dauer 
des deutichen Reiches war begründet durch das Verhältniß 


Bedentung bat, würde hiet richt Gefchichte des R. R. im Mittel- - 
am Orte fen. Bgl. Sapigny alter B.1$ 46. 
- (a) S. o. B. 1 88.18. 21. 
2% 
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der einzelnen deutſchen Staaten zu dem, fie alle zufammen 
baltenden dentichen Reiche (b). — Aehnliche Verhältniffe 
aber fanden fich innerhalb der zum deutſchen Reiche gehö- 
renden einzelnen Staaten, und finden ſich noch jept nad) 
der Auflöjung des Neiches, 

Solche Particularrechte erjcheinen bald in ganzen Pro⸗ 
vinzen, bald in Abtheilungen von Provinzen, bald und vor⸗ 
züglich in einzelnen Gemeinden. Beſonders häufig erjchei- 
nen fie in Stadtgebieten, ja zuweilen jelbft in einzelnen 
örtlichen Beftandtheilen eines und defjelben Stadtgebietes (c). 

In größeren Landtrihen (Provinzen oder Provinzab- 
theilungen) find ſolche Particularredhte. oft dadurch entitan- 
den, dab ein folder Landftrich früher als jelbftitändiges 
Staatägebiet oder auch als Theil eines fremden Staates 
beftand, aber erft jpäter dem Staate, dem er jept angehört, 


einverleibt wurde. 


(b) 3.1 82. — Ein ähnliches, 
doch nit völlig gleiches, Verhält⸗ 
niß finden wir unter den fonderänen 
Heinen Staaten, aus welchen die 
vereinigten Niederlande befanden, 
die nicht fo, mie die deutjchen 
Staaten, durch eine gemeinfame 
höhere Staatsgemwalt und Geſetz⸗ 
gebung verbunden waren. Durch 
die daſelbſt fehr häufig hervortre⸗ 
tenden Kollifionsfälle wurden ber 
fonders die Holländiichen Juriſten 
(Rodenburg, P. Boet, %. Voet, 
Huber) veranlaßt, große Aufmerf- 
farmfeit auf den bier vorliegenden 
Segenftand zu wenden. Aehnlich 


ift auch das Verhältniß der Nord- 
amerilanifchen Freiftaaten. 

(c) So 3. 8. beftanden neben 
einander in Breslau bis zum 1. 
San. 1840 fünferlei partituläre 
Geſetze und Obfervanzen über Erb- 
recht, eheliches Güterrecht u. ſ. w., 
deren Anwendung burd) Juris- 
dictionsbezirte begränzt war. Nicht 
felten war bier das Recht von 
Haus zu Haus verfchieden, ja es 
fam vor, daß Ein Haus "anf ber 
Gränze verjchiedener Rechte lag, 
denen e8 Daher theilweife angehörte. 
Bol. das Gefe vom 11. Mai 1839 
(Geſetzſammlung 1839 ©. 166). 
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In Stadtgebieten find fie oft für dieſe einzelne Stadt 
erlaffen, fei es von dem Landesherrn, dem diefe Stadt uns 
terworfen war, oder auch von der ftäbtifchen Obrigkeit, mit 
Zulaffung oder Genehmigung des Landesherrn. 

Diefe Entftehung befonderer Stadtrechte finden wir fchon 
im Römifhen Reiche, deſſen einzelne Gemeinden nicht nur 
vor ihrer Vereinigung mit dem großen Ganzen das Recht 
eigener Gefepgebung gehabt Hatten, fondern diejes Recht 
andy durch jene Vereinigung nicht ſchlechthin einbüßten, 
wenngleich fie den in Rom neu erlaffenen Gefepen ftets 
unterworfen waren (d). Sie find es, durch welche über- 
haupt die Römifhen Juriſten Veranlaffung erbielten, anf 
die bier vorliegende Unterfuchung einzugehen (e). Sie bil- 
den bier, ald Particularrechte, den Gegenfag gegen das ger 
meine Römishe Recht. — Noch weit ausgedehnter und 
wichtiger aber waren die Stabtredhte, die fih im Italieni⸗ 
ihen Mittelalter faft in jeder Stadt ausbildeten, und bie 
bier, als Particularredhte, nicht blos gegen das Römifche 
Recht, fondern auch gegen das Lombardiſche, beide als ges 
meine Rechte gedacht, den Gegenfag bildeten (f). Für fie 
wurde der Name Statuta als Kunftausdrucd geltend, der 
dann aud auf andere Länder übertragen wurde, und an 
welchen fich die Lehre von den Statuta personalia, realia, 
mixta anſchloß ($ 345 f.). 


(d) Savigny Geſchichte bes (f) Geſchichte bes R. R. im 
RR. im Mittelalter 8. 1 Kap. 2. Mittelalter 8.8 842. 189 9. 2 
(e) ©. o. $ 844. $ 76. 
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der einzelnen deutſchen Staaten zu dem, fie alle zufammen 
haltenden deutichen Reihe (d). — Aehnlihe Verhältniſſe 
aber fanden ih innerhalb der zum deutſchen Reiche gehö- 
renden einzelnen Staaten, und finden fi noch jeht nad) 
der Auflöfung des Reiches. 
Solche Particularrechte erfcheinen bald in ganzen Pro- 
vinzen, bald in Abtheilungen von Provinzen, bald und vor- 
züglid) in einzelnen Gemeinden. Beſonders häufig erſchei⸗ 
nen fie in Stadtgebieten, ja zuweilen felbjt in einzelnen 
örtlichen Beftandtheilen eines und defjelben Stadtgebietes (c). 
In größeren Landftrihen (Provinzen oder Provinzab⸗ 
theilungen) find joldhe Particularredhte oft dadurch entitan« 
den, daB ein folder Landitri früher als felbititändiges 
Staatögebiet oder auch als Theil eined fremden Staates 
beftand, aber erft jpäter dem Staate, dem er jept angehört, 


einverleibt wurde. 


(b) 8.1 82. — Ein ähnliches, 
doch nicht völlig gleiches, Verhält⸗ 
niß finden wir unter den ſonveränen 
Heinen Staaten, aus welchen die 
vereinigten Niederlande beftanden, 
die nicht fo, wie bie deutjchen 
Staaten, durch eine gemeinjame 
höhere Stantsgewalt und Gefek- 
gebung verbunden waren. Durd) 
die daſelbſt fehr häufig hervortre- 
tenden Kollifionsfälle wurden be, 
fonders die Holländiichen Juriſten 
(Rodenburg, P. Boet, I. BVoet, 
Huber) veranlagt, große Aufmert- 
famfeit auf den hier vorliegenden 
Segenftand zu menden. Aehnlich 


ift auch das Verhältniß der Norb- 
amerilanifchen Freiſtaaten. 

(c) So 3. 8. beftauden neben 
einander in Breslau bis zum 1, 
San. 1840 fünferlei partituläre 
Geſetze und Obfervanzen über Erb- 
recht, eheliches Güterrecht u. ſ. w., 
deren Anwendung durch Juris⸗ 
dietionsbezirke begrängt war. Nicht 
felten war bier bas Recht von 
Haus zu Haus verfhieden, ja es 
fam vor, daß Ein Haus "auf der 
Gränze verjchiebener Rechte lag, 
denen e8 daher theilweife angehörte. 
Bol. das Geſetz vom 11. Mai 1839 
(Gefegfammlung 1839 ©. 166). 
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In Stadtgebieten find fie oft für diefe einzelne Stabt 
erlaffen, fei ed von dem Landesherrn, dem dieſe Stadt un» 
terworfen war, oder auch von der ftädtifchen Obrigkeit, mit 
Zulaffung oder Genehmigung des Landesherrn. 

Diefe Entftehung befonderer Stadtrechte finden wir ſchon 
im Römifchen Reiche, deffen einzelne Gemeinden nicht nur 
vor ihrer Vereinigung mit dem großen Ganzen das Recht 
eigener Gejepgebung gehabt Hatten, fondern dieſes Recht 
auch durch jene Vereinigung nicht ſchlechthin einbüßten, 
wenngleich fie den in Rom neu erlaffenen Gefeben ſtets 
unterworfen waren (d). Sie find es, durch welche über- 
haupt die Roͤmiſchen Suriften Veranlaffung erhielten, auf 
die bier vorliegende Unterfuhung einzugehen (e). Sie bil 
den bier, als Particularredite, den Gegenſatz gegen das ge- 
meine Römifhe Recht. — Noch weit ausgedehnter und 
wichtiger aber waren die Stadtrechte, die fi im Italieni⸗ 
ihen Mittelalter faft in jeder Stadt ausbildeten, umd bie 
bier, als Particularredhte, nicht blos gegen das Römiſche 
Recht, fondern aud gegen das Lombardiſche, beide als ge⸗ 
meine Rechte gedacht, den Gegenſatz bildeten (f). Für fie 
wurde der Name Statuta als Kunftausdrud geltend, der 
dann auch auf andere Länder übertragen wurde, und an 
welchen fich die Xehre von den Statuta personalia, realia, 
mixta anſchloß ($ 345 f.). 


(d) Savigny Geſchichte bes (f) Geſchichte des R. R. im 
R. R. im Mittelalter B. 1 Kap.2. Mittelalter 8.3 $ 42. 189 B. 2 
(e) ©. o. & B44. $ 76. 
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Zu der Colliſion verſchiedener Territorialrechte inner⸗ 
halb deſſelben Staates könnte man verſuchen, auch folgen⸗ 
den Fall zu ziehen, der jedoch in der That eine ganz an⸗ 
dere Natur hat, und gar nicht in das Gebiet der gegen⸗ | 
wärtigen. Unterſuchung gehört. — In jedem Staate können 
Particularrechte in verſchiedener Abftufung und Unterord- 
nung vorfommen, von dem örtlich begränzteften ax in immer 
weiteren Kreifen der Anwendung geltend, bis zum gemeinen 
Recht eines jolhen Staates hinauf, Auch dabei Tann man 
von einer Sollifion reden, indem an beſtimmten Orten jedes 
dieſer Particularrechte im Allgemeinen wirkliche Geltung 
hat, und alſo in gegebenen einzelnen Fällen gefragt werben 
kann, welches herjelben, wenn fie einander widerftreiten, 
die Regel der Entſcheidung bilden falle. Hier aber hat 
die, Colliſionsfrage, wenn man dieſen Ausdruck dabei ge⸗ 
brauchen will, eine andere Bedeutung, als bei den neben 
einander ftehenben Particularrechten deſſelben Staates, die 
von einander unabhängig find, alſo nicht im Verhältniß 
der Abhängigkeit und Unterordnung zu. einander ſtehen. 

Zuwiſchen mehreren einander untergeordneten Reiten gilt 
die einfache Negel, daB ſtets dasjenige, Recht in der An⸗ 
wendung ben Vorzug hat, . welchem ber. beihränftefte Um⸗ 
fang der Geltung zuzuſchreiben ift, nur mit Ansnahme des 
befonderen alles, wenn das über, ihm in weiterem Um⸗ 
fange ftehende Recht einzelne Beitimmungen von einem ab- 
ſolut gebietenden Charakter enthält (8). 


(&) ©. 0. 8.1 $ 21. 45. > Außer dieſem beſonderen dalle Aſo 
gilt die Regel: Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht gemein Recht. 


_ 
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Mit einer fo einfachen Regel ift die Gollifion, die zwi⸗ 
fehen mehreren von einander unabhängigen Particularrech⸗ 
ten eintritt, nicht zu beberrfchen. Für fie ift eine tiefer ein- 
gehende Unterfuhung nöthig, die eben in der Folge des 
gegenwärtigen Kapiteld angeftellt werden fol. Da übri- 
gend in dem gegenwärtig allein voransgefepten Fall Par- 
tieularredhte eines und befjelben Staates vorausgejegt wer- 
den (h), fo ließe fich denken, daß die Gollifion diejer 
Rechte felbft durch die allgemeine Gefepgebung eben dieſes 
Staates geregelt wäre. Gerade Diefes aber findet fich bis 
jest wohl in Teinem Lande auf irgend erihöpfende Weife 
durchgeführt, vielmehr find. überall die meilten und wichtig⸗ 
ften hierher «gehörenden Fragen der wiffenfcjaftlichen Zeit 
ſtellung überlaffen geblieben. 


§. 348. 
 Widerfireitende Territorialrechte in verfhiebenen 


Sitaaten. 


II. Der zweite Fall einer möglichen Collifſion verſchie⸗ 
dener Zerritorialrechte fept voraus, daß diefe Rechte nicht 


(h) Es ließe fi Dieſes denken 
ohne Unterfchied, ob über ben 
eigenthüntlidden Particularrechten 
ein und baffelbe gemeine Hecht 
ſteht (fo wie in Preußen das allge- 
meine Landrecht über ben Provin- 
zialrechten von Brandenburg, Bom- 
mern, Oſt⸗ u. Weftpreußen u. |. w.), 


. 


oder nicht, denn auch in dieſem 


letzten Fall, welcher 3. B. zwifchen 
ber Preußiſchen Rheinprovinz und 
den übrigen Provinzen eintritt, 
ließe ſich doch denken, daß ein 
Preußiſches Landesgeſetz die Colli⸗ 
ſion dieſer verſchiedenen Rechte 
vollſtändig geregelt hätte. 


22 Buch IN. Herrfchoft ber Rechtsregeln. Kap. J. Deutliche Gräuzen. 
Zu der Colliſion verſchiedener Territorialrechte inner⸗ 
halb deſſelben Staates könnte man verſuchen, auch folgen⸗ 
den Fall zu ziehen, der jedoch in der That eine ganz an⸗ 
dere Natur bat, und gar nicht im das Gebiet der gegen⸗ 
wörtigen. Unterfuchung gehört. — In jedem Staate fönnen 
Partieularrechte in verjchiedener Abftufung und Unterord- 
nung vorkommen, von dem örtlich begränzteften an in immer 
weiteren Kreifen der Anwendung geltend, bis zum gemeinen 
Recht eines ſolchen Staates hinauf. Auch dabei kann man 
von einer Sollilion reden, indem an beſtimmten Orten jedes 
dieſer Particularrechte im Allgemeinen wirklide Geltung 
bat, und aljo in gegebenen einzelnen Fällen gefragt werden 
kann, welches berfelben, wenn fie einander widerftreiten, 
die Megel der Entſcheidung bilden jolle. Hier aber hat 
bie, Colliſionsfrage, wenn man dieſen Ausdruck dabei ge⸗ 
brauchen will, eine andere Bedeutung, als bei den neben 
einander ſtehenden Particularrechten deſſelben Staates, die 
von einander unabhängig ſind, alſo nicht im Verhältniß 
der Abhaͤngigkeit und Unterordnung zu einander ſtehen. 
Zwiſchen mehreren einander untergeordneten Rechten gilt 
die einfache Regel, daB ſtets dasjenige Recht in ber An⸗ 
wendung ben. Vorzug hat, . welchem ber beſchraͤnkteſte Um⸗ 
fang der Geltung zuzuſchreiben iſt, nur mit Ansnahme des 
beſonderen Falles, wenn das über, ihm in weiterem Um⸗ 
fange ftehende Recht einzelne Beitimmungen von einem ab- 
ſolut gebietenden.. Charakter enthält (g), 


(2) ©. 0. 8.1 $ 21. 45, > Außer biefem beſonderen Falle glſo 
gilt die Regel: Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht gemein Recht. 


_ 
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Mit einer fo einfachen Regel ift die Gollifion, die zwi⸗ 
Ichen mehreren von einander unabhängigen Particularredh« 
ten eintritt, nicht zu beberrfchen. Für fie ift eine tiefer ein« 
gehende Unterfuhung nöthig, die eben in der Folge des 
gegenwärtigen Kapiteld angeftellt werben fol. Da übri- 
gens in dem gegenwärtig allein vorausgefepten Fall Par- 
ticularrechte eines und defjelben Staates vorausgeſetzt wer- 
den (h), fo lebe ſich denken, daß die Collifion diefer 
Rechte felbft durch die allgemeine Geſetzgebung eben diejes 
Staates geregelt wäre. Gerade Diefed aber findet fi bis 
jest wohl in feinem Lande auf irgend erichöpfende Weife 
durchgeführt, vielmehr find. überall die meiften und wichtig» 
ften hierher :gehörenden Fragen der wiſſenſchaftlichen Zeit: 
ſtellung überlaffen geblieben. 


$. 348. 
 Widerfireitende Territorialrechte in verſchiedenen 


Staaten. 


II. Der zweite Fall einer möglichen Colliſion verſchie⸗ 
dener Territorialrechte jeht voraus, daB dieſe Rechte nicht 


(h) &s ließe fih Diefes. denken 
ohne Unterfchied, ob über ben 
eigenthüntlidden Particularrechten 
ein und dafſelbe gememe Recht 
flieht (fo wie in Preußen das allge- 
meine Landrecht über den Provin- 
zialrehten von Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Oſt⸗ u. Weftpreußen u. |. w.), 


ober nicht, denn auch in dieſem 


leisten Fall, welder z. B. zwifchen 
ber Preußiſchen Rheinprovin; und 


‚den übrigen Provinzen eintritt, 


ließe ſich doch denken, daß ein 
Preußifche® Landesgeſetz die Colli⸗ 
fion diefer verſchiedenen Rechte 
vollfländig geregelt hätte. 


24 Bud IM. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Dertliche Grängen. 


in demfelben Staate, fondern in mehreren von einander un- 
abhängigen Staaten beftehen ($ 347). Sehen wir dabei 
zurüd auf die ſchon oben zur Grläuterung der ganzen 
Sollifionsfrage angegebenen Beifpiele ($ 346), fo nehmen 
diefe nunmehr folgende Geftalt an. Ein Richter unjeres 
Staates hat zu entfheiden über ein ftreitiges Rechtsver⸗ 
bältniß, das durch die Thatjachen, die ihm zum Grunde 
liegen (3. B. den Ort, wo ein Vertrag abgejchloffen if, 
oder wo fi eine ftreitige Sache befindet), mit dem von 
unfrem pofitiven Rechte abweichenden Rechte eines fremden 
Staates in Berührung ſteht. Daneben ift ed möglich, daß. 
beide Parteien Snländer, oder beide Ausländer find, oder 
daß die eine dem Inlande, die andere dem Auslande per- 
fönlich angehört. Welches der verfchiebenen bier eimjchla- 
genden ZTerritorialrechte hat der Richter zur Anwendung zu 
bringen? . 

Ganz diefelbe Frage könnte auch dem Richter jenes 
fremden Staates zur Entſcheidung vorliegen, wenn zufällig 
der Nechtöftreit nicht in unfrem, fondern in dem fremden 
Stante entftanden wäre. 

Manche haben verfucht, dieſe Fragen lediglich durch 
den Grundjab der unabhängigen Staatsgewalt (Souverä> 
nität) zu enticheiden, indem fie folgende zwei Regeln an die 
Spbpitze ftellen. 1. Seder Staat kann fordern, daB inner- 
halb feiner Gränzen lediglich fein Gefeß gelte. 2, Kein 
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Staat Tann die Geltung feines Gefeped außer feinen 
Graͤnzen fordern (a). 

Ich will nicht nur die Wahrheit diefer Säge einräumen, 
fondern felbft ihre Ausdehnung bis zu den äußerften dent 
baren Grängen anerlennen, glaube aber, dab fie für die 
Löfung unfrer Aufgabe wenig Hülfe gewähren. 

Die weitefte Ausdehnung der unabhängigen Stants- 
gewalt in Beziehung auf Fremde Tönnte bis zur völligen 
Redhtlofigkeit der Fremden führen. Eine ſolche Auffaflung 
ift dem NRömifchen Völkerrecht nicht fremd (b), und aud 
da, wo fie von den Römern gegen dad Ausland nicht 
geltend gemacht "wird, ift wenigftens ein großer Unterſchied 
in der Rechtsfähigkeit zwifchen Römern und Fremden ſtets 
feftgehalten worden ($ 346). — Das heutige Recht dagegen 
hat allmälig zur Anerkennung volfftändiger Rechtögleichheit 
zwilchen Einheimifchen und Fremden bingeführt (c). 

Mit diefer Nechtögleihheit der Perjonen ift jedod 
über die Frage wegen der Colliſion zwiſchen dem einhei⸗ 
mifhen und fremden Rechte noch gar nicht entichieben. 
Bor Allem müſſen wir anerkennen, dab, wenn einheimifche 


(a) Hossr Storr Staaten, mit welchen Rom weber 


$ 2, 
g 18—21. 

(b) Das R. R. wendet biefe 
Nechtlofigleit, unb zwar mit gegen⸗ 
feitigen Folgen, nit nur auf 
hostes an, deren Begriff einen 
erllärten Krieg vorausjeht, ſondern 
ſelbſt auf alle Bürger folder 


foedus noch amicitia gegründet 
bat. L. 5 8 2 de capt. (49. 15). 

(6) Bädter I. S. 253, II. 
S. 33-34. 181. Puchta Pan⸗ 
beiten 8 45. 112. Eichhorn 
bentiches Recht $ 75. 


26 Buch III. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. 1. Oertliche Gränzen. - 
Geſetze über die Behandlung der Eolifionsfälle Vorfchriften 
geben, dieje Vorſchriften von den Richtern unſres Staates 
Ihhlechthin angewendet werben müffen (d). Nur finden ſich 
ſolche Geſetze in erſchöpfender Weiſe nirgend, insbefondere 
nicht in den Staaten, für welche das gemeine deutſche 
Recht gilt (e). 

Allerdings könnte das ftrenge Recht der höchften Gewalt 
unter Anderm dahin führen, daB allen Richtern des Lan⸗ 
des vorgefchrieben würde, die ihnen vorfommenden Rechts⸗ 
verhältniffe lediglich nach dem einheimiſchen Rechte zu ent⸗ 
ſcheiden, unbetümmert um die vieleicht abweichenden Be- 
ftimmungen irgend eines fremden Rechtes, mit deffen Land⸗ 
gebiet etwa das ftreitige Rechtsverhältniß in Berührung 
gefommen fein möchte. Eine folde Vorſchrift ft aber in 
der Gefegebung keines befannten Staates zu finden, und 
mußte auch ſchon burch folgende Vetrahtung verhinbert 
werden. 

Je mannichfaltiger und lebhafter der Verkehr unter den 
verſchiedenen Völkern wird, defto mehr wird man ſich uͤber⸗ 
zeugen müffen, daß es räthlich iſt, jenen ftrengen Grundſatz 
nicht feſtzuhalten, jondern vielmehr mit einem entgegengefehten 
Grundſatz zu vertaufchen. Dahin führt die wünjchenswerthe 
©egenfeitigfeit | in ber Vehandlung der Rechtzverpältiſſe und 


—* 


(d) Wächter I. ©. 237 1. Brunbfägen Aber bie Collifion 
Srorr 8 23. — Seltſamerweiſe ausgehen. 
widerſpricht Siruve 89. 37, (e) Es tritt alfo bier derfelbe 
indem er die Geſetze für nichtig Fall ein, wie bei der Colliſton der 
erklärt, die nicht von richtigen Particularrechte (8 847). 
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die daraus hervorgehende Gleichheit in der Beurtheilung 
der Einheimiichen und Sremden, die im Ganzen und Großen 
durch den gemeinjamen Bortheil der Völker uud der Ein- 
zelnen geboten wird. Denn dieſe Gleichheit muß in voll» 
ftändiger Ausbildung dahin führen, daß nicht bloß in jedem 
einzelnen Staate der Fremde - gegen den Einheimiſchen nicht 
zurüdgejegt werde (worin die gleiche Behandlung der Per 
ſonen beſteht), ſondern daß auch die Rechtsverhaͤltniſſe, in 
Faͤllen einer Sollifton der Geſetze, diefelbe Beurtheis 
lung zu erwarten haben, ohne Unterſchied, ob in Diejem 
‚oder jenem Staate das Urtheil geſprochen werde. 

Der Standpunkt, auf dem wir durch Diefe Erwägung 
geführt werden, ift der einer voölkerrechtlichen Gemeinſchaft 
der mit einguder verdehrenden Nationen, und diefer Stand» 
punkt bat im Fortſchritt der Zeit immer allgemeinere An⸗ 
erfennung gefunden, unter dem Einfluß theils der gemein- 
famen chriftlichen Gefittung, theils des wahren Bortheils, 
der daraus für alle Theile hervorgeht. 

Auf diefem Wege kommen wir dahin, die Collifion der 
Zerritorialredte unabhängiger Staaten, von welder gegen» 
wärtig die Rebe ift, wejentlich nach denſelben Grundſaͤtzen zu 
behandeln, welche für bie Gollifion verſchiedener Partieular⸗ 
rechte deffelben Staates .gelten ($ 347), und dieſe Gleich 
fiellung iſt für die geſammte folgende Unterſuchung maaß⸗ 
gebend. | 

Für beide Arten ber Colliſior on laßt ſich aunmehr die 
gemeinſame Aufgabe dahin beſtimmen, . 


28 Buch II. Herrfchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Oertliche Gränzen. 


daß bei jedem Rechtsverhältniß dasjenige 
Rechtsgebiet aufgefuht werde, weldem 
dieſes Rechtsverhältniß eigen— 
thümlichen Natur nach angehört oder 
unterworfen iſt. 

Man kann dieſe Gleichſtellung, im Gegenſatz des oben 
erwähnten ſtrengen Rechts, als freundliche Zulaſſung unter 
ſouveraͤnen Staaten bezeichnen, nämlich als Zulaſſung ur⸗ 
ſprünglich fremder Geſetze unter die Quellen, aus welchen 
die einheimiſchen Gerichte die Beurtheilung mancher Rechts⸗ 
verhältniſſe zu ſchöpfen haben (f). 

Nur darf dieſe Zulaffung nicht gedacht werden: ala 
Ausflug bloßer Großmuth oder Willkür, die zugleich als 
zuͤfaͤllig wechjelnd und: vorübergehend zu denken wäre. 
Bielmehr ift darin eime eigenthümliche und fortjchreitende 
Rechtsentwickelung zu erfenmen, gleichen Schritt haltend 
mit der Behandlung der Eollifionen unter den Particular« 
rechten defjelben Staates (g). 


feiner 


(f) Huser de conflictu le- 


gum $2. „Rectores imperiorum 
id comster agunt, ut jura cujus- 
que populi ... . teneant ubique 
suam vim“. ]. Vosrr. de statu- 
tis $ 1. 12. 17. „Dein guid 
ez comitate gens genti... 
liberaliter et officiose indul- 
gest, permittat, patiatur, ultro 
eitroque“ ... — Storr con- 
flict of laws $ 24—88, 


(C) IH kann daher nicht über- 
einſtimmen mit Wächter! S. 240. 
I. S. 12- 16, wenn er hierin fo 
fehr warnt gegen Verwechfelung 
des richterlichen und Tegislativen 
Standpunftes. Was er zu bem 
legislativen Standpunkt rechnet, 
fällt gewiß großentheils in den 
richterlichen, bei einem Gegenftand, 
ben bie Geſetzgebung ohnehin 


der. wiffenfchaftlichen Entividelung 
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Nur dadurd) muß die eben behauptete Gleichſtellung 
beider Arten der Collifion befchräntt werden, daß bei wie 
derftreitenden Particularrechten ($ 847) die Gollifionsfrage 
entichieden werden kann durd ein über beiden Particulars 
rechten ftebendes gemeinfames Landesgeſetz. Kine folde 
mögliche Auskunft Tann bei wiberftreitenden Gefehen ver 
Ichiedener unabhängiger Staaten allerdings nicht eintreten. 

Dieſer Standpunkt einer völferrechtlihden Gemeinſchaft 
unter unabhängigen Staaten, aus welchem dann die Ans 
näherung zu einer gegenfeitigen Gleichſtellung in der Be⸗ 
handlung der Eollifion verfchiedener pofitiver Rechte bervor- 
gegangen ift, war den Römern fremd. Der Berfehr der 
Bölfer mußte erft den ungeheuren Schwung erhalten haben, 
den wir in neueren Zeiten wahrnehmen, damit das Be 
dürfniß ſolche Grundfähe zur Anerlennung und Ausbildung 
bringen Tonnte. 

Wenn diefer Standpunkt bei neueren Schriftftellern 
nicht geradezu wörtliche Anerkennung gefunden hat, jo liegt 
er do, dem Wefen nad, zum Grunde bei dem in biejer 
Unterfuchung häufig geltend gemachten allgemeinen Gewohn- 
heitsrecht (h). Zwar wird dieſes Gewohnheitsrecht vor⸗ 
zugsweiſe behauptet für das Gebiet des gemeinen deutſchen 


größtentheils überlaffen bat. Auh Sim und Geift feiner Landesge: 
siegt eine Annäherung an bie bier ſetze verweift. 

aufgeftelfte Anficht in einer anderen (h) Wächter J. &. 255261. 
Stelle von Wächter (I. 265), IL ©. 175-177.6.1%. &.871. 
worin er ben Richter auf Rihtung, — Schäffner 8 21. 


80 Buch HI: Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. 1. Oerlliche Grängen. 


Rechts. Allein die Ableitung deffelben aus der (ftet3 fort- 
ichreitenden) Uebereinſtimmung der Schriftfteler und. der 
Richtexiprüche führt gerade hier umwiderftehlich Aber diefe 
Gränze hinaus. Auch daß fehr gewöhnlich über ben In- 
halt und die Gränzen . jenes Gewohnheitsrechts geftritten 
wird, kaun hierin Nichts. Ändern. Die gemeinſame An— 
nahme bed Daſeyns deſſelben, und das gemeinfame Suchen 
nach deſſen Inhalt, iſt entſcheidend für bie hier aufgeftellte 
Behauptung. Schwankende und durch einauder gehende 
Meinungen aber können am wenigſten befremden in einer 
Rechtslehre, die, ſo wie die hier vorlietende, noch erft im 
Werden begriffen iſt 6 


_ 


"Die hier aufüeftefften Grundſahe über. die mögliche, 
wünfchenswerthe, zu erwartende völferrechtliche Gemein⸗ 
ſchaft in der Behandlung der‘ Colliſionen oͤrtlicher Rechte 
fönnen eine befondere Sörberung erhalten, wenn über diefen 
Gegenftand unter verſchiedenen, beſonders unter benach⸗ 
barten Staaten, bei welchen die Colliſionsfaͤlle am haͤufigſten 
eintreten, Staatsverträge geſchloſſen werden. Solche 
Staatöverträge find nicht blos von Rechtslehrern lebhaft 
gewünſcht und empfohlen worden, ſondern auch in der 
That ſchon vorlängſt zu Stande gekommen (k). Es würde 


G. Vgl. hieriber die vorrede zum aegeieigen Bande. 
(k) L Vopz..g I. 2. 1% 
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unrichtig fein, foldhe Verträge, wo fie fih finden, fo aufzu⸗ 
faſſen, als werde darin etwas ganz Neues pofitio feftge- 
ftellt ‚fo daß, abgefehen von denſelben, und vor ihrer Zeit, 
etwa gerade dad Gegentheil’gegolten haben müßte. Biel- 
mehr find fie faft immer ald der Ausdrud der oben dar- 
gelegten allgemeinen Rechtsgemeinſchaft anzufehen, mithin 
als Verſuche, dieſe Rechtsgemeinſchaft ftets vollftändiger zur 
Anerkennung zu bringen. 

Kein Staat hat in neuerer Zeit fo zahlreiche Verträge 
diefer Art mit anderen Staaten geſchloſſen, ald der Preußi⸗ 
Iche, und in, diefen Verträgen beſonders ift der eben aufge» 
ftellte Geſichtspunkt ganz unverkennbar vorherrſchend gewejen. 
Ich will bier eine Meberficht dieſer Preußiſchen Staatsver⸗ 
träge mit Nachbarftaaten geben, um in ber Folge biejer 
Unterfuchung leichter darauf zurüdweilen zu koͤnnen. | 
Bertrag mit Sadfen- Weimar 1824, Gele: Sammlung 

1824. ©. 149. 
—*Sachſen⸗Altenburg .1832, ⸗ 
1832, ©. 105. 

⸗ ⸗Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 1833, ⸗ 
| 1834. ©. 9. | 
⸗ ⸗Reuß⸗Gera 1834, 
J 1834. S. 124. 
⸗ = Königreich Sachſen 1839, ⸗ 
1839. ©. 3653. 
⸗ ⸗Schwarzburg⸗Rudolſtadt 1840, ⸗ 
1840. ©. 239. | 


32 Bud) IM: Herrſchaft ber Rechtsregeln. Kap. 1. Oeriliche Gränzen. 


Vertrag mit Anhalt-Bernburg 1840, Geſetz⸗ Sammlung 
1840. ©. 250. 
⸗ - Braunfdhweig 1841, | ⸗ 
1842. S. 1. 


4. 349. 

Widerſtreitende Territorialrechte in verſchiedenen 

| Staaten. (Fortjegung.) 

Unfere Unterfuhung bat bisher dahin geführt, dat auch 
bei der Entſcheidung über ſolche Rechtsverhaͤltniſſe, welche 
mit verfchiebenen unabhängigen Staaten in Berührung 
fommen, der Richter dasjenige oͤrtliche Recht anzuwenden 
hat, dem das ftreitige Rechtsverhältnik angehört, ohne Un⸗ 
terfchied, ob dieſes örtliche Recht das einheimiſche Recht 
diejes Richter, oder das Recht eined fremden, Staates 
fein mag ($ 348.). 

Diefer Grundſatz aber muß nunmehr beichräntt werben 
mit Rückſicht auf manche Arten von Gefeben, deren befon- 
dere Natur einer fo freien Behandlung der Rechtsgemein⸗ 
ſchaft unter verſchiedenen Staaten widerſtrebt. Bei ſolchen 
Geſetzen wird der Richter das einheimiſche Recht aus- 
ſchließender anzuwenden haben, als es jener Grundſatz ge⸗ 
ſtattet, das fremde Recht dagegen unangewendet laſſen 
müſſen, auch wo jener Grundſatz die Anwendung rechtfer⸗ 
tigen würde. Daraus entſteht eine Reihe von Ausnahme» 
fällen wichtiger Art, deren Gränzen feftzuftellen vielleicht 
die fchwierigfte Aufgabe in diefer ganzen Lehre jein mag. 
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Die oft unbewußte Rüdfiht unferer Schriftfteller auf dieſe 
Ausnahmefälle bat. nicht wenig dazu beigetragen, Die über- 
einftimmende Anerkennung der Regeln zu verhindern, die 
durch diefelben befchränft werden. Sollte es gelingen, jene 
Ausnahmen als foldhe, und zugleih die wahren Gränzen 
derfelben, anf überzeugende Weiſe feftzuftellen, jo dürfte da⸗ 
durch vielleicht mancher Widerftreit uber die Regeln jelbit 
befeitigt, und.fo die gegenfeitige Annäherung der ftreitenden 
Parteien gefördert werden. 

Sh will e8 verfudhen, die amgebeuteten Ausnahmen 
auf zwei Klaffen zurädzuführen: 

A. Geſetze von fireng pofitiver, zwingender 
Natur, die eben wegen diefer Natur zu 
jener freien Behandlung, unabhängig von 
den Gränzen verfchiedener Staaten, nicht 
geeignet find. . 

B. Redtsinftitute eines fremden Staates, des 
ren Dafeyn in dem unfrigen überhaupt 
nicht anerkannt ift, die alfo deswegen auf 
Rechtsſchuz in unferm Stante feinen An- 
ſpruch haben. 

A. Geſetze von ſtreng poſitiver, Wwingender Natur. 

Schon oben find verſchiedene Gegenjäpe in. ber Natur 
und Herkunft der Rechtöregeln hervor gehoben worden (a). 
An Diele müffen wir bier anknüpfen, wir reihen damit 


(a) ©. o. 8.1815. 16. 22. 
VII. - 3 
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aber für den gegenwärtigen Zweck nicht aus, müſſen viel- 
mehr die verſchiedene Natur der Rechtsregeln noch genauer 
betrachten. | | 
Zwar Tönnte man glauben, bier auszureichen mit der 
Unterfcheidung abjoluter und .vermittelnder Rechtsregeln 
($ 16), allein auch darin würde man ſich täufchen.” Zwar 
ift diefe Unterfcheidung infofern von einigem Einfluß: auf 
anjre tage, als niemals eine blos vermittelnde Rechts⸗ 
regel in die Reihe jener Ausnahmefälle gehören wird. (bj). 
Dagegen würde ed umgekehrt ganz .irrig fein, allen abjo- 
Iuten Geſetzen eine jo politive, zwingende Natur zuzuſchrei⸗ 
ben, daß fie unter die Ansnahmefälle gerechnet merden 
müßten. So z. B. gehört jedes Geſetz über den Anfang 
ber Volljährigkeit unter die abtoluten Geſetze, weil es nicht 
blos in Ermangelung einer anders beftimmenden Privat⸗ 
willkür wirken ſoll; dennoch ſind Alle darüber einig, daß 
gerade dieſes Geſetz audy außer den Gränzen des Staates, 
worin ed gegeben iſt, unbedenklich wirken kann ($ 362). 
Ob nun irgend. ein Geſetz unter die Ausnahmefälle zu 
rechnen ift, das hängt vor Allem von der Abficht des Ges 
ſetzgebers ab. Hat ‚diefer fi darüber ausdrüdlich erklärt, 





16) Jedes Geſetz tiber die In⸗ 


teftaterbfolge. iſt ein vermittelndes 


weil es nur wirkt in Ermangelung 
eines letzten Willens. 
es auch allgemein anerkannt, daß 
ſolche 


biete, 


Daher iſt 


Geſetze außer dem Ge⸗ 
wofür fie gegeben ſind, 


wirken können; denn die haͤufigen 
abweichenden Meinungen betreffen 
nicht dieſe Geſetze an ſich, ſondern 


nur ihte Anwendungauf das 


Grundeigenthum, wovon unten 
ausführlich die Rede fein wird 
($ 876). : 
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jo muß diefe Erklärung gelten, da biefelbe dann die Na- 
tur eines Geſetzes über die Eullifion bat, weldes 
ftets unbedingt befolgt werden muß ($ 3484). Allein an 
einer folden ausdrücklichen Erklärung wird es miiſt fehlen, 
und dann bleibt Nichts übrig, als auf die verichiedene Na- 
tur der abſoluten Geſetze zurüd zu geben, die uns auf fol 
gende Unterſcheidung führen muß. 

Eine Klaſſe der abjoluten Geſetze hat keinen anderen 
Grund und Zweck, als die Handhabung des Rechts durch 
fefte Regeln zu fihern, ſo daß ſie erlaffen werden lediglich 
um der Perſonen Willen, welche die Träger der Rechte 
find. Dabin - gehören die Gefepe über die Einfchräaͤnkung 
der Handiungsfähigkeit wegen des Alters, des Geſchlechts 
u. |. w. Ferner bie Gefepe über die Formen der Ueber. 
tragung des Eigenthums (durdy bloßen Vertrag oder durch 
Hebergabe).. — Bei allen Geſetzen folcher Art ift fein Grund 
vorhanden, fie unter die Ausnahmefälle zu rechnen, die da- 
bei eintretende Eollifionen Finnen vielmehr nad) dem Grand» 
fab der freieften Rechtsgemeinſchaft gefchlichtet werden, du 
jeder Stnat unbedenklich auch innerbalb feiner Gränzen 
dem fremden Geſetze folder Art eine Einwirkung geftat- 
ten Kamm. | 

- Eine andere Klaffe der abſoluten Geſetze dagegen 
bat ihren Grund und Zwed außer dem reinen, in feinem 
abitracten Dafeyn aufgefaßten, NRechtögebiet (c), jo daß fie 


\ D 
’ . 


(c) „contra rationem juris“, f. 0. 8. 1 $ 16 Rote p. 
3* 
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erlaffen ‚merden nicht Tediglih um ‚der, Perjonen Millen, 
welche Die Träger der Rechte fird., —, Die Geſetze dieſer 
⸗ſlaffe, können -beruben ‚auf jittlihen Gründen. , Dahin 
gehört jedes Ehegeſetz, welches die. Polygamie gusſchließt. 
— Sie tönnen, auf beruhen auf Gründen, des öffent 
lichen Wohls .(publiea ntilites), mögen; hiefe nun, mehr 
einen politiichen, einen polizeilichen,. ger einen. yallämirth- 
‚jhaftlichen... Charakter an ſich tragen; - Dahin gehören 
monde Geſetze, welche hen Erwerb des Grundeigenthums 
‚von Seiten, ber. Juden einſchränken. 

Alle Geſetze. jolder Art gehören zu den oben erwaͤhn⸗ 
tn Ansnahmefaͤllen, ſo dab in Beziehung auf, ihre Anwen⸗ 
dung ‚jeder Staat für. fih als völlig. abgeſchloſſen erſcheint. 
— Schließt alſo das Geſetz unjers Staates Die Polygamie 
ans, jo muß unfer Richter auch her polygamiſchen Che 
ſolcher Ausländer, ‚deren Landesgeſeg fie zuläßt, den Rechts⸗ 
ſchutz verſagen. — Untarſagt unſer Geſetz ben Juden Die 
Grwerbung des Grundeigenthums, ſo muß unſer Richter 
nicht mur den einheimiſchen Juden hen Erwerb ‚unterfagen, 
ſondern auch ben. auswaͤrtigen, in deren Staqt ‚ein ſolches 
Verhot nicht beſteht, wenngleich nach ben allgemeinen. Re⸗ 
geln über die Colliſion die perſönliche Rechtsfähigleit und 
Handlungsfaͤhigkeit und) den Geſetzen bei Wohnſitzes der 
Perſon beurtbeilt. werden. müßte. , Ebenſo aber umgefehrt 
wird der fremde Staat, heilen Geſetz eine ſolche Beſchrän⸗ 
fung der Juden nicht Fennt, auch die unferm Staate ange: 


u a .*6 
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börenden Juden zum Grundbefig zulafien, ohne Rüuͤckſicht 
auf das beſchraͤntende Geſet ihres perſoͤnlichen Wohnſhes. 


B. Kechteinſtitate eines kremben Staates, deren Daſeyn 
in dem unfrigen überhaupt nicht anerkannt ift. 

Der Richter eined Staates, dem der bürgerliche Tod 
der Franzöfifhen oder. Ruſſiſchen Gefepgebung unbekannt 
ift, wird auf Perfonen, die in biefen Ländern dem bürger⸗ 
lichen Zode unterworfen, worden find, die bamit verbundene 
Rechtsuufaͤhigleit nicht anzumenden haben, wenngleich, nach 
allgemeinen Regeln über die Gollifion, der perfönliche ‚Zus 
ftand beurtheilt werden müßte nad) dem am Wohnſitz gels 
tenden Recht (d), — Eben: iq. wird in einem. Staate, der 
die Sklaverei nicht kennt, ein Negerillane, der. ſich daſelbſt 
aufhält, nicht als Eigenthum feines Herrn, und nicht als 
rechtsunfaͤhig, behandelt werden Zönnen (eo), In diefem 
legten Fall: werben ſogar beide bier aufgeftellte Geſichts⸗ 
punfte zuſammen treffen, umd zu einem und bemfelbeu Ziele 
führen. Die Sftnperel ift als Nechtsinftitut unferm Stante 
fremd, im ihm nicht anerkaunt; und zugleich ift es You 
unferm Stemdpunkte aus etwas durchausUnſittliches, einen 
Menſchen als Sache zu hebimdeln. Bei dem vorher an- 
geführten Fall des bürgerlichen Todes würde nur der erfte 
Grund geltend gemacht werden können, nicht der gweite, da 
1) val. oben B.2 75. — Wirkſamkeit bes Straferkennt⸗ 

Anderer Meinung if in dieſem niffes verneinen möchte. 


Punkte Schäffner $ 36, außer (e) Bädter I. ©. 172. 
wenn man etwa bie auswärtige Schäffner-8 34. 
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der bürgerliche Tod nicht unfittlidyer #, als Ir andere 
fehr harte Strafe. 

Die hier zufammen geftellten aleſſen obfoluter Geſetze, 
ſo verſchieden von einander ſie außerdem ſein mögen, kom⸗ 
men darin überein, daß fie ſich der für die Collifion bes 
örtlichen Rechts im Allgemeinen geforderten Rechtsgemein⸗ 
ſchaft aller Staaten entziehen, daß fte alſo in dieſer Hin- 
fiht eine anomale Natur haben. Es tft aber zu erivarten, 
daß dieſe Ausnahmiefälle, in Folge ber natürlichen Rechts- 
entwidelung der Völker, ſich fortwährend vermindern 
werben m 5 = 


Die in dem gegenwärtigen Paragraphen abgebandelten 
Ausnahmen von den fonft geltenden Megeln der Colliſion 
beziehen ſich zunädft auf bie widerftreitenden Territorial. 
rechte verschiedener Staaten. Bei den Particnlarrechten 
eines und defielben Staates ($ 347) werden Abnliche Ver⸗ 
hältniſſe weit feltener -vorfommen, da die oben dharakteri- 
firten Geſetze von ſtreng pofitiver, zwingender Natur meiſt 
für den ganzen Umfang eines Staates erlaſſen werden, alſo 
ohne Rüdficht auf die Gränzen particnlärer Rechte. Doch 
fommen auch innerhalb. beffelben Staates ſolche anomale 


(f) Die wichtigſten und mannich⸗ wielleidht in. einer zu abfiracten 
faltigften Anwendungen der hier Geftalt erfcheint, wird dort mehr 
aufgefieften Degen werden unten Anſchaulichkeit gewinnen, und 
in der Lehre von der Rechtsfähig-⸗ dureh diefe geeigneter fein, Ueber⸗ 
teit und Handlungsfähigkeit vor- zeugung zu bemirten. 
fommen (8 865). Was nun bier 
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Berhältniffe vor, wenn nämlich die Verſchiedenheit örtlicher 
Rechte aus einer Zeit herrührt, in welcher mandhe gegen- 
wärtige Beftandtheile des Staates noch nicht zu ihm ges 
bört haben. Diefes gilt namentlih von dem Net der . 
Preußiſchen Rheinprovinz im Berbältnid zn dem in den 
übrigen Preußifchen Provinzen geltenden Recht. Dann 
werden die in dem gegenwärtigen Paragraphen aufgeftells 
ten bejonderen Regeln auch innerhalb der Gränzen beffelben 
Staates zur Anwendung fommen Tännen. 


$. 350. 
Die Römische Lehre von origo und domicilium, 


Einleitung. 

Unfere Unterfuchung bat bis jept dahin geführt, daß 
die Colliſion verſchiedener pofltiver Rechte in der Beur- 
tbeilung eines Rechtöverhäftniffes zunächft und hauptfächlich 
zu enticheiden ift nah dem Rechtözuftand der. Perſon, 
welche in biefem Rechtsverhaͤlmiß ſteht, und daß felbft bie 
zahlreichen und wichtigen Abweichungen von diefem Grund⸗ 
ja nur im Zufammenbang mit denfelben und als Modifi⸗ 
cationen deſſelben richtig verftanden werben können ($ 845). 
Es wurbe ferner gezeigt, daB der Rechtszuſtand der Perfon, 
nach der feit langer Zeit allgemein anerkannten Regel, durch 
das Lanbgebiet (nicht durch die Abftammung) beftimmt 
werde ($ 346-348). 

Allein auch dieſe gewonnene Einfiht bat nur erft eine 
formelle Bedentung. Denn es bleibt nody die Frage übrig: 
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Wodurch wird die einzelne Perfon mit ihrem Rechtszuftand 
an das Land gebunden? Welches iſt alſo der Grund, der 
zwiſchen der Perſon und dem Territorialrecht den Zuſammen⸗ 
hang vermittelt? Unſere nächſte Aufgabe muß auf die Be- 
antwortung diejer Frage gerichtet fein. 
Hier treten und num zwei thatfächliche Berhältniffe als 
Solche Bermittelungsgrände entgegen: Origo und domicilium, 
Herkunft und Wohnſitz. Wir haben uns die Bedeutung 
derfelben, den juriftiihen Einfluß, das Vethaltniß beider 
zu einander klar zu machen. 

Daran nun zweifelt Niemand, dab uns ſowohl diefe 
Ausdrüde, als die mit denfelben bezeichneten Rechtsbegriffe, 
durch das Römische Recht zugekommen find: Alle, die davon 
- Anwendung machen, gehen auf die Duellen des Römiſchen 
Rechts zurüd. Wir müſſen alfo vor Allem genau feftzu- 
ftellen ſuchen, was fih die Roͤmiſchen Suriften unter jenen 
Ausdrüden denken, und welchen Einfluß fie den dadurch 
bezeichneten Rechtsbegriffen beilegen. Damit ift aber feines- 
weges gejagt, daß die Römifche Auffaffung derfelben auch 
für und maaßgebend fein. müffe. Vielmehr wird fi im 
Fortgang der Unterſuchung zeigen, dab eben Hierin unfer 
Rechtszuſtand die größten Abweichungen oon dem Roͤmiſchen 
darbietet. Es folk zunächſt nur gegen die auf bloßen Mib- 
verftändniffen beruhende Anwendung vermeintliher Römifcher 
Kunftausdrüde und NRechtöbegriffe ein fiherer Schup ge 
währt werden. | 

Hierin nun hat e3 mit einem der angeführten Aus- 
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drüde, dem demicilium, wenig Gefahr, indem ſich hierin 
der Rechtözuftaud- weientlich nicht verändert bat, dabei Alfo 
ſchon bie tägliche Anwendung hinreiht, bie richtige Aufe 
faffung feftzuhalten. Anders verhält es fi) mit der origo 
(Herkunft); und zwar aud bier nicht etwa deshalb, weil 
die Ausſprüche des Roͤmiſchen Rechts über diefen Gegen⸗ 
ftand- dunkel oder ziveibentig wären, jondern weil hierin 
unfer Rechtszuftand von dem Roͤmiſchen durchaus verichie 
den ift, die Kebenserfahrung aljo nicht ſchon ald Schutz gegen 
eine unrichtige Auffaflung der Begriffe. dienen kann. Da 
num. ber eben erwähnte Ausdruck an fih leicht dahin führt, 
ihn von dem Geburtsort zu verfichen, jo bat ſich dieſer 
legte Begriff bei den neueren Rechtslehrern häufig Geltung 
verschafft, auch bei denen, die Daneben die wahre Bedeutung 
Der origo aus den Duellen des Romiſchen Rechts an⸗ 
geben (a). Der bloße Geburtsort an fih aber ift en hoͤchſt 
zufälliger Nmftand, ohne allen juriftiichen Einfluß. 

Bevor nun der wahre Sinn jener Kunftausdrüde feſt⸗ 
geftellt werben kaun, muß bemerklich gemacht werden, daß 
die praktiſche Bedeutung berjelben keinesweges auf die Ent- 


(a) Vort. ad Pand. V. 1. 
$ 91. „Est autem originis lo- 
cus, in quo quis natus est, aut 
nasci debuit, licet forte re 
ipsa alibi natus esset, matre in 
peregrinatione _parturiente. “ 
Durch den Zufag wird allerdings 
den nachtheiligen Folgen des fal- 
hen Grundbegriffs entgegen ge- 


arbeitet; bie folgenden Allegate 
aber erwähnen, daß bierin bie 
Meinungen ſchwankend feien. Eben 
fo it Glück B. 6 53 511 ſchwan⸗ 
kend und verworren, indem mitten 


in die richtigen Angaben immer . 


wieder ber Geburtsort hinein 
ſpielt. 
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ſcheidung unfrer Gollifionsfrage, als auf eine vereinzelte 
Folge, eingefchräntt werden darf, fondern daß vielmehr 
diefe Entſcheidung ſelbſt nur als einzelnes Stüd eines 
größeren Zufamnienhanges anfgefaßt werben darf. 

Jeder Einzelne nimlih ift in den DVerhältniffen bes 
öffentlichen Rechts im einer: zweifachen Abhängigkeit oder 
Verpflichtung zır denken. Erſtlich zu dem Staate imi 
Gaͤnzen, dem er ald Bürger -und Umterthan angehört. 
Zweitens -zu irgend einem erigeren, örtlichen Kreiſe (nach 
Römifcher Berfaffung einer Stabtgemeinde),‘ der ein orga 
nifches Glied jenes größeren Ganzen’ bildet. Die’ Abhängig: 
feit von dieſem engeren Kreiſe, der Zuſammenhang mit 
demjelben, erſcheint in mannichfaltigen wichtigen Folgen; 
nach Roͤmiſchem Recht bald in der Verpflichtung zu flaͤdti⸗ 
ſchen Laſten (munsra); bald it dem Gehorſam gegen ftäd- 
tiſche Obrigkeiten; bald in dem ftädtifchen poſitiven Recht, 
weldyes als das perjönliche Recht dieſes Gingeinen a anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Der Gehorſam gegen die oͤrtlichen Obrigkeiten zeigt fich 
in dem Gerichtsſtand, dem jeder Einzelne regelmäßig unter: 
worfen iſt, dem forum origines und forum domiecilii. 

Das örtliche poſitive Recht endlich, ala das perfünliche 
Recht jedes Einzelnen, war die Veranlaffung, dieſen Ge— 
genftand ſchon an diefer Stelle vorläufig zur Sprache zu 
bringen; ed Sollte namentlich ſchon im Eingang auf den 
Zuſammenhang zwifchen dem Gerichtsjtand und dem pers 
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ſönlichen Recht (forum und lex originis, forum und lex 
domicilii) aufmerfjam gemacht werben (b). 

Nach diefer Vorbemerfung foll nunmehr fowohl die 
wahre Bedeutung von origo und domieilium im Römijchen 
Recht, als das praktiſche Verhältniß diefer beiden Begriffe 
zu einander, feflgeftellt werden. Es verhält ſich nämlich 
damit alfo, dab für jeden inzeluen durch origo und 
domichium beftimmt wird: 

1. Die Verpflichtung zur üheilnahme an ftäbtiichen Laften 
(munera). 

2. Der Gehorfam gegen die ftädtiichen Obrigleiten, ins⸗ 
befondere der davon abhängende perfönliche Gerichts- 
ftand. | 

3. Das anf ihn anmendbare eigenthümliche Recht einer 
Stadt als Eigenſchaft ſeiner Perſon. 

Und zwar werden dieſe Wirkungen hervorgebracht bald 
von den beiden oben bezeiääneten Verbältniffen (origo und 
domiciliam) neben einander, fo daß fie an zwei verſchie⸗ 
denen Drten zugleich eintreten Tonnen, bald von einem der- 
jelben allein. Alles Dieſes fol nunmehr näher beftimmt 
werben. | 


(6) Es darf nit anſtößig und Begeidinung if erfi Im Fort⸗ 
gefunden merden, daß hier von gang der Unterſuchung möglich, 
diefen Dingen in fo allgenteinen, und zwar fomwohl für das Nömi- 
abftracten Ausdrüden geſprochen ſche Recht, als für das heutige. 
wird. Die genauere Beſtimmung 


. 
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881. . 

Die Nönfifche, Lehre von origo und demicilium 

| I. Origo.. 
Gemeinſame Quellen für orige und omieilium. 
. Die. L. 1. (ad munieipalem et de incolis), und L. 4. (de 
muneribus et hovoribus).-: . u Zu 
Cop. X. 38. (de municipibus et originariie), uund X. 39. 
(de ineolis, es ubi quis domiciliam habere videtur. 
et de his, qui studiorum causa in alia civitate degunt) 





Zur Zeit der ausgebildeten Römiſchen Verfaſſung gegen 
das Ende der Republik und in den erſten Jahrhunderten 
der Kaiſerregierung, war der Zuftand der einzelnen Beſtand⸗ 
theile des Romiſchen Reichs folgender (a). 

Ganz Italien, außer ber Stadt Rom, beſtand aus einer - 
großen Zahl von Stadtgemeinden, meiſt Munieipien und 
Colonieen, nebſt einigen untergeordneten Klaſſen von Ge— 
meinden. Jede derſelben hatte eine mehr oder weniger 
ſelbſtſtändige Verfaſſung, mit eigenen Obrigkeiten, mit Ge⸗ 
richtsbarkeit, und jelbft mit beſonderer Geſetzgebung ($347 d.). 
Der ganze Boden von Stalien alſo, mit Ausnahme der 
Stadt Rom und ihres befonderen Gebietes, war in ben 
Gebieten dieſer Städte * enthalten, und alle einzelne Ein⸗ 


a) Bol. Savigny Geſchichte des Römischen Rechts im Mittel- 
olter. 8.1. Kay. 2. 
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wohner von Italien waren Angehörige entweder der Stadt 
Rom, oder irgend einer diefer fähtiichen Gemeinden. 

Die Provinzen dagegen hatten urfprönglich ſehr ver- 
ſchiedene Berfaflungen. Indefſen wurden fie allmälig immer 
mehr der Städteverfaffung von Italien amgenäbert, wenn 
gleich dieſe nicht jo vollftändig .unb eingreifend in ihnen 
durchgeführt. wurde. - Zur Zeit der großen Zuriften, im 
zweiten und dritten Jahrhundert unfrer Zeitrechnung, fonnte 
. man ‚deu fo eben für Italien aufgeftellten Grundſatz faft 
auf dad ganze Reich anwenden: der Boden bes Reichs 
‚war feft ganz in beftimmten Stabtgebieten enthalten, und 
die Einwohner des Reicha maren nuumehr Angehoͤrige ent⸗ 
weder der Stdt Rom, oder irgend einer anderen ſtaädtiſchen 
Gemeinde (b). 

Die Stadtgemeinden führen den gemeinſamen Namen 
civitates oder respublicae (e). Das Gebiet jeder Stadt 
heißt territorium, auch wohl regio (d). Jedes ftädtifche 
Gebiet, und die demjelben angehärende Gemeinde, umfahte 


(b) In wiefern fie auch beides 
zugleid fein konnten, fpäterhin 
fogar fein mußten, wird weiter 
unten feßgefellt werhen. 

(*) ©. o. 2. 2 5 87.. Au 
municipes, als collectiver Aus⸗ 
drud, wird häufig gebraucht, um 
die Gemeinde ſelbſt, als juriftifche 
Berfon, zu bezeichnen, der Aus: 
drud flieht baum für municipium, 
weiches letzte aber gerabe in biejer 
abfiracten Bedeutung (für Städte 


jeder Art) nicht üblich iſt ($ 352. 
) 


f. 8.). 

(d) Territorium L. 289 8 8 
de,V. 8.(50. 16), Z.20 de jurisd. 
(2. 1), L. 20 de jud. (5. 1). 
L. 53 C. de decur. (10. 81). — 
Regio. Sıcurus Fracous de 
condicionibus agrorum, gleich 
im Anfang der Schrift, p. 135 der 
Gromatiei veteres ed. Lach- 
mann. Berol, 1848. 
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zugleich ‘die in deſſen Gränzen befindlichen vici (e), fo wie 
die darin einzeln liegenden Höfe, in welchen zu allen Beiten | 
ein fo-großer Theil der Bevölkerung von Italien enthalten 
war; Aus dieſem Grunde eben läht fi behaupten, daß 
faft der gefammte Boden des Reichs in einer großen Zahl 
von Stadtgebieten aufging. 

Es ift nunmehr zu beftimmen, wie: jeder Einzelne An⸗ 
geböriger einer Stadtgemeinde wird, alſo zu:ähr in. ein 
beſtiumtes Verhältniß der Abhäugigkeit tritt. Diejes ge 
ſchieht auf zweierlei Weiſe: erſtlich darch das Bürger⸗ 
recht der Gemeinde (erigo), zweitens durch! den Bohne. 
ſitz ur dem Be Gomleiium) 

L Bügerredt. 

Das Bürgerrecht wird erworben durch folgende That⸗ 
fachen: Geburt, Adoption, Sreitaffung, Auf— 
nahme (). J 

1." Geburt {origo, nativitas) (Note £.). 

Dieſe Entitehungsart ift völlig unabhängig von 
dent freien Willen Desjenigen, der dadurd) der Stadt 
‚angehört: . | . 

Sie ift die regelmäßige und änfifte und daher 
wird ganz gewöhnlich der Name derjelben gebraucht, 


“ (e) LE. % ad'mun. (50. 1). aut müunumissio, aut adoptio“. 
"On der Älteren! Zeit gab te auch L.7'C. de incolis (10.39) „Uives 
vici, die eine eigeite res publita quidem origo, manumissio, allec- 
hatten. Fesrus V. viei. tio, vel adoptio, incolas vero . 
(f) L. 30° pr. ud min. (50. 1.) domieilium facit*. | 
„Municipem aut nautivitas facit, or “ 





(6) 
ad mun. (50. 1). 
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um das Bärgerverhältniß ſelbſt, das dadurch ent⸗ 
ſteht, zu bezeichnen (6). 

Es iſt damit gemeint Die Erzeugung in einer 
rechtögültigen Ehe, wenn ber Bater jelbft das Bür⸗ 
gerrecht hat (b). Die Vaterſtadt der Mutter iſt 
dabei in der Regel ohne Einßuß, jedoch hatten einige 
Städte das befondere Privilegium, daß aud das 
Bürgerrecht der ihnen, angehörenden Frauen auf die 
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„ebelihen Kinder derjelben übergeben ſollte (i). — 


Uneheliche Kinder jollten durch origo das Bürger 
recht in der Baterjtadt der. Mutter erwerben (k). 
Adoption (Note -f.). 

Dadurch wird das angeborne Bürgerrecht nicht aufs 
gehoben, ſondern der Adoptivſohn hat nunmehr ein 
zweifaches Bürgerverhältniß, welches auch, auf deffen 
Kinder forterbt (1). — Die Emancipation ded Adop⸗ 
tiofindes aber zerftört jede Wirfung der Adoption, 
und je aud dieſe dem öffentlichen Rechte angehö- 
rende Wirfung (m). | | 


L.6 pr. 51.3. 29 
L, 15 $ 3 eod. 


ii} 2.1.82 ad mun. (50.1), 
Es ift wicht Har, ob nun das Kiub 





(jus originis). — Andere, aller- 
dings genauer vedende, Stellen 


nennen das Xechtsverhältniß (befien _ 


Entſtehung nur bie origo ift, und 
zwar nicht immer) patria oder 
eivitas. L. 27 pr. L. 30 eod. 

ib) 2.18% L. 61814d 
nun. (50. ” 1.3 .C. de munig. 
(10. 38). 


IR 


aur in der Vaterflabt der Mutter 
Bürger fein follte, oder in beiden 
Städten. Das Letzte ift wohl an 
ſich wahrſcheinlicher. 
L.182 L. 9 ad mun. 
(50. 1). 

li 2.1533 L. us 


ad mun. (50. 1. 


(m) L. 16 ad mun, (50. 9 


48 Buch IT. Herrſchaft ber Xechtoregeln. Rap. I. Oertliche Gränzen. | 
3. Sreilaffung (Rote f) 





Der freigelaffene SHave Tonnte Fein angebornes 
Necht haben. Dagegen erwarb er durch die Frei⸗ 
laffung das Bürgerrecht in der Baterftadt des Pa- 
trons, welches dann wiederum auf feine Kinder fort» 
erbte. Hatte ‚der Patron ein mehrfaches Bürger: 
recht, oder wurde ein gemeinfchaftlicher Sklave meh⸗ 
terer Herren von dieſen freigelaſſen, ſo konnte auch 
durch Die Freilaſſung ein mehrfaches Bürgerrecht 
entſtehen (n). 

. Aufnahme (allectio) (o). 

Darunter ift zu verftehen die freiwillige Gewährung 
des Bürgerredhts von Seiten der ſtaͤdtiſchen Behörde, 
an deren Zuläffigkeit obnehin nicht zu zweifeln jein 


würde, 
wäre. 


(in) 1.683. L. 7. L. 22 
pr. L. 2% pr. L. I 8 1 ad 
mun. (50. 1), L. 3 $ 8 de mun. 
(50. 4.), L. 2 C. de municip. 
(10. 38). — neber den Tert und 
den Sinn der L. 22 pr. ad mun. 
vgl. Zeitſchrift file geſchichtliche 
Rechtswiſſenſchaft 8. 9 S. IL — 


38 — Der Erwerb des Stadt: . 


bürgerrechts durchFreilaſſung formte 
aber nur behauptet werden von 
einer vollgültigen Freilaſſung. Die 
dediticii wurden nicht Bürger in 
der Stadt ihres Patrone ($ 856), 


auch wenn fie nicht ausdrüdlich bezeugt 


und eben fo wohl auch die Latini 
Jumiani. . 

(0) L.7 C. de incolis (10. 39) 
„allectio vel adoptio“. Daß 
in einigen Hff. vel fehlt, in an- 
deren dafür atque fteht, hat keinen 
Einfluß auf den Sinn. Wichtiger 
ift die Variante: allectio id est 
sdoptio, welches Cujacius ans 
Hſſ. anführt, ohne fie zu billigen 
{in III. libros, opp. Il. 787). 
Dadurch würde die Aufnahme als 
eine befondere Erwerbungsart ganz ' 
befeitigt, welche zu bezweifeln jedoch 
gar kein Grund vorhanden ift. 


= 
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Aufgeboben wurde das Bürgerrecht mit feinen Folgen 
nicht durch den. einfeitigen Willen der Perjonen, die durch 
irgend eine der bier angegebenen Thatjachen in dafjelbe ein- 
getreten waren (p).. — Durch rechtsgültige She in einer 
fremden Stadt trat die Ehefrau zwar nicht eigentlich aus 
dem angebornen Bürgerverbältniß aus; allein fie war, wäh» 
rend der Dauer der Ehe, von den Damit verbundenen per- 
foͤnlichen Laſten (munera) befreit (g). — Eine ähnliche Ber 
freiang von perjönlichen Laften, ohne gänzlide Zerſtoͤrung 
des angebornen Bürgerrechts, galt für den Stadtbüzger, 
ber zur Würde eined Senatord des Roͤmiſchen Reis er⸗ 
hoben wurde, jo wie für deſſen Rachkommenſchaft Ir); des: 
* gleichen für jeden Soldaten, jo lange ſein Dienſtverhaͤltniß 
dauerte (8). | 

Aus den bier aufgeftellten- Kegeln folgt der wichtige 
Sag, daB nicht jelten. eine uud dieſelbe Perſon zu mehreren 
Städten des Römiſchen Reichs gleichzeitig in einem wahren 
Bürgerverhältniß ſtehen Tonnte, alfo die Rechte einer jeden 
dieſer Städte vereinigte, und die Laften einer jeden zu tra⸗ 
gen hatte (t). So konnte zu dem angeborenen Bürgerrecht 


(p) Z.6 pr. ad mun. (50.1), 
L.4.5 C. de municip. (10.38). - 
Eine Entlaffung dur die Stadt. 
behörde mußte eben fo gut eintreten 
können, ale die Aufnahme durd 
diefelbe. 

(4) 1.37 82. L.33 83 ad 
mun. (50. 1). Z. 1 C. de mmner. 
(10. 62). 

VIII. 


(r) L. 2B pr. L. 22 8 4. 5 ad 
mun. (50 1). 

(6) L. 3 81L. L.483 de 
nuner. (0 4). 

(t) Diefer Say fcheint im Wi: 
berfpruch zu ftehen mit Orcuro 
pro Balbo Cap. II. .Duarum 
civitatum civis e886 nostro jure 
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ein fpätered durd; Adoption oder Aufnahme treten, melde 
beide neben einander beftanden (Note I). Und eben-fo konnte . 
der freigelafjene Sklave gleich. Anfangs in ein mehrfaches 
Bürgerverhaͤltniß durch die Freilaſſung gebracht werden 
Roten). . n 
Auf der anderen Seite aber war es denkbar, daß Je⸗ 
-mand in keiner Stadt ein Bürgerverhältniß batte, obgleich 
-diefer Fall- gewiß nicht häufig vorkam. Er mußte eintre⸗ 
‚den, wenn em Ausländer ala Einwohner in das Römiſche 
Reich ‚aufgenommen wurde, ohne durd) Aufnahme Bürger 
‚irgend .einer einzelnen Stadt’ zu werden (Note o); ‚eben ſo, 
weonn der Bürger irgend einer Stadt aug dem ffädtiſchen 
WVerband derſelben entlaſfſen wurde Note p), ohne: in eine 
andere Bürgergemeinde aufgenommen zu werden; endlich 
Aauch bei: den Freigélafſenen der unteriten :Klafle, ‚welche 
‚deditifioram numero waren, .und feiner Gemeinde auge⸗ 
hörten u. — re 


8. 35% 
Die Römifhe Fehre von’ origo und domicilium. 
l. Origo. ($ortfegung.) 
Die urfprüngliche große Berfchiedenheit der Städte- 
‚verfaflung in, Italien und den Provinzen könnte Teicht zu 


eivili .nemd potest.“ Wllein in -neben demfelben ftanden. Wir 
diefer Stelle ft die Rebe von Sprechen von den . Städten imer⸗ 
Städten außer dem Römifchen halb des Römiſchen Reichs. ” 
Staate, die als ſorweräne Staaten (u) Urpiam. XX. $ 14. 

* . 
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der Annahme verleiten, dab die bier vorgetragenen Regeln 
über die Stadigebiete und das Stadtbürgerreht nur in 
Stalien, nit in den Provinzen, Geltung gehabt hätten. 
In der That aber war hierin fait gar Fein linterfchied. 

Die Stadtgebiete (territoria) waren in faft allen Pro» 
‚sinzen (a) eben fo abgegränzt, wie in Stalieu. Dieſe 
Gränzen, fo wie ber Einfinß derfelben auf die Berpflid- 
tung zu ftädtiichen Laften, namentlich in den zu den Städten 
gehörenden Dörfern, gaben aud in den Provinzen nidt 
jelten Aulaß zu Prozeſſen. Nur darin wirb ein Unterſchied 
‚bemerkt, daß in manchen Provinzen, namentlich in Afriba, 
Die Stadigebiete nicht den ganzen Boden des Landes er⸗ 
Ichöpfen, indem hier ine Befig mancher Privatperſonen, auch 
des Kaifers, jehr ausgedehnte, zur Weide beuupte, Lamb» 
ftreden (saltus) waren, die ganz für fi beftanden, und 
zu feinem Stabtgebiete gehörten (b). 

Die oben vorgeiragene Lehre von dem Stabtbürgerrecht, 
welches durch Geburt, Sreilaffung u. ſ. w. entfland, wird 
von den alten Suriften in Anwendung auf Provinzialftäbte, 





{a) Es muß nämlich Aegypten 
ausgenommen werden, weldhes in 
jeber Hinſicht eine durch große Be⸗ 
ſchränkungen außgezeidänete Ver⸗ 
faffung hatte. Ge war daſelbſt 
fein Proconſul ober Proprätor, 
fondern nur ein praefectus Au- 
gustalis von geringerem Rang. 
(Dio Cass. 51. 17, 58. 13, 
Tacıtus hist, 1.12, Digest. 1.17). 


Ehen fo aber gab es dafelbſt nur 
Diftricte (Nomen), keine Gtadt- 
gemeinden, und nur in Alexandrien 
fand ſich ein Bürgerredht (Puneres 
epist. X. 5. 22. 28). 

(ib) Acsnnnıes Ursıcus de 
controversiis agrorum p. 84. 85 
der Gromatioi vetores ed. Lach- 
mann Berol. 1848. 


4” 
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ganz ohne Unterfchied von den SItalienifchen Städten, vor- 
getragen (c). Eben jo audy die Anwendung dieſes Rechts 
auf die ftädtiichen Laften, fo wie auf Die einzelnen Befrei- 
ungen von dieſen Laſten (vacatio und immunitas) (d). 
So vielfachen und unzweideutigen Zeugniſſen gegen⸗ 
über würde mit Unrecht eine Stelle des Ulpian gel- 
tend gemacht werden, zum Beweiſe, daß in den Provinzen 
überhaupt fein jus originis, ſondern nur allein das domi- 
cilium, beachtet worden wäre (e). | 
Hieran fchließt füch folgende, zum Verſtaͤndniß unſerer 
Rechtdquellen nicht unwichtige, Bemerkung über den Sprach⸗ 
gebrauch, welche: die Bedeutung: der Ausdrücke municipium 
und ‚municeps zum . Gegeuftend‘ hat. — Die: urjprüng- 


” — 
24 ' . [a 


(0) L.1$2%. L 37 pr. ad 


mun. (50. 1) (Ilium, Delphi, 
Bontus). L. 2 C. de municıp. 
(10. 38) (Aquitaniſche Städte). 


L. 7 8 10 de interd. et. releg.- 


(48. 22). 

(d) L. 8 pr. L.10 8 1 de 
vacat. (50.5), L.5 $ 1 dej. 
immunitatis (50. 6).. 

(6) L. 190 de V. S. (50. 16) 
„Provinciales: e0og accipere de- 
bemus, qui in provincis domi- 
cilium habent, non: eos, qui in 
provincia oriundi sunt.“ Dieſe 
Stelle, wie ſo viele andere.deffelben 
Titers, hat nur in den Digeften 
einen falſchen Schein von Allge⸗ 
meinbheit, anftatt daß fie urjprüng- 


x 


‚Stelle: 


- gelehrt: 


She Bedeutung dieſer Ausdrücke At wicht blos im: neueren 


fi nur von einer ganz einzelnen 


Anwendungvperſtandenwerden follte, 


die nur jetzt nicht mit Sicherheit 
zu ermitteln if. gl. über dieſe 
Gosxprinszana' St. 81 
N. 2 ©. 34—43. Conrapı par- 
erga p. 488-506. Hollmeg 
Berfuhe S. 6. — Bei dem Ehe- 
verbot zwiſchen den Römiſchen 
Provinzialbeamten und den Bro- 
vinzialinnen Heißt es in L. 38 pr. 
de ritu nupt. (23. 2) gerade um» 
- „inde oriaudam, vel 
ibi: domiciliuni habentem uxo- 
rem ducere non potest“, wobei 

ganz willlürlich if, wenn 
rar das vel durch id ost 
erklären ‚wollen. | 
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Zeiten beftritten und zweifelhaft, fie war es auch ſchon bei 
den Nömern felbfl. Die Zweifel find dabei theils ſprach⸗ 
licher, theils fachlicher, alſo geſchichtlicher Art (f. Wir 
fönnen aber für unfern Zweck diefe fchwierige Unterfuchung 
auf ſich beruhen laffen, ba fi ſpaͤterhin der Sprachgebrauch 
im folgender Weife unzweifelhaft feftgeftellt hat. — Seit 
der Lex Julia über das allgemeine Bürgerrecht von Italien 
war municipium die regelmäßige Bezeichnung der Einen 
Hauptklafſe Stalifher Städte, der Städte nämlich,- die nicht 
von Rom and als Gemeinden zuerft begründet worden 
waren, im Gegenſatz der anderen Hauptllaffe, der colo- 
niae (g). Der Name ’municipium, der allerdings auch in 
den Provinzen nicht jelten ift, wurde aber auf die Pros 
vinzen keinesweges allgemein übertragen, zu ber Zeit, als 
die Eivität dem ganzen Reiche, alſo allen Städten, mit- 
getheilt wurde. Sollte nun eine Stadtgemeinde überhaupt 
bezeichnet werden, ohne Unterſchied zwiihen Municipien 
und Golonien, zwiſchen Italien und den Provinzen, fo 
wurden dafür regelmäßig die Ausdrüde respublica und 
eivitag gebraucht. — Municeps aber erſcheint bei den alten 
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(f) Bgl. befonders Niebuhr 
Römische Geſchichte B. 2 ©. 56— 
88. der dritten Ausgabe. Außer: 
„dam iſt zu bemigen ein Programmı 
von Rudorff, welches ale Bor- 
rede zum lateiniſchen Lections- 
Katalog der Berliner Univerſitüt, 
Binterſemeſter 1848, abgebrudtt iſt. 

(8) Im der Lex Julia muniei⸗ 


palis (tahula Heracleensis) iſt bie 
regelmäßige, ſtets wieberkehrende, 
Aufzahlung ber Stadtgemeinden 
in Staften folgende: munieipium, 
colonia, praefectura, forum, 
conciliabulum (HausoLp mo- 
numenta legalia N. XVI); faft 
eben fo in der Lex Rubria (ibid. 
N. XXI), 


iu #7 
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Juriſten als die gemeinſame Bezeichnung eines ‚jeden Stadt- 
bürgers, ohne Rüdficht auf die eben erwähnten Unterfchiebe, 
aljo eben jo allgemein, wie der für das Ganze gebrauchten 
Ausdrüde respublica und civitas .(h).. Für Diefe ver⸗ 
ſchie denartige Ausdehnung beider an ſich verwandter Aus« 
drüde läßt fih aud ein befriedigender Grund angeben. | 
Wollte man etwa nur bie Stabtbürger in den ‚eigentlichen 
Municipien munieipes nennen, jo. wäre für die Stadtbür⸗ 
ger überhaupt kaum ein anderer Name übrig geblieben, als. 
eivis (i), analog .mit- civitas, worunter wirklich jede Stadt⸗ 


{hy Z.1 81 ad mun. (50. 1) 
„Et proprie quidem municipes 
. zappellantur muneris participes, 


recepti in civitatem, ut munera - 


nobiscum facerent; sed nunc 
abusive municipes dicimus suae 
ceujusque civitatis cives, utputa 
Campanos, Puteolanos.. (Im 
8.2 wird derſelbe Sprachgebrauch 
angemwenbet auf Ilium und Delphi). 


Eben ſo in Z. 23 pr. eod. 
Day abusive bat hier eine doppelte - 


Bedeutung. Erſtlich (wovon Ul⸗ 
pian zunähft ſpricht) im Gegen⸗ 
ſatz der oben im Tert erwähnten 
urſprünglichen, alterthümlichen Be⸗ 
deutang, die in den vorhergehenden 
Worten des Upian angedeutet if. 
Zweitens aber auch in der anderen 
Bedeutung, daß Municeps nicht 
blos auf Municipien angewendet 
wurde, ſondern auch anf Colonieen 
us Provinzialſtädte. Dieſe letzten 
kommen un $ 2 vor; Puteoli aber 
war feit Nero durchaus Kolanig 


n 


Tacırus ann. XIV. 27. — 
ber erften Beziehung findet fich der 
abufive Sprachgebraud (muni- 
ceps. für civis überhaupt) ſchon 
bei Cicero ad fam. XII. II 
„meos municipes Arpinates‘‘ pra 
Oluentio 16 „municipum suorum 
dissimillimus“ und de legibüs 
Il. 2- Sehr genau unterfcheibet 
noch die 2er Julia municipalis 


In. 145 (Hausotp pag. 129): 


municipes, coloni unb qui. ejus 
praefecturae erant (vgl. lin. 
159-163), Usb dennoch. mag 
gerade dieſes Gefe die fpätere 
allgemeine Bedeutung des Aus- 
drudso municipes vorʒugsaweiſe be- 
fördert Haben, da daſſelbe die Ita 
den Stadthürger aller Klaſſen 
gemeinſchaftlich umfaßte, und zu⸗ 
gleich den Namen Lex Julia mu- 
nicipalis führte. nn 
4) So kommt biefer Ausdrud 
in der That vor in LI C, de 
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gemeinde ohne Unterſchied verftanden wurde. Allein der 
Ansdruck eivis war bier weniger brauchbar, weil er in der 
Klaſſifikation der cives, Iakini, peregrini, eine für die alten 
Juriſten allzu wichtige und unentbebrlide Stellung hatte, 
um noch für einen andern Zwed verwendet zu werden, 
welches zu mancher Zweideutigleit geführt haben würde. 

So ift alfo municeps der allgemeine Ausdruck gewor⸗ 
den, für jeden Subaber irgend eines Stadtbürgerrechts 
außer Rom, alſo für alle diegenigen Perfonen, deren gemeinr 
ſame Angebörigfeit am eine Stadtgemeinde außerdem ſehr 
gewöhnlich mit origo ober: auch patria bezeichnet wird. 


Eine fehr eigenthümliche Ausdehnung erhielt die auf 
dad Bürgerrecht gegründete Angehörigleit an eine Stadt⸗ 
gemeinde, jeit die Römiſche Givität durch die Ler Julia 
an ganz Italien, durch eine Verordnung von Garacalla 
auch an alle Provinzen, gegeben worden war. Denn da 
die Roͤmiſche Civität, ihrem Urbegriff nad, das Bürger: 
redht der Stadt Rom war, jo hatten nunmehr faft alle 
. Stadtbärger in Italien und in den Provinzen, die ohnehin 
ſchon ein mehrfaches Bürgerrecht zufällig haben konnten 
($ 351), mindeftens ein zweifaches Bürgerreiht: das ihrer 
eigenen Stadt, und das der Stadt Rom. Dieſe doppelte 
patria wird, dann auch in ganz verſchiedenen Zeiten aus⸗ 
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drücklich anerfannt (k). — Indeſſen war biefes Berhält- 
nig von’ minderer Wichtigkeit, ald man ihm auf den erften 
Blick zufchreiben möchte. Bei dem Stabtbürgerreiht von 
Rom kamen die in andern Städten wichtigen ftädtifchen 
Laften und Verpflichtungen (munera) wenig in Betracht, da 
für dieſe Zwede in Nom meift‘ auf andere Weile geforgt 
war. — Der auf das Stadtbürgerredyt gegründete Ge⸗ 
richtsſtand (forum originis) vor den Gerichten der Stadt 
Rom war allerdings auch für die Bürger anderer Stäbte 
vorhanden, jedoch nur unter großen Einſchränkungen. Er 
galt nur, wenn diefe Bürger fich zufällig in Rom aufbiel- 
ten, und auch dann nur unter dem Vorbehalt zahlreicher 
Ausnahmen, die: unter dem gemeinfamen Namen des jus 
revocandi domum begriffen werden (1), — Was endlidy 
die Anwendung des örtlihen Rechts der Stadt Rom auf 
die Perfonen der Bürger anderer Städte betrifft (alfo das 
eigentliche Ziel unfrer ganzen gegenwärtigen Unterfuchung), 
jo kann davon erft weiter unten ($ 357) in einem größeren 
Zufammenhang geredet werden: 

Es würde jedoch unrichtig fein, der hier erwähnten 
neuen Combination den Sinn beizulegen, ald ob nun in 


Cicero fpridt nur von Stabt- 
bürgern aus Italien (municipes), 
Modeſtin Spricht‘ ganz alfgemein,e 


(k) Cicero de legibus Il, 2 
„omnibus municipibus duas 
esse censeo Patrias, unam 


naturae, alteram civitatis ... 
habuit alteram loci patriam, 
alteram juris.“ — L.83 ad mun. 
(50. 1) (Modestinus): „Roma 
communis nostra patria est.“ 


(nostra); jeder nad) dem Recht 


feiner Zeit. 
d) 2.28 84 ex qui. caus, 
(4.6), L. 2 8 3—6 de jud. 


(5. 1), L. 4—28 eod. 
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der That alle freie Einwohner des Nömifhen Reichs min» 
deftens das Stadtbürgerredht von Rom (ald cives roman) 
hätten haben müffen. Denn ed gab auch nad) der Ber: 
ordnung des K. Caracalla über die Civität noch immer 
eine nicht geringe Zahl von Perfonen, die in niedere Klaf- 
jen neu eintraten, und durch welche alfo diefe Klaffen ftets 
erhalten wurden: theild indem durch unvollftändige Frei 
faffung neue Latini und peregrini entftanden (m), theils 
dur Cinwanderung von Ausländern in das Roömiſche 
Reich, welchen nicht gerade aud die Givität neben ihrer 
Aufnahme als Unterthanen ertheilt wurde. 

So bleibt alfo für alle Zeiten der oben (8 351) aufs 
geftellte Sap wahr, dab freie Einwohner des Romiſchen 
Reichs ohne alles Bürgerverhältniß zu irgend einer Stadt 
fein konnten, wenngleich freilich die Anwendung dieſes 
Sapes im Laufe der Zeit feltener und unbebentender wurde. 


8. 358. 


Die Römifhe Lehre von origo und domicilium. 
I. Domicilium. 


Duellen (f. o. $. 350). 
Schriftſteller: 
Lavtersach de domicilio 1663 (Diss. Vol. 2. N. 72.). 


im) Erſt Suftinian bob diefe und zwar ſowohl in den auf ſolche 
mpollkändigen Freilaffungen auf Weiſe freigelaffenen Sklaven ſelbſt, 
(Cod. VII. 5.6), deren Wirkungen ai® in den Nachkommen berfeiben 
alfo big anf ihn fortgedauert hatten. 


% 
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Taomasıus de vagabando (Diss. Vol. 1. X. 3.). 
Glück B. 6. $ 512—515. 
Kierulff B. 1. ©: 122—128. 


Der zweite Grund, wodurch ber Einzelne Angehöriger, 
einer Stadtgemeinde werden konnte, war der Wohnſitz 


(domicilium) (a). 


„Als Wohnfig eines Menſchen iſt derjenige Ort zu-be- 
traten, welchen derjelbe zum bleibenden Aufenthalt, und 
dadurch zugleih zum Mittelpunkt jeiner Rechtsverhältuifie 
und Gejchäfte frei gewählt hat (b).. — Der bleibende 
Aufenthalt ſchließt aber weber .eine vorübergehende Abwe- 


(a) Wohnfitz Halte ih für 
bezeichmender und darum beſſer 
al8 Wohnort: eine verfchiedene 
Bedeutung beider Ausdrüde aber 


(Linde‘$ 88 Note 1) kann ih 


nicht einräumen. Die Berfchieden- 
heit vom bloßen Aufenthalt wird 
ſogleich erwähnt und näher be- 
ſtimmt werden. — Die Lehre vom 
domicilium wird bier, eben fo 
wie die von der origo, allerdings 
zunächſt in ihrem Zufammenhang 
mit dem R. R. feltgeftellt. Da 
fid) aber unten zeigen wird, daß 
im heutigen Recht das domicilium 
in den Hauptpunften dieſelbe 
Stellung wie im R. R. einnimmt, 
fo ſchien e8 zweckmäßig, dabei 
gleich hier auch den heutigen Roechts⸗ 
zuftand mit zu berüdfichtigen. 


(b) L. 7 O:de mevlis (10.39) 
(f. o. $ 350. f) „., incolas 
vero .. domicilium facit. Et 
in eo loco singulos habere 
domicilium non ambigitur, ubi 
quis larem rerumque ac fortu- 
narum suarum summam con- 
stituit, unde rursus non sit 
discessurus, si nihil avocet, 
unde quum profectus est, pere- 


grinari videtur, quo st‘ rediit, 


peregrinari jam destitit. — 
L. 203 de V. S. (50. 16) „. . . 
Sed de eg re constitutum esse, 
eam domnm unicuique nostrum 
debere existimari," ubi quisque 
sedes et tabulas haberet, aua- 
rumque rerum coustitutionem 
fegisset.“ 
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ſenheit aus, noch eine künftige Abänderung, beren Vorbe⸗ 
halt vielmehr von felbit verftanden wird; es ift damit nur 
gemeint, daß nicht ſchon jetzt die Abfiht auf vorüberge> 
bende Dauer vorhanden fein darf. 

Das domicilium, wie die origo, begründete die Ange- 
börigfeit an eine beftimmie Stadtgemeinde, bezog ſich alſo 
ftetö auf ein beftimmtes Stadtgebiet (c), und umfabte da- 
ber nicht. nur die Bewohner ber eigentlihen Stabt felbft, 
fondern auch die Bewohner der zu diefem @ebiete gehören» 
den Dörfer und einzelnen Höfe (coloniae) (d). 

Zür die Perfonen, Die auf dieſem Wege Angehörige 
einer Stadigemeine geworben waren, ift die regelmäßige 
Bezeihinung: Incola (e), — Die zwei verſchiedene Gründe 
aber, wodurd eine ſolche Angehörigleit begründet werben 
fonnte (Bürgerreht und Wohnfig), werden durch folgende 


gegenfägliche Ausdrüde unterjchieden: 


(c) L. 3. 5. 6. ©. de incolis 
(10. 39). _ 

d L.239 82 de V. S. (50. 16) 
„+. Nec tantam hi, qui in 
oppido morantur, incolae sunt, 
sed etiam qui alicajus oppidi 
finibus ita agrum habent, ut in 
eum se, quasi in aliquam sedem, 
recipiant.“ Scheinbar wider⸗ 
fprechen L. 27 $ ı L. 35 ad mun. 
(50. 1), welche dem Bewohner 
einer colonia nur dann das do- 
miciliam der Stadt. zufchreiben 
wolen, wenn ex durch überwie⸗ 
geuden Aufenthalt in der Stabt 


auch die Bortheile und Annehm⸗ 


lichleiten berfelben genieße. Diele 
Einfhränfung beruht aber ohne 
Zweifel nur auf einem ungenauen 
Ausbrud, und geht eigentlich nicht 
auf das domicilium an ſich, 
fordern nur auf eine einzelne 
Wirkung deffelben, die Theilnahtme 
an gerwiflen Arten von ſtädtiſchen 
Laften. Denn daß die Bewohner 
der colonise ihren Gerichtaſtand 
vor ben fiäbtifchen Obrigkeiten 
hatten (foram domieilii), wurde 
gewiß von Niemand bezweifelt 
Bgl: unten $ 855. m. 

ie) L. 5. 20 ad men. (HD. 1), 
L 239 92 de P. $. (5. 16) 
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Municipes und incolae (f). 

Origo und domiecilinm (g) 

Jus originis und jus incolatus (h). 
Patria und domus (i). 

Aus dem fo eben beftimmten Begriff des Wohnfipes 
ergiebt ſich bie weientliche Verfchiedenheit deffelben vom 
bloßen Aufenthalt, fo wie vom Grundbeſitz. — Der Auf- 
enthalt, 
wärtigen Abfiht, daB er ein bleibenber, immerwährender 
fein fol, begründet nicht den Wohnfig, ſelbft dann nicht, 
wenn er zufällig längere Zeit dauert, alfo nicht blos ſchnell 
oorübergehend ift. Dahin gehört z.B. der Aufenthalt ‘ver 
Studierenden an einer Bildungsanftalt; "erft wenn diefer 
mindeftens zehen Jahre dauerte, follte derſelbe nach einer 
Verordnung von Hadriam als bleibend, folglich ala Wohn⸗ 
fiß angefehen werden (k). — Der Grundbelig aber, den | 
Jemand in einem Stadtgebiet hat, it zum Wohnfig nicht 


welcher nicht verbunden ift mit der gegen- 


(Note d), L. 7 C. de ineolis 
(10. 39) (Note b), 

(f) L.6 85 de mun. (50.4). 
Weber ben Ausdrud mumicipes f. o. 
& 352 g., über incolae Rote o. — 
Ungenau ift der Ausdrud des 
Banlus m L. 22 8 2 ad mun. 
(50. 1), der and) bloße Einwohner 
municipes nennt (anflatt incolae), 
md damit nur fagen will, daß 
auch fie die ftädtiichen munera zu 
tragen haben. 

(g) L.7 8 10 de interd. ed 


releg. (48.22), 2.6.8 3 L. 22 
8 2 ad mun. (50. 1}. 


(n) Z.158 8 ad imun. (50.1), 
L. 5 C. de incolis (10. 39). 


(i) L. 203 de.V. 8. 150. 16). 


(k) L. 5 8.5 deinjur. (47. 10), 
L. 2. 3 U. de: inoolis (10. 39). 
Allerdings Find die gehen Jahre 
nur eine Bräfumtion der aufimmer- 
mäßrenden Aufenthalt geridgteten 
Abſicht. Laurensach de domi- 
cilio $ 27. ’ 


8. 353. Origo uud domicilium. 11. Domicilium. '61 
erforderlich, für fi) allein aber dazu auch nicht hinrei⸗ 
hend (1). 

Die Begründung des Wohnfiges mit jeinen rechtli⸗ 
hen Wirkungen geichieht durch .den freien Willen und die 
mit demjelben übereinftimmende That, alfo nicht durch bloße 
Willenserflärung ohne That (m). — Der Wille aber wird 
dabei fo fehr als frei gedadht, daß diefe Freiheit nicht ein» 
mal fol beſchränkt werden dürfen durch privatredhtliche 
Beitimmungen, 3. B. dur die einem Legat hinzugefügte 
Bedingung eines beftimmten Aufenthalts, welche Bedingung 
in der Regel als nicht geichrieben anzuſehen ift (n). — 
Dagegen kann durch das’ Öffentliche Recht dieſe Freiheit 
auf mancherlei Weiſe befchränft werden. So bat jeder 
Staatsdiener, z. B. jeder Soldat, einen nothwendigen 

Wohnfis am Drte des‘ Dienftes fo); der Berbannte am 
Orte der Berbannung (pP). Umgekehrt kann durch Strafe 
ein beftimmter Aufenthalt unterſagt werden (q). 


dt L. 17 8 13. 2287 (n) 
ad mun. (%. 1), L. 4 C. de 


L. 31 ad mun. (50. }), 
L. 718 2 de cond. (35. I). ©. 


incolis (10. 39). — Manche Städte 
hatten das Privilegium, daß der 
bloße Brundbefit, ohne Wohnſitz, zur 
Uebernahme perſönlicher munera 
verpflichten ſollte. Z. 178 5 ad 
mum. (50. 1). 

(m) L. 20 ad mun. (50. I) 
„Domicikum re et facto trans- 
ferteur, nom nuda contestatione; 
sicut in bis exigitur, qui negant 
se posse ad munera, ut incolas, 
vocari.“ 


0.8.3 ©. 184. 

(0) 2.23 81 ad mun. (50.1). 

(p) L. 22 83 ad mun. (50.1). 

(0) Z 31 ad mun. (0.1), 
L. 7 8 10 de ınterd. et releg. 
448, 22). — Wenn in Z. 27 8 3 
ad mun. (50. 1) gefagt wird, daß 
der Relegirte feinen vorigen Wohn- 
fit behalte, fo Hat das wohl den 
Sinn, daß ex duch die Strafe 
nicht frei werden foll von Der Theil⸗ 
nahme an dem bisherigen Laften. 
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Außerdem aber konnte in folgenden Fällen ber Wohnfig 
begründet werden durch die Beziehung, in welder eine 


Perfon zu einer anderen Perfon und deren Wohnfig ſtand, 
welches man einen relativen Wohnſitz nennen koͤnnte: 


1. Ehefrauen haben ihren Wohnſitz allgemein und 


zweifelhaft denſelben Wohnſiß mie der Vater. 


nothwendig gemeinſchaftlich mit dem des Cheman⸗ 
"nes (r). Dieſer Wohnfig dauert fort auch für bie 
Wittwe, fo lange fie nicht eine neue Ehe eingeht, 
oder auf andere Weiſe ihren Wohnſiß willkürlich 
ändert (e). on . 


Eheliche Kinder haben von 1 ihrer Gehurt. an un 
Gie 
„ tönnen aber jpäterhin eigen anderen Wohuſitz frei 
wählen, wodurch jener urſpruͤngliche aufhärf (A. 

Bei unehelihen Kindern muß eben fo behauptet 
werden, daß ber Wohnſitz der Mutter als Wohnfig 
diefer Kinder zu betrachten ift. 


3. Auf ähnlide Weiſe verhielt es fih mit den Frei- 


gelaffenen. Ihr Wohnſitz war urjprünglich der Des 


(r) Z.5 de ritu nupt. (23.2), 
L. 65 de jud. (5. 1), L. 38 5 3 
ad mun. (50. 1), L. 9 C. de 
incolis (10. 88), Z. 18 CO. de 
dignit. (12. 1). Diefer Wohnſitz 
heißt das domicilium miatrimonii. 
Eine ungültige Ehe begründet ihn 
nicht, eben fo der bloße Brautfland. 
‚ L.37 $2, L.32 ad mun. (50. 1). 


(8) 2.2251 admun.-{50.1). 

(t 2.3. L.4. L.6 81.217 
$. 11 ad mun. (50. 1). — ben 
fo folgen fie unzweifelhaft dem 
Bater, wenn dieſer nad ihrer Ge⸗ 
burt einen neuen: Wohnſitz be- 
gründet, jo Tauge als fie ſelbſt 
noch zu feinem Hausſtande gehören. 
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Patrone (u); fie fonnten ihn aber fpäter frei ver- 
ändern (v). ” 

4. Eben Daffelbe gilt nad) unfern heutigen Verhaͤlt⸗ 
aiffen von den Dienftboten (w) ; imgleichen von den 
auf einem beftimmten Landgute bleibend arbeiten- 
den Tagelöhnern, und von den bei einem beftimm- 
ten Handwerlsmeifter arbeitenden @efellen. 

Die Aufhebung eines bisher vorhandenen Wohnfipes 
‘erfolgt; eben jo wie die Begrimdung, durch die freie Will- 
kür des bisherigen Einwohners. Gewoͤhnlich, wenngleich 
nicht allgemein und nothwendig, wird diefe Aufhebung zu- 
ſammen fallen mit der Begründung eines neuen Wohn⸗ 
Bpes., und: daher wird in unfern Rechtsquellen die Aufhe⸗ 
bung als Uebertratgung bezeichnet (x). 

8. 854. 
Die Römifge Lehre won origo und domieilium. 
U, Domicilium. ($ortfegung.) 
Der Wohnſitz, als jelbftftändiger Grund der Angehörig- 
feit an eine beftimmte Stadtgemeinde, Tann auch gleichzeitig 
in Beziehung anf mehrere Städte vorhanden fein, wenn 


(a) L. 683. L. 22 pr. ad (w) Bgl. die Preußische Allg. 
mun (50. 1). Ueber diefe letzte Gerichtöorduung 1. 2 $ 13, 
Stelle-ift zu vergleichen die ſchon (x) L% ad mm. (f. o. 
oben 8 351 nm. angeführte Ab- Note m.), Z. 1 C. de incolis 


handlung. (10. 39). Diefe Veräuberlichleit 
tv} Z. 22 8 2. L. 27 pr. voird bezeichnet durch den Ausbrud 


L. 37 $ ti ad mu. (50.1). - domicilii ratio temporaria. 
- \ D. 17 $ 11 ad mun. 50. 1). 
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Jemand mehrere Orte gleihmäßig als Hauptpunkte jeiner 
Berhältniffe und Geſchäfte behandelt, und unter fie, je 
nach Bedürfniß, feinen wirklichen Aufenthalt vertheilt. 
Manche unter den Römischen Juriſten bezweifelten dieſe 
Möglichkeit, zuletzt aber wurde ſie dennoch anerkannt, ob⸗ 
gleich dabei nicht verkannt wurde, daß ein ſolcher Fall nur 
lelten als vorhanden anzunehmen ſeyn werde (a). | 

Umgekehrt Tann Jemand ganz ohne Wohnfig jeyn in 

dem oben beftimmten Sinn des Wortes, wiewohl auch dies 
fer Fall zu den feltneren gehören wird (b). Er ift na 
mentlich anzunehmen unter folgenden, an fi ſehr ver 
ſchiedenen, Vorausſetzungen: 

I. Wenn ein bisheriger Wohnfitz aufgegeben it, uud 
ein neuer erft. aufgefacht :wirb, ſo lange bis dieſer 
gewählt und wirklich begründet ſeyn wird (c). Dies 
jer Fall ift wenig wichtig wegen der meift befchränf- 
ten Dauer einer ſolchen Zwijchenzeit. 

2. Wenn Zemand eine lange Zeit hindurch das Reifen 
zu ſeinem Lebensberuf macht, ohne daneben eine Hei 
math als bleibenden Mittelpunkt feiner Getchäfte, 
in welchen. er regelmäßig zurüdzutehren pflegt, zu 


(a) L.5, 1.682, L. 27 Arbeit wechſelnden Dienftboten, 


$ 2 ad mun. (50. 1), C. 2 pr. 
de sepult. in VI. (3. 12). 
(b) Z.27 32 ad mun. (50.1). 
(c) L.27$ 2 ad mun. (50.1). 
— Dahin gehört jehr häufig der 
Sal eines, den Dienft oder bie 


Tagelöhners oder Handwerksge⸗ 
ſellen, wenn nämlich ein ſolcher 
Wechſel zugleich mit einer Ver⸗ 
änderung des Aufenthaltsort ver⸗ 
bunden ift ($ 353 Num. 4). 
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behandeln. Auch diejer Fall ift wenig wichtig, weil 
er nur felten vorfommt. 
3. Bei Landftreihern oder Vagabunden, die ohne 
einen feften Lebendlauf in unbeftimmter Weife um⸗ 
ber ziehen, den Unterhalt des Lebens meift in ab- 
wechſelnder und für die öffentlihe Wohlfahrt und 
Sicherheit bedenklicher Weife ſuchend. Dieſe Klaffe 
ift zahlreich und wichtig, und gehört unter die 
großen Webel unjrer Zeit (d). 
Der oben aufgeftellte Begriff des Wohnfipes (8 858) 
bezieht fi) auf die Lebensverbältniffe des natürlichen Dien- 
hen, tft aljo, feiner Natur nah, nidht anwendbar auf ju- 


riftifcdye Perjonen (e). 


Dennoch kann and bei diefen das 


Bedürfniß vorlommen, etwas, dem Wohnſitz der natürlichen 
Derfonen Entiprechendes oder Achnliches, gleihfam einen 
künſtlichen Wohnfig, anzunehmen, vorzüglich wohl um den 


(d) Es ift auffallend, daß von 
diefer Klafje in den Quellen bes 
Römifhen Rechts eigentlich nicht 
die Rebe iſt. Selbft die öfter er- 
wähnten flüchtigen Sklaven (er- 
rones fugitivi. L. 225. de V. $, 
(50. 16) können dahin nicht ge- 
rechnet werben‘, da dieje im juri- 
ſtiſchen Sinn einen feften Wohn- 
fit haben, nämlih den ihrer 
Herren. Der Erliärmgegrund 
jener auffallenden Erfeinung liegt 
num eben in dem Umſtand, daß 
die Perſonen, welche bei une als 
Bagabunden erfcheinen (eben fe, 
wie der größte Theil unferer Pro- 

von. 


letarier), bei den Römern in dem 
Sklavenftand enthalten waren. — 
Tromasıus de vagabundo $ 79. 
91. 112 neunt vagabundus Jeden, 
der fein domieilium bat, und 
unterſcheidet ihn von dem verächt- 
lichen Landftreicher, ganz gegen 
ben herrſchenden Spradgebraud, 
der dieſe beiden Ausbrüde als 
gleichbedeutend anfiebt. Niemand 
wird den Kaufmann, der feinen 
Wohnſitz aufgegeben bat, nm 
einen neuen zu fuchen, ober ben 
ehrenhaften Reiſenden von Pro⸗ 
fefſton, einen Vagabunden nenuen. 
(e) S. 0.8.2885 fe. 
5 
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Gerichtsſtand darauf zu begründen (f. Sn den meiften 
Fällen nun wird hierüber kein Zweifel. ſeyn wegen des na- 
türlihen Zufammenhanges, in weldem die juriftiihe Per- 
ſon zu dem Grund und Boden fteht; fo bei Städten und 
Dörfern, bei Kirchen, Schulen, Krantenbäufern u. |. w. 
Zweifelhaft Tann ed fein bejonderd bei. gewerblichen Gejell- 
Ihaften, wenn beren Thätigfeit entweder an gar feine Dert- 
lichfeit gebunden ift, oder auf größere Räume fich erftredt, 
wie 3. B. die der Gefellfchaften für Eifenbahnen, oder 
Dampfichifffahrt, oder für den Brüdenbau über große 
Ströme, deren beide Ufer oft verjchiedenen Gerichten, ver⸗ 
Ichiedener Geſetzgebung, ja jelbft verjchiedenen Staaten, un⸗ 
terworfen. find. Hier iſt es räthlich, glei; bei ber Grün⸗ 
dung einer foldyen juriſtiſchen Perion einen Tünftlichen 
Wohnſitz feftzuftellen (g); wird diefes verfäumt, je muß 
der Richter den Mittelpunft der Geſqhfte kuüͤnſtlich zu er⸗ 
mitteln ſuchen. 


Wenn wir die beiden, 
Gründe der Angehörigfeit an eine beſtimmte Stadtgemeinde, 


von einander unabhängigen, 


Stabtgeriht zu. Berlin ihr Ge 
richtoſtand. — Statut der Berlin⸗ 


(f) Bgl. Linde Lehrbuch $ 88 
Note 14. 


(g) Beiſpiele: Statut der Ber» 
liu⸗Sächſiſchen (Anhaltiſchen) Eis 
ſenbahn · Geſellſchaft $ 1: „Berlin 
iR ihr Domizil und der Sit ihrer 
Berwaltung und das Königliche 


Stettiner Eiſeubahn- Geſellſchaft 
53: „Stettin iſt das Domizil der 
Beichichaft* u. ſ. w. (Geſetzſamml. 
für die Preußiſchen Staaten 1839 
&. 178, 1840 ©. 306)... 











x 
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Bürgerrecht und Wohnfip, zufammenhalten, fo ergeben 
ſich ans den für beide bier aufgeftellten Grundſaätzen 
(8 351—354) folgende moͤgliche Sombinationen. 

Eine einzelne Perfon konnte im Bürgerverhältniß fte- 
: ben zu Einer Stadt, zu mehreren Städten, zu feiner 
Stadt ($ 351). 

Daneben konnte biefelbe Perfon im Verhältniß des 
Mohnfipes ftehen zu Einer Stadt, zu mehreren Städten, 
zu feiner Stadt ($ 354). 

Der regelmäßige und häufigſte Zuftand aber war es 
gewiß, dab das Bürgerverhältniß einer Perfon nur für 
Eine Stadt begründet war, und daß dieſe Perſon in der- 
felben Stadt zugleich auch ihren Wohnfig hatte. 


$. 855. 
Die Römifche Lehre von origo und domicilium 
Birkung biefer Berhältniffe. 

Nachdem die beiden’ Gründe ber Angehörigfeit an eine 
beftimnte Stadtgemeinde dargeftellt worden find, ift nun 
bie praftifche Seite diefer Lehre, oder die juriſtiſche Wir⸗ 
fung der aus ihnen entipringenden Angebörigleit, zu uns 
terfuchen. 

Man möchte dabei ein gleiches Maaß von Rechten uud 
Pflichten ald Wirkung erwarten, und es muß zunächſt auf 
fallen, daß im unfern Rechtsquellen faft nur von Pflichten, 
niht von Rechten, die Rede ift. Diefe Erjcheinung ift auf 


folgende Weife zu erflären. — Das Bürgerverhältniß 
5% 
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(die origo) führte allerdings Nechte mit fi, die urfprüng- 
ch großen Werth hatten; bejonberd das ausſchließende 
Recht der Theilnahme. an der Stabtyerwaltung durch den 
Eintritt in Die Stadtjenate und- in Die obrigfeitlihen Aem⸗ 
ter. Allein die Theilnahme an ben Stabtjenaten war. in 
der jpäteren Kaiferzeit aus einem Ehrenrecht in Drud und 
‚Laft verwandelt worden (a), von den Obrigfeiten ber 
Städte aber geben und unfre Rechtsquellen überhaupt nur 
jehr dürftige Nachrichten, welches aus ihrer, ausfchließenden 
Beitimmung zum Gebrauch im Reich von Suftinian (d.h. 
im Orient) zu erllären ift (b). Dagegen waren die an 
das Bürgerverhältnig urjprüuglich gefnüpften Verpflichtungen 
auch im Laufe der Zeit ungerändert geblieben, fo daß fie 
auch in unjern Rechtsquellen in ihrem volftändigen Zu⸗ 
ſammenhang dargeftellt werden Tonnten und mußten. — 
Was aber den Wohnſitz, ald: den zweiten Grund der An⸗ 
gehörigfeit betrifft, fo war bei demfelben überhaupt nicht 
von eigentlichen Rechten die Rede, da er jelbft aus reiner 
Willkür des Einzelnen begründet werden konnte ($ 353), 
wozu ja der Erwerb eigentlicher Rechte wenig gepaßt has 
ben würde. Auch werden. in der That als praftiiche Fol⸗ 
gen des MWohnfiges, da wo man etwa die Angabe beſtimmi⸗ 
ter Rechte erwarten möchte, vielmehr. bloße thattächliche 
Bortheile und Genäffe aufgezählt (ec). 

(a) Savigny Gedichte des (c) L.27 81 ad mun. (50.1. 


R. R. im Mittelalter 8. 188. „Si quis ... in illo (munici- 
(b) a. a. O. 822. pio) vendit, emit, contrahit, 
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Es bleiben alfo nur no die Verpflichtungen aus der 
Angebörigkeit zur näheren Betrachtung übrig. Dieſe find 
then oben in einer allgemeinen Weberfiht dahin angedeutet 
worden: Städtifche Laften, Gerichtäftand, das örtliche Recht 
($ 350), und diefe drei Stüde follen nunmehr theils ge- 
nauer entwidelt, theild in unfern Rechtsquellen nachgewie- 
fen werben. 


I. Städtijhe Laften (Munera). 


Unter dem Ausdruck munera werden im Allgemeinen 
Laften jeder Art verftanden; bier aber kommen nur biejeni- 
gen Laſten in Betracht, die aus dem öffentlichen Recht ent» 
fpringen, alfo nur pablica, nicht privata (d), und zwar 
indbefondere ans der perfönliden Angebörigfeit an eine 
Stadtgemeinde, weshalb fie auch civilia munera genannt 
werden (e). Damit ift jedoch nicht gefagt, daß diefe La⸗ 
fterr gerade für ftädtifhe Zwede und Vortheile getragen 
werden mußten; vielmehr war ein großer Theil der ört- 
lichen Staatöverwaltung den Städten aufyebürdet worden, 
und mande der drüdendften Bürgerlaften dienten nur zu 


in eo foro, balneo, spectaculis 
utitur, ibi festos dies eelebrat, 
omnibus denique muniecipii 
commodis... fruitur, ibi magis 
habere domieilium* . .. Bgl. 
über diefe Stelle oben $ 353d. 
(d) 2.233983 de V. B. 
(50. 16), L. 18 8 28 de mm. 
(50, 4). — Wenn alfo anderwärts 


bie munera eingetheilt werden 


in publica und privata (7. 14 
8 1 de mun.), fo it das mit 
eine Eimtheilung der ſtädtiſchen 
Laften (die flets publica find), 
fondern der Laften überhaupt, die 
ja auch aus privatredhtlichen Ver⸗ 
bältniffen herrühren können. 

(e) L.18 $ 28 de mun. (50.4), 
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Zweden des Staates, nit der Städte jelbit, 
Angehörigen fie getragen wurden (f). 

Die Römischen Suriften unterſcheiden munus und honor 
dadurch, daß jenes nicht,- jo wie dieſes, mit. einer perjön- 
lihen Würde (dignitas) verbimden war (g).- Es würde 
jedoch irrig ſeyn, dieſer Unterſcheidung den Sinn beizulegen, 
als ob der honor blos als Ehre und Recht, ohne Zwang 
und Verpflichtung, betrachtet worden wäre. Für den honor 
galt diefelbe Verpflichtung der Uebernahme, wie für das 
munus (h), beide wurden gleihmäßig als ſtädtiſche Laften 
betrachtet, und jene Unterjcheidung betraf aljo blos den 
Namen. 
Sie unterfheiden ferner Laſten der Perjon und bes 
Vermögens (munera personalia und patrimonü), je nach⸗ 
dem dabei allein oder doch überwiegend die Mühe und Ar- 
beit in Betracht kam, oder vielmehr die auf dem Vermögen 
ruhende Ausgabe oder Gefahr (i). Dieſe Unterjcheibung 
war jedoch ſchwankend und von unbeftimmter Gränze (k), 


von deren 





auch ohne Erheblichkeit, da beiderlei Kalten gleihmähig die 


(f) Bol. z. B. 2.18 83.4, 
8. 16 de mun. (50. 4). 

(g) L.il4 pr. $1 L. 683 
de mun. (50.4). — Der Ausdrud 
honor wurde aber nicht blos auf 
die Obrigfeiten, jondern auch auf 
die Decurionen angewendet. L. 5 
de vac. (50. 5). 

(h) 2.8 82.3. 15. 17 de 
mun. (50. 4). 

il) 2.181.2.3 4 de mun. 


(50.4), L.6 8 3. 4. 5 eod., L.18 


pr. 81-17 eod. — Unter bie 


perjönlichen Laften gehörte die Ver⸗ 
waltumg des Richtergeſchäfts, fo 
wie die der Vormundſchaft. Z. 1 
$ 4, L. 18 8 14 eod., L.8$ 4, 
L. 13 pr. 82. 3 de vac. (50. 5). 

(k) Daher nahmen Manche 
noch eine Mittelllaſſe an, mixta 
munera. L. 18 pr, $ 18—27 
de mun. (50. 4). 
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Angehörigen jeder Stadt, und nur dieſe, betrafen. Dage⸗ 
gen ift ed wichtig, davon freng zu umterjcheiden diejenigen 
Laften, die blos auf dem Grundbeſitz hafteten (wie die 
Grundſteuern); ganz ohne Rückſicht darauf, ob der Befiger 
perjönlidy der Stadt augehörte (durch origo oder domieiliam), 
oder nicht (i). 

Die bier dargeltellte Verpflichtung zur Mebernahme 
Käbtifcher Laften betraf in der Regel alle Angehörige einer 
Stadt, ohne Unterſchied, ob fie in dieſes Verhältniß durch 
Bürgerrecht oder durch Wohnfip eingetreten waren (m). 
Wer alſe in miehreren Städten zugleid das Bürgerrecht, 
vielleicht audy in mehreren den Wohnſitz hatte ($ 351, 354), 
war im jeder diefer Etädte zur vollftändigen Theilnahme 
an dieſen Laften verpflichtet, und konnte dadurch in ein ſehr 
nachtheiliges Verhaͤltniß kommen. 

Obgleich aber dieſe allgemeine und gleichmäßige Ver⸗ 
pflichtung aller Angehörigen die Regel -bildete, jo gab es 
doch daneben ausnahmsweiſe vielfahe Befreimngen aus 
ſehr verfchiedenen Gründen, und unter verfchiebenen Benen- 


(l} L.6 $5 de mun. (50.4), 8 22 de mun; (50.4), L.1 C.de 


L. 14 8 2,L.18 $21—25, L. 29. 
30 eod., L. 10 pr. de vac. (50.5), 
L. 11 eod. — Etwas abweichend 
ift der Sprachgebrauch einer Stelle, 
worin diefe reine Grundlaſten 


pstrimoni munera genaunt 
werben. L. un. Ü. de muher. 
(10. 62). 


(m) L. 22 8 2, L. 29 ad 
mun. (0. 1), L. 6 8 5, L. 18 


municip. (10.38), L. 4. 6 C. de 
imcolis (10.39). — Die ſchwan⸗ 
kende Erflärung mander Stellen 
fiber das domilium von Bauer- 
höfen im Stadtgebiet (4 353 d.), 
mag daher rühren, daß vielleicht 
für manche Arten der Taflen ein 
verſchiedener Vertheiſungsmaaßſtab, 
etwa nach örtlichen Grängen, an⸗ 
genommen murbe. 
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nungen (vacatio, exeusatio, immunitas); theils immerwah—⸗ 
rende, theils vorübergehende (n). 


U. Gerichtsſtand (torum originis, domicilii). 


: Dabei liegt zum. Grunde die allgemeine Regel, daß jeder 
Rechtsftreit zu führen ift im Gerichtsſtand des Beklagten, 
nicht des Klägerd (0). Fragt man nun, wo der Beklagte 
feinen regelmäßigen Gerichtäftand hat, fo beftimntt ‚diefen 
dad Römiſche Recht dahin: In jeder Stadt, gegen deren 
Obrigkeit er zum Gehorjam verpflichtet ift, weil’ er dieſer 
Stadt angehört. Angehörig einer -Stadt ‚aber wird der 
Einzelte ſowohl durdy Bürgerrecht, als durch Wohnſitz; 
und dadurch verwandelt ſich nunmehr jene Beftimmung im 
bie praktische Regel: Jeder muß ſich als. Beklagter belangen 
laffen in jeder Stadt, worin ihm das Bürgerrecht zuftebt; 
außerdem aber aud in jeder Stadt, worin er den Wohn- 
fig bat. So wird diefe Regel geradezu ausgeſprochen, und 
zugleidy awf ihren eben angegebenen höheren Grund zuräd- _ 
geführt in folgender Stelle des Gajus (p): 

Incola et his magistratibus parere debet, apud quos 
incola est, et illis, apud quos civis erit; nec tan- 


tum municipali jurisdictioni ie utroque municipio 


(n) Die. Z.5 und Z.6, Con. X. To) Vat. fragm. 325. 326, L. 2 
44—64. Die genauere Unter- U. de jurisd. (3. 13), L. 3 C. 
fuchung diefer Befreiungen kann udi in rem. (3. 19), L. 3.4 C. 
bier auf fih beruhen, da fie für ubi causa status (3. 22). 
unfren gegenwärtigen Zweck gleich" (p) Z. 29 ad mun. (50. 1). 
gültig iſt. .. 
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subjoetus est, vorum etiam omnibus publieis mu- 
neribus fungi debet. 

Sn diejer wichtigen Stelle wird gugleidy anerlanut, dab 
bierin darchaus baffelbe Verhältniß eintrete für den Ge 
richtsſtand, wie für Die ftädtifchen Laften. Hieraus folgt 
alſo, daß auch der Gerichtsſtand für diefelbe Perſon ſo⸗ 
gar in mehr als zwei Städten zugleich begründet fein tonnte, 
wenn etwa diefe Perjon in mehreren Städten das Bürger- 
recht, umd zugleich in mehreren anderen Städten den Wohn: 
Nu, gehabt haben jolltee Dann mußte es in der freien 
Wahl des Klägers ftehen, in welcher diefer mehreren Städte 
er einen Nechtöftreit anhängig machen wollte, und der Be- 
Hagte war in jeder dazu gewählten Stadt zur Einlaſſung 
verpflichtet. 

Bei diefem unzweidentigen Ausipruch ſowohl der Regel 
ſelbſt, als ihres höheren Grundes, und ihres Zuſammen⸗ 
hanges mit den: ftädtiichen. Zaften, muB es auffallen, daß 
anderwärtd von dem auf das bloße Bürgerrecht (verſchieden 
von dem Wohnfig) gegründeten Gerichtäftand (forum ors- 
ginis) jo wenig die Rede if. In vielen Stellen, worin 
der perfönlihe Gerichtsſtand nur für einzelne Fälle ımd 
nur beiläufig erwähnt wird, ift lediglich von dem forum 
domilieii, nicht von den forum originis, die Rede (q). 


(q}) 2.19 84 de jud. (õ. 1), (3. 10, L.1 C. ubi res her. 
L.23:5 4 de mof. test. (5. 2), (3.20), 1.4 C. ubi causa slahıs 
L.1.2 de reb. auct. jud. (42. 5) 13. 22) — Dagegen wird in 
Vat. fragm. 826, L. 2 C. de juried. mehreren Stellen das Wahlrecht 
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Dennod darf uns dieſe Erſcheinung an der Richtigkeit der 
Regel felbft nicht zweifelhaft machen; fie ift vielmehr aus 
folgenden Gründen zu erklären. Erſtlich fand jene Regel 
ihre vellftändige Anwendung nur in Stalien, niet in den 
Provinzen, in welchen Stabtobrigletten mit. Gerichtäbarkeit 
gar nicht vorfamen (r), daher konnte bier das Stadtbür- 
gerrecht feinen Gerichtsftand bearänden, anftatt daß der 
abftracte Begriff des Wohnfipes auf das Gebiet einer Pro: 
vinz, alfo anf die Gerichtsbarkeit des Kaiferlichen Statt 
halters berfelben, eben jo anwendbar war, wie auf das 
Gebiet einer einzelnen Stabt. Mehrere der angeführten 
Stellen aber fprechen ausbrüdlih nur von den Provin- 
zen (s), und andere derjelben mögen aud) davon geiprodhen 
haben, ohne daß es an ihrer gegenwärtigen Geltalt fihtbar 
ift. — Zmeitens war vielleicht ſtets für dem, welcher im 
zwei verjchiedenen Städten das Bürgerredht und den Wohn» 
fit hatte, die Anwendung des forum originis auf den Fall 
bejchränft, wenn er fid zufällig in ber Stadt aufbielt, 
worin ihm das Bürgerrecht zuftand (t). Selbſt aber‘ wenn 





bes Klägers zwiſchen dem forum 
domicilii und dem forum con- 
tractus erwähnt. L.19 8 4 de 
jud. (5. 1), 1.2.3 de reb. 
auct. jud. (42. 5). 

(r) Erſt fpät erhielten bier die 
Defenforen eine Art von Gerichte- 
barkeit, die lange Zeit fehr be- 
fhränft blieb, und erft von Ju⸗ 
finian zu etwas mehr Bedeutung 
erhoben wurde. Sapigny Ge⸗ 


ſchichte des R. R. im Mittelalter 
8.2828. 

(8) &o 3. B., ımter den in bet 
Note q. angeführten Stellen: 
L.19 $4 de jud. (5. I), L. 29 
$ 4 de inoff. (5. ?), Vat. fragm. 


326. 


(t) So war es mit dem forum 
originisinder&tabtRomi($ 852.k.). 
und es ift_ vielleicht nur zufällig, 
daß von einer‘. gleihartigen Bor: 
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eine folche beſchränkende Rechtäregel nicht vorhanden war, 
mußte doch meift der Kläger feines eigenen Vortheils we⸗ 
gen das forum demiciki vorziehen, weil der Beflagte am 
Drt feines Wohnfiges leichter und bequemer zu errei- 
den war. 


Zum Schluß aber muß nun noch bemerft werden, daß 
bie hier aufgeftellten Regeln, fo wie fie größtentheils durd) 
die in den Digeften niedergelegten Zeugniffe der alten Ju⸗ 
riften begründet worden find, audy nur von der Zeit an 
fihere und allgemeine Geltung in Anfprud nehmen können, 
in welcher die befeftigte und ausgebildete Kaiferregierung 
einen hohen Grad der Bleichförmigkeit in die einzelnen 
Theile des Reichs gebracht hatte. Damit ift es alfo fehr 
wohl vereinbar, daß manche Provinz in früherer Zeit, bald 
nad) ihrer Unterwerfung unter das Römiſche Neich, eigen» 
thümliche Vorrechte in der Gerichtöverfaffung genoß, wo⸗ 
von in unferen Rechtöquellen feine Spur mehr zu fin 
den iſt (u). 

4 
fgrift für andere Gtäbte feine Er: (u) Dieſes gilt namentlich von 


wähnung gefunden wirb. Sicilien. Orckro in Verrem 
act. 2 lib. 2 C. 18. 24. 25. 37. 
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5. 856. 
. Die Nsmiſche Lehre von origo and domicilium. 
Wirkung dieſer, Verhältniſſe. (Zortfegung.) 
II. Das eigenthuͤmliche Recht einer Stadt als Eigenſchaft 
der ihr angehörenden Perjonen (lex originis, domieilüi). 
Es find, oben, in allgemeiner Weberfiht, drei Wirfungen 
ber Angehörigkeit einer Perfon an eine Stadtgemeinde ange- 
geben worden ($ 350): Städtiſche Laſten, Gerichtäitand, 
endlich das Recht diefer Stadt ald Eigenſchaft der Perjon. 
Die zwei erften Wirkungen find bereit im ‚Einzelnen 


dargeſtellt ( 355), und es bleibt nunmehr Die dritte 


zu unterfuchen übrig, die allein unferer gegenmärtigen Aufs 
gabe angehört, und um deren Willen die ganze bisher ge⸗ 
führte Grörterung „unternommen. wurde, indem nur auf 
biefem Wege die Unterordnung der Perfon umter das ürt- 
liche Recht einer beftimmten Stadt in ihrem wahren Zu⸗ 
jammenhang erkannt werben kann. | — 
Dieſe Unterſuchung knüpft ſich an die oben anfgeftelten 
Säge, nad welchen jede Perfon einem beftimmten Redhts- 
gebiet angehört ($ 345), dieſes Nechtögebiet aber vorzug8- 
weiſe als. ein örtliched oder territorialed Gebiet anzırfehen 
if ($ 350), und zwar nad Römijcher Berfaffung insbe⸗ 
ſondere als ein Stadtgebiet ($ 351). Da nun jede einzelne 
Perjon überhaupt einem Stadtgebiet auf zweierlei Weiſe 
angehören. fonnte, durd Bürgerrecht oder durch Wohnfig 
($ 351), fo konnte auf diefen beiden Wegen auch die Unter: 
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ordnung ber Perſon unter dad territortale Recht einer Stadt 
begründet werden. 

Es wird alfo bier ein innerer Zufammenbang behauptet 
zwilchen den drei verjchiebenen Wirkungen der Angehörig« 
feit an eine Stadigemeinde, und biefer Zuſammenhang ift 
bejonders zu bemerken zwilchen den zwei lebten Wirkungen 
(dem Gerihtöftand und dem territorialen Recht), da beide 
nur als verfchiedene Seiten des gefammten örtlichen Rechts⸗ 
zuftandes amzujehen find. Die Anerkennung aber dieſes 
inneren Zuſammenhanges ift für unfere ganze Aufgabe von 
Wichtigkeit, und reiht felbft über die eigenthümliche Rö⸗ 
mifche Berfaffung hinaus, ſo. daß auch bei der Feitftellung 
des heutigen Rechtazuftandes davon Gebrauch zn machen 

Die Richtigkeit der bier anfgeftellten Behauptung, fo 
wie die beftimmtere Ausführung derfelben, will ich mun- 
mehr in den Dnellen ded Romiſchen Rechts nachzuweiſen 
verfuchen. Allerdings. find die Ausſprüche der Roͤmiſchen 
Juriſten über dieſe Frage jehr ſpärlich, um fo mehr, als 
wir bei eimem Fritifchen Verfahren genötbigt find, gar 
manche ſcheinbare Aeußerungen über. diejelbe als nicht da⸗ 
bin gehörend zurüd zu weifen. Auch dürften jene wenige 
Ausſprüche kaum binreihen, die Anfiht der Römer voll» 
ſtaͤndig zu erfonnen. 

1. Der ältefte hierher gehörende Fall bezieht ih auf 
die Sollifion eines pofitiven Roͤmiſchen Geſetzes mit dem 


78 Buch IH. Herrſchaft ber Rechteregeln Kap. I. Oertliche Gränzen. 


Recht anderer fouveräner (jedoch mit den Nömern verbün- 
deter) Staaten ($ 348) (a). 

Im Jahre der Stadt 561 (L. Cornelio Merula, Q. Mi- 
nacio Thermo .Coss.) fand fih in Rom eine große. Noth 
der durch Wucher bedrüdten Schuldner. Zwar beftanden 
schügende Wuchergefetze, allein dDieje wurden dadurch um⸗ 
gangen, daß die Wucheret ihre Forderungen zum Schein 
auf den Namen von Gmwohnern benachbarter Staaten 
(Socii und Latini) fchreiben ließen. Denn da dieje durch 
das pofitive Wuchergefep nicht gebunden waren, jo hatten 
gegen fie die Schuldner feinen Schutz (b). Zur Entlräftung 
dieſes unredlichen Verfahrens wurde ein befonderes Geſetz 
erlaffen mit der Vorſchrift, daß die Römiſchen Geſetze über 
das Gelddarlehen (die Wuchergeſetze) auch für die Soei 
und Latini als Gläubiger Roͤmiſcher Bürger bindend‘ ſeyn 
follten (c). 

2. Eine ähnliche Natur hat die in einem Senatsſchluß 
aus der Zeit des Hadrian anerkanute Rechtsregel, daß 
das Kind aus einer secundum leges moresque peregrinorum 
geſchloſſenen Ehe ſelbſt damn ald Peregrine geboren werden 
(atfo feinem Bater angehören) jolle, wenn 'zur Zeit ber 





(a) Livıs XXXV. 7. 


(b) Welches Wuchergefet, nach 


dem angegebenen Sabre, bier ge- 
meint ift, läßt fi bei der fehr 
unftcheren Geſchichte biefer Geſetze 
nicht befimmen. Es kann feyn 
das über unciarium foenus, aber 
auch das über semunciarium. $ür 


nuferen gegenwärtigen Zweck if 
diefe Frage gleichgültig. 

(c) Livirs I c. „plebeaque 
scivit, ut cum sociis ac nomine 
Latino pecuniae creditse jus 
idem, quod cum. civibus Ro- 
manis esset“. 
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Geburt blos die Mutter (und nicht zugleich der Vater) die 
Civität erlangt hatte Cs wurde aljo bier ber für das 
Roömiſche Recht geltende Grundfap, daß der status der 
legitime concepti nach der Zeit der Erzeugung beurtheilt 
werden follte, mit völliger Reciprocität auch auf die Bürger 
fremder Staaten angewendet (d). 

Die folgenden Fälle beziehen fi auf die Eollifion der 
für Italien gegebenen pofitiven Geſetze mit dem Recht ber 
Provinzen, alfo auf eine Colliſion von Rechten innerhalb 
der Bränzen des Römiſchen Staates. 

3. Die Berpflihtung eined Adepromissor ging in der 
Regel nit fo, wie die eined fidejussor, auf die Erben 
über; ausnahmsweiſe aber trat dennoch diefer Uebergang 
ein, wenn der fidepromissor ein Peregriue war, und zwar 
einer ſolchen Provinzialftadt angehörte, deren pofitives Recht 
hierin von dem Römiſchen abwid, (e). 

4. Eine Lex Furia hatte verordnet, dab die Ber- 
pflihtung der sponsores und fidepromissores durch den 
Ablauf von zwei Fahren getilgt ſeyn folle, fo wie daß 
mehrere neben einander eintretende Bürgen folder Art nur 
theilweiſe haften follten, nicht für die ganze Schuld. Diefes 


(d) Gasus I, $ 92, verglidgen 
mit 8 89. 

(6) Gasus III. $ 120 „Prae- 
terea sponsoris et fidepromis- 
soris heres non tenetur, nisi 
si de peregrino fidepromissore 
quaeramus, et alio jure cioita⸗ 
eus utatur“. Ed Tönnte aufs 


fallen, daß in der Auffielung ber 
Regel außer dem fidepromissor 
auch der Sponsor gemannt wich, 
ber nachher in ber Ausnahme wicht 
wieder erwähnt if. Diefer ms 
ſtand erflänt ih daraus, daß Pe⸗ 
regrinen Aberhaupt nicht sponsores 
ſein founten. Gasys UI. $ 93. 


® 
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Geſetz aber war nur für Stallen gältig; nicht für die Pro- 
Bingen (f),-da8 heißt, es galt nur für Die Bürger der Städte 
in Stalien, wicht für die Bürger der Provinzialftädte, auch 
wenn dieſe die Roͤmiſche Civität hatten (g). 

-5..63 gab eine Kaffe ber Freigelaſſenen, die durch 
die Freilaffung weder cives noch latini, ſondern nur pere- 
grini, und zwar mit ganz befonderen Zurädfeßungen, wur⸗ 
ben (dedititiorum numero). Von diefen nun wird gefagt, 
fie Tönnten feine Teftamente machen, und zwar weber als 
Römiſche Bürger, weil fie nicht unter diefe gehörten, noch 
als Peregrinen, weil fie nicht irgend einer beftinmten Stadt 
ald Bürger angehörten, um nad deren Stadtrecht teftiren 
zu koͤnnen (h). — Dabei liegt augenſcheinlich folgende Bor 





ausfehung zum Grunde. Wäre diejer Peregrine ber Bürger 


- {f) Gasus1ll. $ 121. 122, 

(8) Die sponsores, bie als 
Propinzialen in den $ 121. 122 
vorausgeſetzt werden, mußten noth- 


wenbig bie Römiſche Civität haben, - 


f. 0. Note e. — Ruborff fudt 
ber Lex Furia eine engere Be- 
ſchränkung anzuweiſen (Zeitſchrift 


XIV. S. 441), nach welcher der 


Fall derſelben nicht mehr in dieſen 
Zufommenhang gehören würde 
die- genanere Untesfuchung würde 
bier zu weit abführen. 

(b) .Urpıas. XX. $& 14 „Las 
tinas .Janianus, item is qui 
dedititiorum numero est, testa- 
mentum facere.non petest . ... 
qui dedititiorum : numero est, 


'quoniam nec duasi civis Ro- 


manus testari. potest;. cum sit 
peregrinus, nec quasi peregri- 
nus, quoniam, nullius ' certae 
civitatis civis est, ul adverays 
leges civitatis suae testetur“. 
Anftatt bes offenbar richtigen civis 
est, lieſt die Handſchrift sciens, 
welches Manche gezwungen und 
unbefriedigend zu vertheidigen ge- 
ſucht haben. — Adversus heißt 
bier nicht: entgegen: im Wider- 
ſpruch mit, fondern: in Beziehung 
auf, in Gemäßheit dieſer Geſetze. 
Ganz wie in L. 5 de uourp. (41. 3) 
Andere wollen emendtren; semun- 
dum. ©. o. Lachmann Zeit 
ſchrift R. ©. 203. 
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einer ſolchen Provinzialftabt,; melde das Recht ter Zefta- 
mente anerkennt, und dafür gewiffe Regeln vorſchreibt, ſo 
fönnte er mit Beobachtung dieſer Regeln ein gültiges Teſta⸗ 
ment machen, und zwar fowohl in Rom, als in feiner 
Baterftadt. Nun aber kann er es nicht, weil er überhaupt 
feiner Stadt ald Bürger angehört ($ 351 n.). 

6. Endlih kann bier noch die befannte Thatſache er- 
wähnt werden, daß das eigenthümliche Eherecht der Katini- 
hen Städte unterging, als diefe Städte das Mömifche 
Bürgerrecht erhielten (i). 

Es würde fehr gewagt fein, aus diefen wenigen, ver: 
einzelten Ausiprücen erſchöpfende Regeln über die Be— 
handlung der Colliſion verſchiedener Territorialrechte ab⸗ 
leiten zu wollen. Doch laſſen ſich darin folgende leitende 
Geſichtspunkte nicht verkennen. | 

A. In einem Bertragsverhältniß zwilchen zwei Buͤr⸗ 
gern verfchiebener Staaten kann keiner Partei das 

| rein pofitive Gefep des ihr fremden Staates ent- 
gegengefept werden; fie find vielmehr nach dem 
jus gentium zu beurtheilen (k). Doch fann davon 
in einzelnen Fällen, aus politischen Gründen, das 
Gegentheil vorgeſchrieben werden (Nr. 1). 

B. Das Bürgerredt einer beftimmten Stadt beftimmt 
in der Regel für jeden Einzelnen dasjenige poſi— 
tive Recht, dem er perfönlich untergeordnet ift, nach 


(i) Geurios Lib. 4 ©. 4. (k) Berg. oben $ 348. c. 
VI. 6 





* 
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welchem aljo er beurtheilt merben muß (Mr. 3. 
4 und 5). 


— —— 


Außerdem kommen noch zweierlei andere Aeußerungen 
der Römiſchen Juriſten vor, die leicht als Regeln über die 
Beobachtung des örtlichen Rechts angefehen werben fönnen, 
in der That aber nicht als foldye zu betrachten find, fo daß 
nod) befonderd gegen die Anwendung berfelben auf die hier 
vorliegende Unterfuhung gewarnt werden muß. 

Erſtlich gehören dahin einige vereinzelte Stellen, welche 
bei der Auslegung und Anwendung von Rechtsgeſchaͤften 
auf örtliche Gewohnheiten verweifen, bie man .aber 
fälſchlich von örtlichen. Rechtsregeln verſtehen würde. — 
So ſoll bei der Auslegung eines unbeſtimmten Vertrags 
als die wahrſcheinliche Abſicht der Parteien unter Anderen 
Das angenommen werben, welches in biefer Gegend vor- 
zugsweife üblich ift (N). Diefes iſt nun offenbar nicht 
eine Rechtsregel dieſer Gegend, ſondern vielmehr das, 
woran man dort thatfächlich gewöhnt ift, welches man 
häufig zu thun pflegt. Eine einzelne wichtige Anwen- 
dung biefer allgemeinen Auslegungsregel findet ſich bei den 
Cautionen, die der Verkäufer werthvoller Sachen zu leiften 
bat: auch diefe follen ſich nach der Sitte der Gegend rich⸗ 


(I) L. 34 de R. J. (50. 17). gione in qua actum est /re- 
». . Id sequamur, quod in re- queniatur”. . : 
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ten, d. b. nach dem Sautionen, die dort am bäufigften frei 
willig geleiftet zu werden pflegen (m). — Ferner foll die 
Höhe der Berzugäzinien nach dem Zinsfuß beſtimmt werr 
den, der in dieſer Gegend gerade jept üblich ift (n). Ganz 
eben fo die Höhe der Zimjen, die ein Geichäftäführer von 
feinem anögelegten baaren Gelde berechnen darf (0). Im 
beiden Stellen tft gar nicht von einer oͤrtlichen Rechtöregel 
Die Mede, wodurch der Zinsfuß dort beſtimmt gewejen wäre, 
Sondern von dem Zinsfuß, wie er augenblidlih an dem 
dortigen Geldmarkte vorgefunden wurde. Der Grund die 
fer Beftimmung aber lag darin, daß jene Ziufen dem Gläu- 
biger eine wahre Entihädtgung für Die entbehrte Geld» 
uugung gewähren. jollten, welche Entſchädigung uur nad 
den Zinſen abgemeſſen werden konnte, bie. der Gläubiger 
aus dem wirklichen. Geleboſitz auderwärts bätte gewinnen 
können. 


(m) L.6 de evict. (21.2). — 


Aus demfelben Grunde war eine 
folge Caution, die duplae stipu- 
latio, bei wichtigen Sachen fogar 
allgemein in die Berpflichtimgen 
bes Berfänfersübergegangen. L. 31 
8 20 de aed. ed. (?1. 1), L.2. 
L.37 pr. $ 1 de eeict. (21. 2). 
Andere Anwendungen derſelben 
Auslegungsregel (bei Teftamenten) 
finden fih in. L. 21 8 1 qui test. 
(28. 1), 2.50 $ 3 de: leg. Il. 
Kun.) L.18 $3: de inetructo 
(33.7). — Daß jedoch van dem 
bier abgemwiejenen Stellm auch in 
unferer Lehre ein indirecter Ge⸗ 


brauch zu machen ift, wird unten 
gezeigt werben ($ 372). 


(n) Z. 1 pr. de usuris. (22. 1), 
4 . . Wsurarum modus er more 
regionis, ubi contractum est, 
opustitaitur‘. 


(0) L. 917 de uswris (22. 1) 
„.. debere diei usuras venire, 
eas aulem quae in regione /re- 
quentantur, ut est in b. f. judi- 
ciis constitutum* (das find eben 
bie in der vorhergehenden Stelle 
erwähnten Berzugszinfen). Vergl. 
much L. 10 53 mand. (17. 1), 
L. 7 8 10 de admm. (26. 7). 

6* 
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Zweitens aber ſind noch viel wichtiger die Stellen, 
welche von den drei Klaſſen der freien Einwohner: des Roͤ⸗ 
miſchen Reichs (eiven, Lafini, peregriai) ‚reden, und Die 
man gleichfalls verſucht ſein könnte, mit der Unterordnung 
der Einzelnen unter ein beſtimmtes poſitives Necht in Ver⸗ 
bindung zu bringen Man könnte nämlich einen folden 
Gedanken etwa dabin ausbilden wollen, daß auf die erfte 
Klaffe (die eives) das jus eivile, auf die ‚zwei niederen 
Klaffen das jus gentium angewendet worden wäre. .: Allein 
diefer ganze Gedanke muß völlig zurüd gewielen werden. 
Jene’ Klaffification war höchſt wichtig für. die Rechts: 
fähigfeit der Einzelnen, indem der civis da8 connubium 
und commereium, der Latinus das commeroium ohne .connu- 
bium, der peregrinus Feine diefer beiden Kähigleiten hatte (p). 
Dagegen hat jene Klaffficativn durchaus keine Verbindung - 
mit der hier vorliegenden Aufgabe, nämlid mit den Syftem 
der auf jeden Einzelnen anmwendbaren pofitiven Rechts⸗ 
regeln. Einige Beijpiele werden Diefes außei Zweifel fegen. 
Auf die cives wurden die Regeln des jus gentium nicht 
minder, als die des jus eivile angewendet. Der Latinus 
Junianus konnte allerdings, obgteich er ala’ Latinus die 
testamentifactio hatte, fein Teftament machen, ‘weil ihn 


(pl: S. 0 8. 2 8.64. 66. — der Sat, daß die: Stinulation:im 
Au diefer Lehre von der. Hechte- der Formel: spondes? spondeo 
fähigkeit, und nicht zu dem Syſtem wur von Römifchen Büdgern, nicht 
der Auf den Einzelnen auwend⸗ von Petegrinen, gebraucht werden 
baren Territorialrechte (wovon hier Honnte; :GAasus III. 8 88, 
allein die Rede it) gehört u | = 0 ’ 
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Diefes befonders verboten war (q). Sein Sohn aber war 
ein freigeborner Latinus, der durch dieſes Verbot nicht ge⸗ 
bunden war, und wenn dieſer ein Teftament machte, wozu 
ihn jein Stand als Latinus beredhtigte (Note q), fo wurde 
- er nach den Regeln der hereditas, alfo nach dem ftrengiten 
jus civile, beerbt, welches alfo auf ihn anwendbar ſeyn 
mußte. 

Noch weniger aber, als die bier angeführten Stellen, 
fönnen für unfre Unterfuhung ſolche Ausſprüche des Rö- 
mifchen Rechts benupt werden, welche nur ganz tim Allge⸗ 
meinen die Berüdfichtigung eined örtlichen Gewohnheite- 
rechts erwähnen, ohne dabei den Gegenſatz verjchiedener 
Örtlicher Rechte (alfo den Fall einer Collifion) voraus zu 
jegen oder anzudeuten (r). 


(q) Urriun XX. 814. — 
Daß ihm das Recht der testamen- 
tifactio nicht fehlte (alfo wur 
jenes ganz pofitive Verbot im 
Wege ftand), fagt ausdrücklich 
Ulpian ebendaf. $ 8. Auch. be- 
ruhte ja das Teſtarent auf ber 
Mancipationsform, und daher war 
die testamentifactio gleichbe- 
dentend mit bem commercium 
oder der Mancipationsfähigfeit, 
welche den Latinen jeder Artzuftand. 
Urrpıan. XIX, $ 4. 5. 


(r) Dahin gehören etwa fol- 
gende Stellen: Z.1 8 15 de in- 
epic. ventre (25. 4), L. 19 C. 
de locato (4. 65). — Eben dahin 
gehört die Erwähnung der chiro- 
grapha und syngraphae, als 
eines genus obligationis pro- 
prium peregrinerum. Gascs III. 
& 134. — Bon den beforderen Aus⸗ 


“Sprüchen über die Regel: locus 


regit actum dgl. unten 8 352. 
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$. 357. 
Die Römifhe Lehre von origo und domicilium. 
Wirkung diefer Verhältniſfe. Gortſetzung.) 

Aus der bis Hierher geführten Unterfuhung ergub es 
ſich, daß die Angehörigkeit einer einzelnen Perfom mr eine 
beftimmte Stadtgemeinde drei Wirkungen hatte, indem Die 
angehörige Perſon unterworfen war: 1. den ftädtiichen 
Laften, 2. dem Gerichtöftand biefer Stabt, 8. dem eigen- 
thümlichen pofitiven Rechte derſelben. Dieſe drei Wirkun⸗ 
gen ſtanden in einem inneren Zuſammenhang, und konnten 
daher als gleichartig betrachtet werden. Es iſt aber nun 
noch eine wichtige Verſchiedenheit unter dieſen Wirkungen 
hervor zu heben. on 

Wenn eine Perfon mehreren Städten angehörig war, 
jey es durch Bürgerrecht oder dur; Wohnfig, jo war fie 
in jeder diefer Städte den Bürgerlaften und dem Gerichts— 
ftand unterworfen, jo dab dann eine wahre Coneurrenz un⸗ 
ter den Anſprüchen jener Städte an dieſelbe Perſon ent— 
ftand. Eine ſolche Concurrenz war bei der Unterordnung 
der Perfon unter das pofitive Recht verjchtedener Städte 
unmögli, weil fie einen inneren Widerſpruch mit fich ge- 
führt hätte. Diefelbe Perfon konnte. vor verichiedenen 
Obrigkeiten verklagt werden, je nad) der Wahl des Klägers, 
fie konnte aber nicht nad) verſchiedenen, vielleicht ganz 
widerſprechenden, Rechtsregeln beurtheilt werden. Es war 
alſo nur die Unterordnung unter Ein örtlides Recht mög- 
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lich, und es mußte für dieſen Zweck unter den verfähtedenen, 
in anderer Hinſicht coneurrirenden Städten eine entfcheidende 
Wahl getroffen werben. 

Ich halte ed nun für unzweifelhaft, daß das örtliche 
Recht, dem jede Perfon unterworfen ſeyn follte, wenn dieſe 
Perſon in zwei verfchiedenen Städten das Bürgerrecht und 
den Wohnſitz hatte, durch das Bürgerredt beftimmt 
wurde, nicht dur den Wohnſitz. Für diefe Annahme 
iprechen folgende Gründe. Erſtlich war das Bürgerrecht 
das engere, an fich höher fteheride Band, verglichen mit dem 
son Willkür und Kanne abhängenden Wohnfig. Zweitens 
war ed das frühere Band, da es durch die Geburt gefnüpft 
wurde, der anderwärts vorhandene Mohnfig erft fpäter 
durch eine freie Handlung entftanden ſeyn konnte; e& fehlt 
aber an jedem Grunde, weshalb das für die Perfon ein- 
mal begründete territoriale Recht hätte umgewandelt werden 
jollen. Drittens deuten darauf audy mehrere der eben an- 
geführten Aeußerungen der Römifchen Suriften, indem dieſe 
jagen: si... alio jure eivitas ejus utatur ($ 356e), und 
quoniam nullius certae civitatis eivis est ($ 356 h), 
welche Ansdrüde offenbar auf das Bürgerrecht bindenten 
als Beftimmungsgrund für das auf die Perjon anmendbare 
örtliche Recht, nicht auf den’ Wohnſitz. 

Nimmt man die hier aufgeftellte Regel als richtig am, 
fo bleiben dann noch folgende Fälle, die dadurch nicht bes 
ftinnmt werden, zu entſcheiden übrig. 
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Erſtlich konnte Jemand das Bürgerrecht an mehreren - 
Orten zugleich haben: au dem einen durch bie Geburt, au 
- einem andern durch Adoption oder durch Aufnahme ($ 351): 
In einem ſolchen Galle wurde ohne Zweifel Das frühere 
Bürgerrecht, alſo das durch Geburt -entftandene (die 
origo), als vorherrichend behandelt, weil Tein. Grund vor⸗ 
handen war, eine Ummandlung des perfönlichen Rechtszu— 
ftandes anzunehmen. — Dad Bürgerrecht der Stadt Rom, 
welches jeder munieeps neben: feinen: beſonderen Stadtbür⸗ 
gerrecht hatte ($ 352), kam bei der Beſtimmung des per⸗ 
ſönlichen Rechts gewiß nicht in Betracht, ‚vielmehr konnte 
in dieſer Hinſicht nur das Recht der ‚engeren. Heimath ber 
rücfichtigt werden. 

Zweitend. fonnte Jemand ganz- ohne ſtadtiſches Bür⸗ 
gerrecht ſeyn (8 351), während er einen Wohnſitz hatte. 
In, dieſem Fall mußte der Wohnſitz als. Beſtimmungsgrund 
für das auf ihn anwendbare perfönliche Recht gelten. 

Zuletzt bleiben noch die Fälle zu erwägen übrig, wenn Je— 
mand in feiner Stadt das. Bürgerrecht ($ 351), ‚und zu« 
gleich entweder in mehreren Städten, oder. auch in. feiner 
Stadt einen Wohnſitz hatte ($ 354). Wie die Römer ſolche, 
bei ihnen gewiß feltene, Fälle beurtheilt haben mögen, läßt 
fih aus unſern Rechtöquellen nit durd unmittelbare 
Zeugniffe nachweiſen. Wir werden auf diejelben zurüd- 
fommen bei der Unterfuchung des heutigen Rechts ($ 359). . 

Auch für diefe, Das örtliche Recht betreffende, Regeln, 
muß die Bemerkung wiederholt werden, welche oben für die 
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Gerichtsverfafſung gemacht worden iſt, dab die Allgemeig- 
heit diefer Regeln zwar für das Zeitalter der alten Juriſten 
behauptet werden darf, in der früheren Zeit aber, durch Die 
eigentbümliche Verfaffung mancher Provinzen, nur mit Aus⸗ | 
nahmen anzunehmen ift (a). 


$. 858, 

Orige und domieilium im heutigen Recht 
Es ift nicht ſchwer zu zeigen, daß die hier dargeftellte 
Roͤmiſche Lehre von origo "und domieilium in unferem 
heutigen Rechtszuſtand, namentlich in dem für Dentſchland 
geltenden gemeinen Hecht, nit mehr Amwendung findet, 
und daß davon hödftens vereinzelte Beftandtheile übrig ge⸗ 
blieben find. Denn die Grundlage und Vorausſetzung jener 
Lehre beftand in den Stadtgebieten, bie wie ein Rep über 
den ganzen Boden bes Römischen Reichs verbreitet waren, 
und, damit zufammenbängend, in den Stadtgemeinden, die 
für die einzelnen Einwohner das Verhättuik zum Gtaate 
vermittelten, fo daß ale Einzelne, mit wenigen Ausnahmen, 
ala Stadthürger, munmichfaltigen und dauernden perjöns 

tihen Verpflichtungen unterworfen waren ($ 351). 
Gerade dieje Grundlage nun der Römischen Berfaffuug 


(a) Dieſes gilt namentlich von 
Sicilien nah den oben aus 
Cicero mmgeführten Stellen 
(6 355. u.), worin die Gerichte und 
die Geſetze neben einander genannt 
werden ald Borrechte der Sicilianer. 


Cap. 13 „domi certet suis legi- 
bus.“ Cap. 24 „postulant, ut se 
ad leges suas rejieiat.* Oap. 87 
„ut cives inter se Jegidus suis 
agerent.“ 
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in ihrer Anwendung auf die einzelnen Theile des Staats- 
gebietes, findet fih in dem neueren Zeiten nicht mehr. 
Namentlih in Deutfhland haben zwar feit vielen Jahr⸗ 
hunderten bie Städte ein wichtiges Stüd der Berfaflung, 
ſowohl im Reiche, als in den einzelnen Ländern gebildet; 
jedoch nur ein vereingeltes, neben anderen meilt wichtigeren 
Beitandtheilen ftehendes Stüd, fo dab hier an ein Aufgeben 
des Ganzen in bloße Stadtgebiete und Stadtgemeinden 
niemals zu denfen war. Wie mit Deutichland, jo verhielt 
es ſich in dieſer Hinficht auch mit anderen Staaten neuerer 
Zeit, umd höchſtens in Italien finden ſich theilweife noch 
Zuftände, die, wenn auch unvollſtäändig, nicht nur an den 
Zuftund des Römiſchen Kaiferreishs erinnern, fondern auch 
in der That als Meberrefte deſſelben zu betrachten find. 

Sit nun die Grundlage jener. Rmiſchen Lehre von origo 
und domicilium verſchwunden, fo fünnen nud die, darauf 
berubenden Rechtsverhältniſſe (munera, forum, Stadtrecht 
als Recht der’ Perjon) nicht mehr in Römiſcher Weile ber 
hauptet werden. Vorzüglich einleuchtend iſt Dieſes für die 
origo, das heißt für das bei jedem Einzelnen voraus— 
| zufegende Stadtbürgerrecht, anftatt dab bei der abftracteren 
Natur des domieilium fi) noch eher .eine gewilfe Art von 
Fortdaner annehmen ließe. 

Auch haben von jeher die neueren Schriftſteller als 
unzweifelhaft anerkannt, daB in dieſer Lehre unſer Rechts» 
zuftand von dem der Römer durchaus abweiche. Zwar den 
ganzen Umfang der eingetretenen Beränderung konnten fie 
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deöwegen nicht anerkennen, weil Teiner unter ihnen ben 
wahren und vollftäimbdigen Zufammenbang jener Römiichen 
Rechtsinftitute Aberfah. Allein bei einer einzelnen Anwen⸗ 
bung, dem @erichtäftende, wurden fie auf diefen Gegen- 
fand aufmerkſam, und bier eben erkannten fie einftimmig 
an, dat das Roͤmiſche forum origimis, in feiner urfpräng- 
lich vorherrſchenden Bedeutung, für uns ganz verfhwunden 
ſey, und daß höchftens noch etwas ihm Wehnliches, aber 
untergeordnet, und uls bloße Aushälfe für feltenere Aälle, 
für unfer beutiges Recht übrig bleibe (a). — Wollte etwa 
Jemand begweifeln, ob wirklich in diefer Lehre eine durch⸗ 
greifende Beränderung vorgegangen wäre, jo müßte er 
ſchon durch den Umſtand überzengt werben können, daß 
jelbft dre Begriffe und Kunftausbrüde der Römer bei den 
Reueren ganz verwirrt und verdunkelt erſcheinen. Denn 
diefer Umftand erllärt fih nicht daraus, daß etwa bie 
Quellen bed Römtiden Rechts in diefer Lehre befonders 
undeutlich oder lüdenhaft wären, (welches in ber That 
nicht der Fall ift), fondern lediglich daraus, dab der In⸗ 
halt jener Rechtsquellen jo wenig zu unfern Zuftänden 
paſſen wollte. 

Man könnte nun etwa verfuchen, die eingetretene 
Veränderung fo anfzufaflen, ala wäre aus dem Römiſchen 
Recht blos die eine Hälfte (die origo) verfhwunden, bie 
andere Hälfte (dad domicilium) unverändert übrig geblieben. 


(8) Lautensacn de domicilio $ 13, 14. 50. Scauurer ex. 1 
S 24. Stay V. 1817.18. Glück B. 6 ©. 261, 
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Allein auch diefe Auffaſſung kann nur mit großer Be— 
ſchtaͤnkung als richtig anerlannt werden. 

:. Die praktiſche Bedeutung nämlich des Roͤmiſchen domi- 

eiliam bezog ſich immer wieder auf die Stadtgemeinde und 
deren Gebiet, indem der Wohnſtitz, chen fo. wie. das Büt⸗ 
gerrecht, jeden Einzelnen zum Angehörigen-einer Stadt 
gemeinde machen: kounte ($ 351. 353). Dieſe ans- 
ſchließende praktiſche Bedeutung iſt nicht mehr vorhanden, 
oder ſie hat vielmehr eine andere Geſtalt angenommen. 
‚: Dagegen iſt die Art, wien der Wohnſitz entſteht und 
wieder aufgehoben wird ($ 358. 354), bei uns ganz die⸗ 
jelbe wie im Römiſchen Recht, uud im ſofern find bei uns 
die. Beſtimmungen des: Römischen Rechts völlig anwendbar. 
Die Gränze des anmendbaren und nicht anwendbaren 
Sheild jener ganzen Lehre wird nun woch. anfchanlicher 
werden durch die Betrachtung der drei einzelnen Wirfungen, 
die das Römiſche Redit an. den Wohnfitz; eben ſo wie an 
dad Stabtbürgerreht, knüpft ($. 355. 856). 

1.. Städtifhe.Laften (munera). Dieſe fünnen hier völlig 
unbenchtet bleiben, da fie fi ‚ganz anf rigenhümlich 
Römiſche Verhältniſſe bezogen. 

2. Gerichtsſtand (forum domiecilü). Ä 

Diele Wirkung des MWohnfiges iſt nicht nur im henti⸗ 
gen Rechte übrig geblieben, ſondern ſie erſcheint hier 
noch wichtiger, als bei den Römern. : Denn bei die— 
jen beftand ganz gewöhnlich das forum originis neben 
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dem forem domicilii, fo daß zwiſchen beiden ber Klä⸗ 
ger. die Wahl hatte ($ 855); bei uns iſt die origo 
im Mömifchen Sinne verfhwunden, und jo iſt nunmehr 
das forum domieilü der einzige ordentliche, regelmäßige 
Gerichtöftand jedes Menſchen. 
Dieter Gerichtöftand aber, wie der Wohufis felbft, 
auf welchem er beraubt, bat jeht eine andere Bedeutung, 
als. im Römischen Recht. Cr bezinht ſich nicht mehr, 
wie dort, allgemein und notbwendig anf die richterliche 
Obrigkeit eines. Stabtgebietes, zu welchem der Wohn- 
fitz gehört, fondern eines Gerichtsiprengels, der 
ſehr verfchiedenartige  Entftehungsgründe und Gränzen 
haben, und allerdings unter anderen und zufällig auch 
mit den Gränzen eines Stadtgebietes zuſammen fallen 
kann. in 
3. Das befondere territorfale Recht, welchem jeder Ein⸗ 
zelne, als feinem perfönlichen Recht, untergeordnet ift. Damit 
verhälb-es ſich Ahnlich, wie es ſo eben von dem Gerichts 
ſtand bemerft worden iſt. Diefe Wirkung bes Wohnſitzes 
ift nicht nur übrig. geblieben, jonbern auch ausſchließender 
. anwendbar -und darum wichtiger geworden, als bei ihnen, 
Zugleich :aber bat fie bei uns, eben jo wie der Gerichte. 
fand, eitte veränderte Bebentung angenommen. 
Diefer Gegenftand aber ft ‚für die Aufgabe ber gepen- 
wärtigen Unterſuchung wichtiger, als alles Mebrige, ja- er 
allein war die Veranläffung, auch die übrigen ‚bier abge 
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bandelten Sragen mit in den Kreis biefer Unteruchung zu 
zieben. : Daher ift derjelbe nunmehr einer abgeſonderten, 
jelbitftändigen Betrachtung zu unterwerfen ($ 350).  -. 





Reben der. hier dargeftellten. großen und allgemein aner- 
fannten Verſchiedenheit, die :bei dem Mebergang aus den 
Romiſchen Zuftänden im die. heutigem. eingetreten. ift, - muß 
es als eine Merkwürdigkeit erwähnt werden, dab fih im 
einem kleinen Europaͤiſchen Lande ein ähnlicher Rechtszu⸗ 
ftand ausgebildet: hat, wie der oben Dargeftellte. Roͤmiſche: 
eine origo, verſchieden von dem domicjlium, aber mit ent⸗ 
ſchiedenem Uebergewicht über biejes; ein Nechtäguftand, der 
nicht. Ueberreſt des Römiſchen, und eien fo. wenig. Nache 
ahmung deffelben ift, .jo wie er auch darin eigenthümlich 
erſcheint, daß er nicht ausſchließend anf. einem Stabtbür- 
gerrecht, fundern auf dem Heimathsrecht ‚oder. Bürgerrecht 
in irgend: einex Gemeinde ſey ‚fie ſtaͤdtijch oder. ländlich) 
beruht. Dieter Zuſtand findet fi) in den meiften Kantonen 
der deutſchen Schaneiz, mo das Heimathsrecht in. einer be⸗ 
ſtimmten Gemeinde, weldes zugleich Bediggung für den 
Erwerb des Kamomnsbürgerrechts iſt, yarznagmweile vor 
dem vielleicht auderswo gewählten Wohnſiß, entſcheihend 
iſt für viele der wichtigſten Rechtsvexhältniſſe: nayjentlich 
für- die Rechtsfaͤhigkeit und, Gandlungsfäßigkeit, für die 
Chr, vaterliche GBewalt, Vormundſchaft, jo; wie für Ras 
Recht der Teſtamente und die Snteftaterbfolge. Für mehrere 
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dieſer Rechtsverhältniſſe wirb nit blos das anwendbare 
örtliche Recht, ſondern auch der Gerichtsſtand durch bie 
origo (dad Gemeindehürgerrecht) beſtimmt, vorzuzöweife 
vor dem Wohnfig; namentlich gilt. Diefes für die Klagen 
auf Eheſcheidung, und für bie aus dem Erbrecht. Alle 
dieſe Beitimmungen gründen fih theild auf altes Her 
kommen, theild auf die zwiſchen vielen Kantonen geſchloſſenen 
Konkordate (b). 


8. 359. 
Origo und domicilium nah hentigem Recht. 
(Kortfeßung.) 

Nach dem heutigen Recht ift der Wohnfig als regel 
mäßiger Beftimmungsgrund anzufehen für das bejondere 
territoriale Recht, welchem jeder Einzelne, als feinem per- 
ſönlichen Rechte, untergeordnet ift ($ 358), und diefer Sätz 
bat auch von jeher ſehr allgemeine Anerfennung gefun- 
den (a). Es tritt alfo nunmehr als Regel derjenige Zu⸗ 


(b) Offisielle Sammlung der Ländlicher Btecdhtelehrer ſurd folgende 


das Schweizeriſche Staatorecht be 
treffenden Aktenſücke B. 2 Zuürich 
1822. 4 G. 84. 36. 39. — d Is 
verbanle diefen, das Schweizerrecht 
betreffenden, Zufat ber feeunblichen 
Mittheilung von Keller. 

(a) Bgl. bie im $ 368 Notes 
angeführten Schriftſteller, nud 
Eich horn dentſchea Recht 5 34. — 
Für die Uabereinftimmung aus⸗ 


Brugniffe zu bemerken: Projet de 
ende eivil Paris 1801. 8 p. LV. 
LVI. — Rocoo Lik 2 O. 8, we 
gloichfalle der bloße Wohnſitz als 
Grundlage des drtlidden Rechte 
für den Eimgelnen. auerlannt wird, 
völlig verſchieden von der (polir 
tiſchen) Raturaliſation. von welcher 
Lib. 10. 10 handelt. — Sron 
Ohap. 8. mıd 4. 


96 Buch IH. Herrfchaft ber Rechtsregeln. Kap. I. Dertliche Gränen. 

Stand ein, welcher im Römifchen Rechte ausnahmsweiſe an- 
erfannt werden mußte für ſolche Perfonen, die zufällig: zu 
feiner Stabt ein eigentliches Bürgerverbättniß hatten, alſo 
ohne origo waren (& 357). Man könnte dieſe Regel des 
heutigen Rechts, uni ihr Verhältniß: ſowohl zum Römiſchen 
Recht, als zum der Schon erwähnten. verwandten Regel für 
den: Gerichtsſtand, anſchaulich zu machen, etwa. fo aus⸗ 
drüden. 1. Bei den Römern beftand neben dem forum 
domicili dad forum originis, beide mit völlig gleicher Be- 
Bei und ift das forum 
originis im Römiſchen Sinne verichwunden, das forum 
domieilii allein übrig. 2. Bei den Römern galt, als ter- 
ritoriales perfönliches Recht. der Einzelnen, die lex originis, 
umd nur ausnahmöweife die lex domieili, für Diejenigen 


rechtigung, alſo concurriremd. 


Perſonen, die zufällig feine origo hatten. Dei und iſt Die 
lex domieilü der einzige regelmäßige Beftimmungsarund für 
das territoriale perſoͤnliche Recht der Einzelnen (bd). 

Obgleich num dieſe ungemein wichtige Regel, die für die 


ganze folgende Unterſuchung die Grundlage abgeben wird, 





bi Ei ſchon oben ($ 856) 
aufmerkſam gemucht worden auf 
den Zuſammenhang zwiſchen forum 
(originis, demicilii)‘! und. lex 
(originis, domicinũi). Dieſer Zu⸗ 
ſammenhang zeigt: ſich nicht bios 
mi R..R:, fondern auch in manchen 
vein praktiſchen Folgen des heutigen 
Rechts; To „unter andern in der 
Wege, nad) welcher die dom ge 
wöhnlichen örtlichen Gerichteftaud 


eximirten: Perſonen auch nicht ben 
örtlichen Statuten unterworfen ind. 
Eichh on deutſches Recht 8 34. 
Es darf“ jedoch keine unbediugte, 
ausſchließende Behauptung tiefes 
BAufammenhangs: geitend "gemacht 
werden „welddes ſchon wegen. der 
nicht ſeltenen Concurrenz verfehie- 
bdener Arten des Gerichteſtandes 
{j. B. domicilii mit. ror' oitae) 
bedenklich ſeyn wurde 
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als Regel jehr allgemein anerfaunt wird, jo ift ed doch nad 
zwei Seiten bin nöthig, fie näber zu beftimmen. 

Grftlih hat im heutigen Recht der Wohnfis auch in 
Anfebung des territorialen Rechts eine andere Bedeutung 
und andere Graͤnzen, ald im Römifchen Recht, ganz fo wie 
eö bereits in Anjehung des Gerichtsſtandes bemerkt worden 
ift ($ 358). Bei den Römern war Die lex originis, wie 
die lex domieilii, ftet3 das örtliche Recht eimes beitimmten 
Stadtgebietes ($ 356). Bei und dagegen bat die Einheit 
eines territorialen Rechtes, eben jo wie der Gerichteftaud, 
jehr verjchiedenartige Entſtehungsgründe und Gränzen (e), 
und das territoriale Recht kann nur unter andern und zu⸗ 
fälligerweile mit den Gränzen eines Stadtgebiets zufammen 
fallen, alſo ein Stadtrecht ſein. Wollen wir aljo für diefes 
Verhältniß den Vortheil einer allgemein pafjenden Bezeich⸗ 
nung gewinnen, fo müllen wir dafür einen befonderen Kunſt⸗ 
ausdrud erft bilden, und ed würde ſich dazu etwa der Aus⸗ 
drnd Geſetzſprengel eignen, welder durch feine Achn- 
lichkeit mit dem allgemein üblichen Ausdrud: Gerichtöipren- 
gel leicht verjtändlih fein wird... Nur muß dabei bedacht 
werden, daß der Ausdruck: Geſeßz (eben fo wie lex domi- 
eilü) in einem weiteren Sinn zu nehneen ift, für ‚jede Re⸗ 
gel des pofitiven Rechts, ohne Unterjchied, ob dieſe Regel 
durch ein eigentliches Gejeh, oder etwa duch Gewohnheit: 
recht, entſtanden fein mag. 

(e) Bon diefer verichiedener- tovieler Rechte ift ſchon oben im 


tigen Natur und Begrämgung terri-⸗ 5 347 bie Rede geweien. 
VL 7 


- 
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Zweitens könnte man verjudht fein, der hier aufgejtell- 
ten Regel von der lex domicilii einen nneingejchränften 
Einfluß einzuräumen nur bei der Gollifion zwiſchen den | 
Particularrechten eines und deffelben Staates ($ 347), 
nicht jo bei der Kollifion zwiſchen den Geſetzen ſouveräner 
Staaten ($ 348); man Tönnte annehmen, daß für dieſe 
Colliſion nicht fowohl der Wohnſitz, als vielmehr der 
Staatsverband, dad Unterthanenverhaͤltniß, manpgebend fein 
müfle. — In mehreren großen Staaten nämlich find ge- 
naue Beitimmungen erlaffen worden über. Den Erwerb und 
Berluft des Staatsbürgerredts, und man könnte daher 
glauben, in diefen Staaten ſei die Anwendung des ‚territo- 
‚ rialen Rechts auf die Einzelnen forthin bedingt durch das 
Staatsbürgerrecht, nicht mehr durd den Wohnfig, ‚worin 
alfo eine mobifieirte Rüdfehr zu bem Römifchen Begriff 
der origo (verſchieden von domicilium) gefunden werden 
koͤnnte. | 

Dieſe Annahme ift nicht vhne Schein im Franzoß ſchen 
Recht, welches genaue Beſtimmungen enthält über die Ent— 
ftehung und Aufhebung der Eigenſchaft eines-Frangais (d). 
Daran knüpft fih dann die Beftimmung, daß der. perfän- 
liche -Zuftand bes Frangais (l’&tat et Ia eapacits), auch wenn 





(d) Code civil art. 13. 
17—21. _ Bon dem Francais iſt 
verjchieden der citoyen, welcher 
Ausdrud die politiichen Rechte be- 
zeichnet, art. 7. — Auch Foelix 
p. 36-39 ſpricht zwar zuerſt von der 
nationalitE ale Grundlage bes 


J 


anzuwendenden örtlichen Rechts, 
nimmt aber dan dieſen Ausdruck 
gleihbebeutend mit domicile, will 
alfo nicht etwa in Widerſpruch 
treten mit der unter den Schrift 
ſtellern des gemeinen Rechts herr⸗ 
ſchenden Anſicht. 
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er im Ausland wohne, nad Franzoͤſiſchem Recht beurtheilt 
werden folle (e); ferner daß jeder Francais alle droits ci- 
vils geniehe (N. Diefem lepten Sap fünnte man die aus- 
-fchließende Bedeutung beilegen, daß der Ausländer die 
droits civils in Frankreich nicht genieße, worin dann eine 
Herftellung des Römifchen Unterjchiedes der cives und pere- 
grini in der Lehre von der Rechtsfähigkeit gefunden 
werden möchte. Allein, abgefeben davon, daß bie Franzö⸗ 
. filchen Suriften von den droits civils jehr vVerworrene nnd 
irrige Begriffe haben (g), werden daneben den Ausländern 
ſo ziemlich diefelben Rechte, wie den Francais, eingeräumt (h). 
Darans gebt hervor, dab die praftiihe Bedeutung des Be 
griff Francais weit geringer ift, als fie auf den erften 
Blick ſcheint, und daß fie ſich hauptfächlich in der Lehre 
von der Handlungsfähigkeit änßert, an welcher Stelle 
wir auf diefen Gegenſtand zurüdfommen werden. 

Sn Preußen ift neuerlich ein Geſetz erlaffen worden 
Aber die Entftehung' and Aufhebung der Eigenſchaft eines 
Preußen oder Preubifchen Untertbans -(i), und man önnte 
auch bei diefem Geſetz verſucht fein, darnach die Anwend⸗ 
barkeit des Preußiſchen Rechts auf bie’ Einzelnen, umabhän- 


(e) Code eir. art. 3, ſ. n. gefſtellt ift, welcher jetzt faft über⸗ 
F 363 am Ende des $. ol auf völlig gleiche Rechtefähig- 
{f) Code eiv. art. 8. keit zwiſchen Inländern und Aus⸗ 
(de) S. o., B. 2 ©. 154 fg. lindern führen wird. 
(h) Code eiv. art. 11, wo der + (i) Geſetz vom 31. Dec. 1842 
Grundſatz ber Keciprogität aufge (G. ©. 1843 ©. 15). 
7? 


®e 
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gig von dem Wohnfig, abzumefjen (k). In der That aber 
ift Dazu nody weniger Schein, als im Franzöſiſchen Necht, 
- jenes Geſetz betrifft bios die Verhältniſſe des ‚öffentlichen 
Rechts, und nach den allgemeinen Preußiſchen Geſetzen iſt 
es unzweifelhaft, daß das perſönliche Recht der Einzelnen 
durch den Wohnfig zu beſtimmen iſt, ohne Unterſchied der 
Snländer und Ausländer (I). \ 

Auch für das Englische, und das Darauf gegründete 
Amerikanische. Recht Tönnte man. annehmen, daß der Be- 
griff des Staatöverbandes, an ſich verfchieden von dem 
des Wohnſitzes, ald Grundbegriff angenommen fein- möchte. 
Allein Story, welcher ganz von den Begriffen des Engli- 
Ihen Rechts ausgeht, erfennt dennoch ‚den Begriff des 
Wohnfiges ald Grundlage an, und zwar ganz in dem Sinn, 
in welchem berfelbe von den Schriftftellern ‚über das Rö- 
milche Recht angewendet wird (Chap. 3 und 4). 

Es muß alfo in der That der Wohnſitz als allgemei- 
ner Beitimmungsgrund anerlannt werden, und ſo haben 
ihn auch Die oben angeführten Schriftiteller ($ 358.2) ala 


(k) Daß die Eigenſchaft des der Wohnſitz ſchlechthin als 


Preußen durch den Wohnſitz allein 
weder begründet noch aufgehoben 
werde, fagt ausdrücklich das an- 
geführte Geſetz 8 13. 23. 

.(l) Ag. Landrecht Einkeitung 
8 28, 24. 34. — Eine Betätigung 
biefer ‚Annahme liegt auch in ben 
zahlreihen Staatsverträgen wit 
deutſchen Nachbarſtaaten, in welchen 
für die beiderfeitigen Unterthanen 


Grundlage des ordentlichen per- 
fönlihen Gerichtsftandes anerkannt 
wird, ohne Erwähnung eines dh- 
von möglicherweife verjchiebenen 
Unterthanenverbandes. Ich ‚ver- 
weife nur beifpielsweije. auf bie 
Berträge mit Weimar 1824 Art. 8 
und Sachſen 1839 Art. 8 (G. S. 
1824 S. 150: 1839. ©. 354), 
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den wahren Grund des Unterthanenverhältnifles (in Bezie⸗ 
hung anf das Privatrecht) anerlannt. 


Der bier anfgeftellte Grundſatz, daß der Wohnfik als 
Beftimmungsgrund gelten fol ſowohl für den Gerichtsſtand 
(forum domicilii), als für das oͤrtliche Recht der Perfon 
(lex domieilä), ift für zwei mögliche Fälle nicht ausreichend, 
nnd bedarf alfo für diefe Fälle einer Ergänzung. Es Tann 
namlich gefchehen, daß Die Perfon, deren Gerichtäftand oder 
deren örtlihes Recht wir zu beftimmen haben, entweder 
einen mehrfahen Wohnſitz hat, oder überhaupt feinen 
Wohnſitz ($ 354). 

Im erften Fall entfteht für ben Gerichtäftand Teine 
Schwierigkeit. Dieſer ift an jedem der verſchiedenen Orte 
des Wohnſitzes völlig begründet, und der Kläger bat unter 
ihnen die Wahl, ganz fo wie nah dem Roͤmiſchen 
Recht (8 355). 

Für das örtliche Necht der Perfon ift eine gleichartige 
Beftimmung nicht möglich, vielmehr muß bier unter den 
mehreren Orten des gleichzeitigen Wohnfipes einer ald aus» 
fchließender Beltimmungsgrund für das örtliche Recht ges 
wählt werden. Ich habe kein Bedenken, dafür denjenigen 
Drt vorzugsweiſe anzuerkennen, an welchem zuerft der 
Mohnfib errichtet war; und zwar beöwegen, weil es an 
einem binreichenden Grunde fehlt, in dem örtlichen Recht, 
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das die Perfon durch Errichtung des. erften Wohnfiges ein- 
mal begründet hat, eine Aenderung anzunehmen (m). 

Der zweite Fall endlich, wofür der aufgeftellte Grund- 
fa nicht ausreicht, alfo einer Ergänzung bedarf, ift der, 
wenn bie, Perjon,. für welche wir den Gerichtäftand oder 
das örtliche Recht aufzuſuchen haben, Beer gar feinen 
Wohnfig ‚hat. 

Diejer Fall Tann zunähft in der Geſtal auftreten, daß 
dieſelbe Perſon einen wahren Wohnſitz früher erweislich 
gehabt, dann aber aufgegeben hat, ohne einen neuen zu 
wählen. Dann haben wir dieſen früheren Wohyſiztz ale 
Beſtimmungsgrund anzujehen, und zwar. wieder, wie es 
ſchon bei anderer Gelegenheit geltend gemacht worden iſt 
(Note m), weil es an einem hinreichenden Grunde zur 
Annahme einer. Aenderung fehlt. — Und von demſelben 
Standpunkt aus iſt dann. auch der. legte. noch übrig blei⸗ 
bende Fall zu entfcheiden, der Fall, in welchem jene Perjon 
auch in feiner früheren Zeit irgend einen MWohnfig errich⸗ 
tet hat. Denn in einem folgen Fell mäfjen wir auf einen 
Zeitpunkt zurück gehen, in welchem fie, ohne eigene Wahl, 
einen Wohnſitz hatte. Diefes ift der Zeitpunkt der. Geburt, 
in welchem der Wohnſitz des ehelichen. Kindes mit bem 


(m) , Aus demfelben Grunde ift Bürgerrecht hatte (9 357.) — Mit 
ſchon oben eine gleichartige Ent- der bier aufgefiellten Behauptung 
ſcheidung getroffen worben, wenn ſtimmt überein Meıkr de con- 
nad; Römiſchem Recht dieſelbe fictu legum p. 16. 

Perfon an mehreren Orten das 
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Wohnſitz zuſammen fällt, den zu diefer Zeit der Vater 
bat (n). 

Dieſes num ift die origo im Sinne unferd neneren 
Rechte, und fo iſt auch die Sache, bei Gelegenheit des 
forum originis, von beionnenen Rechtslehrern ftets auf: 
gefaßt worben- (a), obgleich babei oft die Berwechölung mit 
dem bloßen Geburtsort ($ 350. a), oft auch eine unflare Bor 
ftellung von dem Berhältniß dieſes Begriffs zu dem Nömiichen 
Begriff von orige, der richtigen Einſicht hinderlich geweſen 
if. Um in dieſer letzten Beziehung jeder künftigen Ver- 
wechälung ficherer vorzubeugen, will ich den Unterfchieb, 
wie er qus der ganzen bisher geführten Unterfuchung her⸗ 
vorgeht, bier kurz zufammenftellen. Die Römer nennen origo 
dad durch die Geburt eines Menichen erworbene Stadt- 
bürgerrecht deifelben Wir nennen origo die Fiction bes 
- Wohnfipes eined Menſchen an dem Ort, an weldhem zur 
Zeit der Geburt‘ deffelben der Wohnfip des Vaters ge 
weſen ift. | 


(n) ©. o. 8 353. t. (mit ber 
daſelbſt Hinzugefligten näheren Be- 
fimmung). — Mit diefer Ent- 
ſcheidung ſtimmt überein Vorrıus 
V.1 892 (am Ende des $), der 
auch den richtigen Grund angiebt. 
— Messer de conflictu legum 
p. 14 will auf den Geburtsort 
fehen, der aber ala ſolcher ganz 
gleichgültig if. Thatſaͤchlich wer⸗ 
den freilich beide Orte meiß zu⸗ 
ſammen treffen. 


3 


(0) Auch die Preußiſche Geſetz⸗ 
gebung faßt die Sache richtig 
in dieſem Sinne auf. Zwar iſt 
in dem A. L. R. Einl. 8 26 der 
Ausdruck: „Ort der Herkunft“ un- 
befimmt, und konnte von dem 
bloßen Geburtsort verſtanden wer⸗ 
ben. Allein die Allg. Ger. Ord. J. 
3 8 17. 18 erflärt. die Herkunft 
und das forum originis ganz 
ausbrädiih von dem Gerichts 
ſtand ber Eltern. 
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Diefer Begriff der origo oder der Herkunft im Sinne 
bed heutigen Rechts ift nun gleichmäßig anzumenben auf 
den Gerichtäftand, als forum originis, und auf das’ örtliche 
Recht der Perſon, als lex originis. 

Mit diefer Behauptung fegen wir uns auch gar nicht - 
etwa in Widerſpruch⸗ mit den Beftimmungen bes Römifchen 
Rechts, deffen Entſcheidung über den hier vorliegenden Fall 
ich‘ oben einftweilen dahin geftellt gelaffen habe. ($ 357). 
Vielmehr glaube ih, daB die Römer diefen Fall ganz eben 
fo entjchieden haben würden, wenn ihnen ein folder Fall 
vorgefommen wäre. Dafür fpridt nicht nur ber oben für 
das heutige Recht geltend gemachte innere Grund, den fie 
eben fo gut, ald wir, anerkennen fonnten, fondern auch ein 
auf demfelben Grunde beruhender beftimmter Ausſpruch 
über einen nahe liegenden, völlig verwandten Fall. Der 
Freigelaffene Tonnte feinen Wohnſitz frei wählen, unabhän- 
gig von dem Wohnfit feines Patrons (8.358. v). Dennoch 

wird daneben gefagt, der Wohnfi eines Freigelaffenen ' 
werde beſtimmt durch den Wohnſitz des Patrons; eben 
ſo ſogar der Wohnſitz der Kinder des Freigelaſſenen, und 
ſelbſt der von ihm wiederum freigelaſſenen Sklaven (p). 
Der ſcheinbare Widerſpruch dieſer Ausſprüche iſt unbedenk⸗ 
lich auf folgende Weiſe zu löſen. Im Augenblick der Frei⸗ 


(p) ©. o. 8 353 u. — Die ſtändniß dieſer Stellen beſonders 
entſcheidenden Stellen find: L. 6 zu vergleichen: Zeitſchrift für ge- 
$ 3, L. 22 pr. ad mun. (50. 1), ſchichtliche Rechtswiſſ. 8.9 ©. 98. 
und es ift fir das richtige Ver⸗ 


⸗ 
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laffung hat der bisherige Sklave feinen anderen Wohnſitz, 
als den feines Patrons, zu deffen Hausftand er bis dahin 
gehört hat. Er behält diefen Wohnfib fo lange, bis durd) 
feinen freien Willen eine Veränderung bierin vorgenommen 
wird, das heißt, fo lange, als nidht eine ſolche Veränderung 
nachgewieſen werden kann. Derſelbe Wohnſitz muB alfo 
bis dahin auch fortwährend angenommen werden für die 
von ihm ubhängigen Perfonen (Kinder und Zreigelafiene), 
jo lange bis auch dieſe wieder eine Veränderung bierin 
vornehmen durch Errichtung eines eigenen Wohnſitzes. — 
Diefe Ausſprüche der Römiſchen Iuriften beruhen augen» 
Scheinlich auf demfelben Grunde, welcher oben für die origo 
des heutigen Rechts geltend gemacht worden ift, und fie 
Iaffen faum einen Zweifel übrig, daß die Römer auch für 
den Sohn eine? Freigebornen, wenn er feinen eigenen Wohn» 
ſitz errichtet hatte, denjenigen Wohnſit angenommen haben 
würden, den der Vater zur Zeit der Geburt dieſes Sohnes 
hatte. 

Es iſt hierbei noch beſonders hervor zu heben ein jelt- 
ſamer, bei neueren Schriftſtellern ganz gewoͤhnlicher, Kunſt⸗ 
ausdruck: domicilium originis (q). Unter Vorausſetzung 
des Roͤmiſchen Sprachgebrauchs iſt dieſe Zuſammenſetzung 
widerſinnig, da dieſe Ausdruͤcke zwei verſchiedene, unabhaͤn⸗ 


(q) Somuren ex 13. 8 24. ausdrud, verwickelt ſich aber dabei 
Laurersach de domicilio $ 13, im umerträgliche, völlig unfruchtbare 
— Tuomasıus de vagabundo Subtilitäten. 
$ 44. big 68 kritiſirt diefen Kunft- 
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gige Gründe der Angehoörigkeit bezeichneten. Im Sinn 
der neueren Suriften fol es heißen: ber Wohnfip eines 
Menichen, der nicht durch freie eigene Wahl, fondern. durd 
feine Abftammung begründet. wird, aljo-gewiffermaßen auf 
einer Fiction beruht. 


Man kann nun allerdings in der Kaſuiſtik noch etwas 
weiter fortfchreiten, und die Frage aufwerfen, welches Recht 
anwendbar fei auf einen Menfchen, bei dem weder ein 
jelbftgewählter Wohnſitz, nod ein Wohnſitz des Vaters er⸗ 
mittelt werden kann. Diefe Frage Tann unter andern vor: 
kommen, wenn diefer Menfch ftirbt, und deffen Snteftat- 
erbfolge beftimmt werden fol. Dann wird fanın etwas An- 
dered übrig bleiben, ald den augenblicklichen Aufenthalt für 
den Wohnſitz anzunehmen, alſo (wenn von der Erbfolge 
die Rebe iſt) den Ort, an welchem er geftorben iſt. — Bei. 
Findelfindern mag als Wohnſitz gelten der Ort, wo fie 
gefunden werben, mit Vorbehalt einer Aenderung, wenn 
fie an einem anderen Orte zum Zweck der Erziehung einen 
bleibenden Aufenthalt befommen, jei es in einer öffentlichen 
Anftalt, oder bei Privatperfonen (r). 


(r) Linde Lehrbuch 8 89. 
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$. 360, 
Uebergang zu den einzelnen Nehtsverhältniffen. 


Wir find jeht an einem Punkt unfrer Unterſuchung au⸗ 
gelangt, der einen größeren Abſchnitt bildet, und an welchem 
ein Rückblick auf ben zurüdgelegten Theil räthlich erjcheint. 

Der Gang der Unterfuhung war bisher folgender. Es 
wurde ein Rechtsgrund aufgejucht, aus weldyem bie Unter: 
ordnung”der einzelnen Perfon unter ein beftimmtes örtliches 
Recht, alfo die Angehörigfeit der Perfon an ein beftimmtes 
Rechtögebiet, abgeleitet werben könne ($ 345). Als ein 
ſolcher Rechtsgrund wurbe im Roͤmiſchen Recht anerkannt 
das ftaͤdtiſche Bürgerrecht (origo), in beffen Ermangelung 
aber der Wohnfig in einem beftimmten Stadtgebiet ($ 350. 
bis 357). Im heutigen Hecht trat an die Stelle dieſes 
Rechtsgrundes der MWohnfis in einem beftimmten Geſetz⸗ 
iprengel ($ 358. .359). 

Es wurde aber zugleich anerkannt, daß biefe Beftimmung 
nur die Grimdlage bilden koönne für die Löfung unfrer Auf- 
gabe, und nicht als eine ſolche Loͤſung felbft angefehen 
werden dürfe. Denn zu dieſer Löfung genügt nicht die 
Betrachtung der Perfon in ihrem abftracten Dafeyn (fo 
wie in der oben erwähnten Beitimmung), fondern es muß 
vielmehr die Perjon unter einem ganz anderen Geſichts— 
punkt betrachtet werden, nämlid als eintretend in einen 
weiten Kreis erworbener Rechte, und als Träger dieler 
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Rechte, womit zugleich die Möglichkeit des Eintritt3 in die 
verfchiedenften Nechtägebiete gegeben ift ($ 345). 

Anftatt alfo, daB bisher der Gegenftand unſerer Unter- 
ſuchung die Perſon war, für welde ein Band aufgefudht 
wurde, durch das fie an eine heftimmte Dertlichleit, als an 
ein einzelnes Rechtögebiet, angelnüpft wäre, jo wendet fidh 
jest die Unterjuhung auf einen anderen Gegenftand, auf 
die Rechtsoerhältnifſe, für welche wir nunmehr eine 
aͤhnliche Verknüpfung mit einer beſtimmten Oertlichkeit, mit 
einem einzelnen Rechtsgebiet, feſtzuſtellen haben. Um aber 
beide Theile der Unterſuchung auch im Ausdruck einander 
naͤher zu bringen, können wir ſagen, daß in der Folge für 
jede Klaſſe der Rechtsverhaͤltniſſe ein beſtimmter Sitz auf⸗ 
geſucht werden ſoll. 

Dieſen Gedanken verfolgend, will ich hier die Formel 
wiederholen, die ſchon oben in anderem Zuſammenhang vor⸗ 
läufig aufgeſtellt worden ift ($ 348), und nach welcher die 
gelammte Aufgabe dahin geht, 

daB bei jedem Rechtsverhältniß dasje- 
nige Rechtsgebiet | aufgefuht werde, 
welchem dieſes Rechtsverhältniß feiner 
eigentbümliden Natur nah angehört 
oder unterworfen ift (worin daffelbe feinen 
Sik bat). 
Dieje Formel ift im Weſentlichen gleich anwendbar auf 
die Colliſion von örtlihen Rechten deſſelben Staates und 
verſchiedener Staaten. 
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Nur durd) die vollftändige Loͤſung dieſer Aufgabe wird 
eine fichere und erjchöpfende Anwendung der aufzuftellenden 
Grumbfäge auf das wirkliche Leben möglich, und von dieſem 
Standpunkte aus können wir die bisher geführte Unter: 
juchung ald den theoretifhen Theil der ganzen Lehre, die 
nunmehr folgende als den praftiichen Theil derjelben be⸗ 
‚zeichnen. 





In diefer Unterfuhung werden einige allgemeine Ges 
fihtöpunfte öfter erwähnt werden müflen. Eine vorläufige 
Zufanmmenftellung derjelben am gegenwärtigen Orte wird 
die fpäter davon zu madhende Anwendung wejentlih er: 
erleichtern umd fördern. j 

1. Schon oben ift auf den inneren Zuſammenhang auf⸗ 
merkſam gemacht worden, welcher zwiſchen dem Gerichts⸗ 
ftand und dem anzumendenden oͤrtlichen Recht ſchou 
bei den Römern beftaud, und au im heutigen Recht nicht 
verſchwunden ift. ($ 856. 359). Diefer Zuſammenhang 
berubte bei ber Perfon anf dem Gehorfam, dem diefelbe, 
‚wie der Obrigkeit, fo dem örtlichen Recht, zu leiften hatte, 
aljo auf einer gleichartigen Unterwerfung der Perjon unter 
beiwe über ihr ftehende Gewalten. Eine ähnliche Verwandt⸗ 
Ichaft, beſtehend in gleichartiger Unterwerfung, müſſen wir 
nunmehr auch für. Die Rechtsverhältniſſe geltend machen. 
Nur darf diejer innere Zufammenhang nicht biß zu völliger 
Sdentität ausgedehnt werden. Eine ſolche Annahme wird 
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ſchon durch den Umſtand ausgeſchloſſen, daß in vielen 
Fällen ein mehrfacher Gerichtäftand anwendbar ift, anftatt 
das das anwendbare ͤrtliche Recht ſtets nur ein einfaches 
jeyn Tann. 
2. Das für jedes Rechtsverhältniß anwendbare e örtliche 
Recht Steht unter einem fehr ausgedehnten Einfluß Des 
freien Willen! der betheiligten Perfonen, alfo der frei= 
willigen Unterwerfung unter ein beftimmtes Rechtsgebiet, 
obgleich diejer Einfluß nicht ald ein unbegränzter gedadht 
werden darf. Dieſelbe freiwillige Unterwerfung ift auch 
wirkſam bei bem für die einzelnen Rechtzoerhältuiſſe gelten⸗ 
ben Gerichtsſtand. x 

Die freie Unterwerfung unter ein-örtliches Recht erfcheint 
in verfchtedenen Arten und Graden.: Zumweilen darin, daß 
der Inhalt eines beftimmten oͤrtlichen Rechts als maaßgebend 
frei gewählt wird, anſtatt, daß auch wohl ein anderer In⸗ 
halt hätte vorgezogen werden koͤnnen; ſo insbeſondere bei 
den obligatoriſchen Vertraͤgen, bei welchen das freigewähtte 
oͤrtliche Recht gleichſam als Beſtandtheildes Vertrages 
ſelbft anzuſehen ift. In anderen Fällen erſcheint jene freie 
Unterwerfung in dem Erwerbe eines Rechtes an ſich, ſo 
z. B. bei dem Erwerbe eines Grundeigenthums in einem 
fremden Rechtsgebiet, wobei der Erwerber zwar freie Macht 
bat, den Erwerb zu unterlaffen, wenn er ihn aber beſchließt, 
den Inhalt des örtlichen Rechts über den Grundbeſitz noth⸗ 
wendig anerkennen muß. 
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Dei diefer Anwendung eines örtliden Rechts in Folge 
freier Unterwerfung find ſtets zwei Fragen zu beachten: 
Unter welchen Bedingungen ift Diefelbe anzunehmen, da es 
meift an einer ausdrüdlichen Erklärung darüber fehlen wird? 
In welchen Fällen ift fie zuläffig, ober aber durch entgegen- 
ftehende abfolute Geſetze ausgeſchloſſen? 

Der große Einfluß diefer freiwilligen Unterwerfung auf 
das anzuwendende örtliche Recht hat denn auch ftets fehr 
allgemeine Anerfennung gefunden. Cr konnte noch etwa 
bezweifelt werben im Roͤmiſchen Recht, nad melden bie 
perjönliche Abhängigkeit von einem beitimmten sörtlichen 
Recht zumähft durch das ftädtiiche Bürgerverhältniß be⸗ 
ſtimmt wurde ($ 357), im welches Jeder regelmäßig nicht 
durdy feinen freien Willen, Sondern durch die Geburt oin⸗ 
trat (8'352), Jeder mögliche Zweifel aber verſchwindet 
für. da8 heutige Recht, in weldem die perjöntihe Abhän- 
gigfeit von einem beſtimmten örtlihen Recht dur den 
Wohnſitz beſtimmt wird. Denn da ber Wohnfig jelbft durch 
oöllig freie Wahl eines Jeden beftimmt wird, jo kaun auch 
für einzelne Rechtsverhältniſſe die regelmäßige Befugniß zur 
freien Unterwerfung unter ein beftimmtes örtliches Recht 
feinem Zweifel unterliegen. 

Die bier erwähnte freiwillige Unterwerfung erſcheint 
theils als eine einfeitige (wie bei denn Erwerb des Eigen- 
thums und anderer dinglicher Rechte), theils als eine in 
mehreren Perſonen übereinjtimmend vorhandene (mie bei den 
obligatorischen Verträgen). Dieſe letzte Tinte man geneigt 
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ſeyn, jelbit für einen Vertrag, nämlich einen ſtillſchweigen⸗ 
den, zu halten. Allein diefe Auffaffung würde nicht genau 
richtig feyn.: Zu jedem Vertrag wird vorausgejept ein 
pofitives Wollen mit beftimmtem Bewuhtſeyn. Ein foldes 
ift bei.ber bier im Zrage ftehenden Unterwerfung Teines- 
weges immer vorhanden. Bielmehr wird bier nur das dem 
inneren Bebürfniß Entiprechende als gewollt, in Kraft einer 
allgemeinen Rechtöregel, vorſorglich angensmmen, jo lange 
nicht ein beftimmt widerjprechender Wille vorliegt. Bon 
diejer, allerdings etwas ſubtilen, Unterjheidung zwiſchen 
der bier angenommenen Unterwerfung uud dem Bertrage, 
wird unten eine nicht umwichtige Anwendung gemacht 
werden ($ 379 Num. 3), im welcher die Unterfeheidung 
ſelbſt noch anfchaulicher hersortreten wird, | 
Wenngleih nun in der Sache felbit große Ueberein⸗ 
ftimmung herrſcht über den großen Einfluß der freiwilligen 
Unterwerfung unter ein beſtimmtes örtliches Recht, jo muß 
ih doch Widerjprud einlegen gegen einen Sprachgebraud, 
der hierin neuerlich geltend gemacht worden iſt. Die 
neueren Schriftiteller pflegen nämlich diefe ſehr allgemeine 
Einwirkung des freien‘ Willens als Autonomie zu be 
zeichnen (a), da doc diejer Kunftausdrud von früherer Zeit 
ber vielmehr angewendet worden ijt als Bezeichnung eines 
jehr eigenthümlichen Berhältuifies in der Cntwidelung des 
deutjchen Rechts, beftehend in der Befugniß des deutſchen 


(a) Wäßter 1. ©. 355. Mittermaier deutſches Recht 
Eichhorn deutſches Recht 534.37. 8 30. 3. Forum p. 1344. 
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Adels und mancher Korporationen, ihre eigenen Berbält- 
niffe durch eine Art innerer Gefepgebung jelbftftändig zu 
ordnen (b). Hier ift der Ausdruc nicht wohl zu entbehren, 
und er wird in feiner eigenthündichen Bedentung nur: ge 
ſchwaͤcht durch die überflüffige Anwendung auf die ganz 
ungleihartigen Verhaͤltniſſe unferer Lehre, welche an Klar- 
beit und Beftimmtheit dadurch gar Nichts gewinnt. Wollte 
man Diefe Anwendung etwa Dadurch zu rechtfertigen fuchen, 
dab fi auch bier die Parteien einem (fchon beftebenden) 
Rechte unterwerfen, in Diefem Sinne aljo fich felbft ein 
Geſetz geben, fo gilt ja Daffelbe in noch höherem Grabe 
von der freien Wahl des ˖ Wihnfipes, und Doch denkt 
Niemand daran, die Wahl des Wohnfitzes als Ausfluß der 
Autonomie zum bezeichnen. — Hiernach ſcheint es gerathen, 
bei der freien Unterwerfung unter irgend ein drtliched Recht, 
eben fo wie bei der Wahl des Wohnſitzes, und bei den 
unzähligen anderen freien Handlungen, woraus rechtliche 
Zolgen entipringen, den Namen der Autonomie zu ver- 
meiden (c). 

3. Wenn wir die Behandlung der bier vorliegenden 
Fragen im: Großen: betrachten, wie fle im Laufe mehrerer 


(b) Eichhorn beutfches Recht heitsrecht ®. 1 &.158, 8.2 6.107. 
$. 20. 25. 30, Rechtsgeſchichte Es Yiegt bei dem hier getabelten 
B. 28 346..— Bhilippe dent- Sprachgebranch eine Ähnliche Ver⸗ 
ſches Recht 8. 1 S. 89, B. 2 wechſelung zum Grunde, wie bie, 
©. 73. — Puchta Gewohnheits⸗ durch welche die Entfiehungsgründe 
recht B, 1 ©. 155-160, B. 2 ber Nechtsverhälmiſſe mit den 
©. 107. Rechtsquellenzuſammengeſtellt wer- 

(ec) Bgl. auch Puchta Gewohn- den, f. 0. B. 18 6 Note b. 

VI. 8 
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Jahrhunderte bei den Schriftſtellern, in der gerichtlichen 
Praxis, und felpft in der Geſetzgebung venſchiedener Ra⸗ 
tionen erfeint, fo ericheint ung darin. eine unverfenmnre 
Umänperung, und zwar ein Fortſchritt, nach einer: und ber 
ſelben Richtung bin. Im früher Zeit war ine ſcharfe 
Abfonderung der einzelnen Staaten gegen. einauder ver 
herridend, an deren Stelle im: Laufe har Zeit. eine ſiets 
warhjende Annäherung getreten iſt. Usbereinſtimmend basait 
bat ſich aud, unter den. Sehriftitellern ber verſchiedenen 
Nationen eine merflide Verminderung der friiheren. Mei- 
nungsverſchiedenheiten gezeigt, Pon dieſer merinderten 

Richtung geben zwei ſchon oben. ($::348) hemerkte That⸗ 
ſachen Zeugniß: bie ſtets allgemeiner anerlawite gleiche 
Rechtsfähigkeit unter Sulöudern uud Ausländern, ſo mie 
das zunehmende Einverftäuhnig. über manche Sätze eines 
allgemeinen Gewohnheitsrechts üher uiere Tragen. Wird 
biefe bereit angefangene Entwickelung det Rechts . nicht 
durch unvorhergejehene. änpere Umzſtaͤnde geftärt, ſo laßt 
ih erwarten, daß fie zulept zu einer völlig ühereiuftüne 

menden Behandlung unjerer Lehre in allen Stasten führen 
wird. . Eine jolche Uebereinſtimmung könnte herbeigeführt 
werden auf dem Wege der Wifjfenichaft und der durch dieje 
geleiteten Praxis ber Gerichte. Sie koͤnnte auch bewirkt 
werden durch ein unter allen Staaten vereinbartes Geſetz 
über die Colliſion der örtlichen Rechte. Ich ſage nicht, daß 
‚ein ſolches wahrſcheinlich wäre, ober auch nur raͤthlicher 
und heilſamer, als die blos wiſſenſchaftliche Vereinbarung. 
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Auein der Gebanfe an ein ſolches Geſetz kann uns hi 
Maaßſtab dienen für die Prüfung einer jeden von und auf⸗ 
zufteffenden Hegel über die Colliſton. Wir haben uns das 
bei ftets zu fragen, ob eine folde Regel wohl geeignet 
fenm dürfte, um in jenes allen Nationen gemeinfame Bert 
aufgenommen zu werden. 

Dei Mefer zumehmenden Annäherung ift Ein Haupt 
punkt übrig geblieben, an’ weißen fih fortwährend bie 
firengften Gegenſaͤtze angeſchloſſen haben. Das ältere ger | 
maniſche Recht gebt amd von einem feharfen Auterſchied 
zwiſchen dem Eigenthum an unbeweglichen Sachen anf ber 
einen Seite, und dem beweglichen Gigentbum nebft allem 
Hbrigen Vermögen (befonders Obligationen) auf der andern 
Seite. Haͤlt man dieſen Unterfähted anch in unferer Lehre 
feft, fo wird man dahin gefährt, das unbewegliche Ver⸗ 
mögen in allen Beziehungen nad dem Recht des Ortes, 
wo Die: Suche liegt, zu beurtheilen, alfo in vielen der 
wichtigſten Fälle von dem übrigen Vermögen gänzlich zu 
trennen. Giebt man jenen Unterſchied anf, fo kommt man 
dahin, in vielen ſoͤlchen Fällen Bad Vermögen aller Art 
gleid zu behandeln. Dieter fehr wichtige Gegenſatz wird 
zunächft bei den binglichen Rechten, dann aber befonders 
in dem Erbrecht und in dem ehelichen Güterrecht, weiter 
unten genmzer durgeftellt werden. - Seiner allgemeineren 
Natur wegen erfihien jedoch eine vortäufige Erwähnung 
deffefben ſchon an diefer Stelle raͤthlich. 


Nach einer unbefangenen Betrachtung muß man aner⸗ 
8* 
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kennen, daB Die in neuerer Zeit xoͤllig veränderten Verhaͤlt⸗ 
niſſe des Vermoͤgens und des Verkehrs dahin führen, jenen 
ſtrengen Unterſchied aufzugeben. Die Gegner dieſer Meinung 
verkennen zwar nicht die große Schwierigkeit der Ausführung, 
die in heutiger Zeit mit dem Beharren bei. jenem Unter- 


— ſchied verbunden feyn müffe. Sie. pflegen aber auf. diejew 


Umftand etwas vornehm herab zu jehen, indem fie be 
haupten, eine ſolche Unbequemlichkeit dürfe uns nicht 
hindern, an richtigen Grundfägen feit zu halten. Dieſes 
möchte zugegeben werden, wenn die Rede wäre von einer 
bloßen Schwierigkeit für die urtheilenden Richter, deren 
Mühe und Arbeit alfo dur die ausgleichende Meinung 
vermigdert werden ſollte. Allein die Schwierigfeiten, und 
die aus dieſen .entipringenden Nachtheile treffen. die. Be⸗ 
theiligten ſelbſt, die Parteien, auf melde ‚hie -Nechtäregeln 
anzuwenden find, und wir. dürfen niemals vergeflen, daß 
deren wahres und gleichfürmiges Intereſſe zu fördern, der 
Zwed der Rechtöregeln ift, daß ‚Diefe Regeln ihnen dienen 
jollen, nicht umgekehrt. 

Und betrachten wir. doch genayer, worin ber Grundfag 
beftehen könnte, der durch die Befeitigung jener Schwierig» 
feit etwa gefährdet würde. — ‚Man: Eönnte gefährdet glau⸗ 
ben den Bortheil der eigenen Unterthanen, wenn vielleicht 
in einzelnen Fällen ein Grundeigenthum unfred Landes 
durch Vererbung nad) Nechtöregeln des Auslandes an einen 
Ausländer fiele, auſtatt an ‚einen Einheimiſchen. Allein 
theils Tönnte im einzelnen Fall auch gerade der umgefehrte 
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Erfolg bei der Anwendung der fremden Redhtöregel eintreten, 
theils wird jede ſolche Gefahr, (wenn man diefen Namen 
gebrauchen will) durch die von uns voransgefehte Gegen 
feitigfeit völlig befeitigt. — Oder man könnte glanben, die 
Würde and Selbftftändigfeit unſres Staates wäre gefährdet, 
wenn auf’ die Vererbung eines einheimiichen Grundeigen- 
thums fremde Mechtöregeln angewendet würden. Allein 
auch diefer Einwurf widerlegt ſich durch die angenommene 
Gegenfeitigfeit, die fi, allgemeiner aufgefaßt, in eine 
võlkerrechtliche Gemeinſchaft, als Grundlage und letztes 
Ziel unſrer ganzen Lehre auflöft ($ 348). 

 Thatfächlid nun hat ſich der hier erwähnte Gegenſatz 
der Meinungen fo ansgebildet. Die deutſchen Schriftfteller 
haben ſich in neuerer Zeit immer mehr dahin geneigt, den 
oben erwähnten Ttrengen Unterfchied zwifchen unbeweglichen 
und anderem Vermögen aufzugeben, und zwar fo, daß hierin 
Romaniften und Germaniſten ganz einverftanden find. Die 
Engliſchen Schriftfieller dagegen mit Einſchluß ber Ame- 
ritanifchen (deren Lehre auf demfelben Boden des common 
law fteht) halten jenen Unterſchied in großer Strenge 
feft (d), und ihnen fcheinen ſich auch die Franzöſiſchen 
Schriftfteller anzufchliegen. Mit den Schriftftellern aber 
geht überall die Praxis der Gerichte, nach einer jehr natür- 
fihen Wechſelwirkung, Hand in Hand. 


(A) Nicht ohne Einfluß anf geweſen, welches daſelbſt noch jetzt 
-siefes Feſthalten in England it dem Verkehr im Grundeigenthum 
gewiß das Norimärinifche Lehenrecht großentheile beherrſcht. 
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| $. 361. 
. Uebergaug zu den. einzelnen, Rechtsverhältniſſen. 
(Bortfegung.) 

Unfere nächte Aufgabe geht dahin, für jede Klaffe der 
Rechtsverhaͤltniſſe ein heſtimmtes Nechtögebiet, ‚Dem. es an⸗ 
gehoͤrt, aljg gleichſam einen Siß des Rechtöverhältuifies, 
aufzuſuchen ($ 3860). Die Grundlage dieſer Arbeit muß 
eine zujammenftellende Ueberſicht, der Rechtöverhältuiffe 
jelbjt bilden, auf welche jene Unterfuhung gerichtet wer« 
den ſoll (a). 

Den Mittelpuntt jedes Reskorbätiniger bildet die 
Perſon, als der Träger derſelben, und es muß zuvoͤrderft 
der Zuſtand der Perſon an ſich beſtimmt werden. Dieſes 
geſchieht durch die Feſtftellung vom. zweierlei, Bedingungen: 
den Bedingungen, unter welchen die Perſon Traͤger von 
Rechtsverhältniſſen ſeyn kann (Rechtsfähigkeit); und 
den Bedingungen, unter welchen fie durch eigene Freiheit 
Zräger. von Rechtsverhaͤltniſſen werden kann, ( andlungs⸗ 
fähigkeit). Man pflegt dieſe zweifache Faäͤhigleit den 
abjoluten Zuftand der Perſon zu nennen. 


(a) Dgl. oben $ 345 und ©. 1. daß bie vorliegende Unterſuchung, 
8 58 — 53. — Die Rechtsfähig- fo wie das ganze Werk, beſchränkt“ 
feit und Handlungsfähigfeit find ift auf das materielle Privatrecht, 
oben dargeftellt, 8. 2 und 3, das fo daf davon ansgeichloffen bfeibt 
Actionenredt DB. 5. 6. und 7. — ſowohl das Prozeßrecht, ale dag 
Uebrigens verfieht es fich von ſelbſt, Strafredt, [. 0.8.18 1. 
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Um dieſen Mittelgundt nun (die Perſon am fih) bilden 
fi) die erworbenen Rechte in ihren mannichfalligen Ge⸗ 
ftalten. Sie Iaffen ſich auf zwei Hauptklaſſen zurüdfähren, 
die durch ihre Gegenſtaͤnde beſtimurt werden: Familien⸗ 
recht und Bermögensredt. 

Zum Vermoͤgensrecht gehören zumäcdtb die: Rechte an 
einzelnen Sachen (dinglihe Rechte), bimn bie Rechte an 
einzelnen Handlungen beſtimmter Herfonen Obligationen» 
recht, wovon dad Actionenrecht aldı eingelner Zweig zu bes 
trachten ift). 

Diefe, das Bermögen bildende, einzelne.Redhte erſchei⸗ 
nen als eine fünftlihe Einheit im Erbrecht, weldes das 
Bermögen is fomem abftraeten Begriff, von unbeſtimmtem 
Inhalt, zum Gegenſtand hat. 

Die Famille erſcheint theils in ihrer rfpränglichen Nas 
tur; als dauernda Lebenöfonm (reines Familienrecht), theils 
in dem wichtigen Einfluß, dem ihre einzelne Zweige auf das 
Dermögen awiübew (angewandtes Familienrecht). Sie ift 
in den! drei Geſtalten zu: betrachten, die im heutigen Romi⸗ 
ſchen Recht allein noch abrig And: Che, wäterliche Ges 
walt, Bormundfchaft, da das im Roõomiſchen Recht bis 
zur fpäteften Zeit enthaltewe Sklavenrecht längft verſchwun⸗ 
ben ifl, 

Aus diefer Ueberſicht ergiebt fi, als leitend für den 
ganzen folgendem Theil unſerer Unterfwchung, folgende Reihe 
der Rechtsverhaltniſſe: 





“ 
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I. Zuſtand ber Perſon m ſich. : {Nechtafähigkeit, 
Bandlangefähigkeit) — 
I. Sacheurxecht. 
II... Ohligationenredt. ' : 
IV. Erbrecht. 
V:. Familienrecht. 
A. Che. EEE 
| B. .Bäterlidie Gewalt. 8Ñ 
C. Vormundſchaft. Er ' 











Kür jedes Rechtsverhaͤltniß nun, das einer dieſer Klaffen | 
angehört, werben wir Die Regel feitzuftellen haben, ‚nach 
welcher bie Gollifion verſchiedener örtlicher Rechte zu ent⸗ 
icheiden if. Der. formelle Grundfag zur Loͤſung Diefer 
Aufgabe ift bereit ($ 360) dahin angegeben worden, daß 
der Sitz (die Heimath) jedes. Rechtsverhaͤltnifſes (wohl zu 
unterfcheiden von dem Wohnſttz der Perfon) ermittelt wer⸗ 
den mäffe; dieſes örtliche Recht fol in jedem Fall einer 
Colliſion zur Anwendung fommen. Die thatfächlichen Ver⸗ 
hältniffe, die bei biefer Ermittelung in Betracht kommen 
fönnen, unter welden aljo jedesmal zu wählen ſeyn 
wird, wo es darauf antommt, den Sig der einzelnen 
Rechtöverhältniffe feſtzuftellen, find folgender - 

Der Wohnſitz irgend einer mit dem Rechts _ 
verhältniß in Beziehung ftehenden Perjon. 
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Der Ort, an weichen eine Sache liegt, auf die 
fi das Nechtoverhaͤltniß bezieht. 

Der Ort einer juriſtiſchen Handlung, welde 
geſchehen ift ober geſchehen ſoll. 

Der Ort des Gerichts, welches einen Rechts⸗ 
ſtreit zu entſcheiden bat. | | 

Nun find aber zu verſchiedenen Zeiten Verſuche ge 

madt ‚worden, auch eimen materiellen Grundjap für die 
Entſcheidung aller vorlommenden Colliſtonsfragen aufzu⸗ 


finden. Ich will bier die wichtigften Verjuche dieſer Art. 


zuſammen -ftellen. Die Prüfung eines jeben derjelben wird 
Davon abhaͤngen, ob er dem angegebenen formellen Grund⸗ 
ſatz entipricht, das heißt, ob aus ihm in der That für 
jedes einzelne Rechtsverhältniß der wahre Sig deflelben 
ficher erkannt werden kanm. Als bebeuflic aber müſſen 
alle biefe Verfuche ſchon in vorläufiger Betrachtuug bed 


wegen ericheinen, weil ja die einzelnen Rechtöverhältnifie - 


von fo ſehr verfchledener Natur find, daß fie ſchwerlich 
auf eine gemeinfame, burdhgbeifenbe Regel über ihren Wohn⸗ 
fit zurücdgeführt werben Tünnen. 

1. Die Unterfeidung der Statuta personalia, realia, 
mixta (b). | | 


(b) Darauf if ſchon eben hi ©. 256 — 261. ©. 270 — 311. 
gebentet worden am Schluß des Bgl. auch Fonusx $ 19 fg. Sronr 
8 845 und im $ 347. Ansführ- $ 12 fg. 
ih Handelt davon Wädter I. 


4 
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In einem fehe unreifen Anfang: findet ich Disfe Unter- 
ſcheidung ſchon bei Bartolus (e), vollſtaäͤndiger ausgebil⸗ 
det erſt gegen Gnde des ſochszehnten Jahrhunderts (d). 

Perſonalſtatuten ſollen diejenigen eishe fein, 
wolche prinripaliter bie Perſon und deren Zuftlinbe zum 
Gegenftande haben, mögen fie andy nebenher Beſtimmungen 
‚ enthalten, die ſich aufıdas Bermägen besiahem. 

Realſtatuten werden die’ Geſetze gamannt, melde prinr 
eipaliter von. Sachan (und <zmar ‚von unbeweglichen) han⸗ 
den, moͤgen auch nebenher Die Perſanen srwähnet fein. 

-  Gemifdte. Statuten werben von Einigen bie Geiche 
genankt, die keines von. beiden (Perſon oder Sache) zum 
Gegenſtand haben, ſondern vielmehr die Handlungen (e); 
von Anderen die, welche beides (Perſon und Sache zugleich) 
umfaflen. Diefe wei Erklärungen find einander fcheinbar 
‚entgegengefeht, fpieten jedoch in: einander über. : 

Die praktiſche Bedeutung dieſer Begriffe ift nun dieſe. 
Man geht aus con der Trage, welche Geſehe auch außer 
dem Stantögebtet des GefjehgeDers anzuwenden. ind, und 
man beantwortet diejelbe in folgender Weiſe. Perſpnalftatuten 
jellen- angumesden. feym-auf ale Perſonen, die in dem Ge⸗ 
biete des Geſetzgebers ihren Wohnſitz haben, auch wenn 


(ce) Bartoros in L. 1 CO. de 7.8. Eine kurze, klare Zuſammen⸗ 
sunima trin. "Die Hauptfielle iſt ftelfung. bei: I. Voer: $. 2—4 
ercerpirt bei Wächter I. &. 212 (0) Ach wohlımit engerer De» 
bis 274. ſchränkung anf bie Borm der 

(d) Arasntrasus Num. 5.6, Handlungen. I. Von. $ 4. 
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ein ausmärtiger Richter zu entſcheiden hat. Realſtatuten 
auf alle im dem Gebiete des Gefehgebens Tiegeuhe Giemmd« 
ſtũcke, wieberum. ohne Untenihleb, nb ein. einheimiſcher aber 
ein auswärtigen Richter zu emtiheiben hat; gemiſchte St 
tuten endlich anf: alle: ia dem Gebiete des Geſehgehers vor⸗ 
kommende Handlungen, es mag die Entſcheidung in demſelben 
Lande zu geben ſeyn oder nicht. — So ſtellt ſich bie A 
wendung im Großen und Ganzen, allein tm Eingelnen fin 
den ſich unzählige abweichende Meinungen, indem Die Graͤn⸗ 
zen der Begriffe felbft, fo mie ber praktiſchen Anwendung 
Derfelben, bald fo, bald anders gezogen werben, 

Als ganz unwahr läßt fidy dieſe Lehre gemil nicht: ven 
werfen, da fie ber verſchiedenſten Deutungen und Anwen⸗ 
dungen empfänglich ift, unter welden fich mitunter auch 
ganz richtige wahrnehmen. lafien. Dagegen zeigt fie fi ale 
oöllig ungenügend, jowohl durch Unvollftaͤndigkeit, als durch | 
Bieldeutigkeit, und fie ift daher durchaus unbrauchbar, als 
Grundlage für den: hevorfichenden Shell unferer Unter 
ſuchung zu dienen. 

Manche nenere Schrififteller haben behauptet, ed fen 
diefe Lehre als entichiehenes allgemeines Gewohnheitsrecht 
"aufgenommen: werden (f). Die Nichtigkeit dieſer Behaup⸗ 
tung ift nicht nur unerwiefen, fondern fogar unmöglid, da 
die Meinungen der Schriftfteller, mit welchen auch die Ent- 
ſcheidungen der Gerichte mehr oder weniger zufammenhäns 


(f) Thibaut Bandelten $ 38, Sierulff ©. 75-82. 
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gen, weit aus einander gehen, alſo nicht von: einer über⸗ 
einſtimmenden Gewohnheit Zeugniß geben koͤnnen. Als 
wahren Beftandtheil jener Behauptung koͤnnen wir nur Die 
Thatſache auerkennen, dab fait alle Schriftfteller, bis auf 
ſehr neue Zelt hin, in der Behandlung ıunferer Lehre die 
erwähnten Kunſtausdruͤcke (Perſonal⸗ und Realitatuten, 
nebſt gemiſchten) anwenden. Da ſie aber: an dieſe Aus- 
druůͤcke ganz verſchiedene Begriffe und Regeln anknüpfen, ſo | 
iſt der‘ übrig bleibende :wahre Beftandihetl der erwähnten 
Behauptung ganz unbedeutend und gleihgältig. - 

Der oben erwähnte ſcharfe Unterſchied zwiſchen dem 
unbeivegliben und dem übrigen Vermögen ($ 360 No. 8) 
pflegt mit. der jo eden dargeſtellten Lehre in’ Verbindung 
gefegt zu werden, und zwar in der Art, daß die Verthei-⸗ 
diger ‚jenes Unterfchiebes eim beſonderes Gewicht auf den 
Begriff der Realftatuten legen, anſtätt daß für ihre 
Gegner diefer Begriff. ein weit geringeres: Intereffe-bat. - _ 

2. Jedes einzelne Rechtsverhältniß ſoll in der Regel, 
im Zweifel, nad dem örtlichen Necht des Wohnſitzes 
ber Perſon beurtheilt werden, welche das Rechtsverhältniß 
betrifft, Dieſes ſoll alfo geſchehen in allen Fällen, für 
wolche nicht eine: 'befondere Ausnahme. nachgewiefen werden 
kann (8). 

(g) Eichhorn deutſchee Recht Grundſah nur an bei der Sollten 
$ 34. Göfchen Borlefungen B. 1 örtlicher Rechte deffelben Staates). 
©. 111. Puchta Pandekten $.113 — Gegen diefen Grundſatz erflärt 


und: Borlefungen über die Pan⸗ ſich wägter II. 6. J 
dekten 8113. (Pucht a nimmt dieſet 
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Auf den eriten Blick ſcheint Kiefer Grundſatz im Zu- 
ſammenhang zu ftehen mit der jehr allgemein, und aud 
von mir, anerkannten Regel, nad) welcher der Wohnflg das 
Band. ift, das eine Perfon mit einem. beftimmten Rechta⸗ 
gebiet verfnüpft ($ 3590). Bei genauerer Betrachtung 
aber verhält es fi) damit’ ganz anders. Das für die Per 
fon als ſolche geltende Recht gilt darum nicht auch für die 
einzelnen Reditöverhältuifie, in welche ſich die Perfon ber 
giebt, und durch die fie in die verfchiedenften Rechtägebiete 
eintreten Tann ($:360). Das ürtlihe Recht der Perſon 
Tann zugleidy für irgend ein. einzelnes Mechtöuerhältuiß 
Derjelben anwendbar fein, und darnm zeigt Bch jener Gruud⸗ 
fa in manchen beſonderen -Källen ald richtig, Aber ein 
ſolches Zuſammentreffen ift ganz zufällig, ‚der Grunbiag 
jelbft bat an fich feinen Anſpruch auf allgemeine Anwend- 


barteit für die einzelnen Rechtöverhältnifie, und wir können 


‚ung bei diejen nicht ber Nothwendigkeit entziehen, für jebes 
derſelhen das ihm angemeſſene Rechtsgebiet mit völliger 
Unbefangenbeit befonders zu ermitteln. 

Dazu fommt nad) der wichtige Umftand, daß die meiſten 
Rechtöserhältnifie nicht eing einzelne Perſon allein, ſondern 
mehrere Perfonen zugleich betreffen. Sn ſolchen Fällen 
nun läßt und jener Grundſatz ganz ohne Entſcheidung, in- 
dem and ihm nicht erfenubar tft, welche unter dieſen meh⸗ 
teren, von dem Rechtsverhaͤltniß betroffenen, Perfonen 
durch ihren Wohnſitz das auf das Rechtsverhältniß anzu⸗ 
wendende. örtliche Recht beſtimmen fol, 
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Gadlich maß auch noch Widerſpruch eingelegt werden 
gegen die ganze Geftalt, worin der erwähnte angebliche 
Grundſatz auftritt. Er ſoll in der Regel, ober im Zweifel, 
gelten, «Hu nut dann nicht gellken, wenn die Anwendbar⸗ 
keit eines anderen oͤrtlichen Rechts vollftaͤndig bewieſen 
werden kann {h). Damit ſcheint die Geltung des Grund⸗ 
fabes bevorwortet gu werben für die zahlreichen Fälle, 
worm für eine oder die andere Meinung fiheinbare Gründe, 
gewichtige Autoritäten, Präjudizien der Gerichte, vorgebracht 
werden. Es wird alfo bier gewilfermaßen das Verfahren 
des Cioilprozeſſes angewendet, in welchem Jeder, dem die 
Beweislaſt obliegt, den Prozeß verliert, wenn: es ihm nicht 
gelingt, den Beweis zu führen. Dieſe ganze Art der Be⸗ 
handlung kann ich nicht billigen. Vielmehr muß für jedes 
einzelne Rechtsverhältniß Bas Rechtsgebiet, dem es nad 
. feiner Natur angehört, ſelbſtſtändig unterfucht und fehl 
geftellt werden, ſo daß in dieſe Unterfuchung keine allgemeine 
Praſfumtion, fördernd oder bindernd, eingemifcht werden 
darf.- Diejer Widerfpruch Abrigens wird nicht blos gegen 
den eben erwähnten vermeintlichen Grundſatz erhoben, fon- 
bern er iſt ganz eben fo auch auf den nachfolgenden ans 
wendbar. 

3. Jedes einzelne Rechtsverhältuiß ſoll in der Regel zu 





beuttheilen ſeyn nach dem Ort des Gerichts, das heißt, 


nach den Geſetzen des Landes, dem der darüber urtheilende 


(h) So beſonders bei Puchta Pandelten $ 113 Note b. 
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Richter angehoͤrt. Diefer Grunbiap wird übrigens nur 
aufgeſtellt für die Sollifion der Rechte verihiedener Stan 
ten, nicht für. die der Particularrechte deſſelben Staates (1). 
An fib aber würde Teiln Hinderniß fen, dieſen Grundſatz, 
wenn wan ihn als wahr. anerdennte, auch auf die collidi- 
renben. Particularrechte eines mb deſſelben Staates anzu⸗ 
wenden. 

. Die ſcheinbare Wahrheit. dieſes Grundſatzes liegt Darin, 
daß jeder Geſetzgeber antſchliehende Herrichaft über fein 
Land bat, in diefem Gebiet aljo die Einmiſchung irgend 
eines fremden Rechts nicht zu dulden braucht; ober, was 
von amberer Seite ber Daſſelbe fagt, dab jeder. Richter nur 
die Geſetze feines Stanted anzuwenden berufen ift (k). Diefer 
Gruud wwürbe. entscheidend. fein, wenn bee vorherrſchende 
Geſichtopunkt neuerer Geſetzgehung die eiferjüchtige Hands 
babung der eigenen. Autorität wäre, Dirſes aber verfteht 
fid) gewiß nicht von felbit; vielmehr entfteht uns. nun erft 
Die Frage, ob die eimbeimiiche Geieggebung nach ihrem’ 
Geift und ihrer Michtung die. Anwendung jedes fremden 
Rechts auf die mit mehreren Rechtsgebieten in Berührung 


hd Waqhter J. S. 261-280 ': (k) Zugleich ſteht dieſer Orund ⸗ 


(deſſen ganze Schrift nur von den 
Geſetzen verfchiebener Staaten han- 
beit); Puchta Pandelten $ 118. 
Borlefungen $ 113. — Diefe 
Meinung ‚wire .beftritien won 
Shäffuer $ 4 — 29. 
Archiv B. 27. ©. 819. 


ſatz ſcheinbar in Zuſammenhang 
mit ber oben ($ 360) geltend ge- 
machten Berwanbtichaft zwifchen 
dem Gerichtsftand und dem ört⸗ 
lichen Het. nr wird irriger- 
weiſe von den Vertheidigern beffel- 
beu dieſe Berwandtſchaft in wirt. 
liche Identität ausgebildet. 


128 Bud III. Herifägeft der dtechteregeln. Rap.I. Dertliche @rängen. 


ſtehenden Rechtöverhältnifie in der Regel ausfchliegt (1 
Ein_ neuerer Schriftiteller giebt diefer Anficht folgenden jehr 
angemelienen .Ausdrud. Wir. wollen einkäunien,. jagt er, 
daß jeder Richter zunäͤchſt die Gefepe ſeines Landes anzu⸗ 
wenden habe. Aber er ſoll ſie doch gewiß nur anwenden 
auf. die Perfonen und die Fälle, für welche fie gegeben Rad; 
ob num aber der Gefebgeber fein Geſetz bat gelten laſſen 
wollen für die an fi zweidentigen Rechtsverhaͤltniſſe, bei 
welchen eine Colliſion örtlicher Rechte eintritt,. die fes her- 
auszufinden (jagt jener Schriftfteller), . Bi der allein ſchwie- 
rige Punkt (m). 

Wenn wir num die oben: angeregte Frage anbefangen 
ertoägen, jo müffen wir und überzengen, dab der vorherr⸗ 
ſchende Geſichtspunkt der neueren Gefetzgebung und Praxis 
nicht m der eiferſuchtigen Handhabung der audſchließenden 
eigenen Herrſchaft beſteht, ja daß fie vielmehr gerade um⸗ 
gekehrt auf die Förderung .einer wahren Rechtägemeinjhaft 
gerichtet ift, alſo wer die Beurtheilung der. Colläionsfälte 
nach dem inneren Wehen und Bedürfniß eines jeden ein- 
zelnen Rechtöverhältnifies, ohne Rückſicht auf die Gränzen 
ber Staaten und ihrer Rechtsgebiete ($ 348). 
 Erteunen wir. aber dieſen vorherrſchenden Geſichtspunkt 
der neueren Rechtsentwickelung (in Geſetzgebung und 


(1) Dieſen Geſichtepankt er⸗ als wahren Wäcterl. S. 262 
kennt auch der Vertheidiger des 26h, 
hier zu prüfenden Grundſatzes se Thol Hanbelsreiht B.1. 
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Praxis) als wahr an, fo müſſen wir nothwendig ben bier 
vorliegenden Grundfap (dab der Richter in der Regel nad 
den Geſetzen feines Randes zu enticheiden habe, wo ihm 
ein Collifionsfall vorlommt) verwerfen. Diefer Grundſatz 
ftört und hindert jogar die wünſchenswerthe und annäbe- 
rungöweife zu erreichende Mebereinftimmung der Ent- 
ſcheidung von Gollifionsfällen in verfchiedenen Staaten. 
Er könnte daher unmögliy in ein gemeinfames Gejeh aller 
Staaten über die Eollifion der örtlihen Rechte (wenn ein 
ſolches je verjucht werben follte) aufgenommen werden 
($ 360, ©. 115). j 

Es kommt aber nody ein befonderer Grund hinzu, der 
die Anwendung jenes Grundfapes fehr bedenklich macht. 
In vielen Collifiondfällen findet fi der Gerichtäftand an 
verjchiedenen Drten concurrirend begründet, fo daß die 
Wahl des Gerichtöftandes im einzelnen Falle dem Kläger 
frei fteht. Dadurch wird, wenn jener Grundfah gelten 
fol, das in jedem einzelnen Ball anzumenbende örtliche 
Recht abhängig gemacht, nicht allein von blos zufälligen 
Umftänden, fondern felbft von der einjeitigen Willkür einer 
Partei. Ein Grundfap aber, deſſen Anwendung zu dieſem 
Erfolge führt, kann unmöglid als geredht anerkannt wer- 
den. Recht auffallend erſcheint die Härte und Willkür, 
wozu die Anwendung jenes Grundjapes führen Tann, wenn 
man dabei an die Länder denkt, worin der volle Land» 
ſaſſiat eingeführt ift (n). 


(n) Eichhorn deutſches Recht $ 75. — As befonderer Einwurf 
VL 9 
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Zum Schluß aber müflen nod die wahren Beftand- 
teile des bier befämpften Grundſatzes anerfannt werden, 


um jo mehr, 


als gerade diefe Anerkennung vielleicht eine 


Verftändigung über die widerſtreitenden Meinungen erleich- 


tern Tann. 


A. Wenn der Richter ein einheimifches Geſetz über 


die Colliſionsfrage vorfindet, fo muß er die- 
ſes unbedingt befolgen, felbft wenn ed mit feiner 
eigenen theoretiichen Anficht nicht übereinftimmen 
folfte ($ 347. 348). — Weit wird indeflen die 
Befolgung diefer Regel nicht führen, da die Ger 
jepe über die Behandlung ber Cofifionen meift 
nur der Ausdrud irgend einer unvollftändigen, 
ungenügenden Theorie find. 

. Der Richter Tann niemals ein fremdes örtliches 
Recht anwenden, wenn dieſe Anwendung durch 
die oben gezogenen Gränzen für die Rechtsge⸗ 
meinfhaft unabhängiger Staaten ausgeſchlofſen 
ift ($ 349). Die wictigften Folgen diefer Megel 
werden unten in dem $ 365 zufamimengeftellt wer- 
den. Dadurch wird es zugleich anſchaulich wer- 
den, daß die praftiiche Verſchiedenheit zwiſchen 


gegen den bier vorliegenden Grund⸗ 
ſatz wird auch noch der Umſtand 
geltend gemacht, daß in den Ge⸗ 
richtsfprengel des entjcheidenden 
Nichters mehrere Örtliche Rechte 
neben einander beftehen können, 


und daß es dann umentfchieden 
bfeibe, welches derjelben gelten 
fole. Seuffert Archiv für Ent- 
ſcheidungen der oberfien Gerichts⸗ 
höfe in den deutſchen Staaten B.2 
Num. 4. 
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der hier befämpften und der von mir vertheidig- 
ten Lehre in der That minder groß ift, als fie 
anf den eriten Blick erſcheinen mag. 

C. Der Richter muß ſtets das Recht feines eigenen 
Landes anwenden, wenn nicht von einem Ber- 
haͤltniß des materiellen Rechts, fondern vielmehr 
von der gerichtlichen Rechtsverfolgung Die Rede 
ift. Dahin gehören nicht blos die für den eigent- 
lichen Prozeß geltenden Formen und Regeln, fon- 
dern auch theilmeife die Regeln des Actionen- 
rechts. Hierin aber tft die Graͤnzſcheidung oft 

jehr fchwierig, es muß dabei mit großer Vorſicht 
verfahren, und ftet? ‚auf die wahre Natur und 
Beftimmung der einzelnen Rechtsinſtitute geachtet 
werden. Gar mandye Regel ift nur jcheinbar der 
NRechtöverfolgung, in der That aber dem Rechts⸗ 
verhaͤltniß ſelbſt angehörig. 

4. Jedes Rechtsverhaältniß ſoll nach dem örtlichen Recht 
desjenigen Rechtsgebietes beurtheilt werden, worin es 
exiſtent geworden iſt (o). 

Dieſer Grundſatz iſt nicht nur willkürlich, weil der Ent⸗ 
ſtehungsort an ſich, und abgeſehen von möglichen vermit—⸗ 
telnden Gründen, nicht das anzuwendende örtliche Recht 
beſtimmen kann, ſondern er hat auch blos den Schein eines 
materiellen Grundſatzes, während er in der That eine blos 


(0) Schäffner 8 32. — Wgl. dagegen Wächter IL ©. 32. 
9% 





+‘ 
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formelle Natur bat. Denn der Ort, wo das Rechtöver- 
haͤltniß im juriftiihen Sinn eriftent wird, kann nur durch 
genaueres Eingehen in die individuelle Natur jedes Rechts⸗ 

o verhältniffes erfannt werden, und.dabei ift die vorherrſchende, 
an die Spitze geftellte Rückſicht auf den Entjtehungsort nur 
ftörend, nicht fürdernd. 

5.. Es ſoll ftet3 dasjenige örtliche Recht angewendet 
werden, wodurd) wohlerworbene Rechte aufrecht erhalten - 
werden (p). | 

Dieſer Grundſatz führt auf einen bloßen Zirkel. Denn 
welche Rechte wohlerworben find, können wir nur erfahren, 
wenn wir zuvor willen, nach welchem örtlihen Rechte wir 
den vollzogenen Erwerb zu beurtheilen haben. 


In diefer allgemeinen Ueberſicht jollen zulept noch einige 
der in neuerer Zeit erjchienenen umfaljenden Gejehbücher 
für größere Europäiſche Staaten erwähnt werden.” 

Das Preußiihe Allgemeine Landrecht (q) erkennt den 
Grundſatz der Rechtögleihheit in der. Behandlung der In- 
länder und Ausländer jehr beftimmt an (r), und wo da- 
von Ausnahmen vorfommen, da haben dieſe durchaus nicht 
den Zweck, dem einheimiſchen Recht eine ausſchließende Herr- 
Ihaft auch über Fremde zu verichaffen, fondern vielmehr 


(p) Bgl. über dieſen Grundſatz Wächter IL ©: 1-9. 
(q) Bol. U. L. 9. Einleitung $ 23-35 
(N) 8% R. Einleitung 8 34, pgl. mit $ 23. 
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den wohlwollenden Zweck, unternommene Rechtsgeſchaͤfte 
gegen Die Ungültigkeit zu ſchützen, die etwa aus der Colli⸗ 
fion örtlicher Rechte hergeleitet werben möchte (8). — Sicht⸗ 
baren Einfluß auf die Abfafjung diefer Stellen des Land» 
rechtd hat die damals allgemein herrichende Lehre von Per⸗ 
ſonal⸗ und Realftatuten gehabt (t); und gerade bie Man- 
gelhaftigkeit Diefer Lehre ift ald Haupturſache der neuerlich 
- entftandenen Zweifel uud Streitigkeiten über.eine ber wid 
tigften Anwendungen geworden, wovon unten in ber Lehre 
vom Erbrechte ($ 378) die Rebe ſeyn wird. 

Das Franzoͤſiſche Geſetzbuch enthält nur wenige Bes 
flimmungen, die ald entſcheidend für Gollifionsfragen ange⸗ 
fehen werben Tönnen. Dennoch ift auch hier die regelmäßig 
anzuwendende Nechtögleichheit in der Behandlung der Ein- 
heimifchen und der Fremden unzweidentig anerfannt (u). 

Das Defterreichifche Geſetzbuch (v) nähert fih dem 
Preußiſchen. Es erkennt die Nechtögleichheit der Inländer 
und Ausländer an und nimmt ähnliche wohlwollende Rück⸗ 
ſichten auf die Erhaltung der Rechtsgeſchaͤfte, wie das 
Preußiſche Recht (w). 


(8) A. 2. 9. Einleitung $ 27. . (u) Code civil art. 3 art. 11. 
35. bie 13. Bgl. oben $ 358 Noten d. 
(t) Bornemann Preuß. Recht bis . 
Ausg. 23.16.52. Koch Preuß. (v) Oeſterreich. Geſetzbuch 8 4. 
Recht B. 1 ©. 129. 33—87. 
(w) Ebendaſ. $ 38. 34. 8 35. 
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8. 362. 
I. Zuftand der Perſon an fid. (RFecht sfähigkeit und 
Bandiungefähigteit.) 

Auf die verfchiedenen Zuftände der Perfon, wodurch die 
Nechtsfähigkeit ind Handlungsfähigfeit beftimmt wird, iſt 
nur eine reine, einfache Anwendung desjenigen srtlichen 
Rechts möglich, welchem die Perfon felbft durch ihren 
Wohnſitz angehört (8 359). | 

Diefer Grundſatz iſt zwar auch nicht ganz ohne Wider- 
ſpruch geblieben (a). Allein die Zahl der Anhänger vefjel- 
ben ift jo überwiegend, daß man ihn dennoch ala Gegen- 
ftand einer faft allgemeinen Meinung bezeichnen Tann, ja 
daß er durch ein gemeines in Deutichland geltendes Ge- 
wohnheitsrecht beftätigt worden ift (b). Auch liegt darin 
die eigentliche Bedeutung der Perfonalftatuten, auf 
deren Begriff in früherer Zeit fo großer Werth gelegt 
worden ift (8 361 Num. }). 

Indeſſen würden wir irren, wenn wir diefe Ueberein⸗ 
ftimmung allzu hoch anfchlagen wollten, da fie großentheils 
nur fcheinbar if. Es ift nämlich folgende Unterſcheidung 
ſchon in früherer Zeit verjucht, neuerlich aber mit großem 
Nahdrud geltend gemadht worden (e). Man will unter- 


(a) So 3.8. bei I. Vorr. (c) Herr. 8 5. 8. 11. 22. 
8 7. Andere Gegner fiehe bei Meier, p. 14. Mittermaier 
Wächter I. ©. 162. 163 und deutſches R.$ 30 ©. 118. Ausg. 7, 
Fozuıx p. 121. beſonders aber Wächt er II. S.163. 

(b) Wädterll. S. 162. 163. S. 175—184. 

175. 177. 
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icheiden das bloße Dafeyn der rechtlihen Eigenſchaften 
einer Perſon an ſich, und die rechtlichen Wir 
tungen diefer Eigenfchaften, das heißt, Die daraus entiprin« 
genden Rechte und Beichränfungen ber Perfon. Die Eigen- 
ſchaften an fich ſollen beurtheilt werden nad) dem örtlichen 
Recht des Wohnſitzes; die rechtlichen Wirkungen aber nicht 
nad diefem, fondern nad irgend einem amderen örtlichen 
Recht; nach welchem Recht? Davon wird nod ferner die 
Rede jeyn. Bon den Vertheidigern dieſer Unterſcheidung 
wird daher auch die allgemein übereinftimmende Meinung, 
und das damit zufammenbängende gemeine Gewohnheitsrecht, 
auf die Eigenfchaften an ſich beſchräukt. 

Der Sinn diefer Unterfheidung wird aus folgenden An⸗ 
wendungen Hat werden. Zu ben @igenfchaften an fich ges 
bören die Zuftände des Bevormundeten, Unmündigen, 
Minderjährigen, des Verfchwenders, ferner des Geſchlechts, der 
Verheiratheten, der ebelich oder unehelich Gebornen u. |. w. 
Ob aljo Jemand minderjährig ift oder nicht, das heißt, Die 
Gränze der Minderjährigkeit, jo zu beurtheilen feyn nad) dem 
Recht des Wohnſitzes. Dagegen gehören die Rechte und 
Beſchraͤnkungen des Wiinderjährigen zu den rechtlichen 
Wirkungen, und find baher (nach jener Lehre) nicht nad 
dem Wohnſtz zu beurtheilen. 

Zu allen Zeiten jedoch haben viele Schriftſteller eine 
ſolche Unterſcheidung gar nicht gemacht, ſondern vielmehr 
die rechtlichen Wirkungen, gerade ſo wie die Eigenſchaften 
an ſich, lediglich nach dem durch den Wohnſitz der Perſon 
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beſtimmten örtlichen Rechte beurtheilt (d). Und mit diefen 
übereinftimmend muß auch ich jene Unterfcheidung gänzlid, 
verwerfen. Ich halte fie für willfürlih und inconfequent, 
da es an einem inneren Grunde, eine foldhe Gränze zu 
ziehen, gänzlich fehlt. Sehen wir die Sache genau am, 
fo finden wir feinen anderen Unterfchied, als daß manche 
perfönliche Zuftände mit befonderen Namen bezeichnet 
werden, andere aber nicht; diefer ganz zufällige, gleichgül- 
tige Umftand nun kann unmöglich einen Grund abgeben, 
verſchiedene örtliche. Rechte anzuwenden. 

Bolljährig nennen wir Den, welder die vollftän- 
Digfte, durch das Alter erreichbare, Handlungsfähigkeit be- 
fit; das ift alfo nur ein Name für gewille- rechtliche 
Wirkungen, für die Verneinung früher vorhandener Be- 
Ichränfungen der Fähigkeit. Eben fo nennen wir minder- 
jährig Den, welder jene vollftändige Fähigkeit noch 
nicht befißt; es ift ein Name für die Verneinung des Zu- 
ftandes vollftändiger Fähigkeit. Wenn nun aber ein Gefeß 
auch bei den Minderjährigen gewiſſe Stufen der Fähigkeit 
aufftellt, ohne dafür einen befonderen Namen zu gebrauchen, 
jo ift doch gewiß fein Grund einzufehen, warum nicht diefe 
Stufen der Fähigkeit, eben fo wie der Eintritt der voll- 
ftändigen Fähigkeit, nad) dem Recht des Wohnfites beur- 


(d) Argentraeus N. 47. 48. werbung auf Ehefrauen upd @e- 
49. Ropensure T.10.354—10. fchlehtsvormundfchaft). Viele an- 
Bouzexoss T. 1 p. 145—19%8. dere Anhänger diefer Meinung 
Huser $ 12. Forrıx p. 126 (An: ſ. bei Wächter II, ©. 167. 
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teilt werden follten. Durch folgendes Beifpiel wird diele 
Behauptung noch anſchaulicher werden. Die Bertheidiger 
jener Unterjheidung räumen ein, daß ein Franzoſe, der 
21 Sabre alt ift, and in Sreußen, wo-jonft 24 Sabre, und 
eben jo in Ländern des Römischen Rechts, wo 25 Sahre erfor- 
dert werden, als volljährig und völlig handlungsfähig gelten 
muß; denn er bat ja durch den art. 488 des Franzoͤſiſchen 
Geſetzbuchs den Titel ald majeur erhalten, und daher "hat 
er eine Eigenfhaft an ſich, auf welche das Recht des 
MWohnfiped anzuwenden feyn fol. Allein dafjelbe Geſetzbuch 
räumt den Minderjährigen tbeild mit 16, theils mit 15 und 
18 Jahren, gewifle beſchränktere Fähigleiten ein, ohne aus 
ihnen eine befondere Klaffe mit eigenem Namen zu bilden (e). 
Das iſt alfo nad jener Lehre Teine Eigenſchaft an ſich, 
ſondern blos eine rechtliche Wirkung, eine eigenthümlich 
eingerichtete Beſchränkung der Perſon, und dabei ſoll das 
Recht des Wohnſitzes nicht gelten. 

Ein anderes Beifpiel mag folgendes ſeyn. Nah mans 
hen Gejepen bedürfen rauen zu ihren Rechtögejchäften 
der Zuziehung eines Gejchlechtsoormundes; nach anderen 
Geſetzen bedürfen die Ehefrauen der Genehmigung bes 
Mannes. Wenn nun eine Frau im Ausland ein Geſchäft 
eingebt, jo müßte (bei confequenter Anwendung jener 
Lehre) nad) dem Wohnfip beurtheilt werden nur das Da- 
ſeyn der perjönlichen Eigenſchaft an fi, das heit, die 


(e) Code civil art. 908. 904. 477. 478. 
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Frage, ob fie eine Frau ift (im Gegenfab eines Mannes), 
ober eine Ehefrau (im Gegenſatz einer Jungfrau oder 
Wittwe). Dagegen wäre die nothwendige Zuziehung des 
Geſchlechtssoormundes, jo wie die Genehmigung des Ehe- 
mannes, nicht nach dem MWohnfts zu beurtheilen, da diefe 
Dinge zu den rechtlichen Wirkungen und Beſchränkungen 
gehören (f). | | 

Sch komme nun auf die Frage, weldyes andere örtliche 
Recht, ald das des Wohnſitzes, von den Vertheidigern jener 
Unterfcheidung angewendet wird, wenn die rechtlichen Wir- 
tungen der perfönlichen Eigenschaften zu beurtheilen ſind. 
Hieräber finden ſich folgende verſchiedene Meinungen. 

In älterer Zeit verfuchte man auch hierin die Real- 
ftatuten anzuwenden, wenn von unbeweglichem Vermögen 
die Nede war, jo dab alfo eine und diefelbe Perfon ganz 
verjchiedene Handlumgsfähigkeit haben Tonnte in Anfebung 
ihrer auswärtigen Grundftüde, und in Anfehung ihres 

übrigen Vermoͤgens. Diefe Meinung findet jegt in Deutſch⸗ 
land wenig Anklang mehr (g). | 
- Andere nehmen an, die Wirkungen der perjönlicen 
Eigenſchaften feyen zu beurtheilen nah dem Rechte des 
Drts, am welchen ein Rechtögejchäft vorgenommen wird (h). 


die wir ben hei uns handelnden 
Ausländerinnen einräumen. 


(h) So meint e8 in ber That 
Wächter li. S. 120, der dadurch 


unmittelbar dahin geführt wird, 
auf die im Ausland handelnden 
einheimifchen Frauen ganz andere 
Colliſionsregeln anzuwenden, als 


(g) Wächter UI. ©. 163, 164. 

(h) Meier p. 14. Dagegen 
erflärt ih Mittermaier deut- 
ſches Recht 831 &. 120. 
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Diefe Meinung iſt noch aus beſonderen Gründen, unabhäns 
gig von dem allgemeinen Widerftreite, zu verwerfen. Wenn 
Der, welder auswärts einen Bertrag ſchließt, an feinem 
Wohnſitz mehr Handlungsfähigfeit bat, ald am Ort des 
Bertrags, fo kann man nicht annehmen, dab er ſich habe 
mit diefem DBertrag einem örtlichen Rechte unterwerfen 
wollen, nach weldhem diejer Vertrag ungültig wäre; bie 
freie Unterwerfung aber (die fogenannte Autonomie) ift ja 
der einzige Grund, wodurch das am Ort des Bertrags gel- 
tende Recht anwendbar gemacht werden fol. Hat aber 
umgelehrt der Handelnde an feinem Wohnſitz weniger 
Handlungsfähigkeit, ald am Drt des Vertrags, fo daß der 
am Wohnſiz geichloffene Vertrag ungültig wäre, fo würde 
es inconfequent fein, wenn das heimathliche Geſetz ben 
Bertrag an fih verhindern, aber mit Hülfe einer feinen 
Reife zulafien wollte; vielmehr wird ihn jenes Gejeg eben. 
fowohl an der Unterwerfung unter das fremde Recht, als 
an dem Bertrag felbft, verhindern. Dabei braucht gar 
nicht einmal Die Abficht einer Umgehung bes Gefebed (in 
fraudem legis) eingemiſcht zu werden. 

Der neueſte Bertheidiger jener Unterjcheidung nimmt 
dagegen an, dab die Wirkungen der perfönlihen @igen- 
Ihaften nad dem örtliden Necht des in jedem einzelnen 
Falle urtheilenden Richters zu beurtbeilen feyen (Note c). 
Gegen diefe Meinung muB ich zunächſt Die Gründe geltend 
machen, die gegen die ganze Unterjcheidung zwiſchen den 
Eigenſchaften am fih und deren Wirkungen bisher aus 
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geführt worden find; dann aber auch bie anderen Gründe, - 
bie überhaupt gegen das ürtlide Recht des urtheilenden 
Richters als burchgreifende Regel ſprechen ($ 361. Nr. 3). 
Und bier befonderd muß daran erinnert werden, wie grell 
fi die Anwendung jener Meinung darftellt in den Ländern, 
worin der volle Landſaſſiat gilt. Denn da würbe Jeder, 
der einen unbedeutenden Grundbeſitz in einem folden Lande 
bat, durch die bloße Willfür feines Gegners, einem ihm 

’ völlig fremden Rechte in der Benrtheilung ber rechtlichen 
Wirkungen jeiner eigenen perfönlichen Zuftände unterworfen 
werden koͤnnen. 

Meine Meinung geht alfo vielmehr dahin, dab Jeder 
in feinen perjönlichen Zuftänden ftets nach dem Recht feines 
Wohnfiged zu beurtheilen ift; ohne Unterjchied, ob darüber 
im Inland oder im Ausland geurtheilt werde; eben fo 
aber auch ohne Unterſchied, ob die perfüntiche Eigenſchaft 
an fich, oder die rechtliche Wirkung berfelben, beurtheilt 
werden fol. 0 

Dabei ſollen jedoch keinesweges die praktiſchen Schwie- 
rigkeiten verkannt werden, die mit der Anwendung dieſes 

Grundſatzes in einzelnen Fällen verbunden ſeyn koͤnnen. 
Bei dem Vertrag mit einem Ausländer mag es zuweilen 
ihwer feyn, das örtliche Hecht feiner Heimath fiher zu 
ertennen; allein dieſe Schwierigkeit wird auch durch Die 
bier verwörfene Unterſcheidung nicht befeitigt, nur im Um⸗ 
fang verringert. Es wird aljo Nichts übrig bleiben, als 
in Sällen folder Art genaue Erkundigungen einzuziehen, 
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- bie ja ohnehin für die indisiduellen Berhältniffe des Aus- 
länder unentbehrlih find, ganz unabhängig von dem 
fremden örtlichen Recht. Wer aber etwa noch mehr Er⸗ 
leichterung und Sicherheit auf dieſem @ebiete verlangen 
möchte, der Tann diefelbe nur auf dem Wege pofitiver Ges 
jeßgebung erwarten. Was hierin gefchehen kann, wird ſo⸗ 
gleich bei der Meberficht neuerer Geſetze in unferer Lehre 
gezeigt werben. 


$. 368. 
1. Zuſtand ber Berfon an ſich. GRechtsfähigkeit und 
Sandblungsfähigkeit) (Kortfegung.) 

Es joll mun zufammengeftellt werden, was ſich in den 
wicdhtigften neneren Geſetzbüchern über die hier vorliegende 
Frage findet. 

I. Dad Preußiſche Allgemeine Landrecht ftellt fol- 
genden Grundfag an die Spipe: „Die perſönlichen Eigen- 
Ichaften und Befugniffe eines Menſchen werden nach den 
Geftgen der Gerichtsbarkeit beurtheilt, unter weldyer ders 
jelbe - feinen eigentlihen Wohnfig hat“ (a). Diele Ber 
ftimmung bezieht ſich auf die Preußiſchen Unterthanen, und 
unterfcheidet nicht, ob fie ihre Befugnifle (wozu vor allen 
die Handlungsfähigkeit gehört) ausüben an ihrem Wohnſitz 
jelbft, oder an einem anderen Ort des Inlanded, der viel- 


(a) 8 R. Einl. $ 23. Die näheren Beftimmungen folgen in ben 
5 4—27. 
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leicht ein anderes örtliches Recht über folde Befugniffe 
bat, ober endlich im Ausland. 

Für die Ausländer lautet die Beitimmung jo: „Auch 
Unterthanen "fremder Staaten, welche in biefigen Landen 
leben, oder Geſchaͤfte treiben, müffen nad obigen Be⸗ 
fimmungen beurtheilt werben‘ (b). 

So weit ftimmt Alles mit den oben aufgeftellten Grund⸗ 
fäben überein. Böllig gleiche Behandlung der Einheimiihen 
und der Fremden. Allgemeine Beurtheilung des perjönlichen 
Zuftandes, der Handlungsfähigkeit, nach dem örtlichen Recht, 
da3 an dem Wohnſitz der Perfon befteht, ed mag diejes 
ein einheimijches oder ein fremdes Recht ſeyn. 

Daneben bleiben aber zwei Zragen zu erörtern, welche 
ſchon oben für das gemeine Recht aufgeworfen werden find. 
Zuerft: Sind hier nur die Eigenſchaften an fi gemeint, 
oder jollen auch die rechtlichen Wirkungen derſelben nad) 
dem Rechte des Mohnfiges beurtheilt werben ($ 862)? 
Wäre in dem $ 23 blos gejagt: „die perjönlihen Eige n⸗ 
Ihaften‘, jo könnte man vielleiht die erfte, alſo die be= 
ſchraͤnkende, Bedeutung in jene Worte legen; da aber hin⸗ 
zugeſetzt wird: „und Befugniſſe“, fo muß jene Vor—⸗ 
ſchrift auch auf die rechtlichen Wirkungen der Eigen⸗ 
ſchaften bezogen werden, das heißt: es iſt für Jeden 
nah dem Recht feines Mohnfibes zu beitimmen, nicht 
blos, ob er minderjährig ift oder nicht, fondern auch, 


(b) 2. R. Einl. $ 34, 
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was er als Minderjähriger vermag und nicht vermag, 
Wollte man diefe Behauptung noch bezweifeln, fo würde 
doch jeder Zweifel befeitigt werden durch einige nachfolgende 
Stellen des Geſetzes, worin der nach dem Recht des Wohn- 
ſitzes zu beurtheilende Gegenftand bezeichnet wird als Fä⸗ 
bigkeit zu handeln (c), nud zwar fo, daß damit nicht 
etwas Neues erwähnt, fondern blos das Vorhergehende mit 
einen willkürlich abwechſelnden, völlig gleihbedeutenden, 
Ausdrud bezeichnet werben fol. Es ift daher unzweifel- 
baft, dab das Preußiiche Recht unter den perfönlichen Ei- 
genfchaften und Befugniffen gerade die Handlungsfähigkeit 
mit begreift, und daß es alſo nicht blos die Eigenſchaften 
an ſich, fondern auch die rechtlichen Wirkungen berfel- 
ben, nad dem örtlihen Rechte des Wohnſitzes beurtheilt 
wiſſen will. 

Zweitens ift ſchon oben auf die praftiiche Schwierigkeit 
aufmerkſam gemacht worden, die bei den Verträgen eines 
Ausländers in unſerm Lande entitehen kann, indem vielleicht 
das im Auslande, an feinem Wohnfig geltende, Hecht bei 
uns unbefannt iſt ($ 362). Dieſe Schwierigkeit bejeitigt 
das Preußiſche Gefeh durch die Vorſchrift, daB die Hand⸗ 
Iungsfähigfeit des Ausländerd nad) dem für das Beltehen 
des Vertrages günftigften Gefeg (alſo nach dem leichteſten) 
beurtheitt werben foll, vorausgejeßt, dab die Gegenitänbe 


(6) 2. R. Einl. $, 97. 86, 
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des Vertrags in unſerm Lande fidh befinden (d). Wird 
alfo in Berlin eim folder Bertrag geſchloſſen von einem 
Franzoſen, der über 21 Jahre alt ift, jo ift der Vertrag gül- 
tig nad Franzöfifhem Recht, welches die Bolljährigkeit 
auf 21 Sahre febt. Wird der Vertrag ebendajelbft geichlof- 
jen von dem Einwohner eines unter dem Romiſchen Recht 
ftehenden Landes, welcher über 24 Jahre alt ift, fo iſt der 
Bertrag gültig nach Preußiſchem Recht, weldyes 24 Jahre 
als Gränze der Minderjährigfeit annimmt. Das erfte ift dem 
allgemeinen Grundſatz gemäß, das zweite ift eine rein pofitive 
Vorſchrift, gegeben in der Abſicht, DieSunländer gegen bie Folgen 
einesunverjchuldeten Irrthums, vielleicht jelbft der Unredlichkeit 
. ihres Gegnerd, zu ſchützen. Eine gleichartige Beitimmung 
fieße ſich in den Gejepen jedes Staates denken, und bie 
wünfchenswerthe Rechtsgemeinſchaft in der Beurtheilung 
der Eollifionen würde daburdy nicht beeinträchtigt werben. 
I Das Defterreihifche bürgerliche Geſetzbuch (1811) 
beſchränkt ſich auf zwei hierher gehörende Beftimmungen, 
die mit den oben aufgeitellten Grundfägen übereinftimmen. 
Die Staatsbürger bleiben auch in Handlungen, die fie 
außer dieſem Stantsgebiete vornehmen, an dieſe Gejepe 


Id) 8. 8. Einl. $ 35 „Dod 
wird ein Fremder, der in biefigen 
Landen Berträge über bafelbft be- 
findliche Sachen ſchließt, in An- 
ſehung ſeiner Fähigkeiten, zu han⸗ 
deln, nach denjenigen Geſetzen be⸗ 
urtheilt, nach welchen die Hand⸗ 
lung am beſten beſtehen kann“. 


Der $ 26 enthält eine ähnliche, 
aber meit weniger wichtige, Be⸗ 
fimmung. Beide Stellen fehlten 
in dem Entwurf, und wurden erft 
fpäter aufgenommen, mit Rüdficht 
auf die oben erwähnte praftifche 
Schwierigkeit. Bornemaun 


Brenß. Recht B.1 ©. 53 Note ll. 


6.368. I. Zmfanb der Perfon an fh: Boni) 145 
(alfo am die Geſetze ihres Wohnfiges) gebunden, „infoweit 
als ihre perſoͤnliche Fahigkeit, fie zu unternehmen, dadurch 
eingeichränft wird‘ (0). 

Ehen fo wird für Fremde beftimmt: „Die perfönliche 
Fähigkeit der Fremden zu Rechtsgeſchäͤften ift insgemein 
nad) den Gefepen des Ortes, deuen der Fremde vermöge 
feines WBohnfiges ..... unterliegt, zu beurtbeilen‘‘ (f). 

Aus diefen Stellen, fo allgemein fie auch gehalten 
find, geht doch unzweifelhaft hervor, dab für Snländer und 
Ausländer der perfönlide Amftand nach gleichem Grundjap, 
und zwar nad dem oͤrtlichen Rechte des Wohnſitzes zu be- 
urtheilen ift; ferner, daß diefe Beurtbeilung nicht bios zum 
beziehen ift auf die Eigenfchaften an fih (3.3. ob Semand 
minderjährig iſt oder nicht), ſondern aud auf die rechtlichen 
Wirknugen dieſer Bigenfthaften, da in beiden Stellen aus- 
drücklich erwähnt wird, die „perfünlide Faͤhigkeit, fie (die 
Handlungen) zu unternehmen, die perfönliche Fähigkeit... 
zu Rechtsgeſchaͤften. | 

Megen findet fich bier eine bejondere Vorlehrung we 
gen des, vielleicht unbelannten, örtlichen echtes, dem ber 
Ausländer unterworfen fein Tann, nicht (g). 

(6) Defterr. Geſetzbuch $ 4. gleihung bes $ 84 mit $ 35—87 

(f) Ebendaſ. 8 34. muß man fi überzeugen, ba nur 

(g) Zwar könnte man hierauf der $ 84 von ber perjönlichen 
beziehen den $ 35, indem man ihn Handlungsfähigleit fpricht, auftatt 
in einem ähnlichen Sinne auffaßte, daß die drei folgenden 88 von der 
wie bie oben erwähnte Vorſchrift objectiven Natur und Gültigkeit 
des Breußiichen Rechts (Note d.). der Rechtsgeichäfte reden. 


Allein bei einer unbefangenen Ber- 
von 10 


146 Bud; M. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Oeriliche Gränzen. 


IH. Das Franzsfif de Geſetzbuch enthält Aber unfre 
Frage nur folgende ganz Turze Stelle: „Les lois concer- 
nant l’&tat et la capacit& des personnes rögissent les Fran- 
gais ‚möme -'rösidant en pays #tranger” (k). Allein aus 
den vorhergegangenen Discuffionen ſcheint unzweifelhaft her⸗ 
vorzugehen, daß man babet vorausfetste, auch bie perfönliche 
Handlungsfähigteit der Ausländer müfle nach dem Wohuſitz 
berfelben, alſo nad dem auslaͤndiſchen Rechte, beurtheilt 
werden. Hierüber find. Sähriftfiefler. und Berichte in ihren 
Entſcheidungen übereinſtimmend (i). 

Aus den angeführten Ausdrücken bes Gefſetzes it es 
übrigens unzweifelhaft, daß daſſelbe nicht bios auf die 
Eigenſchaften an. id) (P’stat), ſondern auch auf die rechtlichen 
Wirkungen -diefer Eigenſchaften (et la capadito) zu beziehen 
ift (k). Ferner geht daraus ganz beftimmt hervor, daß, jo 
fange die Eigenſchaft eines Francais nicht: aufgehoben ift, 
diefe Eigenſchaft allein entſcheidet, felbft wenn die Perſon 
ihren Wohnſitz in das Ausland verlegt. (mäme residant en 
pays ötranger), fo dab alfo das ‚Sranzöfiide. Gef den 
Wohnſitz als Grundlage der Rechtöfähigfeit und Handlungs⸗ 
fähigkeit nicht unbedingt feft hält (& 360. e). 


{h) Code eivil art. 3. . tk). Fosum p. 126 (j. o. 
i) Fosuxp 4 5.30. d) ur 
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| §. 364. | 
L Zuſßand ber Perſon an ih. (Reqchtafähigkeit unh 

Sandiungsfäpigteit.) (Sortfegung.) 

Es . bisher der Grunbjag durchgeführt worden, daß 
der perſönliche Zuſtand an ſich, der vorzugsweiſe -in der 
Handlungsfähigleit befkeht, nach, dem an dem Wohnſitz 
der Perjon geltenden örtlichen Rechte beurtheilt werden 
mäfle. Dieſem Grundſatz aber. werben. nit ſeſten von 
Denen, bie ihn im Allgemeinen anerkennen, mancherlei Ein: 
Thräykuggen.au bie Seite geftellt, die nunmehr zu prüfen 
find, ‚und, die theilweiſe die Ratur wahrer Ausnahmen an 
fich tragen. anftatt daß andere nur auf der Anerkennung 
natürlicher Gränzen beruhen, bie nur vielleicht verkannt 
werben möchten. Dieje Einſchränkungen werben bier theils 
als gegründet. angenommen, theils aber. gerworfen werben 
müffen, 





Bon manden Gelten wird ein linterjchied behauptet 
zwiſchen einer allgemeinen und bejonderen Fähigkeit 
und Unfähigkeit zu juriſtiſchen Handlungen. Die erfte,foll 
ich auf:Recdhasgeichäfte aller Art beziehen, umb dabei fol 
dad örtliche Recht des Wohnfiges zur Anwendung kommen; 
die zweite ſoll nur auf beftimmte, einzelne Rechtsgeſchafte 
gehen, und dabei ſoll nicht das Recht des Wohnfttzes an⸗ 
wendbar ſein, ſondern dasjenige örtliche. * in deſſen 
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Gebiet dad einzelne Rechtsgeſchäft vorgenommen wird. — 
Dieſe Unterfcheidung ift aber an fi willlürlich und grund⸗ 
los, da die an emen beſtimmten Zuſtand der Perſon ge- 
fnüpfte Unfähigkeit in beiden Fallen dieſelbe Natur hat; 
auch ift hierin eine fefte Gränzbeftimmung, alfo eine fidhere 
Anwendung, kaum möglid (a). — In folgenden Fällen 
etwa kann von biefer Unterfcheidung Gebrauch‘ gemacht 
werben. - | . 

1. Rad) dem Römifhen Recht find Frauen, ihres bloßen 
Geſchlechts wegen, unfähig zu wirkſamen Bürgichaften 
(Se. Vellejanum). Wenn nun eine Frau in einem 
fremden Sande eine Bürgfhaft übernimmt, jo entfteht 
die Frage, nad welchem örtlichen Rechte die Gältig- 
keit derfelben zu beurtheilen tft. Nach der eben dar. 
geftellten. Unterfcheidung wäre die Bürgfchaft ungültig, 
wenn am Ort bes Vertrages das Römiſche Recht gälte, 
möchte auch am Wohnfig der Bürgin ein anderes Recht 
beftehen. Nach der richtigen Meinung ift die Bürgfrhaft 
ungültig, wenn das Roͤmiſche Recht am Wohnfig der 
Bürgin gilt, ohne Rückſicht auf das am Ort des Ber- 
trags beitehende Recht. Wollen wir hierin. den früher 
verbreiteten Kunftausdrud anwenden, jo müſſen wir 
fagen: Das Sc. Vellejanum ift ein reine Perſonal⸗ 
Statut (b). 


(3) Aus beiden Gründen ver (b) Diefer Auedruck wird in 
wirft diefe Unterfeidung auch der That gebraucht von folgenden 
Wädter IL. ©. 172. Scäriftftellern, welche bie hier auf ⸗ 
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2. Gleichfalls nach dem Rämiſchen Recht iſt jede in 
väterlicher Gewalt ſtehende Perfow unfähig, ohne Wiſſen 
des Vaters ein gültiges Gelddarlehen aufzunehmen (Sc. 
Macedonianum). Diefe Vorſchrift hat eine ganz aͤhn⸗ 
liche Natur, wie bie eben erwähnte Borfärift über 
die Bürgſchaft der Frauen: fie ift ein reines Perfonals 
ſtatut. Die Gültigkeit des Darlehens wird alſo davon 
abhängen, ob am Wohnfip des Schuldners das Sc. 
Macedonianum als geltendes Recht beftebt. Das Recht 
des Ortes, wo daB Darlehen gefchloffen wird, ift dabei 
gleichgültig. 

3. Die wichtigfte und fchwierigfte Anwendung jener 
Unterfheidung iſt die auf das Wechfelrecht. Denn für 
fein Geichäft befteben fo verfhlebene örtliche Rechte, 
wie über die perſönliche Wechſelfähigkeit, und Tem 
Nechtögefihäft verbreitet feine Wirkſamkeit in fo fchrans 
tenlojer Ausdehnung Nach gemeinem Recht unn ftellt 
fih die Sache fo: Die Anhänger jener Unterfcheibung 
müffen die allgemeine Fähigkeit des Ansftellers (3. 2. 
Boljährigkeit) nad dem Recht des Wohnſitzes, die be⸗ 
fondere nad) dem Recht des Ausſtellungsortes beftimmen (c). 


geftellte Meinung (mit Wiberlegung (6) Sqaffner ©&. 180 bat 
der Gegner) verteidigen: Bovur- hierin eine abweichende Meinung. 
ıaross T. I p. 187. Omasor de Nach ihm muß ber Husfieller 
l’Allier questions tramsitoires wechfelfähig fein: 1. am Ort ber 
Paris 1809 T. 2 p. 862. Ausfellung, 2. an feinem Wohn⸗ 
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Nach der richtigen Meinung : wird das oͤrtliche ve des 
Bohnfge allein entfcheiben. . 

| - Die fo eben erwähnte ganz eigenthumliche Natur 26 
Wesſeigeſcafn dürfte gerade hier ein erleichterndeß Ein⸗ 
greifen poſitiver Geſetzgebung rechtfertigen, da es ham Kuͤu⸗ 
fer eines Wechſels oft ſchwer, ja unmöͤglich ſein witd, die 
‚verjhiehenen Geſetze über Wechſelfähigkeit gu keumen, unter 
welchen Die. einzelnen durch den Wechſel bezeichneten 
Schuldner (Ausfteller, Indoſſanten, eceptanten ) nach 
ihrem Wohnſitz ſtehen, jo wie die anf; die Heimath be⸗ 
zůglichen perſönlichen Verhaͤltniſſe dieſer Schuldner: (d). 
Indeſſen Aſt dad) die Schwiezigleit im wirllichen ‚Leben 
geringer; als fie auf den erſten Blick jheinen ‚mag: ‚Der 
sorfichtige. Käufer eines gezogenen Werhfeld (e), wenn auch 
dieſer durch mehrere Welttheile ‚gelaufen und mit zahlreichen 
Unterichriften bedeckt iſt, wird mejft nur auf wenige Unter⸗ 
ſchriften ſehen, die ihm ‚aus: eigener Erfahrung als ſicher 
belannt ſind, und ‚neben. melden ihm alle übrigen gleich⸗ 
gültig ſein fünnen. — Für ganz Deutſchland ‚aber. iſt die 
Schwierigleit ‚ungemein; vermindert „worden durch bie nene 


4 , . 4 


fig, wenn er da verklagt werben 
fol, weil fonft ein abfolutes Ge⸗ 
feg die Klage hindern würde. Er 
ift irre geführt worden durch un- 


richtige Auffaffung der Vorſchriften 


des Preußiſchen Rechts, wopon 

ſogleich die Rede ſeyn wird. 
(d) Darauf gründet ſich im 

Preußiſchen Recht eine abweichende, 


das Wechſelgeſchäft erleichternde, 
Beſtimmung über die perfönliche 
Fähigkeit (f. u. Noten 1. m.) 

. (8). Bei wockenen Wechſeln iſt 
shnehin,. wegen der großen Ein⸗ 
„fachheit des. Geſchäfts, die Er- 
unitielung der: Wedhtelſatialeit we⸗ 
nig ſchwierig. 
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deutiche Wechſelordnung vom 27. November 1848 (f), bie 
gleich im erſten Artikel Ieden, der überhaupt Berträge 
ſchließen Tann, für wechielfähig erflärt, aljo alle bisher be⸗ 
ftehenden beionderen Einſchraͤnkungen der Wechfelfähigkeit 
aufhebt (g). Im Verhaͤltniß zum Ausland erkennt diefe 
Wechſelordnung den bier aufgeftellten Grundſatz an, daß 
die perlönliche Sähigkeit nad dem Wohnfig jedes Ver⸗ 
pflichteten zu beurtheilen tft; nur mit der ſehr zwedmäßigen 
praktiichen. Grleihterung, daß Der, welder im Auslande 
eine Wechſelverpflichtung eingeht, vom Gericht diejes Lan⸗ 
des als wechſelfaͤhig zu behandeln ift, wenn ihm auch nur 
das Geſetz dieſes Landes als fähig annimmt (Art. 84). 

Es würde übrigend ganz unrichtig fein, den Fall eines 
Wechſelſchuldners, dem das Recht feines Wohnfiges die 
Wechſelfaͤhigkeit verſagt, mit dem Zoll gleich zu flellen, 
wenn am Drt des Wohnſitzes (oder auch am Drt der Aus⸗ 
ftelung) kein Wechſelrecht gilt. Im diefem al ift ‚der 
Ausſteller, Indoſſant, Acceptant, für wechjelfähig zu halten, 
wenn er nur überhaupt handlungsfähig if. Aber eine 
Mechfelllage freilich wird gegen Niemand angeftelit 
werben lönnen an einem Orte, wo fein Wechfelrecht gilt, 
weil bei der Wechſelklage Alles auf das örtliche Prozeprecht 


d) Bol. die Preußische Geſetz Wechſel befindliche Unterfchrift für 
fammlung 1849 ©. 51. Das Ge- ſich verbindliche Kraft bat, umab- 
ſetz bat in Preußen Geſetzeskraft Hängig von ber Gültigfeit ber 
vom 1. Febr. 1849 ab. übrigen Unterfchriften, welche Be- 

(8) Der Art. 3 beftimmt aus- ſtimmung beſonders fir die per- 
drücklich, daß jebe auf einem Tönlicde Wechſelfähigkeit wichtig if. 


152 Buch. III Herrfchaft der Rechtsregeln. Kap. J. Oertliche Gränzen. 


ankommt. Die aud dem ausgeftellten Wechſel herzuleitende 
perfönliche Verbindlichkeit felbft wird dadurch nicht aus—⸗ 
geſchloſſen, wenngleich fie nicht (wenigſtens am Wohnſizz des 
Ausſtellers) im Wechſelprozeß verfolgt werden kann. 

Eine befondere Rückſicht verdient in dieſer Beziehung die 
Preußiſche Gefetzgebung. Wenn wir die allgemeinen Regeln 
derſelben über‘ die perſönliche Handlungsfähigkeit ($ 363 
Nr. I.) unbedingt anwenden auf die Wechſelfähigkeit, fo 
finden wir folgendes Ergebniß. Der Inländer ift in feiner 
Wechſelfähigkeit nach Preußiſchem Recht (dem Recht feines 
Wohnſitzes) zu beurtheilen, er mag im Inland oder Ausland 
ein Wechſelgeſchafft vornehmen. Der Ausländer, der in 
Preußen Wechjelgefchäfte vornimmt, wird nad) dem heis 
mathlichen oder dem Preußiſchen Rechte beurtheilt, je nahe 
dem da3 eine oder das andere Die Gültigkeit des Gejchäfts 
mehr begünftigt ($ 363 d). — Bei diefer reinen Anwen⸗ 
dung ber allgemeinen Grundfäte auf das Wechfelgeichäft 
ift nun aber umfere Geſetzgebung nicht ftehen geblieben, ohne 
jedoch ftart davon abzumeichen. Zu’ einiger Abänderung 
tonnte fie aber auch in der That bewogen werden, nicht 
nur durch die oben dargelegte ganz eigenthämliche Natur 
des Wechſelgeſchäfts überhanpt, ſondern auch durch die ganz 
beſonderen Beſchraͤnkungen der Wechſelfähigkeit, die fie nö— 
thig fand, und worin ſie einen eigenen Weg, verſchieden 
von anderen Geſetzgebungen, einſchlug. Betrachten wir 
zunächſt dieſe Beſchränkungen, wie fie bis auf die neueſte 
Zeit im Preußiſchen Recht befanden. 
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Wechſelfaͤhig follten nur folgende Klafien von Perfonen 
fen: Die, welde die Rechte eines Kaufmannes hatten, 
ferner Rittergutebefiper, Domänenpächter, und Die, weldyen 
von ihrem- perföntichen Richter die Befugniß zum Wechſel⸗ 
geichäft befouders beigelegt war; alle übrige Einwohner 
(alſo die ungeheure Mehrzahl aller &inwohner überhaupt) 
ſollten nicht wechlelfäbig ſeyn (h). Beſonders fchwierig 
aber wurde die Erkennbarkeit jener Eigenſchaft durch bie 
gejegliche Beftimmung, daB da, wo Innungen der Kaufleute 
beftanden, nur die Mitglieder diefer Innungen kaufmännifche 
Rechte haben, alſo mechielfähig feyn follten (i). Der Grund 
diefer jehr eigentbümlichen Beichräntung war ohne Zweifel 
die vormundſchaftliche Kürforge für Die, welche etwa aus 
Leichtfinn Schulden zu machen geneigt ſeyn möchten. Das 
Wechſelgeſchäft wurde, wegen der damit verbundenen ftren- 
gen Erecution, als befonderd gefährlich angejehen; und der 
Gebrauch dieſes gefährlihen Inſtruments zur künftlichen 
Erhöhung des Credits follte allen Denen verfagt werden, 
denen es wicht, wegen ihrer befonderen gewerblichen Ver⸗ 
hältniffe, unentbehrlid wäre (k). 


(h) 2. 8. IL 88 715—747. 

(JUN. I. 8 8 480. 
Diefe Beſſimmung wurde außer 
Kraft gefettt durch das Gewerbe⸗ 
gefeh vom 7. Septbr. 1811, nad 
welchen ber Gewerbeſchein zu allen 
faufmännifchen Rechten genügen 
follte; dagegen wurde fle für bie- 
jenigen Gtäbte wieberbergeftelit, 
welche ein befonderes Statut für 


die Raufmannidgaft erhielten, wie 
Berlin, Stettin, Danzig, Könige- 
berg, Magdeburg u. f. w. Bgl. 
Ergänzungen des U. 8. R. von 
Sri, Koh, Hönne, Simon, 
Wentzel (häufig das Yünfmänner- 
buch genannt) 8.4 ©. 753-760 
Ausg. 2. 

(k) Roh Preuß. Recht B. 1 
$ 415 8.2 5617 N. 2.3. tremt 
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Nach diefer Vorbereitung gebe ich Aber zu. den. Beftim- 
mungen über dad bei Beurtheilung der Wechfelfähigkeit 
anzuwendende örtliche Recht. Zuerſt von den Iländern: 
Wenn diefe im SIulande :Wechjelgejchäfte vornehmen, fo 
find fie natürlich an die Beſchränkungen des Preußiſchen 
Rechts gebunden. Thun fie es im Auslande, jo müßte er. 
gentlich, nach dem allgemeinen Grundſatz, Daſſelbe gelten; 
fie müßten nad) dem Rechte des Wohnſitzes beurtheilt werden, 
alſo nach dem Preußiſchen Geſetz über die beſchraͤnkte Wechſel⸗ 
fähigkzit. Dieſes aber ſoll hier anders gehalten werben; ihre 
Weehſelfähigkeit ſoll beurtheilt werden nach dem Orte des verhan⸗ 
delten Geſchaͤftes (1), und nur ausnahmsweiſe nach Preußiſchem 
Rechte, wenn nämlich Beide Contrahenten Preußen find (m). — 
Wie ift es nun zu erflären, daß das Landrecht hiervon dem allge⸗ 


bei Wechfeln gänzlich die allge 
meine Handlungsfähigfeit von ber 
Wechſelfähigkeit; diefe letzte ſey 
nach Preußiſchem Recht eine Ge⸗ 
werbsberechtigung ein Privikegium 
der Kaufleute. Dieſe Auffafſung 
ſcheint mir gezwungen, und erklärt 
auch nicht einmal die beſonderen 
Vorſchriften über das örtliche Recht 
bei ber Wechſelfühigkeit (ſ. u. 
Note q). . 

(01) UL R. IL 383% 
„Auberhalb Landes vorgenommene 
Wechſelgeſchäfte find nad) den Oe⸗ 
feßen des Orts, wo fie verhandelt 
torden, zn beurtheilen‘. Diefe 


Worte allein könnten auch. .kiwa 


blog von ‚der Einrichtung Des 


[4 


Wechſels u. f. w., und nit von 
ber perfönlichen Wechſelfähigkett, 
berfianden werben. Die Beziehung 
auf dieſe legte aber wirb unzweifel⸗ 
haft durch den - augenfsheinlichen 
Gegenſatz im $ 938: „Hat aber 
ein Laudeseinwohner mit einem 
andern Landeseinwohner, 
welcher nicht wechjelfähig 
iſt, ein Wechfelgeſchäft geichleffen: 


fo ift felbiges uur eben fo 
zu benrtbeilen,. wie wenn 


es innerhalb Landes ge- 
ſchloſſen wäre”. 

(mM: A. L. RI 8 $ 938 
(abgedrudt in Mote I. —. Daß 
biefe Auffoffung die richtige jeh, 


wurde früberbin beitzitten; im 
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meinen Grundſatz des & 23 der Einleitung ($ 363. a) ab- 
geht, und denfelben nur noch ausnahmsweiſe für den Fall 
gelten läßt, wenn zwei Preußen mit einander em Wechſel⸗ 
geichäft abſchließen? Der Grund diefer Abweichung liegt, 
wie ich glaube, in der 'ganz eigentbümlichen Befchäffenbeit 
der Preußiſchen Geſetzgebung über die Wechfelfählgfeit. 
Bern ein Berliner in Paris an einen Franzofen einen 
Wechſel amsftellt, fo wäre es gewiß höchft unbillig, von 
dem Franzoſen, der über die Tünftige Wechſelklage in Ber⸗ 
tin Gewißheit Haben wollte, zu verlangen, nicht mur, daß 
er jene Geſetze denne (welches noch etwa auszuführen wäre), 
fondern auch daß er unterfuche, ob der Ausfteller Mitglied 
der Berliner. Raufmanndcorporation, oder Rittergutöbefiger, 
oder Domänenpädhter jet, ‚welche Eigenſchaften gewi nicht 
leicht erkennbar find. Cine ſolche Unbilligkeit würde ſich 
abet ſogleich empfindlich beftraft haben, indem dadurch der 
Wechfelcredit der im Ausland befindlichen Preußen unter: 
. graben worden wäre. Daher war es räthli, ja faft noth⸗ 
wendig, in diefem Kal den allgemeinen Grundſatz aufzuge- 
ben (n). Dagegen mußte derfelbe ausnahmsweiſe beibehalten 
neuerer Zeit iſt e8 allgemein aner- (n) Anders wird dieſe Ab⸗ 
fannt worden. Es fpricht dafür: weichnung erklärt im dem Staats- 
I. Ein Gutachten des Staatsraths rathsgutachten und dem Erkeunt⸗ 
non 1834, 2. Ein Erkenntnif des niß des Obertribumals (Note m), 
Dbertsibunals vam 21. Rov. 1340, indem an beiben Orten die Unter- 
Enticheibungen des Obertrihunals ſcheidung der allgemeinen und 
von Simon 98.6 S. 288-300, befonderen Bedingungen der 
wo aud) ein Auszug des vorher Handlungsfähigheit zum Grunbe 


erwähnten Staatsrathsgutachtens gelegt wird, gegen welche ich mich 
©. 289 abgedrudt if. im Eingang biefes $ ausgefprochen 
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werden für den Fall von zwei mit einander im Ausland 
verhandelnden Preußen, weil fonft das Preußiſche Geſetz 
über die beichränfte Mechfelfähigkeit durch eine Reife über 
die Gränze allzuleiht umgangen werden konnte. — &s 
muß aber noch hinzugefügt werden, daB die eben erwähnte 
Abweichung von den allgemeinen Grundjäpen an die Ana- 
logie einer anderen Beſtimmung unferes Gefebes fih an⸗ 
ſchließt, nämlih des 8 35 der Einleitung zum A. L. R. 
Was bier für die Ausländer in Preußen vorgefhrieben ift, 
wird dort auf die Preußen im Ausland übertragen, und 
dazu war gerade im Wechſelrecht, wie fo eben bemerkt, 
dringender Grund vorhanden. Man hätte aber auch Diefe 
Mebertragung allgemein vornehmen können, für alle Rechts- 
verhäktniffe, obne den Grundfägen allzuviel zu vergeben. 

. Sch betrachte nun ferner die Beftimmungen über die 
Wechfelfähigkeit der Ausländer, die im Preußiſchen Staate 
Wechfelgefhäfte unternehmen wollen. Hier lanten die Be- 
ftimmungen des Geſetzes jo: 

8 931. Fremde Neifende find in Anfehung der Wähig- 
keit, Wechielverbindlihleiten zu übernehmen, den 
Einſchränkungen des biefigen Wechhſelrechts nicht 
unterworfen. 


habe. — Wieder anders erflärtfie Privilegium des Kaufınannaftanbes 
Koch (Note k); da nämlich die gedacht werde, jo könne dadon 
ausſchließende Wechfelfähigleit der im Ausland Feine Anwendung ein- 
Kanftente in unferem Geſetz ale treten. 
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8 982. Uebrigens aber werden die von ihnen in hiefigen 
Landen vorgenommenen Wechſelgeſchäfte, nad) 
der Vorfhrift der Einleitung $ 38. 39. (0) be 
urtbeilt. 

Es liegt blos an der nicht ganz glücklichen Faffung, 
daß der 8 931 das Anfeben hat, und auch wohl von 
Säriftftellern fo aufgefaßt worden ift, als follte darin eine 
Abweichung von den allgemeinen, in der Einleitung zum 
A. L. R. aufgeftellten Grundjägen vorgeichrieben werden. 
Es ift aber vielmehr eine reine Anwendung derjelben beab- 
fichtigt; beide Paragraphen waren eigentlich zu entbehren, 
und ohne fie würde ganz Daffelbe eingetreten jeyn, weldyes 
aus ihnen hervorgehen fol. Der $ 982 fagt Diefes für 
die objechiven Erforderniſſe des Wechſels ausdrüdfih. Aber 
auch von der perfönlihen Wechſelfähigkeit, von welcher der 
$ 931 Spricht, muß Daffelbe behauptet werben. Denn der 
$ 931 enthält nur den negativen Satz, daß die Einfchrän« 
kungen des biefigen Wechielrehts den Ausländer nicht 
binden follen. Darin liegt aber gar nicht, daß er nun 
Ä unbedingt wechfelfähig ſeyn follte; vielmehr fol er (ganz 
nad) dem $ 35 der Einleitung), in Anfehbung der MWechfel: 
fähigkeit, nach demjenigen Geſetz beurtheilt werden, welches 


(0) Dieſes Allegat iſt falſch; darauf, daß man die Paragraphen⸗ 
es muß heißen: 34. 385. Bol. zahlen ans dem Geſetzbuch (1792) 
Kamptz Jahrb. B. 43 ©..445. beibehalten hatte, bie aber im X. 
Ergänzungen zc. von @räffrc.®.4 8. R. (1794) Hier, wie an mehreren 
. 6.804. — Der Jrrthum beruft Orten, abgeändert worden waren. 

nit anf einem Druckfehler, fonbern " 
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die leichteſten Bedingungen ſtellt (p). Dieſe: in der. That 
beabſichtigte Vorfeprift konnte ohne beſondere Gefahr jo 
ausgedrückt werben, wie. e& bier göichehen jſt, weil man 
im Voraus gewiß ſeyn Tonnte, daß fein fremdes Geſetz in 
der Beichräntung der perſönlichen Wechſelfähigkeit jo weit 
gehen würde, wie das Preußiſche. Unter; dieſer Voraus⸗ 
ſetzung aber. reichte der negative Sep, des 8 931 für den 
praktiſchen Zweck völlig aus, obgleih ein einfachexer Aus 
druck der eigentlichen Abſicht wünjhenswerth geweſen wäre 
zur Verhütung von Mißyerftändniſſen. — Sit nun aber, 
wie ich ‚glaube, der 5 931 feine abweichende Vorſchrift, 
fondern nur eine. einfahe Anwendung : der . allgemeinen 
Grundjäge, . jo bedarf es für ihm auch feiner. befonderen 
Erklärung und Rechtfertigung (q). Höchſtens koͤnnte man 
fragen, warum der vormundſchaftliche Schutz gegen die 
Gefahren der Wechſelſtrenge, um deffen. Willen dad Lande 








(p) Bol. Ergänzungen x. von 
Gräff ꝛe. 8.4 ©. 804. — Der 
Unterfhied vom 8 35 ber Ein- 


Teitung muß allerdings eintreten, ” 


daß bei dem Wechſel nicht. bie 
Einſchräukung des $ 35 Hinzuge- 
dacht werben barf, nad welcher 
dos Geſchäft nur bie im Juland 
befindlichen Sachen betreffen darf. 
Diefer Unterfchied Tiegt aber in 
ber. Natur und dem Gegenfland 
des Wechſels. 

(q) Die Anſicht von Koh 
(f. o. Note k) iſt, wie ich glaube, 


mit diefer Beftimmung nicht wohl. 


vereinbar. Es läßt fich denken, 


jenes Bortheils 


daß dem Breufifgen bandelsſtand 


der ans dem Wechſelgeſchaft jun 


ziehende Vortheil als ein ile⸗ 
gium, "mit Ansfchliegumg ber 
übrigen Landeseinwohner, zugeſtan⸗ 
den worden wäre, welches nur in 
der Wſicht geſchehen ſeyn könnte, 
um den Handelsſtand zu begſm⸗ 
fligen. Dann wäre e8 aber völlig 
inconfequent geweſen, ben in das 
Sand kommenden Ausländern (au 
den Nichtkaufleuten) den Mitgenuß 
zu ‚geitatten, 
während man ihn deu -gleichartigen 
Agengn Unterthanen verſagte. 


is . . 
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reiht die meiften Einwohner von ber Wechjelfähigleit aus⸗ 
ſchließt, wicht auch den Ausländern zu gut kommen tolle. 
Allein Diefes rechtfertigt füch hinreichend daraus, daß über: 
haupt die .Gränzen ſchützender Maahregeln jedem Geſetz⸗ 
geber für die ihm unterworfenen Einwohner anbeim geftellt 
bleiben. Wie alfo in Preußen der Franzoſe mit 21 Jahren 
. fähig erkannt wird, anbere Berträge zu fchließen, die ihm 
Nachtheil bringen. Tönnen, welches wir dem Preußen erft 
mit 24 Jahren geftatten, jo müflen wir confeqenterweife 
ben Franzofen für fähig. halten, in ‚Preußen Werhielver- 
bindlichleitew zu übernehmen, ohne Kaufmann, Ritterguts- 
befiber oder Domänenpächter zu ſeyn. 

Alle hier erörterten. Zweifel und Schwierigkeiten aber 
‚haben im Preußiſchen Recht ihr Ende erreicht feit dem 
1. Febr. 1849, an welchen Tage bier die neue deutſche 
Wechfelordnung in Kraft getreten ift, die Jeden, der über- 
haupt Berträge ſchließen kann, auch für wechſelfähig erflärt 
(Rote f). 


8. 865. 
1. Zufland der Berfon an ſich. (Retsfähigleit und 
Gandiungsfähigteit.) (Fortjegung.) 

-. Bisher ift für die Handlungsfähigkeit das örtliche Recht 
bed Wohnſitzes als allgemein maaßgebend behauptet worben, 
und zwar felbft in ſolchen Fällen, die von manchen Schrifte 
ſtellern anders angejehen zu werben pflegen ($ 364). Es 
find aber nun’ noch Die Gränzen der Anwendung jenes 


- - — — — — — — — — 
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Grundſatzes hinzuzufügen, alſo die Fälle, in welchen derſelbe 
nicht anzuwenden iſt. Die Anerkennung dieſer Fälle kann 


vielleicht auch eine Verſtändigung mit manchen von mir 


bisher bekämpften Gegnern erleichtern, welche nicht ſelten 
durch die Rüdficht auf ſolche Faͤlle dem Grundſatz rent 
abgeneigt geworden ſeyn mögen. 

Dieſe Fälle laffen fi auf zwei Klaffen. zurück führen. - 

A. Wenn ein den perjönlihen Zuftand (Rechtsfaͤhigkeit 
oder Handlungsfähigkeit) betreffendes Gefeh unter diefenigen 
abjoluten Gefepe gehört, die durdy ihre. auomale Natur 
außer den Gränzen der Rechtsgemeinſchaft unabhängiger 
Staaten liegen, fo hat der Richter nicht. das örtliche Recht 
des Wohnfiges der Perjon anzuwenden, ſondern vielmehr 
das örtliche Recht des Landes, dem der Richter angehört. 
Diefer Grundjag ift oben ($ 349) ausführlich dargeftellt 
worden, und ed fommt hier nur darauf an, einige der 
wichtigften Anwendungen befjelben. auf die Rechtsfähigkeit 
und Handlungsfähigkeit, wovon gegenwärtig die Rede tft, 


anzugeben. 


1. Ro die Polygamie ald Recht befteht, bat aud 
Der, welder in einer gegenwärtigen Ehe lebt, bie 
Fähigkeit, neben derfelben eine. zweite und fernere Ehe 
einzugehen. Der Richter eines chriſtlichen Staates aber 
wird ihm dafür feinen Rechtsſchutz gewähren, alfo, in 
Anfehung diefer Art der Handlungsfähigkeit, nicht bas 
Recht: des perſönlichen Wohnfiped, ſondern das Recht des 
eigenen Landes zur Anwendung bringen. ° 
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2. Wenn Der, weldem als Keber das Recht feiner 
Heimat) die Rechtsfäͤhigkeit verfagt, in einem Lande 
RNechte erwerben und Handlungen vornehmen will, das 
ein ſolches Ketzerrecht als unſittlich verwirft, vielleicht felbft 
der Neligion dieſes fogenannten Kebers zugetban tft, fo 
wird der Richter diejed Landes nicht das am Wohnſitz der 
Perſon geltende, fondern das eigene, einheimifche Recht zur 
Anwendung bringen (a). 

3. Wenn die Gefehe eines Landes die Erwerbafähig- 
keit Tirchlicher Inftitute (der todten Hand) einſchraͤnken, 
fo werden bajelbft von dieſer Einſchraͤnkung auch die in 
einem anderen Lande beftehenden kirchlichen Suftitute be⸗ 
troffen werden. Umgekehrt werden in dem anderen Lande, 
das ſolche Geſetze nicht- bat, die kirchlichen Inſtitute, bie 
. in ihrer Heimath unter foldhen Gejepen ftehen, ſolchen Ein- 
ſchraͤnkungen nicht unterliegen. Es wird alfo in beiden 
Fällen die Handlungsfähigfeit zu beurtheilen jeyn nach dem 
Recht des Landes, dem der urtheilende Richter angehört, 
nit nad dem an dem Wohnfis eines foldhen Inſtituts 
geltenden Recht. 

4. Erklaͤrt ein Landesgefeb die Juden für unfähig - 
zum Erwerb des Grundeigentbums, ſo bindet dafjelbe 


(a) Haut. 8 8 Mote 8, — fädigleit gehörend, auch auf dem 
Andere verhält es Ah wohl mit freien Willen ber Berfon berubenb, 
berlinfäbigleit ausmärtiger Mönche in unfrem Staate anzuertennen ifl. 
zum Grwerb von Erbſchaften, Haar. 8 18 Bornemann Preuß. 
welches Recht ihres Wohnfitzes, Net B. 1 S. 53 Note l. 
ale zur gewöhnlidden Handlungs⸗ 
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fowohl fremde als einheimiſche Juden; die einheimischen 
Juden aber: find dadurch nicht gehindert, in einem anderen 
Lande, das ein ſolches Geſetz nit hat, Grundeigenthum 
zu erwerben. In beiden Fällen alſo kommt das am 
Wohnſitz der Perſon geltende oͤrtliche Recht nicht zur An⸗ 
wendung. 

5. Ganz dieſelbe Bewandniß hat es mit einem be⸗ 
kannten Franzöſiſchen Geſetz, welches in einigen weltlichen 
(theilweiſe nachher am deutſche Stanten abgetretenen) De- 
partements die. Juden für unfähig erklaͤrte, Schuldfor⸗ 
derungen anders, als unter gewiſſen, ſehr heſchraͤnkenden, 
Bedingungen zu: erwerben. Dieſes Gefetz bindet inner- 
halb eines ſolchen Landes afle Suden, einheimiſche und 
fremde (b); hie einheimiſchen werben davon in einem 
anderen Lande nicht, betroffen. Bon dem oͤrtlichen Recht 
des Wohnfipes iſt alſo dabei. feine Rede. 

Die hier zuſammengeſtellten Fälle gründen ſich darauf, 
daß das anzuwendende Geſetz üher die Rechtqͤfäͤhigkeit oder 
Handlungẽfaͤhigkeit eine ſtrang politige und zwiugende Mater 
hat (ec). In folgenden Fällen wird eine gleichmäßige: Kus⸗ 
nahme von ber fonft geltenden. Megel;hes Woehnſitzes des⸗ 


(6) Wächter II. S. 173. (c) Es bedarf kaum der Er⸗ 
Foerix p. 147. — Damit ſtiumt innerung, daß der Werth -oder 
überein ein Urtheil des O. A. ©. Unwerth ber hier beiſpielsweiſe 
zu München. Seuffert Archiv angeführten Geſetze irunfere Frage 
für Entſcheidungen ber. oberfien gleichgultig if, ade dahm genent 
Gerichte in den deutſchen Staaten bleibt. 

8.1 N. 35. 


.Lı 
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wegen behauptet werben müflen, weil in einem Gtaate 
irgend ein Mechtöinftitut des anderen Staates überhaupt 
feine Anerlennung gefunden hat. 

6. So verhält ed fi mit der aus dem bürgerlichen 
Tod des Franzöfiiden und des Rufſiſchen Rechts bereor- 
gehenden Rechtsunfähigkeit. Der Richter eine! Staates, 
dem .das .Zuftitwt des bürgerlichen Todes fremb it, wird 
davon feine Anwendung machen, aljo das Recht bes 
Wohnſitzes nicht beachten dürfen ($ 349. d).. 

7. Ganz dafjelbe gilt von der Rechtsunfähigkeit eines 
Negerſtlaven, wenn biefelbe zur Sprache fommt in einen 
Staate, der die SHaverei überhaupt nicht ala ein Rechts⸗ 
infiitut anerkennt ($' 849. e). 

B. Andere Fälle, in welden die Anwendborkeit unſres 
Grundfatzes verneint werden muß, haben den Grund der 
Verneinung darin, daß in ihnen gar nicht von der Rechts⸗ 
faͤhigkeit oder Handlungefaͤhigkeit, die allein hierher gehört, 
die Rebe ift, daß fie aljo. ihrer Natur nad außer den 
Gränzen diefer ‚Lehre liegen, und nur durch täufchenben 
Schein dahin gezogen werden können. Dahin rechne ich 
folgende Faͤlle: 

1. Sa mauden kandern hat der Adel gewiſſe eigen⸗ 
thuͤmliche Rechte im Erwerb des Grundeigenthums oder 
in der Erbfolge. Dieſe Privilegien haben mit unſrer 
Lehre gar feinem inneren Zuſammenhang. Ob ſie blos 
dem einheimiſchen Adel, oder auch dem auswärtigen, zu 
ſtehen jollen, hängt von dem Inhalt der das Privilegium 

11* 
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begründenden Rechtsnormen ab; aus einem allgemeinen 
Rechtsgrundſatz läßt fich dieſe Frage nicht entſcheiden (d). 

2. Eine ganz ähnliche Bewandniß hat es mit den 
Privilegien im Concurs, welche nad) manchen Geſetzen 
den Kirchen und Klöftern, oder auch demi Fiscus, zukommen. 
Was insbeſondere ben Fiscus betrifft, fo ift damit nicht 
der abftracte Begriff eines Fiscus überhaupt, jondern ftets 
nur der einheimische Fiseus gemeint. Alle foldhe Rechte 
aber gebören nicht bierher, jondern zur Lehre vom 
Concurſe (e). | 

3. Zweifelhafter ifi die Neftitution der Minderjäh- 
rigen, indem genau feftgeftellt werden muß, in welchem 
Sinn dad Recht derjelben in der Gefepgebung ſelbſt 
gedacht wird. Urfprünglich war biefelbe aufgefaßt als 
eine Beichränfung der Handlungsfähigleit, fo daß fe dem 
Minderjährigen ald ein Surrogat dienen follte für die 
den Unmünbigen ſchützende völlige Unfähigkeit. Seitdem 
aber die Reftitution auch auf die. Handlungen der Cu⸗ 
ratoren angewendet, und in diejer Geſtalt jelbit auf die 
Tutoren der Unmündigen ausgedehnt. worden ift, bat 
fie jenen Charakter verloren (f. Sie gehört nun nit 
mehr hierher, zu der Einfchränlung der Handlungsfahigkeit, 
muß vielmehr in Anfehung des anwendbaren örtlichen 


(d) Wächter II. ©. 172. (e) Wädter IL ©. 173. 181. 
() 808.7 8. 322. Zu 
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Rechts fo, wie andere Anfehtungsgrände der Rechts⸗ 
geichäfte, behandelt werden (g). | 

4. Eben fo muß aud behauptet werben, daß die 
Begünftigung der Minderjährigen, wodurch fie gegen alle 
Klagverjährungen unter 30 Jahren geſchützt find (und 
zwar felbft ohne Reftitution) (h), mit der Handlungs» 
fähigteit feine Verbindung bat, aljo in Anfehung des 
örtliyen Rechts nit nad den bier anfgeftellten Regeln | 
“zu beurtheilen it (i), fondern nach'den für bie Klagver⸗ 
jährung geltenden Regeln. 


Zum Schluß dieſes Theils der Unterfuhung mögen noch 
zwei allgemeine Bemerkungen folgen. 

Es war bier die Rede von der Rechtsfäh igkeit und 
der Handlungsfähigkeit ($ 362 — 365). Unter dieſen 
beiden Verhaͤltniſſen gebührte im Römiſchen Recht der erſte 
Rang der Rechtsfähigkeit, ſie war das Ueberwiegende. Im 
heutigen Recht verhaͤlt es ſich umgekehrt, indem die Roͤmi⸗ 
ſchen Einſchraͤnkungen der Nechtöfähigkeit theils ganz ver 
Ihwunden, theild vermindert find. Verſchwunden ift der 
Einfluß der Freiheit und der Civität, vermindert der auf 
die väterlihe Gewalt gegründete Einfluß. 


(8) Bol. Wächter II.S. 174. 175. (bh) S. o. B.7 934 NI. 
() Wächter II. ©. 179, 
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Eine zweite Bemerkung betrifft den Wohnſitz, als den 
hier anerkannten Beſtimmungsgrund für dus in jedem ein- 
zelnen Fall anwendbare örtliche Hecht über den perfünlichen 
Zuftand. Der Wohnfig aber hat eine verämberliche wech⸗ 
felnde Natur, und daher wird aud) der perjünlide Rechts⸗ 
zuftaud in Folge des veränderten Wohnſitzes wundelbar 
ſeyn, dergeftalt, daB ber Rechtszuſtand in jeder Zeit zu be- 
urtheilen ift nad) dem örtlichen Recht des gegenwärtigen 
Wohnſitzes, nicht nach dem bes früheren, wenngleid, diefer 
von der Geburt an beftanden haben’ jollte {k). 

Als Regel ift diefer Sab ziemlich allgemein anerkannt 
(1), und er wird namentlih, wenn audy nur auf indirecte 
Weiſe, durch eine Stelle des Preußiſchen Landrechts beitä- 
tigt (m). Nach zwei Seiten bedarf berjelbe iedoch einer 
genaueren Erwägung: 

Erſtlich wird jener Satz leicht und allgemein anerfannt 
werden von den Gerichten. des neuen Wohnſitzes; eben ſo 
auch von den Gerichten irgend eines dritten Ortes. Dage- 
gen findet fich nicht felten ein Widerſpruch von Seiten der 
Gerichte des früheren Wohnfiges, welche ihr eigenes ört— 


(k) Diefe ganze Frage gehört läſſigkeit erhellet, verundert die 





zu den oben, 8344. e, borbehajtenen. 


(1) Story 869 fg. 

(m) A. 8% R. Einl. 8 24. 
„Eine bloße Entfernung aus feiner 
Gerichtsbarkeit, bei weldjer die 
Abfiht, einen andern Wohnfig 


zu wählen, noch nicht mit Zuver⸗ 


perſönlichen Rechte und Pflichten 
dieſes Menſchen nicht.“ Darin 
liegt der unzweifelhafte Gegenſatz, 
daß die zuverläffige Wahl eines 


neuen Wohnſitzes die perſönlichen 


Rechte in der That verändert. 
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liches Recht auch nach verändertem Wohnſitz der Perſon 
feit halten wollen, obgleich grundfäplic, dieſer Widerſpruch 
nicht zu rechtfertigen ift (n). 

Zweitens verdient bejondere Grwägung eine vorzüglid 
Häufige und wichtige Anwendung jenes Satzes, die auf 
den geſetzlichen Zeitpunft der Volljaͤhrigkeit. Eine unbe⸗ 
dingte Anwendung der oben aufgeſtellten Regel würde hier 
zwei entgegengeſetzte Folgen mit ſich führen. Das Preußiſche 
Landrecht ſetzt die Volljährigkeit auf vier und zwanzig Jahre, 
das in Cöln geltende Franzöftfche Recht auf ein und zwanzig. 
Wenn nun im Alter von zwei und zwanzig Jahren ein 
"Berliner feinen Wohnſitz nah Cöln verlegt, jo müßte er 
augenblicklich volljährig werden. Berlegt dagegen im gleichen 
Alter eim Coͤlner den Wohnſitz nad Berlin, jo müßte er 
wieder minderjährig werden, von Neuem unter Vormund⸗ 
ſchaft kommen, und noch zwei Sahre unter derjelben bleiben. 
— Die erfte diefer beiden Folgen bat auch Fein Bedenken, 
und wird jchwerlich einen Widerfpruch erfahren. Die zweite 
Folge aber, obgleich fie von älteren Schriftftellern gleichfalls 
vertheidigt wird (o), ift aus folgenden Gründen zu ver⸗ 
werfen. | 


(n) Sronx a. a. O. führt fo- 
wohl Schriftfteller, ale Amerila⸗ 
nifhe und Engliſche Urtheile- 
fprüdje, für die eine oder ambere 
Meinung au. Indeſſen fpielen in 
feiner ausführlichen Erörterung 
zwei an fich fehr verjchiedene Fragen 
in einander: Die Eollifion des 


alten und neuen Wohnflges, und 
die Kollifion des Wohnfites über⸗ 
haupt mit. ben Dr, mo ein 
Rechisgeigäit (7 B. eine Ehe) 
geichloffen wird. 

(0) Lavtersach de domici- 
lio 8 60, Dissert. Vol. 2 p. 135%, 
Herr. $5 am &ude des 8. 
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Zür den Minderjährigen, der an feinem Wohnfig das 
gejepliche Alter der Volljährigkeit erreicht, hat die dadurch 
erlangte Selbitftändigfeit ganz die Natur eined erworbenen 
Rechts, welches ihm alſo durch die blos zufällige Verände- 
rung des Wohnſitzes nicht wieder entzogen werden Tann. 
Diefe Auffaffung erhält eine befondere Beftätigung durch 
die Vergleichung mit dem Zall, wenn die Volljährigkeit am 
dem früheren Wohnſiztz nicht durch das Alter, fondern durch 
venia aetatis, erworben, und nachher der Wohnfik verlegt 
wird. Die Folgen einer folchen Iandesherrlichen Verleihung 
fönnen ihm unmöglic wieder entzogen werden (pl. Es 
würde aber unnatürlic und willfürlid jepn, der auf das 
Geſetz der früheren Heimath gegründeten Volljährigkeit ger 
ringere Kraft und Dauer zuzuſchreiben, ald der aus Ver⸗ 
leihung entftandenen. 

Die bier anfgeftellte Behauptung iſt im Hreubifhen 
Recht, ſowohl durch die Praxis der Gerichte, als durch 
Schriftſteller, unzweifelhaft anerkannt (q). | 


(p) Diefes Lebte wird au - 


anerkannt in der Webereinkunft 
zwifhen Preußen und Sachſen 
vom J. 1821 8 3 t&ef. Samml. 
©. 39). Desgleihen wirb es 
anerfannt von Hert. $ 8, ber 
alſo hierin ganz inconfeguent ift 
(Note n). 


® 


(q) Bornemann Preuß. Hecht 
B. 1 ©.53 Note 1. Num. 2. 
Koch Preuß. Recht 8 40 Note ll. 
Beide geben mehrere Reſeripte des 
Suftizminifterii an, wodurch die 
Praris der Gerichte außer Zweifel 
geſetzt wird. 
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$. 366. 
U. Sachen rocht. Gemeinſame Regeln, 


Indem wir jetzt zu den Rechten an einzelnen Sachen, 
oder den dinglichen Rechten, übergehen, um das Rechts⸗ 
gebiet, dem fie angehören, zu ermitteln, werden wir ſchon 
durch den Gegenftand derjelben zur Beftimmung dieſes Ge: 
bietes bingeführt. Denn da ihr Gegenftand finnlich wahr. 
nehmbar ift, alfo einen beftimmten Raum erfüllt, fo ift der 
Ort im Raum, an- welchem fie fich befinden, zugleich ber 
Sig jedes Rechtsverhältniſſes, deffen Gegenftand fie feyn 
folen. Wer an einer Sache ein Recht erwerben, haben, 
ausüben will, begiebt fi zu diefem Zweck an ihren Ort 
und unterwirft fi freiwillig für dieſes einzelne Redhtd- 
verhältniß dem in diefem Gebiet herrjchenden örtlihen Recht. 
Wenn aljo behauptet wird, daB die dinglichen Nechte nad 
dem örtlichen Recht der gelegenen Sache (lex rei sitae)' 
zu beurteilen feyen, fo beruht diefe Behauptung auf dem» 
felben Grunde, wie die Anwendung der -lex domieilii auf 
den perfönlichen Zuftand. Beides entipringt aus freiwilli» 
ger Unterwerfung. 

Aud bier zeigt fi der ſchon oben hervorgehobene 
innere Zuſammenhang des Gerichtöftandes mit dem ürt- 
lichen Recht (a). Zwar war im älteren Römischen Recht 

(a) ©. o. 8 360 Num. 1. Ueber das forum rei sitze iſt im 


Allgemeinen zu vergleiden: Bethmann Hollweg, Berſuche 
©. 69 — 77, wo bie bier folgenden Sätze weiter ausgeführt find. 
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dad forum rei sitae ganz unbefannt (b). Allein ed wurde 
ihon frühe für die Eigenthumsklage eingeführt (ec), und 
Ipäter auf andere Klagen im. rem ausgedehnt (d). Es gilt 
jebod nicht als. ausſchließender Gerichtsſtand, fandern fo, 
daß der Kläger die Wahl hat zwiſchen dem (ſpeciellen) fo- 
rum rei-sitae und dem (allgemeinen) forum domieili, Allein 
eine folche, von einfeitiger Willkür abhängige, Unbeſtimmt⸗ 
heit würde für die Beltimmung des örtlichen Rechts, das 
einer feften Regel bedarf, nicht anwendbar fein. Daher 
muß für dieſen Zwed Eines von Beiden ausſchließend 
gelten, und dieſes Eine wird nur das örtliche Recht der 
" gelegenen Sache. (lex rei sitae) fein können, indem baffelbe 
durch den jpeciellen, gerade ‚auf diefes einzelne Rechtsver— 
hältniß gerichteten, Willen gerechtfertigt wird. Dieſer Vor- 
zug wird aud no durch einen anderen Grund unterjtügt. 


Zu, demſelben Recht auf. eine einzelne Sqche können meb- 
rere Perſonen in Beziehung ftehen, deren, jede einen bejon- 


deren u ‚haben om | 


eb). Vatie, fragm. $ 326. — 
Das Gegentheil folgt nicht aus 
L. 24 8 2 de jud. (5. 1), welche 
Stelle nit vom forum rei sitae 
fpricht, fondern ‘von dem forum 
originis, das jeder Romiſche Bär- 


ger in der Stadt Rom, nod) neben 
feiner befonderen Heimath, hatte, 


dem ſich aber die Legaten entziehen 
tonıten (6 352. k). 


0) L 3. 6 wi in nem: 


(3. 19). 


Solfte nun daß Recht des 


% 


(d) Nav, 69, — Ob dieje Aus: 
dehnung hier als ganz neues Recht 
eingeführt, ober nur anerkannt 
werben ſollte, während fie ſchon 
früher in die Praxis Eingang ge- 
funden ‚hatte, ift in. Ermangelung 
von Duellen nicht zu entjcheiden. 
Mühlenbruch Archiv 9. 19 
©. 377 behauptet wohl zu be-. 


. ftimmt, :daß jenes Geſetz nichts 


Neues eWalten jallte.. 
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MWohnfipes maßgebend jein für die dinglichen Mechte, fo 
würde in einem joldien Fall der Zweifel übrig bleiben, 
weiber Wohnſiß zu enticheiden hätte. Diefer Zweifel vor - 
ſchwindet von felbft durd dem Vorzug der -lox rei sitze, 
die ftetö eine einfache, ausſchließende Natur hat. | 

Der bier aufgeftellte Grundjag hat denn aud im All⸗ 
gemeinen von jeher Anerkennung gefunden, und es ftebt 
damit in Verbindung der oben erwähnte Begriff der Real⸗ 
ftatuten ($ 361 Nr. 1), durch welchen eben ausgedrückt 
werden ſollte, dab: Die Gefepe, welche zunächſt und haupt» 
Yahlih über Dad Recht an Sachen Verfügung treffen, an» 
zuwenden jeyen auf alle im Gebiet dieſes Geſeßgebers lie- 
gende Sachen, ohne Rückſicht darauf, ob einbeimifche oder 
fremde Perſonen zu dieſen Sachen in Beziehung treten 
möchten. . Jedoch wurde lauge Zeit hindurch die Auerken⸗ 
nung Diefer richtigen Lehre durch folgende willkürliche Unter⸗ 
ſcheidung verfünmert, die ihr alle innere Haltung und 
Conſequenz entzog. Der Grundſatz ſollte uämlid nur gel- 
ten in Anwendung auf unbeweglihe Sachen; dagegen 
ſollten die beweglichen beurteilt werden, nicht nach der 
lex rei sitae, ſondern nach ber lex domigilii, indem vermöge 
einer Fiction angenommen werben müſſe, daß bewegliche 
Sachen, auch wenn fie anderwärts fich befünden, doc jo 
angejehen werden müßten, als befänden fie fih an dem 
Wohuſitz der Heron (e). 


(6) Neuere Schriftſtelber ber durch die Formel: mobilia oseibue 
zeichnen micht felten dieſe Anfiht inhbnerent, und zwar in foldher 
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Diele Unterfcheidung iſt eigentlich entftanden anf dem 
Gebiete des Erbrechts, wo davon eine ſehr wichtige, und 
zwar ganz irrige, Anwendung | gemacht worben if. Bon 
da ift fie erft Abertragen worden auf die Rechte an ein« 
zelnen Sachen, wozu fie aber großentheils ſo entſchieden 
nicht paßt, daB ihre conjequente Anwendung auf die ding⸗ 
lichen Rechte oft ganz unhaltbar ift, und auch ſchwerlich 
BVertheidiger finden wird. Grundſaͤtzlich ift diefe Unterſchei⸗ 
dung in beiden hier erwähnten Gebieten der Anwendung 
zu verwerfen, fo daß überall ein und daſſelbe örtliche 
Recht anf bewegliche und unbeweglidhe Sachen anzuwenden 
ft. Jedoch muß gleich bier darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß in diefen beiden Anwendungen die Partei 
meinungen auf ganz verfchiedene, ja entgegengeſetzte Weiſe 
einander gegenüber ſtehen. — Im Erbrecht iſt, der richtigen 
Meinung nad, das örtliche Recht des Wohnſitzes auf 
Sachen aller Art anzuwenden. Die Gegner geben Dieſes 
zu bei den beweglichen, wollen aber bei den unbeweglichen 
ein anderes Recht, das Recht der gelegenen Sache, zur 
Anwendung bringen. — Umgekehrt iſt im Sachenrecht, der 
richtigen Meinung nad, das örtliche Recht der gelegenen 
Sache, und zwar bei Sachen aller Art, anzuwenden. Die 
Gegner geben dieſes zu bei den unbeweglichen Sachen, 


Weife, daß man glauben möchte, ift aber nicht richtig, und ich weiß 
diefe Formel fände fi bei den auch den Utfprung jener Formel 
älteren auf jebemSeite. So Storr nicht anzugeben. 

8 862. Schäffner.$ 65. Diefes 
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wollen aber bei beweglichen Saden das am Wohnfig der 
Perſon geltende oͤrtliche Recht anwenden. 

Bei der gegenwärtig (für dad Sachenrecht) vorliegenden 

Stage nach bem Werth jener Unterfcheibung wollen wir 
zunächſt erwägen, wohin die in verfhiedenen Zeitaltern ent. 
fprungene Gejepgebung neigt. Und hier können wir nicht 
in Abrede ftellen, daß die älteren Dentichen Rechtsbücher, 
der Sachſenſpiegel und Schwahenfpiegel, allerdings eine 
beſondere Rüdficht auf unbeweglihe Sachen zu nehmen 
deinen, injofern alfo die bier befämpfte Unterſcheidung 
Iheinbar begünftigen (). Indeſſen find die darauf bezüg- 
lihen Stellen jo ſchwankend und unbeftimmt, und es bleibt 
beionders fo zweifelhaft, welche Gegenfäpe dabei im Hin- 
tergrunde liegen, daB durchaus keine fichere Behauptung 
darauf gebaut werden Tann. 

Die Bairifche Gefebgebung aus der Mitte des achizehn- 
ten Jahrhunderts erflärt fi entſchieden gegen jene Unter 
Scheidung, und wid bei beweglichen und unbeweglichen 
Sachen das drtlihe Recht der gelegenen Sache gelten 
laſſen (g). 


(f) Sachſenſpiegel I. 30, IN. 
88. Schwabenſpiegel Kap. 87. 
130. 405. 

(g) Con. Buavar. Maxium. 
P.1.C. 2.817 „jo fol... in 
realibus vel mixtis auf bie 
Rechten in looo rei sitae ohne 


Unterſchied der Sachen, ob fie 
beweglich ober nubewegiih .. . 
gefehen und erkannt werben.” Die 
ganze Stelle iſt abgebrudt bei 
Eichhorn dentſches Met 3 34 
Note d. 
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Dagegen haben fi die in neuere Seiten fallenden Ge 
jegbücher. der zur Zeit ihrer Abfafjung herrſchenden Unter- 
ſcheidung angefhloffen, jedoch in fo abftraster und un- 
beſtimmter Weiſe, daß daraus ein ſicherer Schluß, ins⸗ 
beſondere auf die beabſichtigte Behandlung der dinglichen 
Rechte, durchaus nicht gezogen werden kann. Dieſes ‚gilt 
vom Preußiſchen Recht (bh), und in nod höherem Grade 
vom Defterreihiihen (1. Das Franzöſtſche Geſetzbuch 
aber deutet feine Zuftimmung zu der herrſchenden Unter⸗ 
ſcheidung nur ſtillſchweigend an, indem es für unbewegliche 
Sachen die Anwendung des oͤrtlichen Rechts der gelegenen 
Sache vorjhreibt, von: den. bewegliden Sachen aber gar 
Nichts fagt (k). Alle Diele Geſetzbůcher ſagen nur, daß gewifſe | 
Sachen nüch diefen oder jenen Gefepen beurtheift wer- 
den, ihnen unterworfen find. u f.w. Solche allge 
meine-Auöfprüde aber find vereinbar mit den verfchirdenſten 
- Deutungen in Beziehung anf die Art umd die Bränze eimer 
Holden Beurtheilmmg ober Unterwerfung. °::: 


’ “ 


(h) A. L. R. Einleitung $ 28. 
„Das bewegliche Vermögen eines 
Menſchen wird... nad den Ge⸗ 
fegen ber ordentlichen Gerichts- 
Sorkit deſſelben beurtheikt” 
(d. 5. nach dem Wohnuſitz $ 23). — 
832 „In Anſehung deu unbeiveg- 
lichen Vermögens gelten, ohne 
Rückſicht auf die Parſon des Gigen- 
thümers, die Geſetze der Ge⸗ 
richtsbarkeit, unter welcher fich 
daſſelbe befindet.“ 


(i) Oeſterr. Gef. $ 300 „Un- 
bewegliche Sachen find den Ge- 
feten des Bezirks unterworfen, 
in welchem fie liegen; alle übrige 
Sachen hingegen Keen mit: der 
Perſon ihres Eigenigümms unter 
gleihen Geſetzen. 


. ik) ‚Code civil ast. 3. „Les 


immeubies, möme ceux poſssé 
des par des «eirangers, ‚sent 
sdyis par 1a loi frangaise.“ 
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I gehe nun über zu ben Meimangen der Schriftfteller 
über die bier vorliegende Frage. 

In der älteren Zeit erflären fidy bie mehften: und an⸗ 
gejehenften derſelben entſchieden für die eben erflärte Unter: 
ſcheidung ber beweglichen uud unbeweglichen Sachen (1), 
und diefe Meinung bat. fih auch noch bis in ſehr neue 
Zeit hin erhalten (m). Indeſſen tft fie doch bei mehreren 
der neueſten Zeit angebörigen Rechtslehrern mehr fcheinbar, 
ala in.der Wirklichkeit anzutreffen. Sie tragen jene Lehre 
zwar in .denfelben allgemein lautenden Formen vor, wie 
ihre Borgänger, ımd ſchließen fich alfo diefen feheinbar 
an (n); wo es aber darauf ankommt, Diefelbe auf bie 
Rechte an einzefnen Suchen wirklich anzumenden, geben fie 
wieder davon ab, umb werben atjo dem eigenen Srundſa 


untren (o). 


Dagegen. wird biefe Unterfeidung von den meiften 


: (1 Azsserzkzun Num, 30. —. 


RopenBure Tit. 1C.2 — 
P. Vorr. Sect. 40.2 88. — 


I. Voxr. $. 11. (diefer jedoch mit. 


ber fehr beachtenswerthen Ein⸗ 
ſchränkung, daß Geſetze von poli« 
zeilicher Ratur, 3. 8. Wer Getreide⸗ 
mısfuhr, eine ſtreng territoriale 
Einwirkung auch auf die beweg⸗ 
lichen Sachen im Lande haben 
müßten). 

(m) Srorr Ohap. 9. 10 und 
$ 362. — Forrix p. 72 — 75, 
p. 80. — Schäffner $ 54 —56, 


nemeren Schriftitellern völlig. verworfen, alſo eine gleiche 


86568. — Bront. $ 886 be⸗ 


merkt jedoch, daß bie Berichte von 
Louifiana auch bei beweglichen 
Sachen bie lex rei sitae (nicht 
domicili) ale anmenbbar be- 
tradhten. 

(n) Fosuıx und Schäffner 
{Rote m). 

(0) Foruıx p. WW. — 
Schäffer $ 66, welcher geradezu 
behanptet, für die Rechte au ein- 
zelnen Saden gebe es gar feine 


allgemeine Regel. 
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Regel für bewegfihe und unbewegliche Sachen (das örtliche 
Recht der gelegenen Sache) behauptet (p), für welche Mei- 
nung aud ich mich bereits ausgeiprochen habe. - 

Die ſchwaͤchſte Seite jener unterjcheibenden Meinung, 
welche auf die beweglichen Sachen nicht die lex rei sitae, 
ſondern die lex domicilii anwenden. will, wird oon deu 
Bertheidigern derjelben meift umgangen oder verhält. Man 


dagt, ber MWohnfip der Perſon folle über das anzuwen- 


bende örtliche Recht enticheiden, welche Perfon aber ift 
damit gemeint (g)?_ Ohne Zweifel die bei dem Rechts⸗ 
verhältnig zu dieſer Sache betheiligte Perfon; dieſes tft 
aber ein fehr vieldeutiger Begriff, und daburd wird bie 
| ganze Behauptung jelbft, auch wenn man fie zugeben wollte, 
in hohem Grade unbeftimmt und ſchwankend. Man kann 
unter dem Betheiligten den Eigenthümer verſtehen (r); 
daneben ‚aber. bleibt es zweifelhaft, ob bei einer Uebertra⸗ 
gung des Eigenthums der alte oder der neue Eigenthümer 
gemeint fein fol; eben jo, bei einem Streite über das 
Eigenthum, welche der beiden fteeiteuben Parteien, deren 
jebe das Eigenthum ſich zufchreibt. — Man kann. aber auch 


(p) MursuLenBRuch doctrina \ (q) 


Diefe Einwendung ift jehr 
Pand. $ 72. Meißner vom 


gut hervorgehoben von Waqhter 


ſtillſchweigenden Pfandrecht. Ganz 
beſonders aber Wächter J. S. 292 
bis 298. II. S. 199—200. ©. 383 
bis 339, wo auch I. 293 Note 130 
noch mehrere Bertheidiger diefer 
Meinung angeführt werben. 


l. ©. 293. 

(r) So wird «8 aufgefaßt in 
der Preußiſchen umd ber Oeſterreichi⸗ 
ſchen Degen, | ſ. ©. Noten 
h. und i. 
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den Gedanken an den Eigenthümer gamz aufgeben, und 
bafür den Befiger annehmen, moburd allerdings die Ans 
führung vereinfacht und erleichtert wird, — Außer dem 
Eigenthum endlich kommen noch verfchiebene ‚andere dingliche 
Rechte in Betracht, und jedes derfelben, wenn ed vorhan⸗ 
den tft, oder-auch nur behauptet wird, führt wieder auf eine 
neue bei dieſer Sache betheiligte Perſon. — So ift alfo Bie 
auf den Wohnfig der Perfon gerichtete Behauptung, 
ſelbſt wenn fie an fih Grund hätte, doch eine ſehr wiel- 
deufige, indem jede der hier genannten Perſouen einen ver» 
fchiedenen Wohnfig haben kann; und daher ift die behaup⸗ 
tete Regel nicht dazu geeignet, eine praktiſche Löfung ber 
Aufgabe herbei zu führen. 

Die Hauptfrage aber bleibt immer. die, ob-denn ein in- 
nerer Grund vorhanden iſt, die dinglichen Rechte an be⸗ 
weglichen Sachen: nach einem anderen örtlichen Recht zu 
beurtbeilen, al& die an unbeweglichen. Gerabde Diefes muB 
durchaus verneint werben. Vielleicht ift eine Einigung 
über die ganze Frage bisher am meiſten dadurch verhindert 
worden, dab mar die Frage felbft zu abſtraet aufgefahßt 
bat. Ich will es verfuchen, anſchaulich zu machen, wie 
fich die Sache im wirklichen ‚Leben auf ganz verſchiedene 
Meile geftaltet. Diefe Betrachtung wird zugleich. dahin 
führen, die Entftehung ber Meinung, die ich für irrig bakte, 
zu erflären, und das in ihr enthaltene wahre Element nach⸗ 


zuweiſen. 
vm. | ‚12 
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Wenn wir Die räumliche. Enge beweglicher Sehen be 
twachten, -ja: Konnen wir babei. zwei aͤußerſte, völlig entge⸗ 
geugeſegte, Faͤlle unterſcheider, zwächen weichen viele an- 
dere Bälle, mit mancherlei Abitwfungen, in der Mitte 
117. | 

Grſtlich Tann die ränmdiche Lage ber beweglichen Sache 
in ſolchem Grade unbeſtimmit amd wechfelnd ſeyn, daß da- 
durch ein Heſtimmtes Bewußtſeyn dieſer Lage, fo wie des 
Landgebiets, worin das Örtliche Recht beſteht, folglich auch 
die Annahme einer freiwilligen Unterwerfung unter dieſes 
oͤrtliche echt, voͤllig ausgeſchloſſen wird. Dahin gehören 
etwa. folgende Faͤlle. Ein Reiſender, der ſich mit ſejnen 
Sachen in einem Eilwagen oder auf einer Kiſenbahn be⸗ 
wegt, lann in Einem Tage mehrere Landgebiete durchjchnei⸗ 
den, ohne auch nur daran: zu Denfen,. in welchen derſelben 
er ſich augenhlicklich ‚befindet. Derſelbe Fall tritt ein, wenn 
ein Kaufmanun Waaren auf meite Strecken hin verſendet, 
jo lange als dieſe Wagren auf Dem, Wege ſind; beſonders 
‚im. Seehandel;, wenn die Waaron nach verſchiedenen Häfen, 
vielleicht nach verſchiedenen Welttheilen, verſchifft werden, 
Ddamit irgendwo ein wortheilhafter Verlauf hawirkt werde, — 
In ſolchen Fällen farm man von dem oͤrtlichen Recht ber 
gelegenen Sache allerdings keine Anwendung machen; 
man wird vielmehr in Gedemlen irgend einen Ruhepunkt 
aufſuchen mülleg, an welchem ſolche Sachen auf. längere, 
vielleicht unbeftimmte Zeit zu bleiben beftimmt find. . Ein 
ſolcher Ruͤhepunkt kann vieleicht aus dem erweiblichen 





5.366. TI. Sacheurtcht. Gemeinſame Regeln. 179 


Pillen det Gigenihiimers unzweifelhaft berporgeben; in 
anbern Fällen wird er. wit dem Wohnſit des Kigenibümers 
aufammen follen. Diejes Lepie wird unter Auderm anzu⸗ 
nehmen ſeyn bei dem Reileyepäd, Ras nach vollendeter Meile 
in bie Heimath zurhl zu kehten pfiegt; aft aber auch bei 
den im Fracht gehenden Waaren, die der Eigenthümer, wenn 
fein Verkauf zu Stande Tomıyak, wielleiht mad ſeinem Mehn⸗ 
DS kommen laͤßt, um fie ha bis zu einer günfkigerm Zeit 
aufzubewahren. Die einieitige Rückſcht anf Bälle folder 
Art ſcheint die oben dargeftellte Behnuptuug wergulaßt aber 
untenföpt zu haben, nech welcher das oͤrtliche Vecht bed 
Wohnſihes bei beieglichen Sachen Abmbaupt quwendbar 
ſeyn Fell (p). 

Dar. zweite, nöllig entgegengeſeyte, Fall ſeht voraus 
daß bawegliche Sachen eine Beſtimmung erhalten haben, 
die fie an einem bleibenden Aufenthalt feſt bindet. Go 
geſchieht ea mit. dam Mobilier eines Hanſes, mit einer ba- 
ieh aufgeftell en Pihlioßchel oder Kunftſammlang, mit 
ben Invantar sieh Landentes. Ama Am au bei ſol⸗ 
en Sachen bie Abhicht geaͤndert, fie Lnnen an einen an⸗ 
daren Sort, in ein andexes Band gebracht werben; allein 
dieſe Veraͤnderungen find zufällig, und liegen außer dem 


(6) Daraus erllärt es fi) auch denn bei diejen iſt die vorherrſchende 
wohl, warum Amerikaniſche Ger Müdficgt auf ben Sechandel fehr 
richte u. Schriftfieller (wie Story) natürlich. 
biefer Meinung ſehr zugethan find, 12⸗ 
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gegenwäetigen Bewußtſeyn und Willen des Beſitzers (6) 
Es verhaͤlt ſich damit genau wie mit dem Wohnſiß einer 
Perſon, welcher gleichfalls als bleibend gebucht wird imd 
dennoch in der Zukunft. ſtets veränderlich bleibt (9 338). — 
Bei Sachen dieſer Art: nun ift- auch: nicht einmal? ein 
ſcheinbarer Grund vorhanden, ſie anders zu behandeln, als 
unbewegliche Sachen, vielmehr: ſind ſie /ohne alle: Zweifel, 
eben :fo wie dieſe, nach demjetigen ‚örtlichen: Recht zu be⸗ 
urtheilen‘; welches Durch ihre gegenwaäͤrtige Lage (nicht durch 
den Wohnſitz des Eigenthümers oder Beſttzers) beſtimmt 
wird. Dieſes wird denn auch von mehreren Schriftftellern 
anterfannt, die außerdem die Unterſcheidung beweglicher und 
unbeweglicher Sachen grundfäßlich vertheidigen, die alſo 
für. Die angegebene Klaſſe von Sachen eine Ausnahme ihrer 
Regel behaupten, ‚und infofern: eine "mittlere Deining ver⸗ 
treten (a): on 
Zwiſchen dan bier dargeſtellten Klaſſen helbehüther Sathen 
liegen endlich viele andere in der Mitte, und zwar in den 
verſchiedenſten Abſtufungen. Als Beiſpiele Tonnen gelten 
die Kaufmannswaaten, die der Eigenthuͤmer an einem an⸗ 
deren Ort, als an feinem Wohnfiß, "auf unbeſtimmte Zeit 


‘ . 
- ’r . ‘ —F 
. G ah a. tere 


(t) Dieſes Verhältniß beweg⸗ 
licher Sachen von bleibender räum⸗ 
licher Beſtimmung wird auch im 
Römischen Recht öfter erwähnt, 
wenngleich aus andern juriſtiſchen 
Veranlaſſungen, als der hier vor⸗ 
liegenden. L. 35 pr. 8 3—5 de 


her. inst. (38. 5), L. 17 de act. 
emt. (19. 1), L. 32 de pign. 
(20. 1), L.203 de V. S. (50. 16) 


“ (u) I Vorr, ad Pand. I. 8. 


$. 14, Story $ 389, und mehrere 
andere bei Wächter I. ©. 296 
Note 133 angeführte Schriftfteller. 
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qufhewahren laͤht, das Neifegeräth bei einem vorübergehenden 
* Aufenthalt des Eigenthůmers au:eikem framden Orte u. ſ. w. 
Bei diefen wird es son ben Umſtänden abhängen, ob fie der 
erſten oder der zweiten Klaſſe von Sachen beigezählt werben 
jollen. Es wird Dieſes nicht blos von: dem kuͤrzeren ober 
längeren Aufenthalt folder Sachen abhängen, jondern auch 
non der Natur der Rechtöregel, deren Anwendbarkeit gerade 
in, Frage geftellt wird. So z.B. wirb bei ber Frage nach 
der Form der Beräuberung (Tradition oder bloßer Vertrag) 
. auch ſchon ein fehr kurzer Aufenthalt an "einem beftimmten 
Ort binreihen, um das ärtliche Recht der gelegenen Sache 
für anwendbar zu erachten, anftatt dab bie Erfigumg viel- 
leicht anders anzuſehen fein wird. Im Allgemeinen aber 
müflen wir die Anwendung des örtlichen Rechts der gelp 
genen Sache als Regel fefthalten, jo daß uns, eine ab- 
weichende Behandlung der oben Dargeftellten erften Klaffe 
von Sachen nur als eine (verhältniimäßig feltnere) Aus- 
nahme gelten darf. 


8. 367. 
| II. Sachenrecht. Eigenthum. 

Ich mill hier die einzelnen, das Eigenthum betreffenden, 
Rechtsfragen der Reihe nach durchgehen, bei welchen von 
der Anwendbarkeit verſchiedener oͤrtlicher Rechte die Rede 
jeyn kann. 

1. Die gayigte einer er Bere, Eigentum zu erwerben, 
und eben jo die Fähigkeit einer Perfon, das ihr gehörende 


182 Buch II. Herrfägaft der Mechtsitgein: Kap. 1. Dertfiche Grängen. 
Eigenfham aufzugeben, ft zu baurtheilen nach dem ürttidyen 
Recht, welches am Wohnfig ber einen ober der anderen 
Perſon gilt (5:862), alſv micht nach dem Recht der geles 
genen Sache, weil jede divfer Fuhigkeiten war: ein einzelner 
Zweig deri' allgemeinen Rechtoftihigkeit und Himbiungse 
fabigkeir iſt, alſo zum perfonlichen Juſtund gehört. 

Vieſe Regel tft von folgenden irrigen Sbandpunlten 
aus‘ beſtritten worden, welche ſchon oben ihre Erledigung 
gefunden haben. Manche ſagen, jene Faͤhigkeiten gehoͤrten 
nicht zu den Eigenſchaften der Perſon am ſich, fundern zu 
den rechtlichen Witkungen jener. Eigenſchaften; dabei aber 
foll nicht das Recht dei Wohnſitzes zur Anwendumg 
kommen, ſondern das Rt des teen urtheilenden 
Richters (a). 

Audere laſſen zwar im een das Recht Bes 
Wohnſitzes gebten, Behampten aber 'eine Ausnahme Phr den 
Fall undeweglicher Suchen. Hier ſoll auch die perſonliche 
Fähigfeit nach ber lex rei sitae beurtheilt werden, das heißt, 
es fol das Realftatut zur Anwendung fommen (b). 

Allerdings aber muß eine Ausnahme jener Regel be 
bauptet werben, weni eine Beihräntung der Erwerbs⸗ 
fuhigkeit vorgeſchrieben wirb durch ſtreng poſikive, zwingende 


(a) Von dieſer Meinung iſt (6) Bgl. oben $ 362 Note g. 
oben ausführlich gehandelt worden Diefe irrige Meinung Hat Skorr 
$ 362. Pe 4 480-—434,,ber: viele Schriftfteller 

| anführt; die richtige Meinung hat 
NAMopn 8 12. 
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Geſetze, wor bie, welche einen polizeilichen Charalter an fi 
tragen. Solche Geſetze kommen zur Anwendung bei allen 
tm Gebiete dieſes Goſetzgebers befindlichen Sachen, und es 
iſt dabei auf das Recht des MWohnfiges. ber Perſon, die 
erwerben will, nichb zu jehen.($ 885). | 
2. Die Fähigkeit einer Sache, dem Privateigenthum 
unterworfen zu werden, etjo nirht unter die res quarum 
eommereinm non est zu gehören, ift zu beustheilen nach 
dem Gefeb bes Ortes, an welchem die Sache liegt. 

- 3. Diefelbe Regel gilt für den Umfang ber herrenloſen 
Saden, alte für die Zuläffigleit oder Beſchraͤnkung des 
Eigentbumderwerbs dur Occupation an Sachen mancher 
Art. Dahin gehören die Geſetze fiber bie Regalität des 
Bernfleins, fo wie maucher Arten son Mineralien. Niemand 
bezweifelt, dab hierin’ die lex rei sitae allein euticheidet, 
alfo auch auf bewegliche Sachen anzuwenden Hi. Iſt 
jebod). nach dieſem Geſetz das Gigenthum eimer foldhen 
Sache einmal erworben, ſo muß dieſes Eigenthum and 
in jedem anderen Staate anerkannt werden, wenngleich 
diefer Staat eine.:gleichartige: Erwerbung innerhalb feiner 
Graͤnzen nicht anerkannt haben möchte. | 

4. Sn den Formen der Veräußerung, das heißt der 
freiwilligen Webertragung bed Eigenthums an eine andere 
Perſon, kommen ſehr verſchiedene Rechtsregeln vor, und 
nach dem oben aufgeſtellten Grundſatz müſſen wir die am 
Ort der gelegenen Sache geltende Rechtsregel anwenden, 
ohne Rückſicht auf den Wohnfip der einen oder der anderen 
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Perfſon, und ohne. Rad u den Ort des geichloffenen 
Bertrages. 

So beruht nach dem Römiigen VER die Verauherung 
auf der Uebergabe der Sache. Nach dem Preußiſchen Recht 
gleichfalls auf der Uebergabe (e). Nach dem Franzöſiſchen 
Recht wird. dagegen bie Uebertragung des Eigenthums ſchon 
durch :den bloßen Bertrag bewirkt (d). 

Die Anwendung: diejer Regeln wird dur folgende 3 Bei 
jpiele anfchaulid} werben. . Wenn ein Parifer fein in Berlin 
befindliches Mobiliar einem Pariſer in Paris verkauft, ſo 
geht das. Eigenthum nur durch Tradition über. Wenn 
aber umgekehrt ein Berliner: feine in Paris ſtehenden Sachen 
einem Berliner :in Berlin verkauft, \o überträgt ſchon der 
binße Berteag das Eigenthum.. Ganz Daffelbe wird ein: 
treten, wenn wir in dieſen Beiſpielen die Sindt ‚Köln an 
die Stelle von ‚Paris ſetzen. le 

- Für die Anwendung dDiefer Regel wird es genügen, 
wenn der Aufenthalt der Sache auch nur. ein vorübergehen- 
der, kurz dauerhber, jeyn follte (e), da an jedem Fall die 
Mebertragung des Eigenthums auf einer augenblicklichen 
Handlung beruht, alfo keinen Tängeren Zeitraum: erfüllt. 


(6) URL 10. 5.1. Bol 
Koch Preuß. Recht B.1 § .252. 
255. 174. Selbſt die bedeutenden 


praktiſchen Erleichterungen bei der 


unter Abweſenden durch Ueberſen⸗ 


dung vor ſich gehenden Tradition 


(l. 11 8 128—1385) ändern an 
jenem Grundfag Nichte. 
(d) Code civil art. 1138. 
Diefes Recht gilt. alfo audy in der 
Preußiſchen Rheinprovinz. 
(e) ©. oben $ 366 ©. 1811 - 
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Anders: wirb es fich nur verhalten in den Ausnahmefällen, 
in weldyen der augenblickliche "Aufenthalt der Sache im 
ſolchem Grade unbeftimmt tft, daß auf denſelben ein ſicheres 
Bewußtſeyn der handelnden Perſonen gar nicht gerichtet 
feyn kann. In folchen Fällen werden wit als Ort ber 
gelegenen Sache denjenigen Ort zu betradgten haben, an 
weichem die Sache zumäcdhft zu bleiben beftimmt iſt, melches 
haͤufig der Wohnfib des gegenwärtigen Sigenthümers {des 
Beräußerers) ſeyn wird (N). 
In allen hier unterſchiedenen Fällen kommt «8 unzwel⸗ 
felhaft nur auf den Ort an, an welchem ſich die Sache 
zur Zeit der Mebertragung befindet. Iſt dieſe Hebertragung 
einmal geſchehen, jo iſt für das Schickſal bes Eigenthumt 
jede Spätere Veränderung des Aufenthalte der Sache gleich 
gültig, indem das einmal erworbene Eigenthum durch sine 
ſelche ränmliche- Veränderung nicht berührt werden Tann. 
5. Der Erwerb bes Eigenthums durch Srfipung uns 
terjcheidet fidy mefentlich von dem Erwerb durch Tradition 
darin, dab er nicht, wie Die Trabition, durch eine augen⸗ 
blickliche, ſondern durch eine :Kber einen längeren Zeltraum 
verbreitete Thatſache bedingt ift. 


f) ©. o. 5 266 S. 170. Bei Maaren im Trausport begriffen 
ber Beränßerung von Kaufmanns» ſind) von ber Wirkung bes über- 
güterm kommen nor bie ſehr zwei⸗ tragenen Gonnofjemente in Be 
felhaften Ftagen von'dem lauf: tracht. Bol. Tihal Hanbelerecht 
männifchen Zeichen, und (wenn die $:19. 30. -- Zr vo: 
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. Bei: unbeweglichen: Sachen: nun ift die Anwendung bes 
Rechts: der gelegemen. Sache ’geng umnbeitritten. Dagegen 
gehen, in Anfehung der Erſitzung baweglider Sachen, die 
Meinungen jehr auseinander (5). Hier aber ift-Bie Frage 
dadurch beſonders wichtig, daß Die Geſetze verjekiedener 
Bänder ſehr von einander alwerchen. Das Woͤmiſche Recht 
erfordert einen Depp vom drei Jahren, bad Preußiſche won 
zebn Fahren :(b), das Franzoͤſiſche endlich erforbert gar 
feinen fortgefegten Befig, fondern ſchließt ſchon mit dem 
Anfang deſſelben die Gigentyumsßlage des früheren Eigen⸗ 
thümers. aus; Dieſes jedoch mit Ausnohme verloraner und 
geſtohlener Sachen, deren Gchug aber mit dem Ablauf von 
drei Jahren aufhört (i), Durch dieſe Icpte Beſtimmung 
ſchließt fi im praktiſchen Erfolg das hrauzßſche Recht 
dem Römilehen nahe an. | 

Gerade bier. nun’ erfiheint: hie Anwendung, der lex rei 
sitae vorgugoweiſe gewiß durch den Unſtaud, daß die Grund⸗ 
lage aller GErſitzung der fortwährende Veſitz iſt. Der Beſitz 
aber, als ein, ſeinem Woſen nech, ganz ähntlächliches Ver⸗ 
haͤltniß, iſt noch unzweifelhafter, alb ‚jebeh dingliche Recht, 
nad) der lex rei sitae zu beurtheilen ($::868).- 


(g) Moenısneruon doctr. fenden Ufjucapion das prätorifche 
Pand. '5 78 nimmt ‚ganz richtig Eigenthum jchem babe. Schäff⸗ 
die laxi rei witae m. Mumr wer: 67 Iüht Alles ungewiß. 

p. 37 bie lexdemieilii, und gwar th) 8.8 8. 10568. 
wach dem Wohnſtitz des Miucapisw 6 Gode æivil art. 2229. 
ten, weil dieſer während ber ſau. f 
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Ein Zweifel Tann wech entſtehen für bie Bälle, in’ wei 
den ber Aufenthall der deweglichen Suche, wähseud ' ber 
Erſitzangszeit, innerhald verſchiedener Sandgebiete geweſen 
M. Es Tamm wicht zweifelhuft fein, dab alle dieſe Betten 
des Beſttzes zuimunmengerechnet werden wüflen. Der Ab⸗ 
lauf der Erſitzung aber, aljo der vollendete Erwerb des 
Eigenthums, muß nah dem Mecht des Orts beurfbeikt 
werben, an weichen zuletzt bie Sache fidh befindet, weil 
erft wit:bem Ablauf des ganzen Zeitraums die Veränderung 
im Eigenthum eingeireten, vorher aber eine ſolche wur 
erfi vorbereitet worden iſt (6). Iſt einmal nad dieſem 
Mecht durch Erſttzung das Eigenthum erworben, jo muß 
daſſelbe auch in jeden auderen Lande unerkannt werden, 
wenngleich das Geſetz dieſes Landes einen naugeren Beit- 
raum Ba möchte. 
6. Die Berfolgung des Eigenthums durch Aiege, mit 
* 5 gehsrenden näheren Beftimmungen, iſt zu benr⸗ 
theilen nach ven Dei bes Orbes, an weh der Progeh 
geführt: wird (I. 66 
Dieſes baun ber Ort der gelegenen Sache ſein, wegen 
dea. an dieſem Dste begründeten Gerichtsſtandes (9 B062; 
alödann ift die lex wei sitze cmmwendber. Eo kaun aber 
auch der Wohnfig des Beklagten fein, weil nach gerheinem 


(k) Es gilt alſo hier derſelbe (1) ©. o. 8 361 Rum. 30. 
Grundſatz, wie bei der zeitlichen 
Colliſion der Uſucapionsgeſetze a BE Er Er 
($ 391 b). “ ont cha 
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Rerht:beide. Arten des Merichtsſtandes im! des; Art comcur- 
viren, dab; ber. Mläger: zwiſchen beiden Die. Wahl hatz alse 
batım -ift die lex: domietlit des Belfagten anzuwenden auf 
ale, die Gigenthumsöflage betreffeutte,: Rrepääfungen. Es it 
wit zu verferinem, ‚beß--Barcch: dieſe altermaitive Megel” eime 
bedenkliche Willkür in die. Hand des, Rlögert weit wird: 
fie iſt aber bier unvermeidlich... 

Eine große Verſchiedenheit zwiſchen den. Geiepgeimögen 
findet: ſich in Anſehung der Beſchränlung der GEigenthums⸗ 
klage. Das Römische Recht laͤßt bie: Klage unbedingt zu ge⸗ 
gen jeden Beſitzer, der nicht Eigenthümer iſt, und zwar ohne 
Anſpruch dieſes Beſihers auf Erſatz des ausgelegten Kauf 
preiled, — Das :Nreapifhe Recht laͤht gleichfalls Die: uns 
bedingte Vindication zu,. jedoch ‚mit -Berbehaltdes eben 
erwähnten Erſatzes an den redlichen Beſitzen sem) — ‚Mas 
Franzöſiſche Recht laͤßt in der Regelrigar keine Bindication 
beweglicher Sachen : zu, "und macht dann ‚mut einige Aus⸗ 
nahmen: ‚bei: geſtohlenen oder verlorenenSachen binnen 
drei Jahren, und bei verkauften, noch unbezahlt gebliebenen 
Sachen, die gegen den Käufer binnen atht Tagen vindicirt 
werden fönneki(n). "Der eine oder der andere dieſer Grund⸗ 
ſätze wird zur Anwendung: kommen mäüſſen, je nachdem an 
dem Det: des Gerichts, vor: melden der: Piogeh ‚geführt 
wird,’ das Nömiiche, das Preußiſche, das SFrauzöfiiche 
Recht ilht. ee 


a  E BaRrE  B va 
(m) A. L. R. 1.158 1.26. 0% FE PER RE 
(n) Code civil art. 2279. art. 2102 N. i — 
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Der: eingeleitete Prozeß über das Eigenthum kann be 
fondere Folgen mit. fih führen, insbeiondere wegen ber 
Krükhte, wegen des durch den Untergang oder die Beſchä⸗ 
digung ber 'sinbieirten Sache begründeten Schadenerſätzes 
u. ſ. w. (0). Alle darauf bezügliche Fragen find gleichfalls 
nad) dem am Orte bes: Gerichts geltenden Recht zu ent 
ſcheiben. :: vu , 

5 368. 
U. Gaqhenr echt. Jurs in re, 

Auf die dinglichen Rechte außer Dem Eigentum: (jew 
in: re) And meiſt ähnliche. Grundſähe anzumenden, wie auf 
das Eigenthum. | | 

1. Daß die Präpdialfervituten nur nach .berii lex rei 
sitae boeurtheilt werben ſonnen, wirb von ‚teiner Seite be- 
ftritten. 

Eben ſo verhält. es * mit den dpeiſoalicen Seroitmn, 
deren Begenftand: in. oimer ‚unbeweglichen Sache befteht. - 

At. der Gezenftand eine. bewegliche Sache, fo wird von 
Bielen die. lex domieilli dben fo, wie bei Dem Eigenthum 
an beweglichen Saͤchen, wit‘ Unrecht fir auwendbar gehal⸗ 
ten. Der Parteifhreit über dieſe Frage im Algemeinen ift 
ſchon oben ausführlich abgehandelt worden (9 368). 

2. Die Emphyteuſe und die Superficies ſind keinem 
Zweifel ‚unterworfen, da fie nur an unbeweglichen Sqchen 


(0) ©. 8.8.65 280 fg. 
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vorlommen kännen, alſo, wie alle Parteien annehmen, nach 
dem Recht dor gelegenen Sache zu beurtheilen find, 

u Das Preußiſche Naht. giebk dem Miether, VPachter 
und ahelichen Juhabern fremder Sachen. zum Zwed aige 
ner Benutzung, ein dingliches Recht mit einer Klage in rem 
gegen den dritten Beſitzer, vorausgeſetzt, daß ihnen die 
Sache übergeben iſt (a). Im Römiſchen Recht kommt 
bekanntlich ein ſolches dingliches Recht nicht vor. 

Ohne Zweifel wird nun ein dingliches Recht dieſer Art 
entſtehen, wenn die Suche, ſte mag beweglich oder unbe 
weglich ſeyn, im Preußiſchen Staat zur Zeit der Uehergabe 
Hd) beſindet; liegt fie zu jener Zeit im einem, dam Kömi- 
ihen Recht folgenden Lande, fo ent: Ms dingliche 
Recht nicht. - Sn 

Gefetzt aber, dieſes dinglche Fer wind im Deanbilgen 
Staat durd, Mebergabe einer gemietheten beweglichen, Sache 
beyrimdet, mb der Deſttzer bringt die: Ende in xin Land 
des Moniſchen Rechts, fo könnte man annehmen, or lonne 
auch bier das riumal erworbene Recht gegen einen dritten 
MBaſthor geltend mathen. Ich glaube jrdoch, Dieſes vereinen 
zu můffen. weil ſein Anſpnuch auf einn ‚gung Bigenthüm- 
lichen Nechtanſticut beruht, das in jenem. Bombe üher⸗ 
haupt nicht anenkumt. ift fh). — Hebrigens ft dieſe Frage 


- (a) 0.29.12 9185-137. Meinung iſt auch Wälgter U. 
1. 7. 8 169. 170. Bgl Koh 6. 383. 389, zwar nicht in dem 
Brenß. Recht B. 1 8 317. 318. bier angeführten befonderen Fall, 

(b) ©. o. $ 149 B. Diefer wohl aber in, den gang gleichar⸗ 
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nicht von praltiſcher Grheblichleit, weil das hier erwqͤhnte 
dingliche Recht überhaupt nur bei unbeweglichen Sachen 
in wichtigen Folgen hervortritt. 

4. Das Pfandrecht iſt nicht nur von autgedehuterer 
Wirkſamleit, add die bisher genganten. jara in zo, ſondern 
auch in der bier verliegenben Frage größeren Zweifeln und 
Streitigkeiten untermorfen, 

Auh hier muß das ürtlihe Recht der eigen Sadı 
als. Regal faftgehalten werben, und die meiſten Dagegen er⸗ 
bobenen Bedenten ‚beruhen auf bloßem Schein. . 

Ich il damit anfangen, eine Weberficht ber wicktigften, 
dieſos Rechtsinſtitut im Ganzen betreffenden, Berfchieben- 
beiten. zu geben, .die in deutſchen Staaten wahrzunehmen 
Das Roͤmiiche Recht beruht auf folgenden Grunhläpen. 
a. Das Pfandrecht entſteht, als dingliches, gegen, jeben 
dritten Beſitzer verfolgbares. Net, durch bloßen Vertrag, 
‚auch ‚ohne Ähergebenen Befih (e) b. Der Vertzan kann 
auch ftillfchweigend geichloffen werben, indem, neben. uchre- 
ren obligatorischen Nechtögeihäften, vermöge einer allge 
meinen Rechtöregel fingirt wird, es ſey zur Sicherheit der 


N 


tigen Fall des Piondreihtes, von in re, das heißt, ein vom Gigen- 
welden fogleih bie Rede fein thum anbgezweigtes Recht, ‚mit 
wird. Uebergehung der fünfliheren An- 
(6) 34 befshränte nic) hier werbung befielhen auf Obligatio- 
abfichtlich auf das Pfandrecht in. nen,u. ſ. w. a , 


feinem eigentlichen Sinn, als jus 
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_ Forderung zugleich eitte Berpfändung verabrebet würden {d). 


c. Bewegliche und unbewegliche Sachen werden, alö Ge⸗ 
genftände einer Verpfaͤndung, nicht unterſchieden. d. Der 
ausdrůckliche ſowohl, als ber: ſtillſchweigende Bertrag Tann 
fech beziehen, nicht nur auf einzelne Sachen, fondern auch 
tif ein ganzes Vermögen. Die Berpfändung dieſer legten 
Art hat den Sinn, daß fie alle zu biefem: Vermögen jetzt 
gehörende, und alle in daſſelbe Künftig eintretende Sachen 
umfaßt, alfo audy-folye Sachen, die nicht einzeln: bezeich- 
net, ja nicht einmal einzeln zum Bewußtſeyn der Parteien 
gebradyt werden. - Mit Unrecht bat man als den Gegen- 


fand eines ſolchen Pfandrechts das Vermögen in feinem 
idealen Begriff, abftrahirt von allem Inhalt anfehen-, und 


daher die juriftifhen Begriffe der universitas und successio 
per universitätem, ähnlich den Verhältnifſen des Erbrechts, 
barauf anwenden wollen (e); in: der That ift dabei nur 


‚von einer inditecten Bezeichnung und Begraͤnzung der Ge- 
genſtaͤnde die Rede, bie als einzelne Sachen mit dem 
Afandrecht behaftet von ſ ſollen. Pe 


} 


(d} 2.3 im quidb. cau. „.. tacite intelliguntur pignori 


(20. 2), „» . . tacitam conven- esse . . etiamsi nominatim id 
tionem de invechis illatis ..* . mon convenerit.“ Der bei 
L: 4 pr."eod. ; . . quasi dd ta- ' Hrertn Schriftftellern Abtiche Aus⸗ 


dite convenerit' . .“: L. 6 eöd. btuck des geſetzlichen Pfandrechts 


„.“. taeite solet convenkum ac- (pignus legale) verbuntelt ' die 
eipi, ut Werinde teneantur in- wahre Natur des Mechtsinſtituts. 
vecta et illata, ac si specialiter - (e) Weber dieſe Begriffe vgl. 
convenisset ..* L. 7 pr. eod. oben 8. 3:8 105. 
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Unter den verjchiedenen Ländern nun, welche im Ganzen 
das Roömiſche Recht befolgen, Tonmmen gerade: im Pfand⸗ 
reiht, neben der eben dargeftellten gemeinfamen Grundlage, 
mande untergeordnete Abweichungen vor: Hauptſächlich 
betreffen diefe den Umfang des ſtillſchweigenden Pfandredhis, 
welches, je nad) den einzelnen Landesgefehgebungen, bald 
mehr, bald weniger YAlle von Obligationen umfaßt, die 
mit der Zution eines Pfandvertrages verbunden jeyn ſollen. 

Geſetzt nun, ed fey von zwei, das Romiſche Recht im 
Ganzen befolgenden, Ländern die Rede. In dem einen 
gelte auch die. Regel des Römiſchen Rechts, nad welchem 
das Verſprechen, eine Brautgahe zu beftellen, ſtets durch 
ſtillſchweigende DVerpfändung des ganzen Bermögend ge 
fihert ift (f); in dem anderen Lande ſey dieſe Negel auf- 
gehoben. Wenn nun zwei Einwohner jenes erften Landes 
einen ſolchen Dotalvertrag ſchließen, der Schuldner aber 
befigt in dem zweiten Lande ein Grundflüd, jo fragt. es 
fi, ob dieſes Grundſtuͤck dem ftillſchweigenden Pfandrecht 
unterworfen ſey. Man koͤnnte dieſe Frage verneinen wollen, 
indem man die lex rei. sitae zur Anwendung brächte; aber 
mit Unrecht. Denn auch das zweite Land erkennt die 
Möglichkeit einer Verpfändung durch bloßen Vertrag, und 
jelbft durch ſtillſchweigenden Vertrag, an. Ob nun im 
vorliegenden Fall ein ſolcher Pfandvertrag vorhanden iſt, 
das iſt eine thatſächliche Frage, die nur nach demjenigen 


(h L. un. $& 1 0. de rei. uw. act. (6. 13). 
VIIL 13 
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örtlichen Recht entichteden werden kann, unter ‚welchem 
überhaupt das hier geichlofiene Rechtsgeſchäft ſteht (g). 
Nach diefem Recht aber wird fingirt, e& fen eine ausdruͤck⸗ 
liche Berpfändung des. ganzen Vermögens, alio audy jenes 
auswärtigen Grundftüdd, vorgenommen worden, und daher 
muß dad Grundftück als mitverpfändet gelten (n). Wäre: 
der Dotalvertrag in dem zweiten Bande, von Cinwohnern 
beffelben, geſchloſſen worden, fo würde weder Das Grund⸗ 
ftüd, noch das Übrige Bermögen des Säulinen, als 
verpfändet anzufehen feyn. 

Eine ungleidy größere Verſchiedenheit . aber findet fie 
zwiſchen den deutlichen Ländern, die das Römiſche Pfand- 
recht im Ganzen anerkennen, und denen, die dad Pfand- 
recht auf eine ganz neme Grundlage Stellen. Ich will als 
Typus dieſes letzten die Preußiſche Geſetzgebung annehmen, 
worin em ſolches neues Recht am vollftändigften ausgebildet 
erſcheint. Eingelne.Beftandtheile davon finden ih aud in 
anderen Ländern, und es wird nicht ſchwer ſeyn, die hier 
folgenden Regeln auch anf dieſe anzuwenden. 

Das Preußiſche Recht verfagt dem bloßen Vertrag all⸗ 
gemein die Kraft, ein Pfandreqht als dingliches Recht zu 


(6) Welches zrlüche Recht als 
ſolches anzuſehen iſt, wird in dem 
gleich folgenden Abſchnitt (Obli⸗ 


gationenrecht) feſtgeſtellt werden 


6 374. D.). 
(h) Diefelbe Entſcheidung ge⸗ 
ben Meier p. 39 — 41. Meißner 


dom ſtillſchweigenden Pfandrecht 


8 23. 24, aber aus einem Grunde, 
den ich nicht als richtig anerfenne. 


Das Recht des Wohnfitzes, ale 


ſolches, ſoll entſcheiden, gerade wie 
bei Fragen des Erbrechts, weil 
hier das ideale Vermögen, die 
universitas, Gegenſtand ber Ber: 
pfünbung jey. 
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erzeugen. Es untericheidet ferner unbewegliche und beweg- 
liche Sachen. Bei den unbeweglichen entfteht das dingliche 
Recht nur durch die Eintragung In das Hypothekenbuch (i). 
Ein Vertrag über die Eintragung eines beftimmten Grund» 
ſtücks ift ein Titel, auf deſſen Grund die Eintragung jelbft 
gefordert werden Kann; ein allgemeiner Yfandvertrag über 
das ganze Bermögen giebt einen ſolchen Anſpruch für ein- 
zelne Grundftüde nicht (k). — An beweglihen Sachen ent- 
fteht ein dingliches Pfandrecht nur durch bie Webergabe .(I); 
ein Bertrag über die Verpfändung beftimmter einzelner 
Sachen ift ein Titel zum Anſpruch auf diefe Mebergabe (m). 

Wenn nun in einem Lande, worin das Roͤmiſche Recht 
gilt, eine DVerpfändung durch Vertrag dusdrüdlich oder 
ftillfchweigend vorgenommen wird, fo kann diefe an den in 
Preußen befindlihen Sachen des Schuldners Tem Pfand- 
recht erzeugen. Sie kann hoͤchſtens als Titel gelten, um 
an jenen Sachen die Beftellung eines Pfandrechts (durch 
Sintragung oder Webergabe) zn fordert, und auch das nur 
unter den fo eben angegebenen befonderen Bedingungen 
(Noten k. m.). — Wird aber umgefehrt in Preußen ein 
Pfandvertrag über einzelne Saden oder über ein ganzes 
Bermögen gefhloffen, und hat der Schuldner Vermögens» 


(i) AU.UR.I 20 $411.412. trag giebt biefen Anſpruch nur in 


(k) Ebendaſ. $ 402. 403. ber befonderen Fallen, worin auch 
(1) Ebendaf. $ 111. eine Cautionsteiſtung gefordert 
(m) &bendaf. $ 109. 110. — werden kann. Ebendaſ. $ 112. 


Ein allgemeiner Berpfändungsver- _ 
13 * 
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ftüde, die. in einem Lande des Römiſchen Rechts liegen, jo 
ift fein Hinderniß vorhanden, dieſe Bermögenzftüde als 
gültig ‚verpfändet zu behandeln, da das Roöͤmiſche Recht Die 
Berpfändung durch Vertrag. weder von einem beftimmten 
Ort des geſchloſſenen Vertrags, noch von einem beſtimmten 
Wohnſitz des Verpfänderd abhängig macht. Es kann und 
muB aljo hier die lex rei sitae ungeftört zur. Anwendung 
kommen (n). | 

Nur folgender Fall bleibt dabei I nad zu erwägen übrig 
Wenn in einem Lande des Römiſchen Rechts eine beweg— 
liche Sache durch Vertrag, ſey es ausdruͤcklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend, gültigerweife verpfändet, Die Sache aber nach— 
her nad) Preußen gebracht wird; wirkt nun dad Pfandrecht 
fort, jo daß die Sache aud) bier. mit einer Klage gegen 
jeden Befiger (ſey e8 ber Schuldner oder ein Dritter) ver- 
folgt, und eben fo von dem Pfanbbereshtigten, wenn dieſer 
durch Zufall, ohne Uebergabe, ben Befig erlangt, veräußert 
werden Tann? Man möchte geneigt jeyn,. bieje Frage gu 
bejahen, weil ſcheinbar das einmal erworbene Recht durch 


(n) Eine buchftäbfiche Anwen- 
bung bes Allg. Landvechts Einl. 


$ 28 würde dahin führen, daß ein 


Berliner in Stralfund (mo Rö- 


miſches Recht gilt) feine bewegliche 
Sache nicht durch bloßen Vertrag 
verpfänden lönnte, fo daß diefe Ber- 
pfändung in Stralſund wirkſam 
wäre (8 366. h). Die MWiderfinnig- 
keit diefer Behauptung wird befon- 


berg einleuchteud, wenn man den 


14 


Fall umgekehrt denkt. Denn fo müßte 
auch der Stralfunder feine beweg- 
liche Sache durch blaßen Bertrag 
in’ Berlin bergeftalt verpfänden 
fönnen, daß die Verpfändung in 
Berlin wirkſam wäre. Diefe legte 
Behauptumg wird ſchwerlich irgend 
einen Vertheidiger finden, -und 
doch folgt auch fie aus der völlig 


buchftäblichen Anwendung, des iu 


. I, B 
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die Veränderung des Orts feine Kraft nidht verlieren 
fann. 

Dennoch glaube ih, die Frage verneinen zu müſ—⸗ 
fen. Es ift nämlih in einem folden Kal nicht von 
einem und demjelben Pfandrecht die Rede, das nur in 
mehreren Ländern auf verfchiedene Weile erworben werden 
möchte, etwa jo, wie das Eigenthum bier durch Tradition, 
dort durch bloßen Bertrag erworben wird, und dennoch 
überall gleihmäßig anerfannt, als Eigenthum wirkt. 
Vielmehr ift das Pfandrecht durch bloben Vertrag ein 
ganz anderes Rechtsinſtitut, als das, weldes nur durch 
Mebergabe begründet werden Tann, und beide haben nur 
den Namen und den allgemeinen Zweck mit einander ge⸗ 
mein. Wenn daher die oben erwähnte bewegliche Sache in 
das Gebiet der Preußifchen Gefeggebung hereingebradjt 
wird, und bier das anderwärts durch bloßen Bertrag bes 
gründete Pfandrecht geltend gemacht werben foll, fo beruft 
fi) der angebliche Pfandgläubiger auf ein im Preußiſchen 
Staat nicht anerkanntes Rechtsinftitut und ein foldyes Ver⸗ 
fahren ift ſchon oben als unzuläfftg nachgewieſen wor- 
den (0). Dagegen kann umgekehrt der Pfandgläubiger, 


(0) ©. o. 8.349. B. — Die Recht, weldhes Hierin mit dem 
ſelbe Meinung wird vertheibigt in Preußifchen übereinflinmt. Cr 
den Ergänzungen zum A. L. R. giebt als Grund an, daß das Ge⸗ 
von Gräff u.ſ. w. 8.1 S. 116. fe bier das Pfandrecht an Mo- 
— Ehen fo aud von Wächter bilien in Entſtehung und im 
I. ©. 386. 388. 389, in Beier Fortbeſtehen nur in der Form 
Hung auf das Wiürttembergiiche bes Fauſtpfandes anerfenne. Dieſe 
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welchem in Preußen eine bewegliche Sache durch Uebergabe 
verpfändet worden tft, fein Recht auch in einem Lande des 
Römiſchen Rechts geltend machen, da er alle Bedingungen 
in fi) vereinigt, die hier zu einem wirkſamen Pfandrechte 
erforbert werben. | nn . 

Die Rangordnung mehrerer an derfelben Sadje begrün- 
deter Pfandrechte iſt nach der lex rei sitae zu beurtheilen. 
Diefe Rangordnung Tann beſonders auch im Concurfe zur 
Sprade fommen, und von diefem Falle wird noch unten 
gehandelt werden ($ 374). | 

5. Was bier von ben dem Römifchen Recht angehö- 
renden, und ben ihnen durch neuere Geſetzgebung nad)- 
gebildeten dinglichen Rechten gefagt worden ift, muß eben fo 
von den rein germaniſchen gelten. Das Recht an Lehen 
und Fideicommiſſen iſt ſtets ein Recht an beſtimmten Grund—⸗ 
ſtücken, und wird alſo beherrſcht von dem Geſetz des Ortes, 
an welchem die Grundſtücke liegen. | 


Im Laufe diefer Unterſuchung über das Geſetz, welchem 
die dinglihen Rechte unterwerfen find, babe ich an jedem 
gehörigen Orte fogleich die oben ($ 344e.) vorbehaltene 
Frage eingefchaltet, inwiefern dad anwendbare Gefeh durch 


Begründung ift weſentlich diefelbe, in der Ausdrucksweiſe davon ver⸗ 
wie die don mir verfuchte, und nur ſchieden. 
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eine Beränderung in bem Aufenthalt der beweglichen Sache, 
die den Gegenftand eines dinglichen Rechts bildet, fo oder 
anders beftimmt werben mülle. 


Der Beſitz gehört zwar nit unter die dinglichen 
Rechte, jedoh wird an der gegenwärtigen Stelle, neben 
den dinglihen Rechten, die Frage nach dem auf den Befitz 
anmwendbaren örtlichen Recht zwedmäßiger, ald an irgend 
einer anderen Stelle, behandelt werden können. 

Der Befig felbft ift, feiner Natur nad, ein rein thats 
ſächliches Verhältnis (p), und als foldhes kann er nur dem 
örtlihen Recht der gelegenen Sache unterworfen ſeyn, er 
mag ſich auf bewegliche oder unbewegliche Sachen beziehen. 
Nach dieſem Recht allein alſo iſt die Frage nach dem Er⸗ 
werb und Verluſt irgend eines Beſitzes, alſo nach dem 
Daſeyn deſſelben, zu entſcheiden, ohne Unterſchied, um wel⸗ 
ches Zweckes und Erfolges Willen dieſe Frage irgendwo 
aufgeworfen werden möge. An den Beſitz aber fnüpfen ſich 
zwei rechtliche Folgen, die Ujucapton und die poſſeſſoriſchen 
Snterdiete. Die.erfte hat gar feine felbftitändige Natur, 
fällt vielmehr mit dem Eigenthum zufammen und gehört 
mit dieſem zur lex rei sitae ($ 367 Num. 5). — Die 
poſſeſſoriſchen Interdiete, ald die zweite Folge des Befipes, 
gehören unter Die obligationes ex delicto (q), ftehen alfo 


(p) Savigny Recht d. Beſitzes $ 5. 
ig) Sapigny a. a. O. $ 6. 37 
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unter dem: örtlichen Rechte des Gerichts, vor welchem ber 
Rechtöftreit geführt wird (r). Indeſſen ft dieſer Satz von weit 
geringerer Crheblichkeit, ald man ihm anf den erften Blid 
zujchreiben möchte. Cr betrifft nämlid nur das eigentlich 
„ belictartige Element in den Beligflagen, alfo ihre Straf- 
natur, welches der bei weiten geringere Beltandtheil ihres 
juriftiichen Gebaltes ift. Der weit wichtigere Beſtandtheil, 
die Frage nad) dem Dafeyn und der Anerkennung des Be- 
figes, ift aber von jedem Richter, wie fo eben bemerft 
wurde, lediglich nach der lex rei sitae zu entfcheiben. 


8. .369. | 
I. Obligationenrecht. Einleitung. 


. Bei den Obligationen, wie bei den dinglichen Rechten, - 
tritt die Perfon aus ihrer abftracten Perjönlichleit heraus 
in das Örtliche Rechtögebiet eined einzelnen Nechtöverhält- 
nifjes ($ 345. 360. 366). Auch bier alſo haben wir die 
ſtets wiederkehrende Frage zu beantworten, wo der wahre 
Sip jeder Obligation ift, an welchem. Drt im Raum.fie ihre 
Heimath bat. Denn aud diefem Si der Obligation, aus 
dieſer ihrer Heimath, werden wir zugleich den beſonderen 


(r) ©. u. 8 374. C. Dieſes Nov. 69. C.1. Es kann aber auch 
kann mun allerdings das forum das davon’ vielleicht verfchiedene 
rei sitae feyn, welches unftreitig . forum domicilü feyn, indem diefes 
für die Befigflagen ftets begründet mit jenem electiv concurrirt (8371 
if. Z. un. C. ubi de poss. (3.156), Note n. und p.). 
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Gerichtäftand derfelben, fo wie das ärtlihe Recht erfennen, 
nad) welchem fie zu beurtbeilen ft. 

Die Beantwortung diefer Frage ift gerade bei den Obli— 
gationen aus folgenden Gründen, mehr als anderwaͤrts, 
ſchwierig und zweifelhaft. 

Erſtlich hat die Obligation einen Gegenſtand von un—⸗ 
fichtbarer Natur, in Vergleichung mit dem dinglichen Recht, 
welches an einem ſinnlich wahrnehmbaren Gegenſtand, einer 
Sache, haftet. Wir müffen uns alſo jenes Unſichtbare in 
der Obligation erft zu verkörpern juchen. 

Ferner bezieht fich jede Obligation weſentlich auf zwei 
verjchiedene Perfonen; in der eimen erfcheint fie als erweiterte 
Sreiheit, ald Herrihaft über einen fremden Willen: in der 
anderen als bejchränfte Freiheit, als Abhängigkeit von 
einem fremden Willen (a). Nach welchem diefer beiden, 
zwar eng verbundenen, dennoch verſchiedenen, Verhältniffe 
follen wir nun den Sig der Obligation beftimmen? — Ohne 
Zweifel nad dem Berbältnib des Schuldners, da die in 
der Perfon des Schuldners vorhandene Rothwendigkeit 
. einer Handlung das eigentliche Weſen der Obligation aus- 
macht. Diefe Annahme wird beftätigt durch den unbeftrit- 
tenen großen Einfluß des Orts der Erfüllung auf den 
Gerichtöftand, inden die Erfüllung vorzugsweiſe in einer 
Thätigfeit des Schuldners befteht, neben welcher eine Thä- 
tigkeit des Glänbigers entweder gar nicht, oder doch nur 


(a) S. 0. B. 18 56. 
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in untergeordneter, mitwirkender Weile vorkommt. Kerner 
durch den inneren Zufammenbang des örtlichen Rechts mit 
dem Gerichtöftand, welcher letzte ſtets auf die Perſon des 
Bellagten, bier alſo des Schuldners, ſich bezieht. 
Endlich entfteht nody eine Schwierigkeit aus der Gegen» 
- feitigfeit, welche, wenn auch nicht bei allen, doch bei vielen 
Obligationen vorkommt. Wo dieſe vorhanden iſt, da iſt 
jede der beiden Perſonen als Schuldner anzuſehen, nur in 
Beziehung auf verſchiedene Handlungen, weshalb die ſo 
eben aufgeſtellte Regel der überwiegenden Berückſichtigung 
bes Schuldners nicht mehr auszureichen ſcheint. Allein in 
jeder gegenfeitigen Obligation laſſen ſich die beiden getrenn- 
ten Schuldverhältniffe ſtets als getrennte behandeln, ſo daß 
und auch hier Nichts hindert, für jede der beiden, durch 
diefe Trennung, entftehenden Hälften, den Gerichtöftand und 
das örtlihe Recht nad) der Perſon des Schuldners zu bes 
ſtimmen. Ja fogar ift dieſe abjondernde Auffaflung als 
die urfprängliche und natürlice anzufeben, die zujammen- 
faflende Behandlung und Bezeichnung als eine abgeleitete 
und fünftliche, welche jedoch in der innigen Verbindung der 
beiden Obligationen ihre Rechtfertigung findet. Die Rich— 
tigfeit der bier aufgeltellten Anficht wird beftätigt Durch die 
bei den Römern jehr gewöhnliche Abjchließung eines Kauf- 
vertraged u. |. w. durch zwei getrennte Stipulationen (b). 
(b) Es ſoll dabei nicht geleugnet der Hälften einer zweifeitigen Obli⸗ 


werden, daß in manden Fällen gation, namentlich in Beziehung 
diefe abjondernde Behandlung bei- anf das örtliche Recht, Zweifel und 
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Bei den Obligatiouen finden wir wieder den. Ichon öfter 
beroorgehobenen Zujammenbaug zwiſchen dem Gerichtöftand 
und dem Hecht. ($ 360. Num. 1). Derjelbe zeigt ſich aber 
bier wichtiger und einflußreidher, als anderwärts, weil im 
Römifchen Recht der für die Obligationen- geltemde befon- 
dere Gerichtöftand forgfältig ausgebildet erſcheint, amftatt 
dab das örtliche Recht fat gar nicht erwähnt wird. Den- 
noch paſſen die den Gerichtsſtand beftimmenden Gründe 
durdaus auch auf das örtliche Recht, indem Beides auf 
dem gleichmäßigen Gehorfan gegen veridiedene Zweige der 
örtlichen öffentlihen Zuftände beruht. Wir können daher 
aus den Beftimmungen des Romiſchen Rechts über den 
Gerichtsſtand der Obligationen mit Sicherheit abnehnien, 
in welchem Sinne das örtliche Recht der Obligationen auf- 
zufaſſen ift. 

Der ſpecielle Gerichtöftand, wie das örtlide Recht der 
Obligationen, beruht auf einer freiwilligen Unterwerfung 
($ 360. Num. 2), die. in den meiften Fällen nicht ausdrüd: 
li erflärt wird, fondern nur aus den Umitänden zu 
Schließen ift, eben deshalb aber auch durch eine entgegen- 
geſetzte ausdrückliche Erflärung auögefchloffen wird (c). Die 
Umftände aljo, unter welchen eine Obligation entftebt, kön⸗ 


Berwidelimgen mit fi führen hauptet. Bgl. Wächter U. ©. 45. 
kaun. Grundſätzlich aber ift fie (c) L. 19 $2 de jud. (5. 1) 
darum nicht weniger rihtig, und „ .. nisi alio loci, ut defen- 
fie wird auch von Anderen fir deret, convenit“ ... 

mehrere Fälle der Anwendung be- 
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nen vft in Anderen eine beſtimmte wohlbegründete Erwar⸗ 
tung erregen, und diefe Erwartung foll dann auch nicht 
getäuſcht werden. Das iſt' ber Geſichtspunkt, von welchem 
aus ſowohl der Gerichtsſtand der Obligationen, als das 
"örtliche Recht derſelben, aufgefaßt werden muß. 
Freiwillige Unterwerfung ift nun auch der Grund des 
prorogirten &erichtäftandes, und daher ift eine Verwandt⸗ 
fchaft zwifchen diefem und dem Gerichtsſtand der Obliga- 
tionen unzweifelhaft, obgleich dieſer letzte eine mehr obiective, 
der prorogirte eine mehr ſubjective Natur bat, die Rückficht 
auf ein beſtimmtes Gericht, oft auch auf beſtimmte Gerichts⸗ 
perſonen. Den Gerichtsſtand der Obligation als eine reine 
Anwendung des prorogirten, als einen einzelnen Fall deſſel⸗ 
ben, aufzufaſſen, iſt wohl nicht gerechtfertigt (d). Das 
eigentliche Intereſſe diefer Trage möchte etwa darin befte- 
ben, dat ed nach Romiſchem Necht zweifelhaft ift, ob die 
Prorogation fireng bindet (e). Der Gerichtäftand der 


(d) Ueber diefe Frage wird 


geſtritten zwiſchen Bethmann- 
Hollweg Verſuche S. 20-27 
S. 50 und Linde Abhandlungen 
B. 2 S. 75 fg. Der letzte aber 
irrt offenbar darin, daß er bei den 
Obligationen nicht blos den Aus⸗ 
druck bes prorogirten Gerichts⸗ 
ſtandes verwirft, ſondern ſeſbſt die 
freiwillige Unterwerfung alsRechts⸗ 
grund. — Die Hauptſftellen über 
den prorogirten Gerichtsſtand find: 
L.1, L.? pr. $ 1 de jud. (5.1), 


L. 15 de jurisdiet. (2.1), Z.1C. 
de jurisdiet. (3. 13). 
le) Nah L. 29 C. de pact. 


(2. 3) ſcheint fie bindend, nad) 


L. 18 de jurisdict. (2. 1) wiber- 
ruflich. Die legte Stelle fett wohl 
ein nudum pactum voraus, fo 
daß die Stipulation allerdings 
bindend war,, und eben fo das 
pactum adjectum neben einem 
b. f. contractus (Caro de re 
rust. 149). Bgl. auch Holl- 
weg Verſuche S. 12. 
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Dbligation dagegen ift ganz gewiß bindend für den Beklag⸗ 
ten, und eben jo gewiß nicht bindend für den Kläger, ber 
zwiſchen dieſem fpecielen Gerichtäftand und dem forum 
domieilii des Dellagten freie Wahl bat (f). 


8. 370. 
nl. Odligationenredt. Gerichtsftand der Obligation. 


Schriftſteller. 

Linde Archio für civiliſtiſche Praxis Band 7. S. 59—79 
(1824). 
Abhandlungen B. 2. S. 75—121 (1829), 

v. Bethbmann vollweg Verſuche Num. I. ©. 1—77 
(1827). 

Mühlenbrud Ardiv B. 19. ©. 337—384 (1836). 

Albredt Programm über das Motiv des forum con- 
tractus. Würzburg 1845. 


Es find oben drei im ſech zuſammenhängende Fragen auf⸗ 
geworfen worden ($ 369): Wo iſt der Sitz einer Obliga⸗ 
tion? Wo ift der beiomdere Berichtäftand derjelben? Wo iſt 


(f) Bgl. unten $ 871. Der und die Execution erleichtert. wer⸗ 
Grund des ſpeciellen Gerichtsſtan- den, wielleicht auch die Prozeßfüh⸗ 
des der Obligationen ift alfo gewiß rung ſelbſt, indem er dadurch oft 
nit bie. Begünfiigung des Be⸗ am dem eigenen Wohnſitz klagen 
Magten (wie Linde annimmt, kann, nicht blos au dem bes Be⸗ 
Ardiv VII. ©. 67), ſondern des —* 

Klägers. Digſem ſoll der Beweje 
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nen oft in Anderen eine beftiiiimte wohlbegründete Erwar: 
tung erregen, und diefe Erwartung foll dann auch nicht 
getänfcht werben. Das iſt der Geſichtspunkt, von welchem 
aus ſowohl der Gerichtsftand der Obligationen, als das 
"örtliche Redyt derfelben, aufgefaßt werden: muß. 
Freiwillige Unterwerfung tft nun auch der Grund des 
prorogirten &erichtäftandes, und daher iſt eine Verwandt⸗ 
ſchaft zwiſchen diefem und dem Gerichtsſtand der Obliga- 
tionen unzweifelhaft, obgleich diefer legte eine mehr obiective, 
der prorogirte eine mehr fubjectioe Natur hat, die Rückſicht 
auf ein beftimmtes Gericht, oft auch auf beftimmte Gerichts- 
perfonen. Den Gerihtäftand der Obligation ald eine reine 
Anwendung des prorogirten; als einen einzelnen Fall deffel- 
ben, aufzufaffen, ift wohl nicht gerechtfertigt (d).” Das 
eigentliche Intereſſe diefer Trage möchte etwa darin befte- 
ben, daß es nach Römiſchem Necht zweifelhaft ift, ob die 
Prorogation fireng bindet (e). Der Gerichtäftand der 


(d) Ueber dieſe Frage wird. 


geſtritten zwiſchen Bethmaun- 
Hollweg Verſuche S. 20-27 
S. 50 und Linde Abhandlungen 
8.26.75 fg. Der letzte aber 
irrt offenbar darin, daß er bei den 
Obligationen nicht blog den Aus- 
brud des prorogirten Gerichts⸗ 
flandes verwirft, fondern ſeſbſt die 
freiwilligeinterwerfung alsRechts⸗ 
grund. — Die Hauptftellen über 
den prorogirten Gerichtsſtand find: 
L.1, L.? pr. $ 1 de’ jud. (5.1), 


L. 15 de jurisdiet. (2.1), Z.1C. 
de jurisdict. (3. 13). 
te) Nah L. 29 C. de pact. 


(2. 3) ſcheint fie bindend, nad) 


L. 18 de jurisdiet. (2. 1) wider- 
ruflich. Die letzte Stelle ſetzt wohl 
ein nudum pactum voraus, fo 
daß die Stipulation allerdings 
bindend war,, und eben fo das 
pactum adjectum neben einem 
b. f. contractus (Caro de re 
rust. 149). Bgl. auch Holl— 
weg Berfude ©. 12. 
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Obligation dagegen iſt ganz gewiß bindend für den Beklag⸗ 
ten, und: eben fo gewiß nicht bindend für den Kläger, der 
zwilchen diefem ſpeciellen Gerichtöftand und dem forum 
domieilii ded Beklagten freie Wahl bat (f). 


4. 370. 


II. Obligationenrecht. 
Schriftſteller. 


Gerichtoſtand der Obligation. 


Linde Archiv für ciorliftifche Praris Band 7. S. 59—79 


(1824). 


Abhandlungen B.2. S. 75—121 (1829), 
v. Bethbmann Hollmweg Berfuhe Num. I. S. 1-77 


(1827). 


Mühlenbruch Ardiv B. 19. S. 337—384 (1836). 
Albredt Programm über dad Motiv ded forum con- 
tractus. Würzburg 1845. 


Es find oben drei im fh zufammenhängende Fragen auf 
geworfen worden ($. 869): Wo ift der Sig einer Dbliga« 
tion? Wo ift der beſondere Berichtöftand derjelben? Wo iſt 


ff) Bgl. unten $ 871. Der 
Grund bes ſpeciellen Gerichtsſtan⸗ 
des der Obligationen iſt alſo gewiß 
nicht bie. Begünſtigung bes Be⸗ 
klagten (wie Linde annimmt, 


Ardiv VII. ©. 67), ſondern des 


Klägers. Dieſem fol der Bemeis, 


und die Erecution erleichtert. wer- 
ben, vielleicht auch die Prozeßfüh⸗ 
rung felbft, indem er dadurch oft 
an dem eigenen Wohnſitz Tagen 
kann, nicht blos au dem des Be- 
Hogten. ' 





\ 


206 Buch FIR. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Oertliche Gränzen. 
das örtliche Recht aufzufuchen, welches anf fie angewendet 
werben muß? Die erfte diefer drei Fragen bat eine theo⸗ 
retiſche Ratur und dient bloß als Grundlage für die rich 
tige Beantwortung der beiden anderen, weshalb fie mit 
der zweiten Frage ſogleich zufammen gefaßt werden ann. 
Diefe zweite, den Gerichtöftand ber Obligation betreffende, 
Frage bat im Römischen Recht: zu einer. Reihe von praß 
tiſchen, ſehr in das Einzelne gehenden Entjcheidungen ge 
führt, weshalb die Meinungsverſchiedenheiten unſrer Schrift⸗ 
ſteller weniger den Inhalt der Rechtsregeln, als deren An⸗ 
ordnung und Begruͤndung betreffen, alſo eine mehr theore⸗ 
tiſche, als praktiſche Natur haben. | 

Der befondere Gerichtäftand der Obligation (zuſammen⸗ 
fallend. mit ‚dem wahren Sig ber Obligation) beruht auf 
freier Unterwerfung: der Parteien, die jedoch meiſt nicht in 
einer ausdrücklichen, ſondern in einer ſtillſchweigenden Wil⸗ 
lenserklärung liegt, und daher ſtets durch eine entgegen⸗ 
geſetzte ausdruͤckliche Erklaͤrung ausgeſchloſſen wird ($ 369). 
Wir haben alſo zu erforſchen, anf welchen Ort die Erwar⸗ 
tung der Parteien gerichtet war, welchen Ort fie ſich ala 
den Sit der Obligation gedacht haben? An Ddiefem Ort 
haben wir ben befonderen Gerichtöftand der Obligation, 
vermöge freier. Unterwerfung, anzunehmen. Da aber die 
Obligation an ſich, als Rechtsverhältniß, ein unkoͤrperliches, 
nicht räumliches Dajeyn hat, ſo můſſen wir in dem natuͤr⸗ 
lichen Entwickelungsgang derſelben ſichtbare Erſcheinungen 
aufſuchen, an welche wir das unſichtbare Weſen der Obli⸗ 
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gation anknüpfen lönnen, um ihr gleichſam einen Körper 
zu verſchaffen. 

Nun finden wir in jeder Obligation vorherrſchend und 
gleichfoͤrmig zwei ſolche fichtbare Erſcheinungen, die wir 
als leitend ansehen könnten. Jede Obligation entfteht näm- 
lich ans fihtbaren Thatſachen: jede Obfigation wird aber 
auch erfüllt durch fichtbare Thatſachen; beide müſſen an 
irgend einem Orte vorfommen. Wir können daher entwe⸗ 
der den Entſtehungsgrund der Obligation, ober die 
Erfüllung derfelben, als Anhalt wählen, um darauf den 
Sitz der Obligation, fo wie den befonderen Gerichtsſtand 
derfelben, zu beitimmen; entweder den Anfang oder das 
Ende der Obligation. Welchem von beiden Punkten wer» 
den wir nadı allgemeiner Betrachtung den Vorzug zu geben 
haben ? 

Nicht dem Entftehungsgrund. Diefer ift an fi zus. 
fällig, vorübergehend, dem Weſen der Obligation und ihrer 
ferneren Entwidelung und Wirkſamkeit fremd: Sollte dem 
Ort, wo die Dbligation. entftand, in den Augen der Par⸗ 
teien eine bleibende, in die Zukunft bin wirkende, Wichtig⸗ 
keit zugeſchrieben werden, fo könnte Diefes gewiß nicht aus 
dem &ntftehungsgrund an fich hervorgehen, jondern nur 
ans der Verbindung deſſelben mit Aufßeren, ihm ſelbſt fremd» 
artigen Umfländen, durch welche eine beſtimmte Erwartung 
der Parteien gerade anf dieſen Ort gerichtet werden 
möchte. 
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Ganz anders verhält es fich mit der Erfüllung, die mit 
dem eigenften Wejen der Obligation zufammen fällt. Denn 
die Obligation ‚befteht ‚eben darin, daß irgend Etwas, das 
früher im der Willkür einer Perfon ftand, in ein Rotbwen- 
diges, das bisher Ungewilfe in ein Gewiſſes, verwandelt 
wird, umd dieſes notwendig und gewiß Gewordene ift ge- 
rade die Erfüllung. Auf dieſe alfo ift die ganze Erwar⸗ 
tung der Parteien gerichtet, und es liegt daher im. Weſen 
der Obligation, daB der Drt der Erfüllnug als Sig ber 
DObligation gedacht, dab an. diefen Ort der befondere Ge- 
richtäftand ber Obligation durch freie Unterwerfung verlegt 
werde. — Bevor aber dieſer Gedanke im Einzelnen durch⸗ 
geführt wird, ſcheint es räthlich, einen. vorläufigen Blick 
auf die unter den neueren Schriftſtellern vorherrſchenden 
Auffaſſuugen der hier vorliegenden Frage zu werfen. 
Die meiſten Schriftiteller ‚haben von jeher dem beſon⸗ 
deren Gerichtsſtand der Obligation an den Ort geſetzt, 
an welchem die Obligation entitanden if. Da nun bie 
meiſten Obligationen aus Verträgen entitehen, jo ſollte 
der Ort, an welchem der. Vertrag geichlaffen wurde, be⸗ 
ftimmend feyn für den Gerihtsftand, ‚und daraus erflärf 
fih. der -jehr allgemein verbreitete, keinesweges ‚quellen 
mäßige, Kunftansdrud forum contractus -für den bejande- 
ven Gerichtsſtaud der Obligationen. — Die Erllärung und 
Icheinbare, Rechtfertigung dieſer Lehre liegt in einigen Haupt⸗ 
ftellen des Römischen Rechts, in welchen durch ungründe 
liche Auslegung das wahre Verhältniß der Regel zur Aus⸗ 
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nahme, des Mittelpunftes zu den untergeorbnieten Beſtim⸗ 
mungen, verkannt und verjchoben wurde. Die praktischen 
Irrthümer, wozu jener Grundjag führen fonnte, wurden 
nun eben abgemendet durch eine Reihe beigefügter Ausnah- 
men, die aber den Grundſatz felbft großentheild in bloßen 
Schein auflöften (a). — Nah der oben aufgeftellten An- 
fiht müflen wir diefe Lehre im Ganzen verwerfen, weil 
fie eines inneren Grundes, der nur aus dem Wefen der 
Obligation entnommen werden könnte, völlig ermangelt. 
Bas aber an partieller Wahrheit in ihr enthalten ift, wird 
in der unten folgenden Lehre feine wahre Stellung finden, 
und nad Gebühr anerfannt werden. 

Andere Schriftfteller dagegen haben in neuerer Zeit je- 
nen Grundſatz aufgegeben, und den Gerichtöftand der Obli- 
gation vielmehr an den Erfüllungsort anzuknüpfen verfucht. 
Mit diefer Grundlage habe ich mich bereits im Allgemeinen 
einverftanden erflärt. Der richtige Erfolg dieſes Verfah⸗ 
rend hängt aber ab von der Art, wie der Erfüllungsort 
feftgeftellt werden fol. Diefes kann zunächſt geſchehen 


(a) Bgl oben B. 1 Borrede 
©. XLV. — Jene Stellen find: 
L. 3 de reb. auct. jud. (42. 5), 


L.21 de O. ei A. (44. T),-vor- . 


züglich aber L. 19 8 2 de jud. 

(5. 1), weche allerdings auf ben 

erften Blick jo ausfieht, als wolle 

fie jo, wie es von ben Neueren 

zu gefchehen pflegt, Regel und 

Ausuahme neben einander ftellen, 
vo 


anſtatt daß fie in ber That nur 
verfuchsmeife einen ſcheinbar allge- 
meinen Sat an die Spite ftellt, 
dann aber durch Hinzugefügte Be⸗ 


ſchränkungen den Leer dahin führt, 


bie wahre Regel, bie fie nicht un- 
mittelbar ausipricht, dur Ab⸗ 
firaction zu finden; ganz wie «8 
der Methode der alten Juriſten 
angemeſſen ift. 

14 
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durch den für diefe befondere Obligation ausgefprochenen 
-Willen. der Parteien. Daß nun an einem foldhen Ort der 
Gerichtsſtand der Obligation anzunehmen ſey, ift niemals 
bezweifelt worden. Allein der bier vorausgeſetzte Fall ft 
gerade der feltnere, und es bleibt daher für die meiften 
Fälle zu unterfuhhen übrig, weldyer Drt in Crinangelung 
eines folchen bejonderen ausgeiprochenen Willens -als Er- 
füllungsort, und (an diefen anfnüpfend) zugleich als befon- 
derer Gerichtäftand der Obligation angenommen werden foll. 
Hierüber wird von manchen Sähriftftellern folgender 
Grundfatz aufgeftellt: In Ermangelung des Privatwillens 
entfcheidet das Geſetz. Für jebe Obligation alfo giebt eö 
ftet8 einen feft beftimmten Erfuͤllungsort; dieſer beruht ent- 
weder auf dem bejonderen Willen der Parteien, oder, in 
befien Ermangelung, auf der Vorſchrift des Geſetzes. Der 
eine wie der andere beftimmt zugleich ben befonderen &e- 
richtsftand der Obligation. | 
3Ish halte dieſe Lehre für völlig berwerfüch, will aber 
die Widerlegung derſelben erſt verſuchen, nachdem ich eine 
andere durchgeführt haben werde. Dieſe läßt ſich in we- 
nigen Worten jo ausbrüden: 
Der Erfülungdort wird ſtets beſtimmt durch den 
befonderen Willen der Parteien; dieſer kann aber 
entweder ausdrücklich erklärt werden, oder 
ftilifhweigend; im -beiden Källen beftimmt 
er zugleich den befonderen Gerichtsftand der 
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Dbligation, der. alſo ſtets auf freier Unterwerfung 
beruht ($ 369) (b). 

Die hier angedeutete Lehre alfo unterfcheitet ſich von 
ber vorher angegebenen und verworfenen darin, dab an die 
Stelle des geſetzlich beftimmten Grfüllungsortes der 
dur Hillihweigende Uebereinkunft beftimmte ges 
ſeht wird. 

Ih gehe nun zur genaueren Darftellung der Lehre 
über. 

I. Der erfie mögliche Zall, den wir zu berüdfichtigen 
haben, jest voraus den an ſich zufälligen Umftand, daß der 
bejondere Wille der Parteien einen Ort der Erfüllung feft- 
geftellt hat. Dieſes kann etwa dadurch geichehen, daß ber 
Vertrag, worin die Auszahlung einer Geldſumme ver- 
ſprochen wird, zugleid die Stadt geradezu benennt, worin 
diefe Handlung vorgenommen werden fol. Daß nun in 
einem ſolchen al Diefer Ort als der bejondere Ge⸗ 
richtöftand der Ooligation gelten fol, ift in unfern Rechts⸗ 
quellen jo beutlih und zugleih fo vielfältig gejagt (c), 


(b) Wefentih ſtimmt damit (6) 


überein Albredt ©. 18—37, 
befien Ausführung ich ganz als 
richtig anerkenne. Er geht aber 
in bem. fpädesen Theil feier. Ab⸗ 
handiung (©. 23-85) wieder in 
die oben erwähnte irrige Lehre 
über, wovon noch unten Die. Rebe 
feyn wird (Note aa). 


c) L.19 84 de yjud. (5. I), 
L. 1.2.8 dereb. auct. fud. (42.5), 
L.21 de O. et A. (44. 7) „con- 
hramisse . . . in 60 1000 intelli- 
gitur“, C. IT X de foro comp. 
(2. 2), — 88 gehört dahin auch 


L. 1 de eo quod certo loco 

(18. 4). Denn indem diefe Stelle 

fagt, daß eigentlich (d. h. abgefehen 
14 * 
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daß darüber zu einer Zeit ein Zweifel erhoben wor- 
den ift (d). 

Jedoch würde man dieſen Ball in: zu enge Bränzen ein- 
{chließen, wenn man ihn auf die Geſtalt beſchtaͤnken wollte, 
die fo eben an einem Beiſpiel anſchaulich gemacht worden 
ift. Um Diefes Mar zu machen, iſt es nöthig, den natür- 
lichen Unterfchied unter den Handlungen hervor zu beben, 
die als Gegenftände von Obligationen vorfommen können. 
Einige diefer Handlungen, und zwar die meiften, find fo 
beſchaffen, daB fie an jedem Orte vorgenommen werben 
fönnen. Dahin gehören perfönliche Dienftleiftungen, ferner 
die Bearbeitung beweglicher Sachen, eben jo die Befik- 
übertragung bemeglicher Sachen, insbeföndere die Zahlung 
son baatem Gelde. Für diefe Handlungen nun kann ein 
beftimmter Erfüllungsort nur in der oben beiſpielsweiſe be⸗ 
merkten Geftalt feftgeftellt werden, nämlich durch wörtliche 
Bezeichnung des Ortes, wo fie gefihehen follen. — Andere 


von der actio abitraria) an 
feinem anderen, als bem be- 
dungenen Erfüllungsort geflagt 
werden könne, liegt darin gewiß 
vor. Allem die. Regel, daß an 
dieſem Ort die Klage zuläffig - ft. 
: (d) Manche haben den wahren 
Geſichtopunkt verbunfelt, indem fie 
diefen Fall als forum solutionis 
bezeichnet, und dadurch ala weſent⸗ 
Lich verfchieden von ben folgenden 
Fällen wit . Unrecht angegeben 
haben. Andere haben biefe ver⸗ 


meintliche Verſchiedenheit bis zu 


dem praktiſchen Irrthum getrieben, 
neben dieſem Gerichtsſtand gleich⸗ 
zeitig ein zweites forum contrac- 


tus am Det des geſchloſſenen Ber- 
trages anzunehmen. So Linde 


Abhandl. U. S. 112—114.. (Bgl. 
Hollweg ©. 46). Allerdings be⸗ 
ſteht neben dieſem beſonderen Ge⸗ 
tichteftand ſtets das allgemeine 
forum domicilii, fo daß zwiſchen 


beiden ber Kläger die Wahl hat 


FI. “5.. 
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Handlungen dagegen find ſchon Ihrer Natur nach fo aus- 
Schließend an einen einzelnen Ort gebunden, daß ſie nur an 
dieſem gedacht werden können. Dahin gehört jede Bearbei- 
tung eines beftimmten Grundftüds, der Aufbau oder die 
Audbefferung eines Haufe, Bermiethbung, Berpachtung, 
Berfauf eines Hauſes oder Landgutes. Denn bei jedem 
Verkauf befteht die Verpflichtung des Verkäufers in der 
Defigübertragung (e), diefe aber tft an einem Grundflüd 
nur denkbar da, wo dieſes liegt (fl. Daher wäre es eine 
ganz mäffige, überflüffige Körmlichfeit, in dem Verkauf zu 
verfprechen, daß die Uebergabe des verkauften Haufes gerade 
in der Stadt, worin dad Haus liegt, vorgenommen werden 
ſolle. Bon diefer Förmlichfeit die Anwendung unferes 
Srundjages abhängig zu machen, ift durchaus fein Grund 
vorhanden, und wir müfjen alfo vielmehr behaupten, daß 
die Feltftellung des Erfüllungsortes mit ihren Folgen be⸗ 
wirft wird nicht nur durch die wörtliche Bezeichnung eines 
Drtes, jondern ganz eben fo auch durd die Natur einer 
folchen Handlung, die nur an diefem Orte denkbar ift (g). 
Fa es würde felbit ungenau fein, in diefem Fall eine nur 
ſtillſchweigende Willenserflärung annehmen zu wollen. Denn 
unter diefer verftehen wir die auslegende Folgerung aus 


(e) L. 11 82 de act. emti daß ber bisherige Befiter auch ab- 


(19. 1). 

(f) Die Apprebenfton if nur 
durch die Gegenwart bes Befit- 
erwerberse möglich (Savigny 
Recht des Beſitzes 8 15), anftatt 


weſend feyn kann ( Ebendaf. S.239). 

(g) Anderer Meinung hierüber 
it Bethmann Hollweg ©. 47 
bis 50. 
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einer zu anderen Zwecken, als der, Willenserklärung, be⸗ 
ftimmten Handlung, welche Folgerung ſtets durch eine ent⸗ 
gegengeſetzte ausdrückliche Erklaͤrung ausgeſchloſſen werden 
kann (b). Wenn aber Jemand ein Haus -verfauft, Das 
beißt, zu übergeben verjpricht, fo ift der befondere Umftand, 
daß diefe Uebergabe gerade da, wo das Haus liegt, geſche⸗ 
ben ſolle, ſchon in dem Verſprechen ſelbſt unmittelbar 
enthalten, indem eine Uebergabe an anderem. Orte unmög- 
lich ift, fo daß auch eine entgegengefehte ausdrückliche 
Erklärung über diefen Nebenpunkt völlig widerfinnig feyn 
würde. 


- mm — — — 


Wir gehen jetzt über zu den weit häufigeren und ſehr 
mannichfaltigen Fällen, in welchen ein feſt beſtimmter Er⸗ 
füllungsort der Obligation nicht vorhanden iſt; dieſe Fälle 
aber werden ſich nur beziehen können auf Handlungen, die 
ihrer Natur nach überall vorkommen koönnen, alſo nicht mit 
. einer beftimmten Dertlichfeit zufammen hängen, weil fonft, 
wie jo eben gezeigt wurde, eben dieſer Zuſammenhang den 
Erfüllungsort mit fi führen würde. Für alle diefe Fälle 
nun haben wir zu unterfucdhen, an weldhem Orte von den 
Parteien die Erfüllung gedacht und erwartet jeyn möge; 
diefen Ort haben wir als den wahren Si der Obligation 
und als ihren bejonderen Gerichtöftand zu betrachten, indem 


bh) S. o. B. 3 8 131, 
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in jener durch die Umfiände begründeten Erwartung eine 
tillihweigende Zeftitellung des Crfüllungsortes, aljo 
auch eine ſtillſchweigende Unterwerfung des Bellagten unter 
den Gerichtäftand diejes Ortes, enthalten if. Aus diejer 
Annahme einer -ftillichweigenden Webereinfunft und Unters 
werfung folgt aber von jelbit, dab der durd die folgenden 
Betrachtungen feitzuftellende bejondere Gerichtäftand der 
Dbligation ſtets ausgeſchloſſen werden kann durch eine 
“ entgegengefepte ausdrückliche Willenserklärung (8 369 b). 
Dieſer Grundſatz nun findet ſich im Roͤmiſchen Recht nirgend 
woörtlich ausgeſprochen; allein alle einzelne Entſcheidungen 
der Romiſchen Suriften laſſen ſich ungezwungen auf ihn, 
und nur auf ihn, zurüdführen, auch fteht er in unverkenn⸗ 
barem Zufammenhang mit der freien Unterwerfung ($ 369), 
die ja in diefer ganzen Lehre überall als beftimmend anzu= 
ſehen ift. 

Wir werden aljo nunmehr zurüdgeführt auf die That- 
fachen, die der Obligation ihre Entitehung gegeben haben, 
und wir haben, der Reihe nach, Diejenigen äußeren Um: 
ftände anzugeben, unter deren Borausjegung der Entitehungs- 
ort der Obligation von den Parteien zugleich als Erfüllunge- 
ort zu erwarten war. Wenn wir und bei diefer Unter: 
ſuchung an die Ausſprüche der Römiſchen Zuriften halten, 
welches, vom Standpunkt bes gemeinen Rechts aus, als 
richtig und nothwendig nicht bezweifelt werden kann, fo 
dürfen wir dabei nicht überfehen, welder Natur jene Aus» 
ſprüche find. Sie enthalten nit etwa Vorſchriften des 
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pofitiven Rechts, fondern leitende Gefichtäpunfte, aus wel⸗ 
chen der wahrfcheinliche, natürliche Gedanke der Parteien 
zu erkennen ift, neben welden aljo ſtets die beſonderen Um⸗ 
ftände jedes einzelnen Falles zu beachten find. Wo alſo 
diefe Umftände auf eine andere Entſcheidung führen möchten, 
da handeln wir ganz im Sinn jener Römiſchen Ausſprüche, 
wenn wir ſie nicht zur Anwendung bringen. Von 
häufigem Einfluß wird jedoch dieſe Bemerkung gewiß 
nicht ſeyn. 

II. Um den erſten Fall dieſer Art deutlich zu machen, 
ift eine vorläufige Betrachtung nöthig über die verjchiedene 
Beichaffenheit und Äußere Erſcheinung der Thatſachen, aus 
welchen Obligationen- entftehen. Die meiften Obligationen 
entftehen aus einzelnen, vorübergehenden Handlungen. So | 
verhält es fi) mit dem häufigften aller Entftehungsgründe, 
dem Vertrag, der zwar nicht felten lange vorbereitet wirb, 
deffen wirklicher Abſchluß aber ſtets eine augenblidliche 
Erſcheinung darbietet, aljo einen kaum merklichen Zeitraum 
erfüllt. Dagegen giebt ed andere, allerdings feltnere, Obli- 
gationen, Die aud einer fortgefehten, zufammenhängenden 
Thätigkeit des Schuldners entfpringen, einer Thätigfeit, bie 
ftets einen längeren Zeitraum erfüllt, und zugleich mit einer 
beftimmten Dertlichfeit in Verbindung fteht. Wir können 
eine Thätigfeit folder Art, aus weldyer, im Laufe der Zeit, 
mehr oder weniger einzelne Obligationen zu entftehen pflegen, 
mit dem gemeinfamen Namen der Gefchäftsführung be- 
zeichnen ine Ueberficht der wichtigften Fälle jolcher Art, 
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wie fie in unferen Rechtsquellen erwähnt werden, mit Ans 
erfennung des dadurch begründeten Gerichtsitandes, wirb 
die Sache anſchaulich machen (i). 

Es gehören dahin folgende Fälle. Die Tutel über Un⸗ 
mündige, fo wie jede Art von Euratel. Ferner die Be⸗ 
jorgung ber Geſchäfte eined Anderen, ſey es aller feiner 
Geſchäfte (Generalmandat), jey ed einer gewiſſen Klafle 
derfelben, etwa einer Fabrit, Handlımg u. f. w.; fey es 
in Folge eines Vertrags (Mandat oder operae locatae), 
oder aber aus einjeitigem Willen (negotiorum gestio) (k). 
Endlich ein fortlaufendes eigenes Bank⸗ md Commiſſions⸗ 
gejhäft (argentaria). Aus diefer Ueberficht ergiebt es fich, 


daß ſowohl eigene, als fremde Geſchäftsführung dieſen 


Gerichtsſtand begründen kann, ferner ſowohl ein Vertrag, 
als ein Quaficontrakt, welcher der fremden Geſchaͤftsführung 
zum Grunde liegt. Die weſentliche Vorausſetzung beſteht 
nur darin, daß die fortgehende Geſchaͤftsführung an eine 
beſtimmte Oertlichkeit bleibend geknuͤpft ift (). Im ben 


(i) Z.19. $ 1 de jud. (6. 4), 
L.36 $1 L.45 pr. eod., L.48$5 
de ed. (2.13), L. 54 $ I de proc. 
(3. 3), L. 1.2 C. ubi de rabio- 
ein. (3. 21). — Der Grund ber 
freiwilligen Unterwerfung wird aus- 
drüdlich angegeben bei der nego- 
tiorum gestio in L. 36 $ I de 
jud. (5. 1) „non debet judicium 
„recusare .... cum sua sponte 
sibi hanc . obligationem con- 
traxerit“. 


(k) Nicht jedes Mandat, und 
nicht jede negotiorum gestio ge- 
hören in diefe Kategorie; denn 
beide können auch ein einzelnes, 
vorübergehendes Gefchäft zum Ge- 
genftand haben, wovon bier. nicht 
die Rede ift. 

(1) L.19 8 1.de jud. (9. 1) 
Si quis .tutelam .... vel quid 
aliud, unde obligatio oritur, 
certo loci adminstravit, efsi 
ibi domicilium non habuit, ibi 
se debebit defendere,“ 
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meiſten Fällen tritt. dieſer beſondere Gerichtsſtand deswegen 
nicht merklich hervor, weil die Geſchäftsführung mit dem 
Wohnſitz zuſammenfallt; beide koͤnnen aber auch getrennt 
jeyn, und dann. zeigt ſich Biejer Gerichtsſiand wittſam. 
(Note N). 

Manche Schriftfteler haben dieſen Gerichtsliud als 
einen ganz eigenthümlichen betrachten wollen unter dem 
Namen forum gestae administrationis, verſchieden von dem 
ſogenannten forum eontraotus. Ganz mit Unrxecht, da beide 
auf demſelben Grunde beruhen, auf der in den Umſtänden 
"begründeten Erwartung der Parteien, daß die aus der Ge— 
ihäftsführung entftehenden Obligationen auf an dem Ge⸗ 
ſchäftsort ihre Erledigung finden werden, zu welcher Er⸗ 
wartung die dauernde Natur einoer ſolchen Verwaltung 
gewiß hinreichenden Grund darbietet; denn in dieſer Ge— 
ſchäftsführung hat die Geſammtheit der aus ihr entſprin⸗ 
genden Obligationen gleichſam ein räumliches, fichtbares 
Daſeyn gewonnen, fie erfcheint darin wie verkörpert. Will 
man alſo überhaupt den Kunftausdrud forum contractus 
anwenden, jo muß man biefen Fall durchaus darunter be- 
ziehen. Nur darf bier. der Entftehangsort der Obligation 
niht da gedacht werben, .. wo etwa ber Vertrag wegen 
Uebernahme des Gefchäfts geſchloſſen worden iſt; noch aud) 
da, wo die einzelnen Kaufverträge, Geldeinnahmen u. ſ. w. 
Statt gefunden haben, aus welchen der Geſchaͤftsführer 
dem Herrn des Geichäfts verantwortlich geworben ſeyn 
mag. Dieje beiden Orte verſchwinden bier als unterge- 
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. ordnet, und dad Geſchaft jelbft, als dauerndes Ganze, muß 
alö die gemeiniame Grundlage ber daraus entipringenden 
“ einzelnen Obligationen angejehen werben (m). Auf den 
bleibenden Sit dieſes Geihäfts war der Gedanke, die Er- 
wartung, die freie Unterwerfung der Parteien gerichtet. 
II. Es bleiben jeht noch übrig diejenigen. Obligationen, 
denen weder ein beftimmter Erfüllungsort angewiefen ift 
(Rum. 1), noch eine fortgejehte Thätigleit an einem be- 
ftinamten Orte ala Grundlage dient (Rum. IE) Diele 
müſſen aljo insgeſammt auf Handlungen, die überall vor⸗ 
kommen koͤnnen, gerichtet jeyn, und zugleich aus einzelnen, 
vorübergehenden Handlungen entipringen; denn fonft wür⸗ 
ben fie den früher aufgeftellten Kategorieen anheim fallen. 
Bei diejen alfo haben ir zu unterfuchen, unter welchen 
Borausfegungen die Rüdficht auf den Entftehungsort bie 
Erwartung begründet, daß diefer zugleich der Grfüllungs- 
ort, und daher der wahre- Sig der Obligation, ſeyn 
werde. 
Der nächſte Fall, auf weldhen wir in diefer Reihe yon 
Betrachtungen geführt werden, befteht darin, dag ein Schuld» 
ner in feinem perfönlihen Wohnfig in eine Obligation 
eintritt. Dadurch unterwirft er ſich dem Gerichte dieſes 
Ortes ald dem befonderen Gerichtöftande dieſer Obligation. 
Es ſcheint anf den erften Blick überflüffig, ja widerjprechend, 
den Gerichtöftand, der ohnehin für dieſe Perfon als der 


(m) Bal. Albrecht S. 2, 
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allgemeine begründet iſt, nun noch als etwas Neues, als 
einen beſonderen Gerichtsſtand, anfeben zu wollen, indem 
man annehmen moͤchte, es fey ansreichend, in einem foldhen 
Fall blos die gewöhnliche Wirkung des ohnehin geltenden 
_ forum domicilũ anzuerkennen. 

Allein die praktiſche Wichtigkeit der hier aufgeftellten 
Unterſcheidung bezieht fi) auf die Fälle möglicher Berände- 
Wenn jener Schuldner wilffürlich feinen Wohnfis 
ändert, oder wenn’ er ftirbt, jo bat fein bisheriges forum 
domieiläi, als folches, gänzlich aufgehört. Aber in der bier 
aufgeftelten Eigenfchaft, ‘als befonderer Gerichtsftand ber 
Obligation, dauert er fort: er folgt dem Auswandernden 
in feinen neuen Wohnſitz nad, er bindet im Fall: des To- 
ded den Erben, - wenngleich dieſer einen anderen Wehnfit 
bat (n). 

Der Grund dieler eigenthänlichen Vetinmung liegt 
"darin, daß der Schuldner durch die hier übernommene Obli⸗ 
gation die Erwartung erregt bat, er werde fi) an dem: 
felben Drte auch den Folgen derjelben unterwerfen ($ 369); 


rungen. 


in ihrer Heimath ein Darlehen auf. 
Nach ihrem Tode wird fie beerbt 
von ihrer Tochter, deren Wohnfik 
in eine Provinz fommt. Hier 


(n) Z.19 pr. de jud. (5. 1), 
L. 2 ‘C. de jurisdiet. (3. 18). 
Vgl. Bethmann Hollmeg 
S. 24. Dieſer wichtige Satz ſteht 


in Verbindung mit dem oben 
gemachten Vorbehalt 8 344 0. 
— Aus dieſem Satz iſt auch zu 
erklären L. 45 de jud. (5. 1), 
welche folgenden Fall vorausſetzt. 
Eine Einwohnerin von Rom nimmt 


werden die Bormünder im Namen 
der Mündel verurtheilt. Dennod), 
fagt Ulpian, gehört die judicati 
actio. wieder nad) Rom, weil die 
Erblafferin dajelbft ben Gerichts- 
jtand BerObligation begründet hatte. 
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diefe Erwartung ſoll nicht getäufcht werden, der Schuldner 
ſoll alfo zwar nicht gehindert werden, feinen Wohnſit will- 


fürlich zu ändern, er ſoll aber die an dem alten Wohnfig 
+ 


übernommenen Obligationen ebendajelbft abwideln. 

IV. Aber auch außer feinem Wohnſitz kann Semand 
ald Schuldner in eine Obligation eintreten unter ſolchen 
Umftänden, welche die natürliche Erwartung erregen, dab der 
Entftehungdort der Obligation zugleih ihr Erfüllungsort 
ſeyn werde. 

Eine ſolche Erwartung erregt Der, weldyer außer feinem 
Wohnſitz ein gemwerbliches Geidäft von einiger Dauer be- 
gründet, und dabei Einrichtungen trifft, aus welchen abzu- 
nehmen ift, er werde die Waaren, die er bier verfauft, 
auch eben dajelbit abliefern. Dadurch unterwirft er fi) 
dem beiondern Gerihteftand der Obligation an dem Drt 
des geichlafienen Vertrag. Diefed wird von Ulpian 
ansführli angegeben, und zwar ald Warnung gegen. bie 
unbedingte Annahme eines Gerichtöitandes blos deswegen, 
weil an irgend einem Orte ein Vertrag geſchloſſen worden 
fey; er begründet diefe Warnung durch die Erwähnung 
eined Durdhreijenden, der emen Bertrag fchliebe, und von 
welchem man doch gewiß nicht werde behaupten wollen, 


dab er ſich einem Berichtöftand am Drt des Bertrags une - 


terwerfe (o). 


(0) L. 19 82 de jud. (5. 1) faciens, delatus est, tot locis 
. » +. durissimum est, quotquot se defendi. At si quo oumeti- 
locis quis narigans, vel iter 'tit, non dico jure domicilil, sed 


. - - 2 u m 24 Wn. JE . Ge > ee en A ee Er er 
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Aber das hier erwähnte gewerbliche Verhältniß ift über- 


_ Haupt nur als Beiſpiel, keinesweges als ausſchliehende Be- 


dingung, eines Gerichtsſtandes der Obligation anzuſehen. 
Werden nämlich während eines Aufenthaltes außer dem 
Wohnſitz Berträge gefihloffen, fo muß aus dem Inhalt 
berjelben abgenommen werden, weldyen Gedanken über die 
Erfüllung die Parteien. damit wahrfcheinlich verbunden ha⸗ 
ben mögen. Wenn alſo ein Beamter. in Folge eines Amts- 
geihäfts, oder ein Abgeorbneter zu einer legislativen Ver⸗ 
jammlung, Monate lang an demſelben Drte verweitt, und 
daſelbſt Schulden contrahirt, die ſich auf feinen täglichen 
Lebensunterhalt beziehen, fo iſt an der Begründung des 
beſonderen Gerichtäflandes ber Obligation nicht zu zweifeln. 
Shen jo, wenn'bei einem Badeaufenthalt Schälden zu aͤhn⸗ 
lihen Zweden entſtehen. Warm dagegen bei einem Babe- 


. .aufenthaltBerträge über Handelögeichäfte geſchloſſen wer- 
den, deren: weitere Entwickelung nur von ber. Heimaih aus 
‚gu erwarten iſt, jo muB ein: folder Gerichtoſtand für den 


Ort des: gejhlofjenen Vertrages verneint werden (p). Da 
bier Alles auf die wahrſcheinliche Abſicht der Parteien an- 
kommt, ſo kann nad Umftänden auch ſchon em ſehr Turzer 


e 
‘ 
z 


tabernulam . . . offieinam con- einzelnen Kaufgeſchäften als Rei- 
duxit, ibique distraxit, egit: ſende befuchen, nicht gegen Die, 


defendere se eo loci debebit.“ 
— L.19.83 eod. — L. un C. 
de. mund. (A. SR). merneint das 
fornm contractus nun,gegen Die, 


‚melde einen ‚öffentlichen Markt zu 


auf welche die oben von Ulpian 

angegebenen Kennzeichen pafjen. 
(pP)... Bethbmann Hollweg 

S. 24. 25. Vgl. Senffert Ar 


‚chi DB. 2.N. 119. 
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Aufenthalt zur Begründung jenes Gerichtöftandes hin- 
reihen. So wird diefe Begründung anzenommen werden 
bürfen gegen einen Reijenden, der im Gafthaufe feine Rech⸗ 
nung nicht bezahlen will, da bei Diefem Geſchaͤft die unver⸗ 
zügliche Erfüllung allgemein üblich ift, alfo von Iedem er: _ 
wartet werden kann. Es kommt aljo Alles darauf an, in 
welchem Berhältnib die Natur und die Dauer des Aufent- 
Halts zu dem Inhalt der Obligation fteht. 

Wenn wir die biöher aufgeftellten Regeln (Num. IL. IU.IV.) 
mit der oben dargeftellten und verworfenen Meinung ver- 
gleichen, jo ergiebt fi folgendes Verhaltniß beider Auf: 
fafjiungen. Jene Meinung betrachtete den Ort der obligg- 
toriſchen Handlung an. fih als den Grund des Gerichts⸗ 
ftandes der Obligation (nur mit Ausnahmen); die bier 
vorgetragene Lehre knüpft dieſe Wirkung nicht an die obli⸗ 
gateriiche ‚Handlung an fi, ſondern nur in Verbindung 
mit anderen, ihr zum Grund liegenden und vorhergehenden 
Umſtaͤnden (g). 

V. Es bleibt endlich noch Abrig, den Sig der Obige- 
tion für diejenigen Fälle zu beſtimmen, in welchen alle bis⸗ 


her angegebene Vorausſetzungen nicht ausreichen, indem 


(q) Mahlenbruch beurtheilt 


die unter der Num. IV. zuſammen⸗ 


geſtellten Faͤlle an ſich richtig, und 
mit praktiſcher Einſicht in die Ber- 
hältniffe des wirklichen Lebens 
(S. 355 - 357. 360- 361. 365 bis 
375), allein er irrt in der theore- 


tifhen Begründung derfelben, in 
den er in diefen Fällen ein Qua⸗ 
fidomicil oder ein temporäres Do- 
micil aunimmt, und fie alfo mit 
dem Fall Rum. I. in Verbindung 
ſetzt. Diefe Verbindung iſt ge- 
zwungen unb. .unfruchtbax. 
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weder ein feſt beſtimmter Erfüllungsort vorhanden iſt 
(Num. I), noch der Entftehungsort der Obligation durch 
begleitende Umftände geeignet ericheint, zugleich ala Grfül- 
lungsort von den Parteien gedacht zu werden (Num. II. III. IV). 
Dahin wird alfo namentlich der von Ulpian angegebene 
Fall zu zählen ſeyn, wenn ein Durchreiſender während 
ſeines ganz vorůbergehenden Aufenthaltes einen Vertrag 
ſchließt (Note 0). Fehlt es hier am jeder Andentung irgend 
eined beftimmten Srfüllungsortes, fo muB angenommen 
werben, daß der Wohnſitz ded Schuldners, an den er 
doch immer wieber zurückkehrt, als Grfüllungsort gedacht 
worden tft. Ein folder Fall ift alfo gerade fo zu beur- 
theilen, wie wenn der Vertrag nicht auf-der Reife, fon- 
dern in dem eigenen Wohnfig, von dem Schuldner ge: 
ichloffen worden wäre (Num. Il.). 

Diefer Fall wird am bäufigften in folgender. Geſtalt 
‚auftreten, die noch einer beſonderen Erwaͤhnung wegen ber 
zweideutigen Natur des Inhalts der Obligation bedarf. 
Wenn der Eigenthümer einer Fabrik oder Handlung ums 
ber reift ‚oder feinen Diener reifen läßt, um Beftellungen zu 
fammeln, alſo Verträge über Lieferung von Waaren abau- 
ſchliehen, fo Tann es zweifelhaft fcheinen, worin eigentlich 
der Inhalt der von ihm übernommenen Obligation befteht, 
und bavon wird zugleich der Erfühungsort abhängig feyn. 
Die Lieferung ift nämlid ein zufammengefeptes, Zeit er- 
füllendes Gefhäft. Die Waare wird zuerft vom Verkäufer 
abgejendet, bleibt dann einige Zeit auf dem Wege, und 
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kommt enblich in den Befit des Käufers. Dabei könnte man 
als wahren Inhalt. der Obligatton denken entweder die Wb- 
fendung, fo dab die Empfangnahme blos eine fpätere Folge 
der vollendeten Erfüllung wäre, oder aber die Empfang⸗ 
nahme, fo dag die Abſendung blob als Vorbereitung der 
wirklichen Erfüllung gelten Könnte. Im erften Fall würde 
als Erfüllungsort der Wohnfih des Verkäufers gedacht, im 
zweiten Fall. ber Wohnſitz des Käufers. Welche diefer bei- 
den Anfichten ift nun nad allgemeinen Rechtsgrundfäpen 
vorzuziehen? Ich Halte die erfte für richtig, nad) welcher 
die eigentliche Erfüllung in der Abfendung befteht, der Er- 
füllungsort alfo un dem Wohnfitz des Verkäufers anzuneh- 
men ifl. Dafür fprechen, wie ich glaube, zwei Beſtimmun⸗ 
gen des Römifden Rechts. Erftlich der Uebergang ber 
Gefahr des zufälligen Untergangs auf ben Käufer vom 
Augenbli des gefchloffenen Kaufs an, alfo noch che das 
Eigenthum durch Uebergabe erworben ift (r). Zweitens die 
‚allgemeinere Regel, nach welder Die verfprochene Uebergabe 
einer beweglihen Sache nur an dem Drte gefordert werden 
Tann, wo gerade jebt die Sache liegt (8). — Im Preußi- 
ſchen Recht ift dieſe Anficht noch ungweifelhafter anerkannt. 
Denn bier gebt mit der Abſendung nicht blos die Gefahr, 

a) ar PN * 3). s 18 "te eb 6, Die u. Uebergabe 

Fa) 2.128 i depos. (16. 8). "einer Waare müffe in ber Regel 
Ben: biefen Satzt wird faglei da erfolgen, wo der MBerläufer feine 
noch ansführlicher bie Rede feyn. gewöhnliche Waarennieberlage habe. 
In Verbindung mit bemfelben be- 


bauptet auch THhöl Handelsrecht I 
vn. 15 
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ſondern felbſt Schon das Figenthum auf-.ben Käufer über, 
vorausgeſegt, dab Die Art der Abfendung durch deu Käufer 
“ entweber angeordnet war, ober durch umterlafienen Wiker- 
ſpruch genehmigt worden iff (0). | 

Unter dieſelbe Kategorie alanbe ich auch ſtellan zu 
mäfien ben Fall der L. 65 de judiciis (B. 1), non einer 
Dos, über welche ber künftige Ehegatte einen ſchriftlichen 
Vertrag ſchlietzt außer jeigem Wahnfitz (etwa im Wohnſiß 
der Braut, oder ihres Vaters). Die Klage auf Rückgabe 
ber, Dos, ſagt Ulpian, iſt Hinftig nicht anzuftellen an dem 
Ort des geſchloſſenen Dotalvertrags, jonkera an dem Wohn⸗ 
fig des Mannes. Denn dieſer iſt zugleich ber Sitz ber 
Ehe, alſo der Aufenthalt der Dos, und von dieſem Hrte 
aus mußte daher die Yünfiige Rädgabe ber Das sawartet 
werden. _ 





Der: bemiereren Ueberſicht wegen will: ih bie hier aus⸗ 
fuüͤhrlich eroͤrterten Regeln über ben befendeten Gerichtsſtand 
ber Obligation kurz zuſammenftellen. Dieſer Gerichtsftand 
At m folgenden verfätebenen Eilien als begründet a an⸗ 
| nehmen. | 

I An dem Orte, weder als Erfüllungsort durch den 
' Billen der Parteien bejonders ‚Feltgeiteftt if; vhne 
Unterſchied, ob diefe Beftftehung basictt wird duch 


(t) A. L. R. 1. 18 128_188,. 


J 
ik 
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die wörtliche Bezeihnumg irgend eines Ortes, oder 
durch die Ratur der durch bie Obkigatien herbei 
zu führenden Handlung, welde nur an einem ein- 
zigen Orte möglid ift. 

II. In Ermangelung eines feftgeftellten Erfüllungsortes 
kann der Gerihtöftend dadurch begründet werden, 
dab eine Dbligation entipringt aus der an einen 
beftipamten Ort gebunbenen Geihäftsführung bes 
Schuldners. 

II. Des Serichtöftend wird ferner begründet durch ben 
Entſtehungsort der Obligation, wenn biefer mit 
bem Wohnfig des Schuldners zufammen fällt. 

IV. Aud außer dem Wohnſig des Schuldners kann 
der Entſtehungsort der Obligation den Gerichts⸗ 
ſtaud begründen, wenn durch bie Umfkände die 

_ Erwartung begründet wird, daB an bdemjelben 
Orte auch die Erfüllung eintreten werbe. 
V. Wenn feine der angegebenen Vorqusſetzungen vor⸗ 
handen iſt, ſo iſt der Gerichtsſtand der Obligation 
au dem Wopnſitz des Schuldners, 
an. dieſe Säle, ſo nerfchiebenartig fie ausichen, und 
Ip zufallig ibre Verbindang erſcheint, Jafen ſich doch auf 
einen gemeinſamen Grundſaß zuxuck führen, Es iſt überall 
ber Erfüllungsort, welcher den beſonderen Gerichtsſtand be: 
ftimmt; eutweber ber. ausdrucklich feftgeftellte (Nam. 1.), oder 
der auf ftillfchweigender Erwartung beruhende (Rum. I—V). 


Sn beiden Fällen ift eine freie Unterwerfung bed Be⸗ 
15* 


— 
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klagten unter dieſen Gerichtsſtand anzunehmen, wenn 
nicht eine entgegengeſeßte auedrůchiche Erklärung ihn aus⸗ 
ſchließt. 


Die bier vorgetragene Lehre ift oben zuſammengeſtellt 
worden mit einer anderen, theilweiſe ähnlichen, deren Prü- 
fung und Widerlegung nım noch nachgeholt' werden muß 
(S. 210). Diefe andere Lehre lautet, auf eine conjequente 
Spige' getrieben, alſo. Fir jede Obligation läßt ſich ftets 
ein beftimmter Ort angeben, an welchen fie erfüllt werden 
muß. Diefer kann durch den Willen der Parteien feft- 
geftellt ſeyn; wo diefe Seftftellung fehlt, da ſorgt das Geſetz 
für einen beſtimmten Erfuͤllungsort.“ In beiden Fällen ift 
ber Geriptöftant der‘ Obligation m am’ dieſem Grfällungsort 
begründet. j 

Diefe ganze Lehre Fteht "und er mit: der Behauptung, 
daß es für jede Obligation einen geſetzlichen Erfuͤllungs⸗ 
ort gebe; prüfen wir alſo vor’ Allem die Richtigkeit dieſer 
Behauptung. Es ließe ſich etwa denken, daß heſetzlich be⸗ 
ſtimmt wäre, jede Obligation müſſe da erfüllt werben, wo 
fie entſtanden waͤre; dann wäre das fort!‘ don im 
buchftaͤblichen Sinne dadurch begruͤndet, ddp de Ort Be 
geſchloſſenen Vertrags als Erfuͤllumgsort vorgeſchrieben 
wäre (u), und’an innerem Zaſammenhang mitte es bann 
IE We Be BE ER a Li N lad 


() So nahın es früher Linde 1Ardio': '&1:61-63;.&:7b), er 


Asa 
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jener Lehre nicht fehlen. Allein weder diefe, noch irgend 
eine ähnliche Regel über den gefeplihen Erfüllungsort ift 
wahr. Vielmehr lautet die wahre Regel fo, daß in 
Grmangelung eines vertragsmäßigen Erfüllungsorts der 
Schuldner erfüllen muß’ da, wo er gerade verflagt wird 
(ubi petitur) (v), fo daß es ganz in ber Willfür des 
Klägers fteht, an weldem Ort er die Erfüllung erzwingen 
will, natuͤrlich vorausgefeßt, daß er an dieſem Drt einen 
Gerichtäftand findet, welchen der Beklagte anzuerkennen 
verpflichtet ift. Anftatt alſo dab nad) jener Lehre ber ge⸗ 
jegliche Crfüllungsort den Gerichtsftand beftimmen follte, 
wird gerade umgefehrt der gejepliche Erfüllungsort beftimmt 
durch jeben-irgendwo begründeten Gerichtöftand, fobald nur 
‚der Gläubiger befchließt, des einen oder des anderen Ge- 
richtäftandes fi) zu bedienen. Nach Römiihem Recht nun 
war für jeden Schuldner jowohl das forum originis be- 
grünbet,. ald dad forum domieilii, weldhe beide ganz ver- 
ſchieden ſeyn konnten; ja der Schuldner fonnte in mehreren 
Städten Bürger feyn, auch in mehreren Städten einen 
wahren Wohnſitz haben. Dann Hatte der Kiäger freie 
Wahl, an welchem unter diefen vielen Orten er lagen 
wollte, und wo er immer Magte, da war zugleich 


” wurde aber jelbft fpäter irre an (v) L. 1 de ann. leg. (33. 1), 
biefem Grundſatz (Abhandlungen. Z. 38 de jud. (5. 1), Z.47 $ 1 
©. 113). Daß er ihn theihweife de deg. 130. un.), L. 4 de cond. 
beibehalten hat, wird fogleich ge: trit. (18. 3), Z. 22 de reb. cred. 
jeigt werben. (12. 1). 
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der gejeplihe Erfüllungsort. Co wird aljo durd jene 
Lehre das wahre Sachverhältniß geradezu umgekehrt; denn 
nach der wirflichen Lehre des Römifchen Rechts if ber Er- 
füllungsort nicht das Beftimmende für den Gerichtsſtand, 
fondern vielmehr das von dem Gerichtöftand Abhängige. 
Wäre nun die eben angegebene Regel des Römiſchen 
Rechts allein vorhanden, fo würde ein jo handgreiflicher 
Zirkel nicht verfmnt worden feyn, und die erwähnte irrige 
Lehre hätte ſchwerlich Vertheidiger gefunden. Allein jener 
Regel ift im Römiſchen Recht eine Befchrämtung. hinzu⸗ 
gefügt worden, und dieſe Beſchränkung bat das ganze Mib- 
verftändniß verſchuldet. In vellftändigem Zuſammenhang 
fteht num die Sache alſo. 
Allerdings kann in der Regel jeder Gläubiger die Er⸗ 
füllung einer Forderung an jedem Ort erzwingeh, wo er emen 
Gerichtsſtand des Schuldners findet. Wenn aber die Forde⸗ 
rung auf Hebergabe einer individuell beftimmten beweglichen 
Sade, einer certa species, gerichtet ift, fo tritt für. den 
Schuldner die Erleichterung ein, daß er fi frei machen 
fann durdy die Mebergabe au dem Drie, wo fi} gerade jetzt 
die Sache zufällig befindet, dab er fie alfo nicht auf feine 
Koften und Gefahr an den Ort der Klage zu bringen ver⸗ 
pflichtet if. Nur verliert er diefen Vortheil, wenn bie 
Sache nicht durch Zufall, ſondern durch ſeine unredliche 
Handlung anderwäris iſt. Ferner gilt dieſe Erleichterung 
nicht bei allen Schuldklagen, fondern nur bei Klagen aus 
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bonse Ndei Contracten (w), oder aus eittern Teftanient' anf 
Entrichtang cinos Legates (x); namentlich alſo nicht bei der 
Gondicttön aus einer Stipulation (y). Dagegen gelten 
dieſelben Säge atich bet Klagen in vorm, namenilich Ber @igen- 
thumsklage, and «ben jo bei der actio ad’ exhibendum, 
welche beide arbiträre Klagen ſind fz). 

Faht man diefe ereeptionelle Vorſchrift jo anf, wie es 
Bier geſchehen ift, als eine bloße Begünſtigung des Schuld⸗ 
nerd, auf Billigkeit gegründet, fo iſt es einleuchtend, daß 
le mit Sem Erfuͤmgsort, und einem auf denfelben zu 
grünbenden Gerihtsfkend, gar Richts zu ſchaffen bat; denn 
Diefe find gerade umgeldgrt bindend und beichränkend für 
den Schuldner. Die Richtigkeit meiner Auffoffung aber 
geht daraus bersor, daß durch dem Dolus des Schnuldners 
die exceptiouelle Machtegel autgeſchlofſen ſeyn ſoll, welches 
sur Sinn hot, wenn dieſe Maaßregel als Begünftigung des 
Schulduers auzaſehen if. Daraus folgt aber, daß die 


(w) L. 12 $1 depos. (16. 3). 

(1) L.38 de jud, (3.1), 2:49 
pr. 5 1 de dee. 8 (30. un.) Ge 
kaun auffallen, daß hier Die per⸗ 
ſonliche vegatentlage mit den b. ff. 
aotionen gleich geſſellt wird, da 
fie tft doch eine Condfetton war 
(S. 0. 8.5 ©. 540). Wahrſchein⸗ 
lich/bezogen ſich jene Stellen uv- 
ſprunglich blos anf das ſinevi 
modo legatum, in deſſen Begriff 
biefe Begänfigumg ſchon lag, und 
das aud im anderen Beziehungen 
son Julian den Fideicommiſſen 


gleich, alfo fehr frei, behandelt 
warte (nee H. 8 290.) Mit 
der hier vorliegenden Streitfrage 
hat Biefes Bebenlen gewiß Teinen 
Bufammtenhang. 

ty) 2.13% 94 de V. ©. (45.1) 
„. .. Wi sie noR multum referfe 
videntur, Epkesi desurum se, 
san (quod Ephosi sit, cum 
ipse Romse sit) dare spon- 
dent... .* 

(s) L.10. 11. 12 de rei vind. 
(6.1), Z. 88 in f. de zu. (6. 1), 
Li 11 8 1 ad ech. (I0. 4). 
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Vertheidiger der hier befämpften Lehre im Irrthum find; 
wenn fie in diefer Maaßregel einen geſetzlichen Erfüllungs⸗ 
ort fehen, und darauf ‚einen befonderen Gerichtsſtand der 
Obligation gründen wollen, nämlich eben an dem Orte, wo 
die bewegliche Sache ſich zufällig. befindet: (aa). Vollends 
dieſe legte Zolgerung (worauf hier Alles ankommt) iſt ſchon 
. deöwegen durchaus verwerflich, weil darin ein foram rei 
sitae für. perjönliche Klagen liegen würde, dad > wohl Nie⸗ 
mand behaupten wird. u. 

Die hier bekämpfte Meinung it noch durch folgenden 
Umftand unterſtützt worden. Bei Fideicommiſſen (womit 
gewiß dad fidecommissum- hareditatis gemeint iſt) beſteht 
die, auf billige Schonung bes. belafteten. Erben gegründete, 
Borichrift, daB er fie nur da zu entrichten benucht, wo der 
größere Theil der Erbſchaft liegt. An dieſem Ort foll- da⸗ 
für auch ein bejonderer Gerichtsſtand begründet fein’ (bb): 
Eine ähnliche billige Radficht ſoll auch gelten. zum Vortheil 


fuerit,. tano enim . ibi dari 


(aa) Linde Abhandlungen u, 
debet, ubi petiu.“ — Sa 


S. 118. Albredt ©. 9-32. 


Diefer legt mit Unrecht Werth auf 
ſolche Ausdrüde, wie: ibi dari 
debet, ubi est in L. 88 de jud. 
(5. 1) Nach dem: ganzen Zu- 
fanmenhang beißt das: „er ifl 
nur ſchuldig, an dieſem Ort zu 
übergeben’‘, wie bie gleich daranf 
folgende Ausnahme deutlich macht; 
er braucht alfo nicht die Traus⸗ 
portfoften daran zu wenden „niei 
dolo malo heredis subductam 


beißt e8 ja auch in L. 38 de jvd. 
(5..1): „per in rem. actionem 
ic. Ibi peti debei, wbi: res 
est.“ Und doch Hat der Kläger 
fiets die Wahl zwifchen dem forum 
rei sitae und bem forum dami- 
eili vethmauv veilwes 
S. 70 .: 

(bb) L. 50 pr. de jud. (5. 1), 
L. un. Q. ubi fideiaomg. (3 17). 


af 
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des Fideicommifjarerben, welcher aus Erbichaftsf@gulden be- 
langt wird (ce). Ganz irrig hat man dieſe, mas den Ges 
richtsftend betrifft, ſehr pofitive Vorjchriften in ſolche Ver: 
bindung -gejegt mit der vorher erörterten Regel über die 
Ablieferung beweglicher Sachen an dem Orte, wo fie liegen, 
daß man daraus auch bei diejen einen.befonderen Gerichte 
ftand hat ableiten wallen (dd). Noch weit irriger- aber 
war es, dieſe jehe willfürlichen Vorſchriften zur Unterftügung 
eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes über den Gerichtöftand 
der, Obligationen beuugen zu wollen. Die ganz pofitive 
und vereinzelte Natur. der erwähnten Vorfchriften ergiebt 
fi. theild aus dem ſehr unbeftimmten Begriff der major 
pars hereditatis, ber gewiß nicht auf die Ableitung aus 
einer allgemeinen Rechtsregel hindeutet, theils aus der ges 
ſchichtlichen Gutwidelung ber Fideicommiſſe überhaupt, .die, 
geichügt durch extraordinarta cognitio, ftet3 einer viel freieren 
und Durchgreifenderen Einwirkung ber Gefeßgebung unter 
worfen waren, ald die Obligationen (ee). 


j §. 371. 
IH. Obligationeneedt. Gerihtsfand der Obligation. 
(Bortfegung) 
Die Bier aufgeftellten Regeln über den beſonderen Ge⸗ 
richtaftand der Obligation bedürfen noch einiger Ergänzun- 


4 N 
(cc) L. 66 $ 4 ad Sc. Treb. (86. 1). (dd) Albrecht ©. 29. 
(ee) Bel Bethmann Hollmeg ©. 82-35, ©. 48. 
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gen und mäberen Beſtimmungen, die ummebr hinzugefügt 
werden ſollen. 

Nach einer fruͤher ſehr verdreileten Meinung, die felbTt 
dem Kunftansdruck foram estitractns zum Grunde liegt, 
ſoll jener Gerichtöftann in der Regel an dem Dite ange 
nommen Werden, an welchem die obligatoriſche Handlung, 
. alfe der thatſächliche Entſtehungsgrund der Obligativn, vor⸗ 
genommen. worden iſt (& 870). Dieſe Meinung müßte 
zwar verwotfen werden, indem wicht jene Haudtitng am Mid 
ſelbft, ſondern nur if Verbitdung met andeten, ihr zum 
Grund Begenden und vorhetgeheuden Waftänden, dazu gerig⸗ 
net ift, einen ſolchen Gerichtsſtund zu begründen (&. 209). 
Dennoch muß, auch nad dieſet aıngebildeten Anficht, ber 
obligatoriſchen Handlung ned imtmer ein wichtiget Einſtaz 
auf die Begründung jenes Gerichtsſtandes zugeſtanden wer⸗ 
den. Une fo erſcheint una auch jegt wo die Frage von 
Bedeutung: Wo iſt dev wahre Ort einen obligatoriſchen 
Handlung? oder mid mderen Worte: Wo' entfteht eine 
Obligation? Die Beantwortung dieſer Frage, die oft nicht 
ohne Schwierigkeit ift, fol hier nad den drei wichtigften 
Arten obligatoriiher Handlungen verjudt werden: Ber: 
träge, einjeitige erlaubte Smöhtngen, Delicte. 

: A. Bertraͤge. Diefe werden meift gejebloffen in per- 
ſoͤnlicher Zuſammenkunft beider Parteien; damar if der Ort 
diefer Zuſammenkunft zugleich der Entftehungsort der Obli- 
gation. Es können aber folgende Abweichungen voh diefem 
einfadhften und gewöhnlichſten Hergang, eintreten. 
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Zuerft kann die Gültigkeit des Vertrags durch gefetzliche 
Vorſchrift, oder auch durch den Willen der Parteien, abhän: 
gig gemacht werden von ber Beobachtung einer befonberen 
Form, eima von friftlicher, notarieller, gerichtlicher Ab» 
faffung. Dam iſt der Ort, an welchem diefe Form vollen- 
det wird, der wahre Ort des Vertrags, weil bis zu dieſer 
Bollendung Fein Theil gebunden ift (a). . 

Weit haͤnfiger und fchwieriger aber Ift der Ya, wenn 
ein Bertran nicht in perfönlicher Zufammenfunft beider 
Theile gefchloffen wird, fondern dur einen Boten, durch 
eitte an verfihiedenen Orten von Beiden unterzeichnete Urs 
kunde, oder, welches das Haͤufigfte At, durch bloßen Brief. 
wechfel. Hier ift der wahre Ort des Vertrags ungemein 
beftritten. Fuͤr Biefen Fall entftehen eigentlich Drei, an ſich 
verfchiedene, Fragen, die jedoch von den Meiften vermijcht 
behandelt werden: Wo ift der Bertrag gefchloffen? Welcher 
Ort gilt für den Gerichtsſtand? Melcher für das örtliche 
Recht? Die erfie Frage beantworte ich mnbedenflic dahin, 
daß der Vertrag da gefchloffen ft, wo der erfte Brief em: 
pfangen nnd von dem Empfänger die zuftimmenbe Antwort 
abgejendet wird; denn an diefem Ort tft es zu einer über; 
einftimmenden Willenserklärung gefommen. Der Abjender 
des erſten Briefes iſt demnach jo zu betrachten, ala ob er 
ſich durch eine Reife zu denı Anderen hinbegeben, und deſſen 


(a) L. 17 C. de fide instr. (4. 21). Bgl. Meier p. 58. 
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Zuftimmung eingeholt hätte: (db), Diefe Meinung ift auch 
von Mehreren angenommen: worden: (oc, Manche aber 
haben dabei folgendes Bedenken geltend gemacht. Der zu⸗ 
ſtimmende Brief, meinen fie, Tönne ja vor der Ankunft wies 
der zurückgeholt oder durch einen Widerruf entlräftet wer- 
den; daher ſei der Bertrag erft vollendet an dein Orte, wo 
der Abſender des erſten Briefes die Antwort empfangen, 
alſo von der Zuftimmung ein Bewußtſeyn erhalten habe (d). 
Es ift aber ganz verwerflich, -den richtigen Grundſatz durch 
die Rückſicht auf ſolche, ohnehin ſehr ſeltene, Fälle entkräf⸗ 
ten zu wollen. : Su dem allermeiſten Füllen werden beide 
Erklaͤrungen abgegeben werden ohne ein ſolches Schwanfen 
der Entſchlüſſe; wo aber em foldhes einmal vorkommt, da 
kann die Frage nur durch Berüsffichtigung. der ſehr man⸗ 


nichfaltigen einzelnen Umftände entſchieden werden, jo daß 


(b) Daſſelbe ift aljo bei dem 
Boten anzımehmen an bem Orte, 
wo biejem bie Zuſtimmung ausge- 
fproden wird; bei ber doppelt 
unterfchriebenen Urkunde an dem 
Orte, wo die leßte Unterjchrift er- 
folgt; bei einem Wechſel an jebem 
Orte, an welchem Einer acceptirt 
oder indoſſirt. 


(c) Honmnezı obs. 409 N. 17.. 
-18. Meıer p. 59 (Beide bei Ge⸗ 
fegenheit der Frage nad) dem gel- 


tendem örtlichen Recht). Wening 
Archiv f. civ. Praxis B. 2 
S. 267-271 (der zunädft nur 


von dem Zeitpunft, bes bollen- 
deten Bertrags ſprichi, jedoch ſo, 


daß ſeine Entſcheidung zugleich 


auf den Ort zu beziehen iſt). 
LAuriRACA de nuncio $ 235 
(Diss. T. 3 N. 107), wo zunächft 


von dem Boten die Rebe ift, diefer 
‚aber dem Briefe ganz gleich gefiellt 


wird. 

(9). Herr. de commeatu lite- 
rarım $. 16-19 in Comment, 
Vol. I. p. 243. Haſſe Rhein. 
Muſeum IL. 371—382. Wächter 
Archiv 3.19 S. 116. Etwas 


zmweidentig ift I. Vorr. V.1 873. 
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dann much jene von den Gegnern amfgeftellte .jehr willfhr- 
lihe Regel keinesweges ausreicht (e). 

Sch. gehe num zu der. zweiten Frage über:- Wo ift ber 
Gerichtöftend der Obligation bei eimem durch Briefwechfel 
gefchloffenen Vertrage? Man möchte, nach der eben auf 
geftellten Behauptung, glauben, an dem Orte, wo der erfte 
Brief empfangen und zuſtimmend beamtwortet wurde. Die 
je8 muß aber entjchieden. verneint werden (f).. Denn ber 
Abfender der erften Briefes Tann doch hächftens verglichen 
werben mit einem Durchreiſenden, gewiß ‚nicht mit Einem, 
der .einen bleibenden Aufenthalt an dem Wohnſitz des Geg⸗ 
ners aufgeihhlagen bat; alte hat er ſich auch nicht dem Ge⸗ 
richtsſtand dieſes Ortes unterwerfen. wollen ($ 370.0). 
Bielmehr iſt für jede der beiden Parteien der durch Brief- 
wechſal gefchloffene Vertrag zu betrachten als an ihrem 
Wohnſitz gefchloffen, und bier muß fie den befonberen Ge⸗ 
wihteftuh der Obligation für fich anerkennen. ($ 870 Nr. V.). 
Iſt aber in dem Vertrag ein beitimmter Erfüllungsort an⸗ 
gegeben, ſo wird durch diefen zugleich der Gerichtsſtand 
her Obligation ‚begründet, — Das eigenthümlide Bedärfe 
niß des Wechſelgeſchäfts (Note b) Tann. ftarfe Mobdificar 
tionen diejer Grundfäge über den Gerichtäftand rechtferti= 
gen. So ift denn aud in ber Preußiſchen Cinführungs- 
(e) Wening o. wat a. 8 R. 1 56 M fg. —S 
dafür praktiſche Vorſchläge. Die babei beumigt werben. -- . . .: 


für eine anbere, aber verwandte, -: (f) Sa erllaͤrt Ach anch mi 
Frage gegebenen Vorſchriften bes tenbrug ©.348, 38h, .- 
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ordnung zur neueften Deutſchen Wechſelordnung (6) vor⸗ 
geſchrieben worden, daß nicht blos der Zahlungsort und der 
Wohnſitz ben Gerichtsſtand begründe, ſondern dab au Den 
Ort der einmal augeſtellten Wechſelllage auch andere Wech⸗ 
ſelſchuldner herangezogen werben koͤnnen. 

Die dritte Frage, wegen bes bei einem Vertrag durch 
Briefwechfel geltenben örtlichen Rechts Tann erft weiter 
unten ($ 373) beantwortet werben. 

B. Einſeitige erlaubte Handlungen. 

Daß biefe bier ganz auf gleiche Weiſe wie Verträge zw 
beachten find, ft im unfern Rechtsquellen ‚Mar ausge⸗ 
ſprochen (b); aud it von diefem Sup ſchon oben Anwen⸗ 
dung gemacht worden auf die wichtigen Obligationen, Die 
aus einer Gefchäftsführung.u.-j. w. entſtehen {6 870 Mr. II.). 
Nur Ein Fall bedarf jedoch moch einer beſonderen Er⸗ 
wahnannnggg. 

Der Grbe, der eine Erbſchaft antritt, uͤbernimmt dadurch 
Obligationen verſchiedener Art, imbeſondere gegen die Grb⸗ 
ſchaftsglaͤubiger und gegen die Legatare. Dieſe Obliga⸗ 
tionen werben in umjern Rechtsquellen als contractähn⸗ 
liche vezeichnet (i). : Daher Haben mehrere neuere Bone 


.. 


9— 31: —E —2' cip 8. 6.0. de * quasi. ex 
conir. (3. d7), L. 3 83, L4 
ML» dd 1) qui. ex caus. (42.4), L.5 $ 2 
„Omnem obligatiinem pro deO. et A. (44. 9 L. 19 pr. 
vontraeta kabendamı, exist die R. J. "100: In: 
mandum est '...:.*, che Bweißel J 
ui Gicht au —*8** LEE EEE BET SEE vr. 
fo ausgeſpreche. EEE ER UU 
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ſteller für einen ſoſchen Fall ein forum contractus auge 
nommen, und zwar bald au ben Det, wa der Antritt ber 
Grbſchaft erklärt worden jey, bald an dem, wo die Erbſchaft 
liege, oder am Wohnfig des Verſtorbenen Ik). Diele 
Memung aber ift zu werwerfen, und ea ift aim folder Ge⸗ 
zichtäitend wicht anzunehmen. Nur ausnabmämeiie, durch 
ganz poſitive Vorſchrift, ift ein. folder Gerichtöftaud be⸗ 
gründet für Sideicommiffe, und zwar au Dem Orte, wo ber 
größte Theil der Erbſchaft liegt Cl, Der oben erwähnte 
Ausdruck der Rechtsquellen bezieht ſich wur auf deu per- 
foͤnlichen Eintritt bed Erben in das obligatoriiche Verhaͤlt⸗ 
nis zu Glaͤubigern und Legataren, nicht auf heilen eigent- 
liche Kutftehugg und iuxiſtiſche Beſchaffenheit. 

C. Delicte,. 

Der durch ein Delict begründete beiondere Gerichtsſtand 
iſt dem Alteren Römiihen Recht fremd, und erft in ber 
Kaiſerzeit entitanden (m). Dann aber hat er‘ eine ſo all⸗ 
gemeine Anerlenuung gefunden, dab er nunm,hr and) in 
Geſetzen auf gleiche Linie mit dem forum domicilii, com- 
traptug, nei sikae geſtellt wird (m). — Es mühe aber un⸗ 
richtig ſeyn, dieſen Gerichtöftend ala eine einzelne Anwen⸗ 
dung bed Gerichteſtandes der Ohligatien, des |. g. forum 

(k) Linde Abhandlung B. 2 im} Bethmaun Hollweg 
S. 101-109, Mühlenbruh Berfuhe &. 29. 52. 
S. 379-882 oo. (n) Nor. 90..— 0.2 
J ) Bethmann KHollmeg J. de foro comp. (2. 2). 


Berſuche ©. 32—35. ©. 48, Bol. 
oben $ 370 am Ende des 8. 


+ . ’ 
. nt, 1 
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contraetus; 'zu betrachten (0). ° Denn das forum dehieti 
entfteht nicht durch eine präſumtive freiwilkige‘ Unteriver- 
fung, und daher ‚gelten für bafjelbe audy nicht die Be— 
ſchraͤnkungen, welche oben fuͤr den Gerichtsſtand der Obti⸗ 
gation aufgeftellt worden find (5 370). Zur’ Begrändichg 
dieſes Gerichtsſtandes iſt weder Wohnſiß, wöch irgend ein 
anderer hinzutretender aͤuherer Umſtand, erfotderlich, viel⸗ 
mehr entſteht derfelbe- aus der Berübimg des Deliets am 
ſich, auch bei: einem ganz zufälligen’ und vorübergehenden 
Aufenthalt: — Es bat demnach dieſer Berichtäftand- eine 
ganz eigenthümliche Natur, indem er begründet wird nicht 
durch freiwillige, ſondern durch nothwendige Unterwerfung; 
diefe aber ift- eine unmittelbare Folge der RNechtsverletzung, 
deren fi der Thäter ſchuldig gemacht hat; —Der Ge⸗ 
richtsſtand aus dem Delictiſt übrigens" eben fo wenig aus- 
ſchlietzend, als" derinnsd dein’ 'Gontrakt;"oielmehr hat der 
Kläger Pets die Wahl 'zuitftheh diefem''befonbeten und' dem 
allgemeinen, airf den Wohnfitz bes Schulbners gegründeten 
Gerichtsſtand. Dieſes Uegt ſchonin der wortlichen Er⸗ 
wahnung jenes Gerichteſtandes ih ben angeführten Ge— 
ſetzen (Note m): noch mehr. aber” folgt ’ed daraus dab der⸗ 
ſeltzeganz gewiß nicht zum Vortheil des Beklagten, fonderũ 
vielmehr det Klägers, eingeführt ift (o'). . 


Bil, iltin,e, bin DER p. 51% td. 3” ri 


y pie vrht us Te Ent 0 


(0) In der angefiffeen Stelle (o1) Linde Lehrhuich des Pro⸗ 
des canoniſchenRechts werden geffte 8 98 Ru 16.° te sh 
beide auch wörtlich unterfhieden IF - ' SS sanuir 


und einander auch coorbinirt. gr Tank anni 
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Man bat die Frage aufgeworfen, ob der Gerichtsſtand 
der Obligation blos begründet fey für die Klagen, die zur 
natürlihen Entwidelung der Obligation gehören, aljo zur 
Erfüllung derjelben führen, oder vielmehr auch für die, welche 
die umgefehrte Richtung haben, indem fie die Auflöfung der 
Obligation bezweden, oder Das rüdgängig machen wollen, 
welches in Erfüllung der Obligation ſchon geſchehen iſt. 
Hier muß nun in der Regel die erfte, bejchränftere Anwen 
dung jenes Gerichtsftandes behauptet werden (p). Die 
zweite, andgedehntere Anwendung des Gertchtsftandes kann 
nur ausnahmsweiſe in den feltneren Fällen eintreten, in 
welchen die Auflöfung der Obligation mit der Entftehung 
derfelben einen gemeinfchaftlichen Uriprung hat, alfo wenn die 
Auflöjung einer durch Vertrag gegründeten Obligation ab» 
geleitet wird aus einem diefem Bertrag binzugefügten 
Nebenvertrag (q). 


Der bejondere Gerichtöftand der Obligation ſchließt den 
allgemeinen, aus dem Wohnſitz entipringenden, Gerichts⸗ 
ftand nicht ans, vielmehr hat der Kläger freie Wahl, an 
dem einen oder dem andern eine Klage anzuftellen (r). 


(p) L.2 C. ubi et apud quem des Gerichtöftandes verneint von 
(2.47). Linde Ardiv 8.7 ©. 67—69. 
(q) GläückB. 6 ©. 301-308. (r) L. 19 8 4 de jud. (5. 1), 
Unbedingt wird diefe Anwendung (mo gelefen werden muß: habeat 


vo. 16 
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Manche haben mit Unrecht diefes Wahlrecht auf den Kal 
einfchränfen wollen, wenn der Gerichtsſtand durch einen 
befonder3 verabredeten Ort der Erfüllung begründet ſey. 
Das Wahlrecht gilt vielmehr in der That auch, wenn der 
Gerichtöftand fi) gründet auf den Vertrag an fi) (ohne 
Erfüllungsort) (8), oder aber auf eine geführte Verwal» 
tung (t). 

Gerade umgekehrt mußte für den Fall eines durch Sti- 
pulation beftimmten Erfüllungsortes urſprünglich behauptet 
‚werden, dab nur am diefem Ort geflagt werben Tönne, 
indem der Gläubiger durd den befonderen Inhalt diefer 
Stipulation darauf verzichtet Hatte, den allgemeinen perfön- 
lichen Gerihtöftand jeines Schuldners für die Klage zu be- 


anftatt habuit, ſ. Holfweg 


©. 46), L. 1. 2. 3 de reb. auct. 


jud. (42. 5), L. un C. ubi conv. 
(3. 18), C. 17 X. de foro comp. 
(2. 2). — Nach Römischen Recht 
fonnte der Kläger auch noch im 
bem forum orginis Hagen ($ 355), 

(8) L. 2 C. de zurisdict. 
(3. 13). In den Worten: „ubi 
domicilium reus habet‘“ liegt 
der Accent nicht auf domicilium, 
fondern auf reus. Es foll alfo 
geſagt werden, des Beklagten 
Wohnfitz (nicht des Klägers) be- 
fimme den Gerichtsſtand; das 
zeigen die Anfangsworte der Stelle. 
Damit foll aber dem Kläger nicht 
benommen ſeyn, das forum con- 
tractus vorzuziehen, wo ein folches 
begründet ift. 


(t) Das |. g. forum gestae 
administrationis hat überhaupt 
feine eigenthümliche Natur (8 370. 
0). Aud wird das Wahlrecht 
ausdrücklich anerkannt im Fall 
des Argentarius. L.4 85 de ed. 
(2. 13). Und gerade für diefen Fall 
hat man es verneinen wollen wegen 
L. 45 pr. de jud. (5. 1). Allein 
bier heißt „convenirs oporteti “: 
er muß fich gefallen laffen, daß 
er verfiagt werde. Die richtige 
Meinung haben: Struben Be- 
denfen II. 96. Gönner Hand- 
buh 8. 1 Abb. X I; die irrige 
Meinung: Levser 73.8, Weber 
Beiträge B. 2 ©. 35, Linde 
Archiv B. 7 ©. 73. 














$. 371. II. Obligationenrecht. Gerichtoſtand ıc. (Fortſ.) 243 


nupgen. Weil aber dieſes zu einer völligen Verſagung des 
Rechtsſchutzes führen konnte, wenn etwa der Schuldner die 
Vorſicht gebrauchte, an dem bedungenen Erfüllungsorte nicht 
zu erſcheinen, ſo wurde eine beſondere Klage eingeführt, die 
nun auch an dem perjönlidhen Gerichtsſtand angeftellt wer⸗ 
den konnte, nur mit Berhdfichtigung des vielleicht verſchie⸗ 
denen örtlichen Intereſſe der: Leiftung (u). Durch diefe 
Klage ift alfo ſelbſt für ſolche Fälle das Wahlrecht des 
Klägerd begründet worden. 

Dagegen ift es nicht zu rechtfertigen, wenn Manche 
auch ein Wahlrecht des Klägerd annehmen wollen zwiſchen 
dem anf ausbrüdliche und dem auf ſtillſchweigende Berab- 
redung eines Erfüllungsortes gegründeten Gerichteftande (7); 
denn die Annahme einer ſolchen ftillfhweigenden Verabredung 


wird durch das Dafeyn einer ansdrüdlichen ſtets aus- 


geſchlofſen. 


(u) L. 1 de eo quod certo 
loco (13. 4). „Alio loco, quam 
ia quem sibi dari quisque sti- 
pulatus esset, mon videbatur 
agendi facultas competere. Sed 
quia ipiquum erst, si promis- 
sor ad eum locum, in quem 
daturum se promisisset, nun- 
quam accederet, quod vel data 
opera faceret, vel quia aliis 
locis nesessario distringeretur, 
non passe stipulatorem ad 
suum pervenire, ideo visum 
est, utilem attionem in eam 
rem eomparare“. Was bier von 


ber Gtipulation gefagt if, gilt 
eben fo von jeder anderen mit 
einem beſimmten Grfüllungsort 
verfehenen Obligation, ſobald dieſe 
eine Condietion erzeugt (wie Dax- 
chen und Legat), mer nicht von 
den b. f. obligationes, wobei bie 
Sontractsliage ſelbũ ſchon aus 
reiste. L. 7 ood. 

(v) &o daß alſo der Kläger 
bald an dem bebumgesen Er⸗ 
füllungsort, bald an dem Ort bes 
geichlofienen Vertrages, nach Be⸗ 
lieben ein forum contractus gel- 
tend wachen könnte ($. 370). 

16* 
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Der bejondere Gerichtäftand der Obligation Tann nur 
geltend gemacht werden, wenn der Schuldner in diefem Ge- 
richtsſprengel entweder perſönlich anweſend iſt, oder 
Bermögensftüde beſitzt, in welchem legten Fall durch missio 
in possessionem der Zwang gegen ihn durchgeführt wird. 
Diele alternative Bedingung ift nad dem älteren Römi- 
ſchen Recht unzweifelhaft (w). Nach einem Gejep von 
Zuftinian könnte man diejelbe für aufgehoben anjehen (x). 
Allein diefes Geſetz ift fo allgemein und unbeftimmt gefaßt, 
und wirft fo ſehr die verichiedenen Gerichtäftände ohne Un- 
terfheidung durch eigander, daß die Abficht, das frühere 

Recht zu verändern, daraus nicht mit Sicherheit entnom⸗ 
men werden kann. Daber bat denn. audy eine Decretale 
darauf feine Rüdfiht genommen, ſich vielmehr ganz au 
das frühere Römische Recht, und ſelbſt an die Ausdrüde 
deſſelben, angeſchloſſen (yſj, Die überwiegende Praris der 
neueren Zeit ift diefer Meinung beigetreten (z), fo daß 


(w) L.1 de & quod certo 
loco (Rote u) „.. si nunguam ac- 
cederet*. L. 19 pr. de jud. 
(5. 1) „si ibi inveniatur‘“. 8 1 
eod. „si non defendat ... bona 
possideri patietur*. Aehnlich 


lantet die Beſtinmung für das 


forum rei sitae m L. 2 C. ubi 
in rem (3. 19). 
(x) Nov. 690.1. 2. 


(y) C. 1 $ 3 de foro comp. : 
nigi inve-- 


in VI (2.2) „... 
niantur ibidem (vgl. Note w) 


trahere coram se non debent 
invitos, licet in possessionem 
bonörum, 'quae. ibi. habent, 
. . . Poßsint missionem facere“. 
Bon Mehreren wird dieſe ‚Stelle 
fehr gezwungen fo ausgelegt, der 
Richter folle den Abweſenden wicht 
durch eigene Gewalt (fondern nur 
durch Requiſition feines Richters) 
zwingen. Gocossı jus contxov. V. 
1 qu 15. Glück VI ©. 304. 


Rinde Archiv VIERS.: 69. 70. 


(2) Dieſe überwiegende Praris 
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alfo der Gerichtsſtand der DObligation gegen einen Abwe⸗ 
ſenden durch bloße Requifition eines fremden Gerichts nicht 
geltend gemacht werden kann. — Es iſt nicht zu verfennen, 
daß durch diefe befchräntende Bedingung der befondere Ge 
richtöftand der Obligation einen großen Theil feiner Wich⸗ 
tigteit verliert. 


4 


In neueren Geſetzgebungen hat der Gerichtsſtand der 
Obligation, wie zu erwarten war, diejenige Geſtalt ange⸗ 
nommen, die zur Zeit ihrer Abfaſſung unter den Schrift⸗ 
ſtellern herrſchend war, alſo theilweiſe nicht in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem wirklichen Römifhen Recht, dem man 
ſich doch anzuſchließen glaubte. So ſetzt das Preußiſche 
Recht jenen Gerichtsſtand zunächſt an den Ort der verab⸗ 

redeten Erfüllung, und, wo ein ſolcher nicht vorhanden iſt, 
am den Ort des geihloffenen Bertrags (aa), ohne 
Rückſicht auf die befchränfenden Bedingungen, nnter welchen 
allein das Römifhe Recht den Drt des gefchloffenen Ver⸗ 
frags als enttfcheidend anfieht. Das Wahlreht des Klaͤ⸗ 
gerd wird auch hier anerkannt, und zugleich wird der Be⸗ 
Magte, im Sinn der neueren Prarid (Note z), nur dann 


wird ſelbſt von den Gegnern ein- Gerichtsftand anerkannt in Ber- 

geräumt. Ooccesı ]. c. Glück VI trägen mit vielen Nachbarftaaten, 

&. 304—306. Linde &. 69, 3. B. Weimar 1824 Urt. 29, Ge⸗ 
(aa) Allg. Ger. Ordn. I. 2 ſetzſammlung 1824 ©. 153. 

& 148—152. Eben fo ift biefer 


246 Buch III. Herrfchaft ber Rechtsregeln. Kap. I. Dertliche Gränzen. 


an diejen Gerihhtöftand gebunden, wenn er ſich an einem 
ſolchen Orte antreffen läßt. 


$. 372. 
11. Obligationenrecht. Dertlihes Recht. 


Die Lehre vom Gerichtöftande der Obligation ift bisher 
beshalb fo genau in ihren Einzelheiten dargeftellt worden 
(8 370. 371), weil fie allein einen fidheren Halt gewährt 
für Die Frage nach dem bei den Obligationen anwendbaren 
‚örtlichen Recht, für welhe Frage es an quellenmäßigen 
Beitimmungen ded Römischen Rechts eigentlid, ganz fehlt. 
Gerade hier ift der innere Zuſammenhang zwilchen dem 
Gerichtöftand und dem örtlichen Recht eben jo ergiebig und 
fruchtbar, ald wohl begrünbet, indem dieſelbe praͤſumtive 
Unterwerfung, welche den Sitz der Obligation und mit ihm 
den Gerichtsſtand beſtimmt, auch für das anwendbare ört—⸗ 
liche Recht als beſtimmend anerkannt werden muß (a). 

Sch nehme die ganze Reihe praltiicher Regeln, wie fie 
oben für den Gerichtsſtand aufgeftellt worden find, -ohne 
Bedenken zugleich ald maaßgebend für das anmendbare 
örtliche Nedht an ($ 370). Daffelbe ift alfo, je nach 


Berfchiedenheit der Fälle, auf folgende Orte zurüd zu 


führen (S. 226. 227). 


(a) Aud Eichhorn deutſches Römiſchen Rechts unmittelbar auf 
Recht 537. b wendet die von dem das Örtliche Recht au, 
Gerichtsſtand redenden Stellen des 


1. 


II. 


IV. 
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Wenn die Obligation einen feit beftimmten Erfül⸗ 
Inngöort hat: auf diefen Crfüllungsort. 
Wenn die Obligation hervorgegangen ift aus einer 
fortlaufenden Geſchaͤftsführung bed Schuldners: auf 
den Ort, an weldem dieſe Gelchäftsführung ihren 
bleibenden Sitz bat. 


. Wenn die Obligation aus einer einzelnen Handlung 


des Schuldnerd an defien Wohnfig entftanden ift: 
auf den Ort diefer Handlung, fo da die fpätere 
Aenderung ded Wohnfiges hierin Nichts ändert. 
Wenn die Obligation aus einer einzelnen Handlung 
des Schuldners außer deſſen Wohnfip, aber unter 
jolden Umftänden entftanden ift, welche eben- 
daſelbſt die Erfüllung erwarten laffen: auf den Ort 
diefer Handlung. 


. Wenn keine diefer Vorausſetzungen vorhanden: ift, 


“auf den Wohnſitz ded Schuldners (b). 


(b) Es könnte fcheinen, ale 
‚wollte ich mich Hier anfchließen an 
den oben verworfenen Grundſatz 
($. 361. g.), nad) welchem das ört- 
liche Recht des Wohnfiges fubfl- 
diäre Gültigkeit haben follte für 
alle Fälle, in welchen nicht ein 
anderes örtliches Recht befonders 
nachgewieſen werden kann. Dieſes 
iſt aber nicht der Fall. Denn auf 
das Recht des Wohnſitzes wird 
bier zurück gegangen, nicht weil 
fein andere Recht begründet 


werden Tann, fondern weil in 
diefem Fall die Parteien die Er⸗ 


. füllung der Obligation an dem 


Wohnſitz des Schuldners, natür- 
licher als an jebem anderen Orte, 
zu erwarten haben. Diefer Grund 
aber, der blos eine einzelne An⸗ 
wendung der allgemeinen Hegel 
über den Sig der Obligation ifl, 
paßt für den Gerichteſtand ($. 370 
Num. V.) nicht mehr und nicht 
weniger, als für das örtliche Recht. 
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Inſofern alfo fällt die Beftimmung bes örtlichen Rechts 
ganz zufammen mit der Beftimmung des Gerichtsſtandes. 
Nur darin’ ift ein wichtiger Unterfchied wahrzunehmen, daß 
neben dem befonderen Gerichtöitand der Obligation auch 
noch der allgemeine Gerichtsſtand des Wohnſitzes wirkſam 
bleibt, mit freiem Wahlrecht des Klägers; anftatt dab das 
anmwendbare örtlihe Recht einem folden einfeitigen Wahl⸗ 
recht nicht unterworfen jeyn kann, fondern ausfchlieend 
durch den feft beftimmten Erfüllungsort, in deflen Erman- 
gelung durch den Drt der Entftehung der Obligation, oder 
durch den Wohnſitz des Schuldners, je nad) Berjchieden- 
beit der Fälle, beftimmt werden muß. 

Die Ableitung der bier aufgeftellten Regeln aus der 
vermutheten freiwilligen Unterwerfung des Schuldners un- 
ter ein beftimmtes oͤrtliches Recht hat einige wichtige praf- 
tiſche Folgen, die bier zufammengeftellt werden follen. 

A. Diefed örtliche Recht tritt zurüd, wenn ed in 
Widerſpruch fteht mit einer am Ort des urtheilenden Rich⸗ 
ters geltenden zwingenden, ftreng poſitiven Rechtöregel 
(8 349), indem in jolden Zällen der freie Wille der 
Parteien überhaupt feinen Einfluß haben kann (b}). 

B. Das amgegebene örtlihe Recht tritt gleichfalls 
zurüd, wenn die Bermuthung der freiwilligen Unterwerfung 


(b!) Bgl. Wächter II. S. 397—405. Foruıx p. 145. 
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ausgeſchloſſen wird durch eine ausbrüdliche abweichende 
Willenserllärung (c). 

C. Bon manden Seiten ift behauptet worden, daß 
unter mehreren an fi) denkbaren örtlihen Rechten‘ das- 
jenige jedesmal angewendet werden müfje, nad) welchem das 
vorliegende Rechtögeihäft am beften aufrecht erhalten wer: 
ben könne (d). Aus dem beftehenden Recht laßt ſich dieſer 
Sat in folder Allgemeinheit wohl nicht begründen, da⸗ 
gegen Tönnte man baranf kommen, ihn als neues pofitives 
Geſetz aufzuftellen (e). Allein in folgendem Sinn läßt fidh 
der Sab dennoch vertheidigen. Wenn die Anwendung der 
oben anfgeftellten Regeln dahin führen würde, den Vertrag 
einem örtlichen Recht (etwa des Erfüllungsortes) zu unters 
werfen, nach welchem er ungültig feyn würde, anftatt daB 
er nach dem Rechte des Wohnſitzes gültig wäre, fo ift ge- 
wiß nicht zu vermuthen, daB fi die Parteien einem ört⸗ 
lichen Recht haben unterwerfen wollen, das mit ihrer Abficht 
söllig im Widerſpruch ftände (e'). 


(6) Z. 19 8. 2 de jud. (5. 1) 
„. . misi alio loci, ut defen- 
deret, convenit . .“. Was bier 
von dem Gerichteftand gefagt wird, 
muß eben fo von dem örtlichen 
Recht gelten, foweit deſſen Be⸗ 
ſtimmungen durch Privatwillkür 
abgeändert werden können. Bgl. 
oben $ 369. b. und $. 370. 

(d) Eichhorn deutfches Recht 
$ 37. Noten f. g. 


(6) Für einen einzelnen Fall 
ift er im Preußifchen A. L. R. auf- 
geſtellt (1. 5 $ 113), nämlich für 
den Fall verichiedener gefetlicher 


Formen bei einem duch Brief⸗ 


wechſel geſchloſſenen Vertrage. 
(8!) So aufgefaßt, ſtimmt ber 
Sat ganz überein mit einer be- 
kannten Anslegungsregel bei zwei⸗ 
bentig gefaßten Rechtsgeſchäften. 


L. 12. de reb. dub. (34. 5). 
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Wenngleich nun durch die bier aufgeftellten Regeln der 
Sitz der Obligation, und mit diefem zugleich das örtliche 
Recht derfelben, im Ganzen ficher beftimmt ſeyn mag, fo 
fol damit doch nicht behanptet werden, daß alle bei Ge⸗ 
legenbeit einer Obligation möglichermweife eintretende Nedhts- 
fragen eben nur nad diefem örtlichen Rechte zu enticheiden 
ſeyn möchten. Dazu ift eine tiefer eingehende Erwägung 
folder Rechtsfragen in ihrem vollftändigen Zuſammenhang 
nöthig, die der Fortjegung diefer Unterjuhung ($ 374) 
vorbehalten bleiben muß (f). | 

Bon ber bier aufgeftellten Lehre über das bei den 
Obligationen anwendbare Örtliche Recht weichen die Mei: 
nungen unferer Schriftfteller in folgenden zwei Haupt⸗ 
punkten ab. 

Erſtlich knüpfen faſt Alle das anwendbare örtliche Recht 
an den Ort der obligatoriſchen Handlung an ſich, ohne 
zugleich die im Roͤmiſchen Recht hinzugefügten beſonderen 
Vorausſetzungen zu berückſichtigen ($ 370), obgleich doch 
im Allgemeinen die Meiſten auf dem Boden des Roömiſchen 
Rechts zu ftehen vermeinen. Diejes ift aber um fo mehr 
zu mißbilligen, als die erwähnten Vorausfegungen des Rö- 


(f) Auf die verfchiedenartige 
Beurtheilung folder einzelnen 
Rechtsfragen haben fchon hinge⸗ 
wiefen: Leysern 73. 3, Fosumx 
p. 142—145. Diefe Schriftfteller 
kann ih daher nicht als meine 
Gegner in der Aufftelung des 


Grundſatzes anfehen; es wirb 
darauf ankommen, bei den einzelnen 
Rechtsfragen ſich mit einander zu 
verftändigen. Ein ähnliches Ver⸗ 
fahren ift ſchon oben in der 
Lehre vom Eigenthum eingefchla- 
gen worden ($ 367). 
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miſchen Rechts, wodurd die Sache eine andere Geftalt 
gewinnt, nicht auf willlürlihen pofitiven Vorſchriften 
beruhen, ſondern vielmehr ‘auf der in ber Natur ber 
Sache beruhenden Erwägung, in welchen Fällen eine frei- 
willige Unterwerfung unter ein beſtimmtes örtliches Recht 
mit Wahrjcheinlichkeit angenommen werden kann oder nicht. 

Zweitens findet ſich ein jehr häufiger Widerfpruch gegen 
die bier angenommene Meinung, nach welcher vorzugsweiſe 
ein verabredeter Erfüllungsort .zugleih das anwendbare 
örtliche Recht beftimmen fol. Hierin find jedoch die Mei- 
nungen ſehr getheilt. Ein Theil der Schriftfteller, und 
zwar der größere Theil, ſtimmt mit der hier vorgetragenen 
Lehre überein (g). Ein anderer Theil dagegen behauptet, 
dad örtliche Recht dürfe lediglich nah dem Ort der obliga- 
torifhen Handlung beftimmt werden; der verabredete Er⸗ 
füllungdort babe darauf gar feinen Einfluß, indem die von 
diefem redenden Stellen des Römischen Rechts lediglich auf 
den Gerichtsſtand, gar nicht auf das örtliche Mecht, zu be⸗ 
ziehen feyen (h). 

Bei diejer Streitfrage kommt es auf die Erklärung der 
bier einjchlagenden Stellen des Römifhen Rechts an, bie 
ih, der leichteren Meberfiht wegen, voranftelle. 


(8) Carıstınaeos Vol. IL. Fosux p. 142 —145. Story 
Dec. 283 N. 8. II. P. Vort. 8 280. 29. 
Sect 9 0.2 $ 12. 15. Musnren- (h) Herr. $ 10 ampl. 2. 
pruch doctr. Pand. $ 73, not. 17. Meıer p. 57. 58. Wächter I], 
©. 41-47, 
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1. L. 6 de eviet. (21. 2.) „Si fandus venierit, 


ex consuetudine ejus regionis, in qua negotium 
gestum est, pro evictione caveri oportet.” 

2. L. 21 de oblig. et act, (44. 7.) „Contraxisse 
unusquisque in eo loco intelligitur, in quo, ut 
solveret, se obligavit.” 

8. L. 1. 2. 3. de reb. auct. ud. (42. 5.) „Venire 
bona ibi oportet, ubi quisque defendi debet, id 
est — ubi domicilium habet — aut ubi quisque 
contraxerit. Contractum autem non utique eo 
loco intelligitur, quo negotium gestum sit, sed 

quo solvenda est pecunia.” 

Diefe Stellen werden von den Gegnern auf folgende 
Weiſe erflärt. Die erfte Stelle, fagen fie, fpreche allein 
vom örtlichen Recht, und wolle Bei diefem ausjchließend 
den Ort beachtet wilfen, am welchem die obligatoriſche Hand: 
lung vorgenommen worden jey (in qua negotium gestum 
est), wodurch alfo die Beachtung des Erfüllungsortes ver- 
neint werde. Die zweite und Dritte Stelle dagegen follen 
lediglich von bem Gerichtsſtand reden, nicht von dem drt- 
lichen Recht; für den Gerichtöftand aber fordern fie die 
Beachtung des Gontractsorts, und als Gontractsort bezeich⸗ 
nen fie nicht den Ort der obligatoriſchen Handlung, fon- 
dern den der Erfüllung. So werden, fagen fie, in dieſen 
Stellen der Gerichtsſtand und das örtliche Recht jcharf 
unterfchieden und nad) entgegengefeßten Regeln behanbelt. 
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Diefe Erklärung bat Schein, aber feine Wahrheit. 
Allerdings. ſpricht die dritte Stelle von dem Gerichtsſtand, 
nidht von dem oͤrtlichen Recht; die zweite aber redet fo 
allgemein, daß fie eben jo gut auf das Eine, wie auf das 
Andere, anzumenben if. Sind nun die oben amfgeftellten 
Gründe für den inneren Zuſammenhang des örtlichen Rechts 
mit dem Gerichtöftand überzeugend, jo muß eine praftifche 
Verſchiedenheit in der Behandlung beiber Fragen jo lange 
verneint werden, als nicht beftimmte Zeugniffe für Diele 
Verſchiedenheit aufgewiejen werben können; dieſe eben ſollen 
in den oben angegebenen Stellen liegen, und ed wird jept 
bauptjächli darauf aukommen, durch die Erflärung der 
erften Stelle zu zeigen, dab diefe ben praftijchen Gegenjag 
gegen die zwei anderen Stellen, den man darin finden will, 
in der That nicht enthält. . 
Bon der erften Stelle nun, der L. 6 de evict., ift Schon 
oben bemerkt worden, daß fie eigentlich gar nicht von dem 
anzuwendenden drtlihen Recht fpricht, fondern von that« 
lächlihen Gewohnheiten, die gar nicht Rechtöregeln begrün- 
den ($ 356. i. k.). Indeſſen können wir über diefes Bes 
denken hinweggeben, und einen indirecten Gebrauch dieſer 
Stelle für unſere Frage willig einräumen. Denn dieſelbe 
Wahrſcheinlichkeit, Die dafür ſpricht, dab die Parteien ges 
wife factifche Gewohnheiten des Orts ſtillſchweigend bes 
folgen wollten, laßt fi auch geltend machen für ihre frei 
willige Unterwerfung unter das örtliche Recht defjelben 
Orts. Wir wollen alfo die Stelle ganz fo behandeln, als 
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ob fie über das örtliche Recht enticheiden wollte, und nur 
noch fragen, für welchen beftimmten Ort fie entſcheidet. 
Dffenbar will fie in den Worten: ejus regionis, in qua 
negotium gestum est, irgend einen anderen denkbaren Ort 
ausjchliegen; welches ift num diefer von ihr ausgeſchloſſene 
Drt? Um die verfchiedenen Möglichfeiten, die dabei in 
Betracht kommen können, zur Anſchauung zu bringen, will 
ich folgendes Beiipiel wählen. Zwei Einwohner von Pu⸗ 
teoli, deren Einer in dieſer Stadt ein Grundftüd befipt, 
. treffen zufammen im Bade von Baji, und ſchließen dafelbft 
einen Kaufcontract über jenes Grundſtück; hinterher ent- 
fteht ein Streit über die Soictionsleiftung, und es fragt 
fi), weldyes örtliche Recht dabei angewendet werden fol. 
Nach der Erklärung der Gegner müßte ed das Recht von 
Bajä jeyn (regionis, in qua negotium gestum est), nicht 
das von Puteoli, und dieſes legte eben follte durch den 
Ausſpruch des Juriften verneint werben. Ich gebe nun 
zu, daß ed moͤglich wäre, der alte Zurift hätte an den auf 
einem fo verwidelten Fall beruhenden Gegenſatz gedacht, 
und darüber eine Entſcheidung geben wollen, aber in der 
Stelle jelbft findet fih darauf nicht die entferntefte Hin- 
deutung, und eine unbefangene Erklärung muß vielmehr 
darauf führen, folgenden viel einfacheren Fall voranszu- 
fegen. Die zwei Einwohner ven Puteoli haben in ihrer 
Vaterſtadt ſelbſt den Kaufvertrag geichloffen (i); in diefem 


(i) So erklärt die Stelle auch de statutis in dem Comm. in 
C. Moumasos, Conclusiones Codicem hinter L. 1 C. de 





8.372 III. Obligationeurecht. Oertliches Recht. 265 


Stadtgebiet aber gilt bei Evictionen eine eigenthümliche 
Gewohnheit, abweichend von der anderwaͤrts üblichen. Aus 
ftatt nämlich, daB die allgemeine Gewohnheit anderer Orte 
dahin führte, für den Fa der Evictton den doppelten Kauf⸗ 
preis zurüd zu zahlen (k), war es in Puteoli üblich, 
einen anderen Erſatz, etwa den anderthalbfadyen, oder ben 
dreifachen Kaufpreis eintreten zu laffen. Der Ausiprud 
des Suriften geht alfo dahin, in einem folden Fall nicht 
die allgemeine, anderwärts üblide, Höhe des Erſatzes gel⸗ 
ten zu laſſen, ſondern die an dieſem Ort hergebrachte, 
weil wahrſcheinlich dieſe den Parteien vorgeſchwebt haben 
werde. Geſetzt nun, ed wäre ihm die weitere Frage vor⸗ 
gelegt worden, wie es zu halten jey, wenn der Ber: 
trag nit in Puteoli felbft, fondern in Bajä geſchloſ⸗ 
fen worden wäre (wovon übrigens die Stelle felbft feine 
Spur enthält), fo würde er ohne Zweifel auch wieder anf 
die Gewohnheit von Puteoli verwiejen haben, weil der 
Bertrag in diefer Stadt umd wicht in Bajd zu erfüllen war; 
nur würde er dann nicht mehr den Ausdrud gebraucht 
haben: in, qua negotiam gestum est, weil diejer, wenn ein 
folder Gegenſatz in Frage geitanden hätte, faft nothwendig 


summa trin. (p. 6. 7 ed. Hanov. 
1604. f) „quod est intelligen- 
dum non de loco contractus 
fortuiti,. sed domicilii, prout 
crebrius usu venit, immobilia 
non vendi peregre, sed in loco 
domicilii. ° Lex autem debet 


adaptari ad casus vel hypo- 
theses, quae solent frequenter 
accidere: nec extendi ad casus 
raro aceidentes.* 

(k) L. 31 $ 20 de aedil. ed. 
(21. 1), L. 2. L. 37 de eviet. 
(21. 2). 


“ 
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mißverftanden werden mußte. — Wird num dieſe Erklaͤrung 
der Stelle angenommen, die ganz bei ihren Worten ftehen 
bleibt, und ihr feine fremdartigen Vorausſetzungen aufdrängt, 
jo enthält fie durchaus feinen Grund, das örtlihe Recht 

nad) einer andern Regel zu beftimmen, als den Gerichts» 


ftand. 


$. 373. 
II. Obligationenredt. Dertlihes Recht (Fortſetzung). 


Es find nun für das örtlihe Recht der Obligation 
einige Rebenfragen zu erörtern, meift anſchließend an ähn⸗ 
lihe Nebenfragen, die ſchon oben für den Gerichtsſtand der 
Obligation unterſucht worden find ($ 371). 

In mehreren Fällen nämlich wird das örtliche Recht, 
eben jo, wie der Gerichtsſtand der Obligation, begründet 
durch den Entftehungsort derfelben ($. 372 Rum. II. IV.), 
und es kann dann die genauere Beſtimmung dieſes Ent- 
ftehungsortes wichtig, zuweilen aber auch zweifelbaft feyn. 
Mit Rüdfiht auf ſolche Zweifel follen bier mehrere beſon⸗ 
dere Kalle angegeben und einer Prüfung unterworfen 
werden, in ähnlicher Weile wie Dieſes bereits bei dem 
Gerichtsſtand geſchehen iſt. 

A. Verträge: 

Der zweifelhaftefte und beftrittenfte Fall ift der eines 
Vertrages, welcher durh Briefwechſel geſchloſſen wird. 
Mit dieſem Fall aber iſt auf völlig gleiche Linie zu ſtellen 
der Vertrag, der durch eine an verjchiedenen Orten unters 
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zeichnete Urkunde, oder durch die mündliche Willenserklärung 
vermitielft eines Boten, zu Stande fommt ($ 370b). — 
Hlerüber nun kann wur wiederholt werden, was oben 
(S. 235) über den Gerichteftand in ſolchen Fällen gefagt 
worden if. Der Vertrag durch Briefwechſel ift als ges 
ſchloſſen anzuſehen an dem Orte, wo. der Brief empfangen 
und zuftimmend beantwortet wird. Käme es aljo bios | 
darauf an, fo müßte durch dieſen Ort auch das örtliche 
Recht beftimmt werden, und dieſes ift in der That bie 
Meinung mehrerer Schriftfteller (a). Dieſe Meinung muß 
aber verworfen werden, weil ber Verfafſer des Briefes 
höchſtens einem Neifenden zn vergleichen ift, der ih anf 
einen Augenblick zu dem Empfänger hinbegeben bat, um 
den Vertrag zu fchließen; durch einen jolden ganz vorüber» 
gebenden Aufenthalt aber wird, andy wenn darin .ein Ber: 
trag zu Stande kam, der Sig ber Obligation mit feinen 
rechtlichen Folgen. nicht begründet. Daher ift bier das 
örtliche Recht der Obligation zu beurtbeilen vor Allem 
nad) dem Erfüllungsort, wenn ein folder feft beftimmt ift; 
fehlt. e8 an einer ſolchen Beftimmung, jo gilt für jede 
Partei dad Recht ihres Wohnfites (b). — Ganz abweichend 
von diefen verschiedenen Anfichten haben andere Schriftiteller 
angenommen, ber durch Briefwechſel gejchlofjene Vertrag - 


{3) Homust’ rhaps., obs. 409 das Recht des Wohnfitzes allge- 
N. 17. 18, Meer p. 59. mein an, ohne Ruckficht auf ben 

(b) Wädter ll. 8.45 nimmt Erfüllungsort. 

vmi. 17 
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müfle nach dem Naturrecht beurtbeilt werden (ec); wobei 
nur zu bedauern ift, daß fie nicht zugleich das naturrecht⸗ 
liche Syſtem angegeben haben, welches ſie angewendet 
wiſſen wollen. — Das Preußiſche Geſetzbuch entſcheidet 
die hier vorliegende Frage nur in der beſchraͤnkten An⸗ 
wendung auf ben Fall, wenn am Wohnſitz beider Parteien 
ein verſchiedenes Recht über die Form des Vertrags gelte; 
daun jol dasjenige Recht angewendet werben, bei welchem 
der Bertrag am beften ‚beftehen fan (d).. In dem Sinn 
diefer Borfchrift aber liegt es, auch im anderen Beziehungen 
(mo es nicht auf das Beſtehen des Bertvdgs, fondern auf 
die Ark her Wirkung anlommt) dad Recht des Wohnfiges 
über die Schuld jedes Theiles enticheiden zu Faffen. 

Die wichtigfte Anwendung biefer. Streitfrage ift die auf 
dad Wechſelrecht. Nach dem nufgeftellten Grundfage mrüffen 
wir annehmen, daß Die Verpflichtung jedes einzelnen Unter⸗ 
zeichnerd eines Wechſels nad dem Recht feines Wohnfitzes 
zu beurtheilen it Das ganz: eigerithümliche Bedürfniß 
dieſes Geſchäfts aber kann eine abweichende pofitiwe Bas 
ſtimmung wohl rechtfertigen. . Das neuefte deutiche Wechſel⸗ 
recht beſtimmt im Art. 85 Wolgendei Jede Wedel 
erflärung if zu beurtheilen. nach dem Geſetz des Orts, an 
welchem fie erfolgt ift. Iſt fie jedoch mach dieſem Geſetz 
mangelhaft, genügt aber den Anforderungen des inländifchen 


(6) Grerws de j, belli Lib. 2 C. 11 85 N, &:. Hapı- de com- 
meatu, literarum $ 16—19 (Comm. Vol. I Pag: 265) 
( MERLE HUN. I nn 
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Geſetzes, jo find Be Später im Inland auf ben Wechfel 
gejenten Wechſelerkläärungen gültig. Eben fo find gültig 
die. WechfelerHärungen, die ein Inlaͤnder einem anderen 
Snländer im Anslande giebt, wenn fie nar dem inlandiſchen 
Geſetze entſprechen (0). 

B. Ginſeitige erlaubte Handlungen. 

Aus dieſer Kategorie kommen bier hauptſaͤchlich in 
Betracht die mannichfaltigen Verpflichtungen, Die aus dem 
Klagenrecht hervorgehen, insbeſfondere aus der Liisconte⸗ 
ftation (Anftellung der Klage), dem gerichtlichen Geſtaͤndniß, 
bem rechtskraͤftigen Urtheil. Hierkber waren früher viele 
Zweifel und Mernungsveridyiebenheiten wahrzunehmen, die 
ſich jedoch olmtälig immer mehr dem richtigen Orundſatz 
angenähert haben, nad, welchem das am Drt des Gerichts 
(and. zwar ber erften Suftanz) beftehende oͤrtliche Recht als 
anwendbar gelten muß, auch wenn an anderen Gerichten 
diefe Frage ſpaͤterhin vorlommt (f). 

Es muß jedoch bemerkt werben, daß bier agentlich zwei, 
wenngleich verwandte, dennoch an ſich verſchiedene Fragen 
zw entſcheiden find, deren Sinn am auſchaulichften werben. 
wird, wenn ich fie ſogleich auf den widtigften Fall der 
Anwendung, das rechtöfräftige Urtheil, beziehe. Die erfte, 
allerdings wichtigfte, Frage ift die, ob überhaupt das aus⸗ 


} 


(e) Drenhihche @efeh » Saumlum 1889. ©; 6 a hauiche Be⸗ 
ſſimmuugen ewihält das U. 2.8. II. & $ 996--838. 6 Hosaa 
8 6. Meıse p. 29. Broar $ 384 fg: 
17° 
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geiprochene rechtskraͤftige Urtheil auch anderwaͤrts, ſelbſt im 
einem anderen Lande, auzuerkennen iſt. Die zweite Frage 
betrifft die Modalitäten in den Bedingungen und Wirkungen 
des rechtskräftigen Urtheils, die in den Geſetzen verſchie⸗ 
dener Länder verfhieden beftimmt jepn: fönnen.. Unſere 
Schhriftfteller denfen meift nur an die. erfte Trage. Wer 
‘ aber diefe zum Bortheil der Gültigleit des rechtskraͤftigen 
Urtheils beantwortet, muß conſequenterweiſe auch auf die 
Modalitäten das Geſetz des Orts anwenden, an welchem 
das Urtheil geſprochen wurde, da man doch uͤberhaupt das 
Urtheil nur in dem: Sinn kann anwenden wollen, in welchem 
der urthoilende Richter daffelbe erlaſſen hat. 

Diefer Gegenſatz tritt hervor in der Faſſung vieler Ver⸗ 
traͤge, die von der Preußiſchen Regierung mit Nachbar⸗ 
ſtaaten geſchloſſen ‚worden ſind (g). Nach der wörtlichen 
Faffung dieſer Vertraͤge koͤnnte man annehmen, wenn ein 
in Weimar gefprodenes Urtheil im. einem Preußiſchen Ges 
richt vorgebracht werde, fo müffe die. exoeptio rei judicatae 
fo utgemendet werden, wie es ben Preußiſchen Regeln 
über dieje Exception, nit, wie es den Weimarſchen (ge- 

meinrechtlichen) entſpreche. An diejen feineren : Gegenſatz 








(2) Vertrag mit Weimar Art. 3 
(f. 0. $ 348) „Ein von einem zu- 
fländigen Gericht gefälltes rechts⸗ 
fräftiges Erfenntniß begründet vor 


den Gerichten bes anderen Staates . 


die Eiurebe des rechtsfräftigen Ur⸗ 
theils (exceptio ‚rei judicatae) 


mit de nſelb en Wirkung en, 


als wenn das Urtheil von einem 
Gericht desjenigen Staates, in 
welchem ſolche Einrede geltend ge⸗ 
macht wird, qeſprachen wäre”. — 


‚Eben... fo ; mit. mehreren auberen 


Nachbarſtaaten. 
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aber hat man dabei ſchwerlich gedacht, um fo weniger, ale 
bei jenen Berhandlungen gewiß nicht die möglichen Ver⸗ 
fühiedenheiten in ber Theorie der exceptio rei judicatae er 
wogen worden find. Die Meinung ging vielmehr unzwei- 
felhaft blos dahin, daß die Exception aus einem Urtheil 
des Nachbarlandes eben fo gewiß, wie aus einem inlän- 
diſchen Urtheil, geltend gemacht, alfo nicht etwa wegen der 
ausländischen Stellung des früheren Richters zurichgewie— 
ſen werden könne. 

0. Delicte. 

Der Gerichtsſtand am Ort des begangenen Deliets bat 
nad den Geſetzen und nach der Praris feinen Zweifel, ob» 
gleich er auf andere Weiſe begründet werden muß, als der 
Gerihtöftand anderer Obligationen ($ 371. C.). Zür das 
örtliche Recht aber muß eine andere Regel gelten. Indeſſen 
wird es zweckmäßiger ſeyn, biefe Frage in einem anderen 
Zufammenhang zu behandeln ($ 374. 0.), weshalb fie hier 
einftweilen ausgefetzt bleibt. 


Die nemeren Geſetzgebungen enthalten nur ſehr unvoll- 
ftändige Beftimmungen über das örtliche Recht der Obli⸗ 
gationen. Das Preußiſche Landrecht giebt eine Vorſchrift 
über die durch Briefwechfel gefchloffenen Verträge (Note d). 
Es erkennt ferner: bei der Frage über Maaß und Gewicht, 
fo wie über die Müngzforte, die in einem Vertrag gemeint 
ſeyn mögen, den Grundfaß an, daß der örtliche Gebrauch 


— 
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des vertragsmäßigen Erfüͤllungsortes anwendbar fey (h); 
dieſe Vorfchrift num bezieht fich zwar eigentlich nicht auf. 
das örtliche Recht, jondern auf die davon veridiebene 
Auslegung der Verträge ($- 374. fr ich. halte es aber für 
unbedenklich, den hier anerfannten Grundjap auch auf das 
Örtliche Mecht über die Wirkungen der Verträge im Sinne 
des Landrechts anzuwenden, da in dDemjelben der erwähnte 
iharfe Unterfchied ſchwerlich vorausgejeht werden darf. 

Das Oeſterreichiſche Geſetzbuch legt vorzugsweiſe Ge⸗ 
wicht auf den Ort, wo ein Vertrag geſchloſſen iſt, um das 
anwendbare örtliche Recht zu beſtimmen, und fügt nur Die 
natürliche Ausnahme hinzu, wenn die Parteien erweislich 
die Anwendung eines anderen ortlichen Rechts beabſichtigt 
haben {i). 


ih) A. 8, N J. 5 266. 27. 
— Koch Preuß. Recht B. 1° 
S. 133 ſtellt den ganz richtigen 
Grundſatz auf, es müſſe das ört⸗ 
liche Recht gelten, dem ſich die 
Parteien haben unterwerfen wollen, 
nimmt aber ohne hinreichenden 


Grund an, daß dieſes meiſtens 


der locus contractus ſeyn werde. 
Auch Bornemann B. 1 ©. 65 


nimmt biefen Ort alg vorher- 


ſchende Regel at. — Bon der 
Form der Verträge wixd noch 
unten die Rede jeyn bei der Regel: 
locus regit actum. Bgl. auch 
die oben in der Rote e angeführten 
Geſetzſtellen. 


Oefierreichiſches Geſetzbuch 
8.37 | 
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$. 374. 
HL Obligationenrecht. Dertliges Acht Einzelm 
Rechtsfragen. 

Die bisher aufgeſtellten Grundſaͤtze betrafen das örtliche 
Recht der Obligation im Allgemeinen. Es wurde aber 
Dabei anerfannt, daß dieſes örtlihe Recht nicht gerade auf 
alle einzelne, bei Gelegenheit einer Obligation etwa vors 
kommende Rechtsfragen anwendbar ſeyn müfle, unb es 
wurde die bejondere Prüfung dieſer einzelnen Rechtsfragen 
noch vorbehalten ($ 372 S. 250). Zu dieſer Prüfung 
gehe ich jest fiber. . 

A. Die erite dieſer Rechtsfragen betrifft die perfön- 
liche Fähigkeit des in einer Dbligation auftretenden 
Släubigerd oder Schuldners zu diefem bejonderen Rechts⸗ 
verhaͤltniß. 

Gerade dieſe erſte Frage mun iſt gar nicht nach dem 
örtlichen Recht der Obligation als ſolchem gu entſcheiden, 
ſondern lediglich nad dem oörtlichen Recht, welches an dem 
Wohnfig der Perſon gilt. Es muß Diejes unbedingt bes 
bauptet werden, Da der von Bielen aufgeitellte Unterſchied 
zwilchen der "allgemeinen und bejonderen Handlungonnfaͤ⸗ 
higkeit durchaus unbaltbar iſt ($ 364). 

Es gilt diefes namentlich nach gemeinem Recht in Beziehung 
auf die perfönliche Wechjelfühigkeit, welche ſtets nad) dem Rechte 
des Wohnfiges des bei einem Wechfel betheiligten Unterzeichners 
zu beurtheilen ift. Jedoch würde es irrig jeyn, die perjönlidhe 
Wechielunfähigkeit zu verwechſeln mitben an irgend einem Orte 
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nicht geltenden Wechſelrecht. An einem ſolchen Orte näm⸗ 
lich kann nur keine Wechſelklage mit Erfolg angeſtellt wer⸗ 
den, ſelbſt aus einem an ſich vollgültigen Wechſel; dagegen 
hat das Recht eines ſolches Ortes auf die Gültigkeit der 
an demſelben ausgeſtellten Wechſel keinen Einfluß, ſo daß 
dieſe an anderen, mit Wechſelrecht verſehenen Orten aller⸗ 
. dings wechſelmäßig eingeklagt werben koͤnnen ($ 364). 

B. Eine andere Rechtsfrage betrifft die Auslegung 
der Rechtsgeſchäfte, insbeſondere der Verträge, aus welchen 
Dbligationen entftehen (a). | 

Man kann dieje Frage mit mehreren Schriftftellern in 
eimem fo weiten Sinne auffaffen, dad fie Alle andere Fra- 
gen über das oͤrtliche Recht in ſich aufnimmt, indem die 
Anwendung irgend einer. örtlichen ‚Nerhtöregel auf einen 
Bertrag ſtets fo verftanden werden kann, dab fie nach dem 
mahrjhemlichen Willen der Parteien zu dem Bertrag hinzu 
gedacht werden müſſe. Das läßt ſich als ergänzende Aus- 
legung bezeichnen, jo wie fie überhaupt den vermittelnden 
Rechtöregeln zum Grunde liegt (b). Allein fo allgemein 
aufgefaßt, verliert die Frage nad) der Auslegung alle eigen» 
thümliche Bedeutung. Sol ihr diefe erhalten werben, 
jo müfjen wir fie in einem engeren’ Sinne auffaffen, in- 
bem wir fie auf die Zweifel beziehen, die aus der ungewiſſen 


(a) Schriftſteller über dieſe ter Archiv für eivil. Braris B. 19 
Frage: Bourıenors T. 2 obs. 46 6. 114 bie 125. 
dixiöome rögle. p. 489538. b) ©&.0.818$ 16. 
Story $ 272 Tg. 280 fg. Wäch⸗ 
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Saffung eines Vertrags, aljo aus den Ausdräden defjelben, 
entipringen. Das ift eine tbatfädhliche Frage, eben fo wie 
bei der Geſetzauslegung; fie ift bier und dort gerichtet auf 
die Erkenntniß des wahren Gedankens, ben bie gebrauchte 
mündliche oder fchriftliche Rede in ſich enthält (e). Bei 
diefer Frage nun ift gar nicht die Nede von der Anwen- 
dung irgend eines örtlihen Rechts, wohl aber kann der 
örtlihe Sprachgebrauch oft dazu dienen, den Gebanten 
der Perfon erkennen zu laffen, von welder die Willens» 
erflärung berrührt. ragen wir nun nad) dem Ort, beffen 
Sprachgebrauch zu berüdfichtigen ift, fo koͤnnen dabei die 
Regeln über das anwendbare örtliche Recht nicht maaßge⸗ 
bend feyn, und ed ift ganz grundlos, wenn Manche auf 
den Entftehungsort oder ben Erfüllungsort der Obligation 
bios deswegen verweilen, weil fih nad dieſen Orten das 
anwendbare örtlihe Recht in vielen Zällen richtet. 

So wird bei einem durch Briefwechſel geſchloſſenen 
Vertrag in der Regel der Sprachgebrauch des Ortes zu 
beachten ſeyn, an welchem der Verfafler des erften Schreis 
bens wohnt, nit der Ort des Empfanges und der An» 
"nahme, obgleich an diefem letzten Ort der Vertrag als ab» 
geichlofjen amzujehen ift (©. 235) (d); denn es ift anzu» 


(c) S. 0.8. 3 ©. 24. — 
So brüden fi aud die Römischen 
Auriften aus. L. 34 de R. J. 
(50. 17) „id sequimur, quod 
actum est.“ L. 114 eod. „In 
obscuris inspici solere, quod 


verssimilius est, aut quod pie- 
rumque fieri solet.“ 

(d) Wächter a. a. O. ©. 117. 
Er erläutert dieſen Satz durch 
folgenden Rechtsfall. Cine Leip⸗ 
ziger Berfiherungsgefellichaft hatte 
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nehmen, daß der Verfaffer des Schreibens den ihm gelaͤu⸗ 
figen Sprachgebrauch vor Augen gehabt haben wird. 

Wenn ferner ein mündlicher oder ſchriftlicher Vertrag 
im Mohnfih beider Parteien geichloffen wird, fo iſt uufſtrei⸗ 
tig der Sprachgebrauch dieſes Ortes anwendbar. Dagegen 
laͤßt ſich Diefes nicht unbedingt behaupten, wenn der Ber- 
trag an einem Orte gefchlöffen wirb, der für eine ber Par⸗ 
teien oder für beide nicht der eigene Wohnfig iſt. Hier 
muß in jedem einzelnen . Falle erwogen werden, ob anzu-= 
nehmen ift, daß der Fremde, der an dem Vertrage Theil nahm, 
diefen örtlichen Sprachgebrauch kannte, und fi ihn wahr- 
icheinlich aneignen wollte (e). 

Ans denfelben Gründen: fännen wir auch nicht den 
Sprachgebrauch des verabredeten Erfüällungsortus unbedingt 
zum Grunde legen bei ber. Auslegung eines Vertrages, 


in ihren gedruckten Bebingimgen . (e) Man fönnte diefe Be⸗ 


den Fall einer Zerſtörung durch 
Aufruhr ausgenommen. Bei einer 
auswärts vorkommenden Yeners- 
brunft entfland nun die Trage, ob 
dabei der juriftifche Begriffdes Auf- 
ruhrs anwendbar jey, indem Die Ge⸗ 
fee verfchiedener Länder diefen 
Begriff nicht gleichmäßig beſtimmen. 
Wächter entſcheidet ganz richtig, 
es müſſe auf den Sprachgebrauch 
bes Sächſiſchen Gefetzes gefehen 


werden, weil in Det Bereich deffel⸗ 


ben bie Bedingungen abgefaßt 
waren, auf deren Grund die Ver⸗ 
fiherungen ausgeftellt und ange- 
nommen wurben. 


hauptung widerlegen wollen durch 
L. 34 de R. J. (50. 17) „id 
seguamur, quod in regiome, 
in qua actum est, frequenta- 
tur.“ Allein diefe Stelle will ge 


wiß Feine willtürliche Vorſchrift 


geben, muß aljo unter der natür- 
lichen Vorausſetzung verſtanden 
werden, daß die verhandelnden 
Perſonen an dieſem Orte ein⸗ 
heimiſch find; gang eben fo wie 
bie L. 6 de evict. (21. 2), f. o: 
8 372.1. | 
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wenngleich das oͤrtliche Recht einer Obligation ſtets nach 
dem Erfüllungsort fich richtet. Auch bier wird es daranf 
antommen, ob die Parteien den Sprachgebrauch dieſes 
Drted Tannten und ſich aneignen wollten. Für ande 
Stüde in dem Inhalt eines Vertrages werden wir freilich 
den Spracdgebraud des Erfülungsortes allgemein bei der 
Auslegung zum Grunde legen können. Wenn naͤmlich an 
einem fremden Orte eine Geldfumme ausgezahlt, eine Waare 
nad) Mach und Gewicht abgeliefert, oder ein Grundſtück 
nad dem beftinnmten Umfang eines Landmaaßes übergeben 
werden fol, in dem Bertrage aber für die Geldforte, das 
Maaß oder das Gewicht Ausdrüde gebraucht find, die in 
verjchiedener Bedeutung, in verfdiedenem Umfang und 
Werth vorzulommen pflegen, fo ift der Sprachgebrauch des 
Erfüllungsortes zum Grunde zu Jegen, nicht blos, weil an» 
zunehmen ift, dab die Parteien an das dort übliche Geld, 
Maaß, Gewicht gedacht haben werden, ſondern auch, weil 
ed in jenem Orte oft an der Möglichkeit fehlen wird, die 
Erfüllung nad) anderen Gewichten u. |. w. abzameſſen und 
zu vollziehen (f). 

Man könnte glauben, die hier aufgeftellten Regeln über 
die Auslegung der Berträge ftänden im Widerſpruch mit 
gewiſſen Vorſchriften des Roͤmiſchen Rechte. Nach diefen 
nämlich ſoll die Auslegung eines zweifelhaften Vertrages 


(f}) Bovrzenoss p. 496—498. &o if es auch auedrücklich in dem 
Brengifchen Geſetze beftimmt. A. L. R. L 5 $ 256. 257, 
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ftets ausfallen zum Nachtheil des Stipulator bei einer Stipula⸗ 
tion (g); eben ſo zum Nachtheil des Verkäufers oder des Vermie⸗ 
thers, wenn: von dieſen anderen Verträgen Die Rede tft (h). 
Als Grund wird dabei der Umftand angegeben, daß dieſe 
Perſonen ed in ihrer Macht hatten, den Zweifel durch an⸗ 
dere Faſſung zu verhüten, welches jo viel fagen will, daß‘ 
fie entweder durch ihre Nachläffigleit oder gar dur uns 
rebliche Abficht den Zweifel verfchuldet haben. Eben diefer 
Grund aber deutet darauf bin, daß ein ganz anderer Fall, 
als bei der. hier vorliegenden Frage, vorausgeſetzt wird. 
Jene Ausſprüche beziehen fih überdem ganz ausdrüdlic 
auf dunkle, zweideutige Ausdrüde (i), anftatt daß in un⸗ 
jerer Trage von Ausdrüden die Rede ift, die an ſich weber 
dunfel, noch zweideutig find, ſondern nur an verſchiedenen 
Drten eine andere Bedeutung mit fi führen, weldye aber 
an jedem biefer Drte für fi) Mar und gewiß iſt. 

Die bier erörterte Frage wegen: der Andlegung der 
Verträge ift von jeher von den meiften Schriftftelern auf 
andere Weiſe, als hier geichehen, aufgefabt, und vielmehr 
auf die Grundfäbe des örtlichen Rechts zurüdgeführt wor⸗ 
den. Hiernach bat man gewöhnlich angenommen‘, daß die 
Auslegung geſchehen muͤſſe nach dem Sprachgebrauch des 


(8) L. 26 de reb. dub. (34. 5), (i) Z..89 de pachs (2. 14), 
L. 38 8 18, L. 99 pr. de V.O. L. 21. 33 de contr. emt. (18. 1), 
(45. 1). L.26 de reb. dub. (34.5), L. 172 

(h) L. 39 de pactis (2. 14), pr. de R. J. (50. 17). 

1.21: 33 de contr. emi. (18.1), . oo. 
L. 172 pr. de R. J. (50. 17). 
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Vertragsortes, oder des Erfüllungsortes, wenn ein folcher 
verabredet ſey (k). Mehrere aber haben völlig richtig die 
Aufgabe erkannt, nicht ſowohl eime juriftiiche Regel feſtzu⸗ 
fielen, als vielmehr die wahre. Abficht der Parteien nad 
den für die Auslegung - überhaupt geltenden Grundiäpen 
für jeben einzelnen Fall zu erforſchen (1). 

C. Die Gültigkeit einer Obligation ift abhängig 
theils von formellen, iheils von materiellen Bedingungen. 
Die formellen Bedingungen werden weiter unten. in Ders 
bindung mit den bet anderen Rechtönerhältuiffen anwend- 
baren Zormen, erwogen ‚werden, da, wo von der Regel: 
locus regit actum die Rede jeyn wird ($ 381). Hier ift 
für. die mintertellen Behingumgen der Gültigkeit das örtliche 
Recht feftzuftellen, nach welchem fie beurteilt werden 
müſſen. 

Als Regel müͤſſen wir aunchmen, daß die Gültigkeit 
der Obligation abhängt von dem örtlichen. Recht, dem die 
Obligation überhaupt unterworfen ift ($ 372); alſo, je nad 
Berfchiedenbeit der Fälle, von. dem Recht des. Erfüllungs- 
ortes, oder des. Entfichungsortes der Obligatiow, ober bes 
Wohnſitzes des Schuldners. Bon .diefer Regel aber muß 
eine Ausnahme behauptet werden im allen Fällen, in wel» 
den ein am Ort der angeltellten ‚Klage. geltendes Geſetz 
von ftreng pofitiver, zwingender Natur entgegenfteht. 


{k) : ©s.Saarr $ 272. 280 and (ib 80 Beuuzenois a. a. O., 
die Dafelbft angeführten Schrift ⸗beſonders p. 494-498, und Zu 
fteller. ter a. a. O. 
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Die bier aufgeftellte Negel wird denn auch von den 
meiften Schriftftelern anertannt, natürli mit Vorbehalt 
ſehr verfchtedener Anmendungen, gegründet auf Die Mei— 
nungsverfehiedenheiten über das oruiche Recht der Obliga- 
tion ſelbſt (m). 

Diefe Mebereinftimmung jedoch beſchraͤnkt fi auf den 
durchgreifenden Gegenſatz einer durchaus gültigen oder 
durchaus ungültigen (nichtigen) Obligation. Zwiſchen dies 
jen beiden äußerften Fällen finden ſich mannichfaltige Mit⸗ 
telglieder, und über das örtliche Recht, nach welchem diefe 
beurtheilt werden ſollen, gehen die e Meinungen Kir aus⸗ 
einander. 

Zunäachſt find bier die Fälle zu beachten, in welchen 
einer am fich nicht ungültigen Obligation blos die Redjts- 
bülfe der Klage verjagt wird (naturalis obligatio); ferner 
die weit häufigeren Fälle, in welden eine klagbare Obli- 
gation durch entgegenftehende peremtoriſche Einreden ent- 
kraͤftet wird. Manche Schrifiſteller haben bier die Klagen 
und Binreden als. Prozeßinſtitute behandelt, und daher auf 
alle Fälle ſolcher Art das Geſetz, welches am Ort der ans 
geftellten Klage gilt, anzuwenden verfucht. (n). Dieje Mei- 
ung aber ift ganz verwerflich;. alle Rechtsregeln ber bier 
eamähnten Art beitimmen nur verichiedene Stufen und 


.{m) Vor: Pand. IV. 1. 629. (n) -Weber natärtide Ber- 
Herr. $ 66. Stonr $ 383 fg. bindhchkeit CD. 95. Forıız 
Wädter U. ©. 397.408. 494. p. 146. 
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Formen unpollftändiger Gültigkeit einer Obligation (0), und 
gehören daher eben ja, wie fie Regeln über völlige Güͤltig⸗ 
feit oder Ungültigleit dem materiellen Rechte an, nicht dem 
Drogebredt (p). Es ift aljo ganz incomfequent, beide Arc ' 
ten von Rechtsregeln nach verſchiedenen Grundjäpen zu 
‚behandeln. Beſonders hebenflih aber muB es erjcheinen, 
wenn diefe Behandlung auf neuere Gejepgebungen anger 
wendet werden foll, melden ſcharf begränzte Begriffe und 
Kunftausdrüde oft fehlen, worauf allein jene Unterſcheidung 
gegründet werben koͤnnte. 

Die hier aufgeſtellte Regel if alſo namentlich anzumen- 
den auf die exceptio non numeratae pecuniap; denn ob: 
gleich in diefer zunaͤchſt von einer eigenthümlichen Beweis- 
regel bie Mede iſt, die dem Prozeßrecht anzugebören jcheint, 
jo ift dieſelhe dennoch gang in dem materiellen echt ges 
wifjer Arten, yon Obligationen gegründet. Ferner gehört 
dahin Die exceptio exgussionis; imgleihen die auf das 
benefieium competentiae gegründete Einrede. — Dagegen 


find nicht unter diefe Regel zu beziehen die exceptio Sc. 


(0) ©. 0. 8. 4. $ 202. 208, 
Es verfteht fidh von feibr, daß bie 
hier aufgeftellte Regel nur. am 
wendbar ift auf Einreden, bie 
einen materiellen Rechtsgrund haben 
(alfa auf alle peremtorifche), nicht 
auf die, weiche bios in Prozeß⸗ 
voricheiften gegründet find, und 
die flets eine nur dilatoriſche Matur 
baben. ©. 0. 8.5 8227 ©. 171. 


175. Diefe lehzten richten ſich ger 
wiß nad dem am Ort der Klage 
geltenden Recht, und vielleicht hat 
bie Verwechſelung beider Arten da- 
zu beigetragen, bie falfche Lehre 
zu befeftigen. Ä 

(pP) Eaichhorn dentſches Recht 
8 386 Note m. Bädter I. 
&, 401.’ 400. 
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Macedoniani und Sc.. Vellejani, da dieſe Einreden nicht 
auf der mangelhaften Natur der Obligation an ſich, fon- 
dern auf’ ber unoslikändigen Handlungsfähigfeit der be» 
theiligten Perſonen beruhen, folglich, ſo wie ale diefen Ge— 
genftand betreffenden Nechtsverhälniffe, nad) dem an dem 
Wohnſizt ſolcher Perfonen geltenden Rechte beurtheilt werben 
müffen (5 364), 

Shen jo, wie mit den Einreden, verhält es ſich aud 
mit den Klagen, woburd eine Obligation angefochten und 
entkräftet werden fol; fie find zu beurtheilen nach bem 
Recht des Ortes, dem die Obligetion überhaupt unter⸗ 
worfen iſt (q). | 

Anwendungen dieſer Negef And folgende: Die An- 
fechtung. eines Verkaufs wegen Verletzung ‚über die Hälfte. 
— Die Anfechtung: eined Kaufs durch die redhibitoriſche 
Klage oder die actio quamti miinoris. — Ferner jede Re⸗ 
flitution gegen einen obligatoriſchen Vertrag (r). 


(q) . Das örtliche Recht der flitution auf der Minderjährigkeit 


Obligation ift alſo allgemeiner und 
unbedingter auf die Anfechtungs⸗ 
Hagen anzuwenden, als der Ge⸗ 
richtsſtaud ber Obligation, indem 
diefer legte nur zur Aufrechthaltung 
und Durchführung der F Obligation 
beſtimmt ift {4 371). 

(r) Auch felbft wenn die Ne⸗ 


beruht, da dieſe, nach ihrer all⸗ 
mäligen Entwickelung im Rö⸗ 
miſchen Recht, nicht mehr als 
reine Folge der Handlungsunfähig⸗ 
keit betrachtet werden kann, ſon⸗ 
dern als ein die Obligation als 
ſolche entkräftendes Rechtsmittel 
6 3606. B. 3). 


J 
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Unter den bier erwähnten Einreben, wodurch eine Obli- 
gation entlräftet werden kann, ift die allgemeinfte in ber 
Anwendung, und darum aud die wichtigſte, die Einrede 
der Klagverjährung, und dieſe bedarf noch einer ab- 
gejonderten Erwägung, weil ſich gerade darüber die Schrift- 
jteller auf fehr verjchiedene . Weile ausgeſprochen haben, 
jedoch jo, dab der allgemelie Gegenjag der Meinungen, der 
bereitö bei den -Einreden überhaupt erwähnt worden tft, bier 
nur in etwas fehärferer Weite beroortritt. Wenn nun ine 
bejotidere verſchiedene Berjährumgszeiten ‚gelten an dem ver- 
abredeten Grfüllungsort, wo wir den Sig der Obligation 
annehuten, und an dem Ort der wirklich angeftellten Klage 
(etwa dem Wohnfig des Schulöners), jo entfteht Die Trage, 
welche. Berjährungszeit angewendet werben joll. 

Biele behaupten, die Berjährungsgefepe ſeyen Prozeb- 
gejepe, und mühten Daher angewendet werden auf alle in 
ihrem Bereiche angeftellte Klagen, ohne Rüdfiht auf das 
örtliche Recht der Obligation (8). 

Nach der richtigen Lehre muß dad örtliche Reit der 
Obligation über die Berfährungszeit enticheiden, nicht das 
des Klageorts; und diefe Regel, die jo eben für die Ein- 


(6) House $ 7. Weber ne 
türliche Berbindlichleit 8 95 ©. 413 
und ©. 419. Szorv $ 576 fg. 
Fozuix p. 147--149. (dev fi 
jedoch ſchwankend erklärt). Weber 
fügt eine inconjequente Ausnahme 
hinzu für den Fall, wenn der 

VOL 


Schuldner aus einem Orte von 
langer Berjährung an einen Ort, 
wo kurze Verjährung gilt, feinen 
Wohnſitz verlegt; bier ſoll der 
Lauf der kurzen Verjährung erfi 
anfarıgen mit der Gründung des 
neuen Wohnfiges. 
18 
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reden überhaupt nufgeftellt worden iſt, wird bei.der Ver⸗ 

jährung noch dadurch beftätigt, daß die verſchiedenen Gründe, 

worauf diefelbe berubt, mit dem Weſen der Obligation jelbft 

in Zuſammenhang ftehen. (1). Diefe Meinung .ift dem 

auch zu allen Zeiten von nicht menigen Sqhriftſautern als 
richtig anerlannt worden (c). 

Dieſe Lehre iſt aber auch nicht blos arundſäſlich richtig, 
ſondern fie empfiehlt fich zugleich durch eine gewiſſe Billig. 
feit,: indem. durch die and ihr folgende feite Beſtimmung 
bes Verjaͤhrungsgeſetzes jede: eimfeitige Willkür einer Partei 
zum Nachtheil des Gegners. ausgeſchloſſen wir; Sr kann 
nun nicht etwa bei concurrirenden Berichtäftänden der Klaͤ⸗ 
ger gerade den Drt zur Klage ausſuchen, an melden bie 
Iängfte Verjährungszeit gilt. Eben jo kann umgelehrt nicht 
der Beklagte durch willfürliche Berlegung des Wohnfihes 
. an einen Drt von kurzer Berjährung den Bortheil. derfel- 
ben fich zuwenden, indem für bie am vorigen Wohnſis von 
ihm contrahirte Schuld das oͤrtliche Recht, jo wie der be⸗ 
ſondere Gerichtoſtand der Obligation, unabänderlich feſtge⸗ 


ct) S. o. B. 5 8 237. 

(u) Heer. $ 65. Schäffner 
8 87. Wächter IL. ©. 408412, 
wo auch noch andere Schrüftfieller 
angeführt werden. Es verſteht 


ſich von ſelbſt, daß die bier ber 


hauptete Uebereinſimmung nur von 
ben Grendſatz gilt, nicht von allen 
Anmendungen; denn das örtliche 
Recht der Obligatiou wird ja eben 


von diefen Schriftftellern nicht auf 
gleiche Weife beſtiumt. — Der 
Grundſatz ift auch anerkannt in 
einem Urtheil des Verliner Nevi⸗ 
ſionshoſs von Bas. Senußfert 
Archiv B. 2 Num. 120 — Für bas 
Breufifche Met ſtimmen bei: 
Rad J. &. 153 Ren U. Bor- 
nemenn. 1. ©. bi 
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ſtellt ift (v). — Man kanm auch keine Härte für den Glaͤu⸗ 
biger barim finden, daß bei eluen verabredelen Erfüllungs 
ort, der vielleicht eine ſehr kutze Verjaͤhtaugszeit hat, der 
Schuldner während dieſer Zeit willkürlich vermelden kaun, 
an dieſem Drt zu erſcheitten, wodnech die Klage am 
dieſem Ort einfiweilen ausgeihloffen wird ($ 371: 5). 
Dean der Glaͤubiger if ja nicht gehindert, zu feber Zeit 
an dein Wohnfitz des Schuldners zu Magen (8.371. r). 
Wäre freilich der Gerichtsſtaund am Crfülkundssrt aus⸗ 
ſchliehend, fo wärbe in einem folden Fall den Glaubiger 
wur dnsc, bio Mittel iu heffen ſeyn, die uͤberhaupt gegen 
die Klagverjaͤhrung in Ballen gehemititer Rechtsvetfolgung 
ihügen (w). 


Die oben aufgeſtellte Regel, nach weicher die Gültig⸗ 
keit einer Obligation beurtheilt werden ſoll nach dem Rechte 
des Ortes, welchem die Obligation uͤberhanpt untetworfen 
iſt (S. 208), muß durch eine wichtige Ausnahme beſchränkt 
werben. Wenn nämlich ber Gültigkeit Het Obligation ein 


Geſeß von ſtreug poſttiver, 


va Bol. oben 8370 Num. IX. 
$ 372. Rum. kb: Mare vieſet 
nicht, fo brauchte uur ber Schulb- 
ner waͤhrend ber Bauer jener kutzen 
Berjäßrung da6 Betreten des 
früheren Wohnflges zu vermeiden 
(8 871. 2), u fi von der Schuld 


zwingender Natttt entgegen⸗ 


ſchneller zu befreien. Wie hier⸗ 

gegen Weber hetſen wil iſt oben 

in der Note s bemerkt worden. 
) Namlich duech Refñintion, 

oder auch durch Anſtellung der 

Klage vor dem Statthalter, De⸗ 

fenſor u. ſ. w. ©. 6. B.7 888. 

18* 
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geiept wird, fo ift nicht das eben. erwähnte örtliche: Recht, 
fondern vielmehr das am Ort der angeftellten Klage geltende 
Recht, das Recht des ‚jest uetbeladen Richters, anzu⸗ 
wenden (x). 

Diefe Ausnahme ift die bloße Bofge eines ſehr allge 
meinen Grundjages über die Anwendbarkeit zmingender Ge 
ſetze (8 349, 372. A). Sie ift anzuwenden ſowohl pofitto, 
als negativ: das heißt, indem ber. Richter das. für ihn gel- 
tende zwingende Geſetz anzuwenden bat, auc wenn es am 
Sig der Obligation nicht gilt; eben fo aber.aud, indem 
er das anderwärt (am Sit der Obligation) geltende zwin⸗ 
gende Gejep. nicht anzuwenden ‚hat, wenn es für nicht 
als Geſetz beſteht. Is 

Die erwähnte Ausnahme kommt vor no bei Ber- 
trägen, als bei Delicten. 

Unter die Verträge diefer Art gehören die durch Wucher- 
geiege verbotenen. Wird alfo eine Zinſenſchuld eingeflagt, 
die dem für dieſen Richter geltenden Geſetz widerſpricht, ſo 
muß er fie als ungültig behandeln, -aud) wenn am Siß 
der DObligation ein gleichmäßig einichränfendes Wuchergeſetz 
nicht vorhanden ſeyn mag; denn der Sinn eines ſolchen 
Geſetzes geht dahin, daß kein unter ihm lebender Richter 
ſeine Amtsgewalt zur Durchführung eines ſo unſittlichen, 
gemeinſchaͤdlichen Unternehmens, wie der wucherliche Vers 
trag angejehen wird, anwenden joll. — Eben jo aber wird 


&) Damit ſtimmt überein Wächter I.: & 389-405. 
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auch umgefehrt der Richter, in deſſen Amtöiprengel ein 
Verbot der vor ihm eingeflagten Zinfen nicht befteht, bie 
Zinfen als gültig anzufehen haben, ohne Rädficht auf das 
etwa anderwärtd (am Sit der Obligation) geltende Verbot. 
Diefe negative Behauptung wird nicht nur durch die Con» 
fequenz der. erften, pofttiven gefordert, fondern auch aus 
folgendem Grunde. Die Anwendbarkeit eined beitimmten 
örtlichen Rechtes auf eine Obligation gründet ſich überhaupt 
auf die anzunehmende freie Unterwerfung; eine ſolche Unter: 
werfimg kann aber durchaus nicht angenommen werden, 
wenn fie auf ein Gefep führen würde, welches gerade die 
bier vorliegende Obligation entfräften müßte ($ 372. C). 

Diefelbe Behauptung, wie bei den wucherlihen Ber 
trägen, muß auch aufgeftellt werden für die Spielihulden, 
wenn diefe nach dem einen Gefehe als gültig, nad) dem 
anderen als ungültig, anzuſehen ſeyn follten. Das Geſet 
des Ortes, an welchem geflagt wird, kann allein über bie 
Gültigkeit der Obligation entſcheiden. 

Eben fo verbält'es ſich mit der Lex Anastasiana bei 
Schuldforderungen, die unter ihrem Nominalwerth verkauft 
werden. Diefes Gejeb beruht auf der Vorausfegung, daß 
ein ſolcher Handel. für den Schuldner gefährlich und be» 
drüdend werden Tönne, und ucht ihn als unſittlich und 
gemeinſchädlich zu verhüten durch die Vorſchrift, daß eine 
unter ſolchen Bedingungen erworbene Forderung nur bis 
auf die Hoͤhe des bezahlten Kaufpreiſes geltend gemacht 
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werden dürfe (p}. Die Anpendharkeit dieſes Geſetzas hängt 
bapon ab, gb daſſelhe an dem Hrte der. angeftellten Klage 
gilt oder nicht gilt; das am Det der entſtandenen Forderung 
ober her Keſſion geltende Hecht ift Dabei gleichgültig (r). 
Scheinhar gehürt dahin auch daß Sranzoͤſiſche Geſeß 
über hie Forderungen ber Inden ‚am Chriſten; in der That 
aber gehört daſſelhe vielmehr. au der die Hanudlangsfaͤhigleit 
betreffenden Frage, umd ift auch hei dieſer ſchon oben er⸗ 
wähnt worhen ($.865. A, Num. 5). Die praltiſche Be 
handlung des Falſes Fänt mit her hier. amganehenen zu⸗ 
ſammen, 

Die angegebene Yamakm iſt nun ferner. anzuwenden 
auf die Obliggtihnen aus Delisten, und zwar ganz allgemein, 
ba bie auf Deliete hezüglichen Mejepe ftetä unter die zwin⸗ 
genden, ſtreng pofitigen, zu rechnen ſind. 

: Bei dieſen aljp ift ſtets au ſehen auf had am Orte Ber 
Klage geltende Geſeß, nicht auf dag, unter welchem das 
Delict begangen wurde (z}). Auch bier gilt der. Sog, wie 
hei den Berträgen, -jomphl pofitip als negativ, das heißt, 
für. und wider die Anpendung gingh Geſetzes, Das eine 





0) L.22 0. mandati (4. 35). 


(3) Mweichend dapon wird in 


einem Urtheil bes Munchener Q. 
A. ©. von 1845 angenommen, es 
fen zu jehen anf bag Mecht, unter 
welchem die Korderung urſprünglich 
entſtanden ſeh. Seuffert iv 
B. I N. 402. 


Exde eh ki 


a 1) Diefes ift alfo namentlich 


amumenden auf bie huffeffoxiiden 


Juterdicte, jedoch hier in ſe ehr be- 
ſchränkter Weiße, |. 0. j 368 am 


3 
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Ohligatien aus einem Delicte anerkennt. Diele Frage ift 
bei feiner Urt von Obligationen fo häufig aufgemorfen, ber 
zweifelt, beftritien worden, als bei den qus dem anfigre 
ehelichen Beiſchlaf abgeleiteten Obligationen. Es wird die 
Broge heionhers auſchaulich machen, wenn ich Dabei von 
ber. jahr unbedingien Warichrift des Franzoͤſiſchen bürger- 
lichen Gefjebhucha ausgebe, welches im Art. 240 fo lautet: _ 
la recherche de la paternik6 est interdite. Dieſes Geſetz 
beruht augenſcheinlich auf her Meberzeugung, dak im 
Interefie der Sittlichkeit jeder Anſpruch und Nechtöfteeit, 
gegründet auf außerehelihen Beiſchlaf, verhindert werben 
müſſe (as); andere @efepgehungen beruhen auf der entgegen» 
gefebten Ueherzeugung. Beide alie find von zwingender, 
fireng pofitiser Natur. Wird nun vor einem Gericht, das 
unter jenem Sranzäfiichen Geſetz ſteht, eim folder Anſpruch 
geltend gemacht, fo ift ex aurüdzumeilen, auch wenn ber 
angebliche Beiſchlaf vorgelommen ſeyn ſoll an einem Drt, 
befien Sefep «einen ſolchen Anſpruch zuläßt und begünftigt. 
Umgekehrt aber muß von dem Gericht eines ſolchen Ortes 
der Anipruch angeloffen werben, ſelbſt wenn der Beiſchlaf 
an einem Orte heh Franzoͤſiſchen Rechts Statt gefunden 
haben fol. Was nun hier von dem äußerften Gegenfap, 
der unbedingten Berwerfung oder Zulafjung, gilt, muß 
eben fo auch bebanptet werben, wenn die Gejehe der ver- 


(ns) Dieſe Abficht bes Framdfiſchen Geſetes if} umgweibsutig aus- 
gefprocgen in dem an bie Richtez gerichteten unhebingten Verbot aller 
Procebur. 
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ſchiedenen Orte in’ geringerem Maaße von einander ab» 
weichen, etwa im den Bedingungen oder dem Umfang der 
Ansprüche. — Die Entſcheidungen der Gerichte über biefe 
Frage find fehr verfteden -(bb). - | 

Diefe ganze Frage iſt verwandt mit ber Frage. des 
Strafrechts, ob ein auswärts begangenes Verbrechen von 
unfren Gerichten zu beftrafen ift, und mit welcher Strafe. 
Dennoch dürfen beide Fragen nicht tdentificirt werden, da 
in dem Strafrecht, als einem Beltandtheil des öffentlichen 
Rechts, NRüdfichten zu nehmen find, von welden bei den 
Obligationen aus Delicten nicht die Rede ift. 

Aus den eben aufgeftellten Grundfägen über das-örtliche 
Recht in’den Fällen zwingender Geſetze folgt nun allerdings, 
daß in foldhen Fällen jehr häufig eine bedeutende Macht in 
die Hände des Klägers gelegt wird, indem diefer ‚oft die 
Wahl zmiichen mehreren Gerichten hat, alſo auch dadurch 
beftimmen kann, welches unter mehreren örtlichen Rechten 
zur Anwendung kommen fol. Diefes tft indeflen Die unver: 
meidliche Folge der beſonderen Natur dieſer Klaſſe von Ge⸗ 
ſetzen. Auch wird die Gefahr für den Beklagten vermindert 
durch die ſehr beſchränkenden Bedingungen, an welche 


. 


(bb) Für dei Ort der Klage. in den. deutfchen Stanten B. 2 
(welcher meift zufammen fallen N. 4. — Für den Ort bes Bei- 
wird mit dem Wohnſitz des Be- ſchlafs: DO. A. ©. zu Mündjen, 
Magten): Obertribunal zu Stutt- "und zwei :Uriheile aus Jena. 
gart. Seuffert Archiv für Ent Beuffert 8.1 .N. 158, 8.2 
ſcheidungen der oberften Gerihte N. 118. - . 
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jeder befondere Gerichtsſtand der Obligetion gebunden iſt 
($ 871.2). 

D. Die Wirkung einer Obligation, und insbefondere 
der Umfang diefer Wirkung, ift ftetd zu beftimmen nad 
dem Recht bes Orts, welcher überhaupt als Sig der Obli⸗ 
gation zu betrachten iſt; fü es ift dieſes die hanptjächliche 
Bedeutung des ärtlihen Rechts ber Obligation. Gerade 
deshalb ift auch Diefe einzelne Frage am menigften Beran- 
laffung zu Zweifel und Streit geworden. Wenige Beiſpiele 
werden zur Erläuterung der Frage hinreichen. 

Na manchen oͤrtlichen Geſetzen hat der Verkäufer das 
Recht des Ruͤcktritts bis zur vollzogenen Uebergabe, welcher 
Satz dem gemeinen Rechte fremd iſt. Hier wird es darauf 
ankommen, ob ein ſolches Geſetz an dem Orte gilt, an wel- 
chem das Grundftüd liegt, ohne Rückſicht auf den Ort bes 
geichlofjenen Vertrags oder den Ort der Klage; denn da 
der Berfauf eines Grundftüds ftets einen beftimmten Er- 
füllungsort bat, fo ift diefer zugleih der Sig der Obliga⸗ 
tion, der das örtliche Recht derfelben beftimmt ($ 370. 872). 
— Eben fo verhält es fi mit einem örtlichen Geſetz, 
welches bei Grundftüden die ftillfhweigende Wiederverpach⸗ 
tung eined Landgutes auf einen Zeitraum von drei Jahren 
anſetzt. Auch dieſes Geſetz wird anzuwenden ſeyn auf alle 
in jeinem Bereich liegende Grundſtücke, und zwar aus dem 
bet. dem vorigen Fall angeführten Grunde (cc). | 

(ce) Beide Fälle werden angeführt von "Bovtenoss T: 2 p. 452 fg. 


Er entjcheidet den legten Kal, fo wie es hier gefchieht, findet aber bei 
dem erfien ohne Noth Bedenken. 
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Die Höhe der Berzugszinien iſt nach. gemeinem Recht 
abhängig von dem zu jeder Zeit geltenden Zinsfuße, alfo 
von dem thatſaͤchlichen Gebrauche, Wenn aber an maurhen 
Orten ein geſetzlicher Maaßftab, und zwar gin yerſchiede⸗ 
ner, für die Verzugszinſen vorgeſchrieben iſt, fo wird hei 
jeder Ohligation das Geſetz des Ortes, her ala Sitz der 
ſelhen gilt, anzuwenden ſeyn, alſo, bei einem verahredeten 
Zohlnngänrte, das Gefep dieſes Ortes (dd), 

Die Obligation kaun mit einem fHlljchmeigenden Pfand⸗ 
recht (bald einem allgemeinen, bald einem fpeciellen) per- 
bunden ſeyn. Ob ein ſolcher ſtillſchweigender Pfanhnertrag 
anzunehmen iſt, had hängt non bem örtlichen Recht ab, 
unter welhem überhaupt dieſe Obligation ſteht. Sb dem 
jelben die Wirkung eines Pfandrechts heizulegen iſt, kann 
dagegen nur nad hem Recht des Brig beſtimmt werben, 
an welchem die Sache fich hefindet ($ 368). 

E, Die Stellung her Ohligntiouen im Gonenrie 
bedarf einer hejonderen Erwägung, da gerade hierin die 
größten Verſchiedenheiten in ben einzelnen Geſepgebungen 
vorkommen, Es iſt dabei näthig, yor Allem die eigenthüm⸗ 
liche Natur bed Concurſeq in's Auge zu faſſen. 


(dd) Voss. Pand. XXI. 1 berfefhen Stadt in biefer Stadt 
$11.— Sn L 1 pr. de usur. einen Bertrag fchließen; von einem 
(22. 1) heit eg: „eg mare pe- SBertuag anßer dem Wohnſig, ober 
gionis, ui contractum est.“ von einem anderwärts beftimmten 
Dobsi wirh ber gewöhnlichfge Fall Bahlungeort, if} ba night bie Fede. 
porausgeſetzt, daß zwei CEinwohner . u . 
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Der Foncura jept prand einen znhlungsunfähigen Schuld» 
ner, welchem mehrere Gläubiger gegenüber ftehen, alſo einen 
Sal, im welchem eine yallſtaͤndige Greentian aller ausge 
jprochenen oher nad auszuſprechonden Schuldurtheile nit 
woͤglich iſt, jo daB der Zweck daranf beſchraͤnkt bleihen 
mund, die Exechtion theilppeiſe, ſo weit fie möglich iſt, zu 
bewirlen, Dieſes geichieht, indem has gerade jet vorhan⸗ 
bene Vermögen des Schuldners geſammelt, burg Verkauf 
in baares Geld verwandelt, und dann nach irgend einer 
Regel unter die Gläubiger vertheilt wird, So erſcheint 
alio der Gansurä, feinem Weſen noch, als ein bloßes Gre⸗ 
entionögerfahren über eine heitimmte Vermögensmafle, und 
bie Aufgabe bes Richters beftcht in der Ausgleichung der 
Aniprüce ber einzelnen Glaͤnhiger auf dieſe Mafſe. Auf 
das endlihe Schickſal der Forderungen hat der Concurs 
feinen Einfſuß, jo daB jeder Gläubiger, der in demſelhen 
ganz oder theilweiſe ausfällt, ſein Recht noch immer gegen 
ben Schuldner geltenh machen Tann, wenn dieſer etwa fyär 
terhin genes Vermögen erwirbt. 

Da der Concurt eine Ausgleichung unten mehreren 
Glaͤuhigern hezweckt, jo ift er nur an Einem Orte moͤglich, 
unb zwar gu bem Wohnfig des Schuldners, fo daß hier 
ber hefondere Berichtaftand der Dbligation non dem alle 
gemeinen perfönlichen Gerichtäftand verdrängt wird. 

Die · richterliche Tätigkeit bei Gelegenheit eines Concur- 
ſes zerfällt in zwei an fi) verſchiedene Theile: vorbereitende 
Handkungen, und der Concurs ſelbft. 
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Zu den vorbereitenden Handlungen gehört theils bie 
Feſtſtellung der Forderungen ſelbſt (Liquidation), theils die 
Bildung und Feftftellung der Coneursmaſſe durch Ausſchei⸗ 
dung aller zum Vermoͤgen des Schuldners nicht gehören 
den Stücke {Bindicanten, Separatiften), dur Auf: 
fammlung aller zu dieſem Vermögen wirklich gehoͤrenden 
Beſtandtheile, und durch Verwandlung derſelben in baares 
Geld vermittelſt des Verkaufs. — Dabei gelten, in Anſe— 
hung des anwendbaren örtlichen Rechts, ganz die allge- 
meinen Grundfäße über dingliche Rechte und Obligationen. 
Die zufällige Veranlaſſung durch einen Concurs macht dabei 
feinen Unterſchied — Was aber 'insbeſondere den erſten 
Punkt betrifft, die Feſiſtellung der Forderungen, fo bleibt 
es nicht dem Zufall uͤberlaſſen, welche Gläubiger fich mel- 
den wollen, vielmehr werden alle durch öffentliche 'Bor- 
lädung zur Ammeldung bis zu’ einer beftimmten Frift vor- 
geladen. Wer dieje Frift nicht einhält, wird durch Erkennt⸗ 
niß präcludirt, und verliert dadurd nicht etwa feine For⸗ 
derung felbft, wohl aber den Anſpruch auf Befriedigung 
in diefem Concurfe, aus Diefer Maſſe. Die Vorladung 
bindet ſelbſt die Glaͤubiger, die bereits Schuldklahen ander⸗ 
wärts angeftellt, aber noch nicht zu Ende geführt: Haben, 

fo daß der” Concursprozeß die anderwärts Nlöcbenben 
Säutifiagen an’ Au zieht 1) 


“r 


(ee) Wernuer Obss. T.2 P. 10 obs. 297, Levser Sp. 478 
med. 8. er in u 
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Der Soncurg felbft bat. zum Gegenftand die Ausglei⸗ 
hung der einzelnen Gläubiger in. ihren Anſprüchen an Die 
vorhandene Actipmaſſe (affifieatinn).. Da nm dieſe Aut« 
gleihung zu dem oben erwähnten Erecntiondverfahren ge⸗ 
hört, welches eine rein progeflualiiche Thätigfeit. ift, fo kann 
darauf fein anderes oͤrtliches Recht angewendet werden, als 
das: am Ort des Conecursgerichts geltende: mittelbar alje 
das örtliche Recht am Wohrnßtz des Schuldners (ff). 

Mit dieſer einfachen Regel boͤnnte die ganze Frage er⸗ 
ledigt ſeyn, wenn nicht viele, und meiſt die wichtigſten, An⸗ 
Průche ber. Glaͤnbiger eine gemiſchte Natur hätten: gemiſcht 
aus Obligafion und dinglichem Recht, dem Hypothekenrecht. 
Darin liegt die hauptſächliche Schwierigkeit. 

Die Sache wird anſchaulicher werben: durch die Anwen 
dung auf bad gemeine Concursrecht, ſo wie es fi, gegrün- 
det auf die Vorſchriften des neneften Römischen Rechts, in 
der Theorie und Praxis der. neueren Zeit ausgebildet bat. 

Saͤmmtliche Glänbiger werden nach fünf Klaſſen geord- 
wet: 1. Aklolut privilegirte, 2. Peivilegirte Hypotheken, 
3. &emeine. Hypotheken, 4. Perſonlich privilegirte, 5. Alle 
übrigen (gg). — Unter dieſen fünf Klaflen enthalten die 
erfte, vierte und fünfte, reine Obligationen, und für dieſe 
enticheidet außsfchließend das am Ort des Goncnrögeridhts 
geltende örtliche Recht, ohne Rüdficht auf das vielleicht 


(ff) Leyrser 478. 10 bier vorliegenden Zweck. Vgl. 
(gg) Die genauere Ausführung Muentensrucn 1. 8 173, Göſchen 
diefer laifification fiegt außer bem Borlefungen 1. 2 5 424. 
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abweichende Recht des Entftehungsorts und des Erfüllungs⸗ 
orts der Obligatlon. Es bleiben alfo nut noch bie zweite 
und dritte Mlaffe, enthaltend bie hypothekariſchent Glaubi⸗ 
ger, zu wäherer Botrachtung Abrie. 

Jeder hypothekariſche Glaubiger hat in der That ein 
zuſammengeſetztes Recht, deſſen beide Beſtandiheile eine 
ganz verſchiedene Natur haben; er iſt wahrer Glanbiger, 
bat aber daneben zur Sicherheit feiner Fotderung ein ding⸗ 
liches Recht. Um es nun klar zu machen, wie dlefe un⸗ 
gleichartigen Rechte in die Einheit des Coneurſes eingefügt 
werben koͤnnen, iſt es nothig, zuvor einen ergaͤnzenden Blick 
rüdwärts zu werfen auf bie oben enwähnte Bildung der 
Concursmaffe, und die hypothekariſchen Gläubiger einftnellen 
noch auf fih beruhen zu lafſen. 

Die Bilbung ber Concursmaffe durch Auffenumlung uud 
Berlanf der VBermögenäftikde macht Beine Schwierigkeit 
wenn dieſe ſäämmtlich in den. Bezirk des Concursgerichts 
ſich befinden. Dagegen iſt die Behandlung der Sache im 
hohem Grade beſtritten in Anſehung der Vermoͤgensftücke, 
die in. anderen Gerichtsbezirken, oder gar in einem fremden 
Lande liegen. Ich will ſogleich dieſen letzten Fall, als ben 
aͤnßerfien, med Auge fafſen. Fur denfſeiben wind von Bie⸗ 
len. folgende Behauptung aufgeftellt. Der fremde Landes⸗ 
herr und deſſen Richter brandyt die Verfügnagen .uniers 
Goncursgerichts nicht zu befolgen, entzieht ſich ihnen auch 











| 
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der Erfahrung nach, in der That ganz gewöhnlich Chh). 
aber bleibt nach jener Meinung keine andere Aushülfe 
übrig, als daB unfer Concursrichter auf Heranziehung bes 
auswärts liegenden Vermoͤgens verzichtet, bie Gläubiger 
über im jenem fremden Lande gleichfalls gegen den Schulbd⸗ 
ner Magen koͤnnen, wodntch dann neben dem erften Concurs 
ein zweiter, eben fo vielleicht noch ein Britter oder vierter 
Concurs, bei einem fehr zerftreuten Vermögen, foll verag- 
laßt werden koͤnnen. 

Ich kann weder die erwähnte Aushuͤlfe, noch die Schwie⸗ 
rigkeit ſelbſt, die ihr zum Grund liegen ſoll, als richtig 
einräumen. — Was die Anghülfe betrifft, fo fetzt fte vor⸗ 
aus, daß jede Schuldklage überall angeſtellt werben koͤnne, 
wo ein Schuldner Vermögen befitt; oder, mit andern Wor⸗ 
ten, file nimmt ein allgemeines foratt ‚rei sitae att für per- 
ſoͤnliche Klagen. Gerade Diefes nam muß entſchieben ver- 
worfen werden, und deshalb iſt audy ein mehrfacher Con⸗ 
curs in verſchiedenen Ländern nicht zukaͤffig. Inwiefern 
etwas bieſem Aehnliches in Folge von Hupothelen vor« 
former Tanıt, wird fogleidy bemerkt werden. — ber auch 
die Schwierigkeit tft geringer, als man gewöhnlih ans 
nimmt. Indem der gerichtlich beftellte Curator des Ver⸗ 


(hh) Man giebt zu, daß diefe gleichflehenden Gerichten, theils 
Schwierigleit fidy fee vermindert Durch die bei einer gemeinfamen 
bei Sachen in einem anderen Ge⸗ Sberbehörde von’ dem Concurs⸗ 
richtobezirk deſſelben Landes, in⸗ gericht ertrafirte Verfügung an 
dem bier geholfen werben kann das andere Geridit. 
theils durch bloße Requifition unter 
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mogens (ii), unter Aufſicht des Concursrichters; Die 
Sachen des Schuldners verkauft, beſorgt er nur eine der 
Handlungen, die zur Execution eines Urtheils gehoͤren, ſey 
es eines ſchon geſprochenen, oder eines bevorſtehenden, noch 
zu erwartenden. Nun gehört es zu der oben erwähnten, 
ſeit längerer Zeit ſtets fortſchreitenden, Rechtagemeinſchaft 
unabhängiger. Staaten unter einander, ‚dab ſie ſich gegen- 
ſeitig gleiche, Rechtshuͤlfe leiften ($ 348). Dazu gehört die 
Erecution der in einem Staate geſprochenen Urtheile inner⸗ 
balb jedes. anderen Staates ($ 373. B), aljo auch die 
Unterftügung des Curators bei den jo. eben erwähnten 
Maaßxegeln, die zum Berlauf der auswärtigen Vermögens- 
ftüde, folglih zur Bildung der Coneursmaſſe, führen. 
Wollte man ihm. dieje Unterftägung verfogen, jo würde 
darin eine völlige ‚ Rechtöverweigerung .liegen, indem fe 
eben bemerkt worden iſt, daß im diefem. fremden Lande ein 
Gerichtsſtand gegen den Schulduer für verföuice Klagen 
gar nicht begründet ift. oe 

Die hier aufgeftellte Behauptung. if denn ud ſchon 
laͤngſt von mehreren Schriftſtellern ‚als richtig anerkaunt 
worden ck). Andere nehmen dad Gegentheil an, aber 


. ’ N} . 


(i) Tit. D. de curatore bonis 
dando (42. 7), beſonders in L.2 
tit, eit. 

(kk) I: Voer. 8 17, und Comm, 
ad Pand. XX. 18 12 (wo er 
diefe Regel gerade aus ber oben 
erwähnten comitas ableitet). 


Purenporr T. 1 obs. 217 (mit 
einer Beſchränkung für den Fall 
von. Hypotheken, wonon ſogleich 
die Rede ſeyn wird). Dab elo w 
Lehre vom Concurſe ©. 746 - 766 
(der nur feine richtige Ausführung 
durch die Bemerkung am Schlufſe 
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nicht in Folge eines juriftifchen Grundſatzes, fondern nur, 
weil die fremden Landesherrn ihre Mitwirkung verjagen 
ſollen A). In den Engliſchen Gerichten werben die aus- 
wärts liegenden beweglichen Sadyen mit zum Concurſe am 
Wohnſitz gezogen, die unbeweglichen nicht; in den meiften 
Amerilanifchen Gerichten weder die beweglichen, nod die 
unbeweglichen Saden (mm). 

Allerdings entfteht nun eine eigenthümliche Verwicklung 
und Schwierigkeit in dem Fall, wenn die im Ausland befind- ° 
lichen Sachen mit einem Pfandrecht behaftet find, und die 
Rückſicht anf diefen jehr gewöhnlichen Hall hat ohne Zweifel 
auf die eben erwähnte abweichende Anfiht mancher Schrift- 
fteller und Gerichte Einfluß gehabt, obgleich offenbar beide 
Fragen am ſich verſchieden find, und eine getrennte Be⸗ 
handlung derjelben für den Erfolg der Unterfuhung vor- 
theilbafter ift. 

: ı Diefer. letzte Fall unterfcheidet fi von dem vorher- 
gehenden, in weldhem die auswärts befindlichen Sachen als 
unverpfändet gedacht wurden, zunädhft darin, Daß die 
Pfandgläubiger ihre Hypothekarklagen im Gerichtsſtand ber 
gelegenen Sache anitellen Tönnen. Wird nun die Hypo 


entfräftet, daß die Praxis entge-e der Amerilantifchen vor. Daß er 
genftehe, und alfo mehrere Con- bios von beweglichen Sachen 


curſe nothwendig ſeyen). ſprechen will, ergiebt ſich ſchon 
() Struben Bedenten J. daraus, daß er dieſe ganze Frage 
118, V. 27. m dem COhap. IX. personal 


(mm) Szosr $ 403 fo. Er property (beivegliches Vermögen) 
jelbft zieht die Engliiche Prayis behandelt. 
vi. 19 
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thekarklage "gegen einen anderen Prandgläubiger angejtellt, 
der bie Sache befigt, oder von zwei Pfandgläubigern gleich⸗ 
zeitig gegen einen dritten Beflger, jo hat der Rithter ber 
die Prioritaͤt nad) denfelben Grutbiäpen gu emticheiben, 
wie es auch im Goncurfe geſchieht (nn), umd diefe Regel 
dft anwendbar, ohne Unterſchied, ob die verpfändeten 
Sachen in demfelben Lande liegen oder nicht. Dennoch 
wäre es ganz unrichtig, dieſes Merfahren als einem bejon- 
deren Goncnrs aufzufaflen, indem die Formen des Gon- 
curfes dabei gar nicht vorfommer. — Indeſſen ift auch fein 
Hinderniß vorhanden, die verpfändeten auswärtigen Sachen 
mit in den Concurs am Wohnfitz des Schuldners zu ziehen, 
wenn nur dafür ‚geforgt wird, dab Jeder, "der an einer 
ſolchen auswärts befindlihen Surhe ein Pfandrecht hat, 
an dem Kaufpreis diefer Sache diejenige Prisrität erhält, 
die ihm nad) dem Recht des Drts, wo fid) die Sache zur 
Zeit des Verkaufs befindet, gebührt, indem die lex rei 
bite‘ auch Über die Prioritikt entſcheidet (8 368). 

Es mag zuweilen ſchwer ſeyn, dieſen Zweck zu erreichen; 
unmoͤglich ift es nicht, und es wird beſonders zur Erleich⸗ 
terung der Sache dienen, wenn aus dem Kaufpreis der 
einzelnen, auswärts aufgefundenen Sachen beſondere 


nn) L. 12 pr. 8 7 qui pot. 


einem Verhältnis zum Ausland die 
(20. 4). Bgl. P. Vonr. Beet. 10 Rede iſt, feine Befſriedigung ans 
© un 5 5. — Die nmeneſte der Sache unmittelbar einzuffngen, 


Preußiſche Geſedgebung geſtattet 
jedem Pfand⸗ und Hypotheben⸗ 
gläubiger, auch wo nicht "von 


ohne ſich in den Concurs eimyn- 
miſchen. »Geſetzfanniilung 1842 
S. 4. 


2 en me DT 
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Specialmaffen gebildet werden. Indem Diefes pon dem- 
jelben Richter geichieht, wird gewiß die Einheit der zu- 
fammentreffenden Anſprüche fiherer erreicht, als a3 durch 
bie Einleitung mehrerer Goncurſe in verſchiedenen Gerichten 
geſchehen Tännte (00). 

Daß nun überhaupt eine ſolche Behandlung der Sache 
möglich ift, ergiebt ſich am fiherften aus dem Umftaud, 
daß diefelbe in einer bedeutenden Zahl von Staatäverträgen 
der Preußischen Regierung mit benachbarten Staaten wirf- 
lich feitgefept ift. Die Grundlage ‚diefer Verträge bildet 
dad Preußiſche Concurageſetz. Nach diefem giebt es ftets 
nur Einen Concurs, und zwar am Wohnfib des Gemein: 
Schuldners. Der Goneurörichter veranlaßt die inlaͤndiſchen 


Gerichte, in deren Sprengel Theile des Bermögens liegen, 


durch Requißtion zur Mitwirkung. — Liegen Vermoͤgens⸗ 
ftüdle im Auslande, jo hat der Michter zunächft zu erforfchen, 
ob Stantöverträge vorhanden find. In Ermangelung der- 
jelben fol er dem ausländiſchen Richter varihlagen, auf 


ähnliche Weile, wie es jo eben non. anderen inländilchen 


Gerichten erwähnt worden ift, auf die Mitwirkung zu dem 
inländifchen Concurſe einzugehen. Mißlingt Diefes, to hat 
der Curator bei dem auswärtigen Specialconcurſe das In⸗ 
tereſſe her inläudiihen Gläubiger wahrzunehmen (pp). — 


(00) Bufendorf (Note kk) der gelegenen Sache zu eröffnen, 
erachtet die Feſthalnnig der Brio» ſahald Diefes die. Pfandglänbiger 
sität san einem ſuenden Oerichte vexlangen. 
für fo ſchwierig/ doß er es voruahi, (am) Mlg. Mer. Hrduung J. 
einen beſonderen Concurs am. Ort 50-8 :25—32, 5: 617-671. 

19 * 





292 Buch III. Herrfchaft der Rechteregeln. Kap. I. Oertliche Gränzen. 


Alle ſpaͤterhin wirklich geſchloſſene Vertraͤge beruhen nun 
auf dem Grundſatz, daß nur Ein Concurs Statt finden 
fol, und zwar in der Regel am Wohnſitz des Schuldners. 
Die in dem anderen Staate befindlichen Sachen des Ge- 
meinſchuldners jollen veräußert, und der erläfte Kaufpreis 
ſoll an das Concursgericht abgeliefert werden. Bei dieſem 
müſſen fi) alle Gläubiger einlaffen. Die Rangordnung 
unter den Glänbigern iſt für die blos perfönlichen .For- 
derungen nad) den Gejegen des Gerichtäortes zu beftimmen, 
für alle dingliche Rechte nad) den Geſetzen⸗des Ortes 
der belegenen Sache (qq). Nur darin findet fidh eine 
Verſchiedenheit, daß nach den neueren Verträgen (feit 1839) 
die dinglichen Anfprüche auf die außer dem Land des Con⸗ 
curfes liegenden Sachen aud an dem Ort der gelegenen 
Sade, vor ihrer Ausantwortung an den Goncurärichter, 
erhoben werden können. Gefchieht Diefes von Hypotheken⸗ 
gläubigern, fo find. die verpfändeten Sachen dort zu ver- 
taufen, das Kaufgeld ift den Gläubigern auszuzahlen, und 
nur der etwa bleibende Ueberſchuß ift an das Coneurs⸗ 
gericht abzuliefern. 

Was hier nun durch Verträge feſtgeſtellt iſt, darf keines⸗ 
weges als eine neue, willkürliche Crfindung .angefehen 
werden; es ift blos der Ausdruck der ohnehin in neuerer 


- (gg) Betrag mit Weimar mit Königreich Sachſen 1839 
1824 Art. 18—22, dann gleich⸗ Art. 19—21, und gleichglantend weit 

_ Icrtend mit Altenburg, Koburg- Rudolſtadt, Bernburg, Braun- 

Gotha, Renf-Gera. — Späterhin fchweig (S. o. $ 348. ©. 81). 
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Zeit ftet3 wachſenden Rechtsgemeinſchaft ($ 348). Daher 
bat es auch Tein Bedenken, dab derfelbe Grundſatz auch 
anderwärts in Staatsverträgen feftgeftellt, ja felbft ohne 
ſolche Berträge von den darin übereinftimmenden Gerichten 
verfchiedener Staaten, unter ausdrüdlicher oder ſtillſchwei⸗ 
gender Genehmigung 'ihrer Regierungen, geltend gemacht 
werden fönnte. 

- Der Inhalt der bier angegebenen Verträge ift aber nicht 
blos unmittelbar wichtig für das Berhältniß zwilchen Preußen 
und den dabei betheiligten Staaten, und mittelbar für das 
Berhältnig zu anderen fremden Staaten ald Grundlage 
einer gütlichen Unterhandlung mit denjelben, wie fo eben 
bemerkt wurde. Bielmehr können diefe Verträge, indem 
fie Aufihluß geben über den Sinn unſrer Gefebgebung, 
zugleich dazu dienen, eine auf das innere Verhältniß unfrer 
verjchiedenen Landeötheile bezügliche Rechtsfrage zu beant- 
worten. Wenn in Berlin ein Concurs eröffnet wird, zum 
Vermögen des Schuldners aber Grundftüde und beweg- 
lihe Sachen gehören, die fi in Neuvorpommern befinden 
(wo das Roͤmiſche Net gilt), und dort durch bloßen . 
Vertrag verpfändet find, jo fragt fih, wie fi der Werth 
diefer Sachen zu jenem Concurſe verhalte. Ständen die 
Richter jened Landestheils unter der Preußiſchen Gerichtö- 
ordnung, fo müßten fie den Werth der erwähnten Sachen 
(oder die beweglichen Saden in Natur) dem Berliner 
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Concursrichter einkteferm (tr), der das erlöfte Geld nad 
der Preußiſchen Gtaffification behandeln würde. Dabei 
würden jene Gläubiger fehr in Nachtheil fommen, indem 
ihre Forderungen weder auf die zweite, noch auf die dritte 
Klaſſe der Pteuhßiſchen Eoncursordnung Anſpruch haben. 
Allein jene Richter find durch die angeführten Geſetze nicht 
gebunden, und die erwähnten Forderungen und Pfandrechte 
find demnach fo zu behaftden, wie went fie dem Auslande 
angebörten, und zwar einen foldhen Auslande, deifen Be⸗ 
börden gegen unfre Behörden zu gegenfeitiger Unterftähung 
nad) billigen Grundbfäßen bereit wären. Diejes führt nun 
dahin, die Grundfäße der oben erwähnten Berträge anzu- 
wenden. Hiernach würden die Neuvorpommerſchen Gerichte 
die in ihtem Bereiche liegenden Vermögensitüde zu ver- 
faufen und das Kaufgeld an den Berliner Goncursrichter 
abzuliefern haben. Die Gläubiger aber, die an jenen 
Sachen Pfandrechte hatten, würden in dem Berliner Eon 
eurd, fo Weit dieſes Kaufgeld reicht, dieſelbe Priorität ver- 
langen können, die ihnen zugekommen wäre, wenn der 
Concurs in Neuvorpommern Statt gefunden hätte. 


(rr) Allg. Ger. Ordnung 1. 50 8 648. Gefe vom 28. Dec. 
1840 $ 2 (Gefefammlung 1841 ©. 4). 
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$. 375. 
IV. Erbrectht. 


Wir haben zunächſt für das Erbredt, fo wie es für 
andere Rechtsinftitute bereits geſchehen ift, zu unterfuchen, 
welchem örtlichen Recht daffelbe nach feiner befonderen Na» 
tur angehört, aljo wo es feinen eigentlihen Sig hat ($ 360). 
Um Diefes zu erkennen, müſſen wir zurüdfehen auf bie 
oben angedeutete Natur des Erbrechts (B. 1 8 57). Es 
beftebt in dem Webergang eines Vermögens, bei dem Tode 
des Inhabers, auf andere Perfonen. Darin liegt eine 
fünftlihe Erftredung der Macht, alfo auch des Willens, 
eined Menfchen über die Gränze ded Lebens hinaus, wels 
her fortwirfende Wille bald ein ausdrüdlicher feyn kann 
(in dem Teftament), bald ein ftillfchwelgender (in der In⸗ 
teftaterbfolge) (a). Dieſes Verhältniß num fchließt fi ganz 
und unmittelbar an die Perfon des Verftorbenen an, gerade 
jo, wie es oben von der Rechtsfähigkeit bemerkt worben 
ift ($ 362), und wie es jpäterhin bei der Familie ge- 
zeigt werden wird. Iſt nun diefe Auffaffung der Sache 
richtig, fo muß behauptet werden, daB das Erbrecht ſich 
im Allgemeinen richtet nad) dem örtlihen Recht des Wohn⸗ 
fies, welchen ber Berftorbene zur Zeit feines Todes 


(8) Diefe zweite Art bes fortwirkenben Willens flieht zugleich im 
Zufammenhang mit der Kortjegung ber Inpivihnglität bes Menfchen 
durch die Berwandtichaft, ſ. o. 8. 1 $ 3. n 
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hatte (b). — Um dieſe Behauptung. an oben erflärte Kunft- 
ausdrücke anzufnüpfen, müffen wir jagen, daß die Gefege 
über dad Erbrecht zu den Perjonalftatuten gehören, 
“indem fie prineipaliter die Perfom, und nur mittelbar auch 
Saden, zum Gegenitand haben ($ 361). J 
. Die Richtigkeit dieſer Behauptung wird noch durch fol- 
gende Betrahtungen beſtätigt. Wollte man den Wohnfig 
des Erblafferd nicht als beſtimmend anfehen für das örtliche 
Recht, fo bliebe kein anderer Ort übrig, an den wir das 
Erbrecht anknüpfen könnten, ald der Ort, wo ſich das hin⸗ 
terlaſſene Vermögen, die Erbſchaft, befindet, fo daß dann 
die lex rei sitae entſcheiden müßte. Wo ift nun aber dieſer 
Ort? Das Vermögen ald Ganzes ift ein ideales Object 
von völlig unbeftimmten Inhalt (c), möglicherweife be- 
ftehend aus Eigenthum und anderen Rechten an einzelnen 
Saden, aud Forderungen und Schulden, melde legte Bes. 
ftandtheile fogar ein völlig unfichtbares Daſeyn haben. 
Dieſes Bermögen alfo ift überall und nirgend, fo daß ein 
locus rei sitae dafür gar nicht aufzufinden if. Es wäre 
ein ganz.willfürlicher Behelf, wenn man den Ort annehmen 
wollte, mo der größere Theil der Erbſchaft liegt, denn theile 
ift diefer Begriff völlig ſchwankend, theils hat der Kleinere 


(b) ©. o. 8 359. Nah Rö⸗ feiner Herkunft, und, wenn aud 
miſchem Recht war. vielmehr das dieſe nicht zu ermitteln ift, das 
Recht der origo zunächſt ente Hecht des letzten Aufenthalts, d. h. 
ſcheidend ($ 357. — Bei bem des Ortes wo er flarb (8 359). 
Tode eines Bagabunden, der feinen (e) S. o. B. 18 56. - 
Wohnſitz hat, entſcheidet das Recht 
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Theil eben fo viel Anſpruch anf Beachtung, ale der größere. 
Geben wir aber Diejes auf, fo bliebe dann nur nody übrig, 
den Drt der Erbſchaft überall anzunehmen, wo ſich irgend 
eine einzelne, zum Vermögen gehörende, Sache befindet. 
Diefes aber würde wieder dahin führen, bei einem andge- 
dehnten und zerftreuten Vermögen, viele von einander un- 
abhängige Srbfchaften anzunehmen, die vielleicht ganz vers 
jchiedenen Geſetzen unterworfen wären, und damit doch nur 
einen Theil der Erbſchaft (die dinglihen Rechte) zu treffen, 
den andern Theil aber (die Obligationen) unberührt zu 
lafſen. Es ift einleucdhtend, dab dieſes Verfahren völlig 
wilfürli und grundfaglos ift, ja auf einen leeren Schein, 
ohne Wahrheit, führt. Dennoch hat dafjelbe zahlreiche An- 
hänger gefunden, wovon: ſogleich weiter die Rede jeyn 
wird: 

Die Grundlage des Römiſchen Erbrechts ift die Suc- 
cessio per universitatem, die bei jeder Erbfolge angenome 
men werden muß, und neben weldyer alle anderen Rechts⸗ 
verhältniffe als bloße Nebenſache erſcheinen. Diefe ift aber 
nur die juriftiiche Form, | unter mweldye das eben erklärte 
Weſen des Erbrecht3 gebradht wird, und von diefem Stand- 
punft aus müffen wir nod) befonderd vom Römifchen Recht 
behaupten, daß nach demſelben die hier aufgeſtellte Behaup⸗ 
tung über den Sitz des Erbrechts völlig zweifellos erſcheint. 
Ganz verwerflich aber iſt die Anſicht mancher neueren 
Schriftſteller, nach welcher die Univerſalſucceſſion ein eigen⸗ 
thümliches Rechtsinftitut der Römer ſeyn ſoll, im Gegenſath 
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auderer (germanifcher) Gefehgebungen, die davon, mie man 
behauptet, Nichts willen wollen. Das wahre Verhältniß ift 
vielmehr jo aufzufaflen, daß im pafitiven Recht yielex Staaten 
das Erbrecht anf einer niederen Stufe bar Endwidelung ſtehen 
geblichen, iſt, anftatt dab, daſſelbe ber deu Römern, in Folge 
eines. glücklichen Taktes, ſchen won früher Zeit an, 
die feiner eigenthümlihen Natur allein angemeflene 
Behandlung erfahren Hat, wohin dann auch jedes 
abmeihende poſitive Recht unaufhaltſam hinſtrebt (d). 
Es würde auch unrichtig feyn, Diele Verſchiedenheit als 
eine bios theoretiſche aufzufaſſen, über ‚deren Werth oder 
Unwerth man etwa jo nder anders denlen möchte. Biel 
mehr ift es gerade das praktiiche Bedürfniß neuerer Zeit, 
dad nur in der ausgebildeten Uniperigliuccejlian feine volle 
Befriedigung findet, da in dem ungeheuren Aufſchwung 
aller Vermögensverhältniſſe die Obligationen eine ſtets zu- 
nehmende Wichtigkeit erlangen, 


$. 376. 
IV. &rbredt. (BKortjegung.) 

Ich gehe nun über zur Darftellung der wichtigften Meir 
nungsverjdhiedenheiten über die auf das Erbrecht anwend« 
baren Gejepe, fo wie fie ſich unter den Schriftſtellern, und, 
damit zufammenhängend, in der Praris verichiebener Län⸗ 


d) S. q. B. 14.67. G. 382. 388s88. 
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der und Zeiten, allmälig auögebildet haben. Diefe Mei» 
nungen laffen fi auf drei Hauptflaflen zurid führen. 

Die eime ift die oben bargeftellte, nach welcher das Erb⸗ 
recht allgenwin beberricht wird von dem Geſetz des Ortes, 
an welchem der Grblaffer zur Zeit des Todes feinen Wohes 
fig gehabt bat. Sie hält die Gefepe über das Erbrecht 
für Perfonalftaiuten. 

Eine andere, völlig entgegengefepte, die auch ſchon an- 
gedeutet worden ift, geht dahin, daB das Erbrecht ſich richtet 
nad) dem Ort, an weldem die Sachen der Erbſchaft fich 
befinden. Diefe Meinung führt auf die Moͤglichkeit, daB 
die Meftandtbeile der Erbichaft nach verichiedenen Nechten 
beurtheilt werden; fie läßt ferner die in dem Vermoögen 
befindlichen Korderungen und Schulden zunädit unbe⸗ 
ſtimmt, mit dem natürlichen Vorbehalt, darüber in jedem 
einzelnen Fall das praktiſche Bedürfnißz durch irgend eine 
beliebige Austunft zu befriedigen. 

Eine legte Meinung endlich fteht zwifchen den beiden 
eben angegebenen in der Mitte. Sie nimmt für das un 
beweglidye Eigenthum die lex rei sitae an, für alles übrige 
Vermögen (bewegliches Eigenthum und Obligationen) daB 
am Wohnfip des Erblafferd geltende Gefep. Diefe Mei⸗ 
nung ift von der praftiihen Schwäche der vorhergehenden 
theilweiſe frei, da man nad ihr beftimmt weiß, wer bie 
Forderungen befommen fol; aber auch ur theilweiſe, in. 
dem die Schulden in jedem Fall auf dem ganzen Vermö- 
gen haften müffen, auch auf den ausländischen Immobilien, 
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jo daß die Schulden vielleicht von ſehr verfehiedenen. Per: 
fonen zu tragen find (a). — Man kann diefe Meinung nad 
dem oben erflärten Kunftausdrud kurz fo bezeichnen, daß 
fie Gefege Über das Erbrecht für Realftatuten er- 


Härt ($ 361) (b). 


Ich werde dieſe drei Meinungen jest einzeln darftellen, | 
‚und zwar nad) der Zeitfolge ihrer Entftehung und vorberr- 


chenden Geltung. 


A. Die ältefte Meinung ift die, 


Erbichaft in alle Sachen, 


nach welcher die 


bewegliche und unbewegliche, 


fediglich unter. dem Geſetz des Landes ftehen fol, in welchem 
die Sache liegt (ce); diefe Meinung ift eine einzelne An- 
wendung des ftrengen Rechts der Territorialität ($ 348). 

Die ältefte und ſchroffſte Geftalt derfelben ging dahin, 
daß alle im Lande befindliche Erbichaftsftüde (bemegliche 
und unbewegliche) an ausländiiche Erben gar nicht Tom- 


men, 


(a) Diefe ungemeine Schwierig- 
feit in der Ausführung wird auch 
von den Schriftftellern nicht ver: 
fannt, und es werden Borfchläge 
zur Aushülfe gemacht, die fich 
großentheils willfürlih und unzu- 
reihend zeigen. Vgl. Herr. $ 29. 
Es liegt darin abev nur ein Kenn- 
zeichen der inneren Unwahrheit 
diefes ganzen Syſtems. Derfelbe 
Vorwurf trifft natürlich auch die 
vorhergehende Meinung, nur noch 
in weit höherem Grade. 


jondern an deren Stelle dem Landesherrn (oder 


(b) Diefe Bezeichnung würde 


in noch höherem Grabe auf bie 


vorhergehende Meinung paſſen, 
wenn es nicht üblich wäre, den 
Ausdruck der Realſtatuten auf 
Immobilien zu befchränten. 

(ce) Schriftfteller für diefe Mei- 
nung find in großer Zahl ange 
führt bei Wächter I. 275. 276. 


Il. 192. 
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Bogteiberrn) zufallen follten (d). Die mildere Form ımter- 
wirft diefe Erbichaftsftüde nur unbedingt dem inländifchen 
Geſetz, ohne Rückſicht auf den Wohnſitz des Erblaſſers, 
aber auch ohne zwiſchen inländiichen und ausländilchen 
Erbberechtigten zu unterfcheiden. | 

Die Gründe gegen dieſe Lehre find bereits oben ausge⸗ 
führt worden; ich will dieſen Gründen. aber jetzt noch fol- 
gende praftiidhe Bemerkung hinzufügen. Wäre diejer Grund⸗ 
ſatz überall anerfannt und durchgeführt, jo müßte jeder vor- 
fihtige Hausvater, wenn er auswärts Bermögen befipt, 
irgend einen Schuß ſuchen gegen unerwünfchte Erben, jo 
wie gegen die drohende Verwirrung in Beziehung auf 
Sculdverhältniffe. Diefen Schuß gegen den Drud jenes 
Grundfages fünnte er nur darin finden, daß er in Zeiten 
alles auswärts liegende Eigenthum veräußerte, oder auch 
die beweglichen Sachen in das Land feines Wohnfipes 
herein brächte. Auch in diefem natürlichen Bedürfnig und 
Beftreben liegt ein wmtrügliches Zeichen der aus jenem 
Grundfag bervorgehenden grundlofen Härte. 

B. Die vermittelnde Meinung fchließt fih ganz der 
vorhergehenden an, nur mit Einſchränkung derjelben auf 
dad zur Erbichaft gehörende unbewegliche Eigenthum; das 
bewegliche Eigenthum überläßt fie dem am Wohnſitz bes 
Erblafjerd geltenden Recht, auch wenn ed im Ausland fi 
befinden ſollte. Alle Gründe, weldye gegen die vorberge- 


(d) Droit d’subaine. Bgl. Eichhorn deutfches Recht $ 75. 
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bende Meinung aufgeltellt worden find, gelten auch gegen 
dieſe Meinung, nur in geringerem Grade, indem fie in 
einem mindeten Mufeng won der mithtigen Behandlung 
abweicht. 

Diefe Meinung hat fi beiunderd vom ſechszehnten 
Jahrhundert an geltend gemacht Te). In Deutichland iff 
ſie feit dem achtzehnten Jahrhundert mehr und mehr ver- 
drängt worden. Dagegen bat fie fi bis auf unfere Zeit 

erhalten in England und Amerita (f), fo wie in Frank⸗ 
reich (g). Sie fteht im Zuſammenhang mit dem allgemei- 
nen Unterihied, welchor in ben erwähnten Ländern zwiſchen 
dem beweglichen und unbeweglichen Bermögen feſt gehalten 
zu werden pflegt ($ 860. Rum. 8). 

:C. Die von wir vertheidigte Meinung endlich, nad 
welcher der Wohnfis allgemein enticheidet, ift vom achtzehn⸗ 
ten Jahrhundert an bejonders in Deutichland ftets zuneh⸗ 
mend zur «allgemeinen Anetkennung gelangt, nachdem fie 
tzuerft vorzugeweiſe für die Inteſtaterbfolge angenommen 
worden war (h). Sie witd nicht blos von Romaniſten ver: 


(6) Schriftfteller werben in 
großer Dahl angeführt / bei ’Buh- 
ter II. ©. -188—192. Forurx 
p. 72—85. 

ı(f) Searr Ohap. 11.:12. 

(g) Foriıx (Note e). — 


Zahl werden angeführt von 
Wädter Il. 92 — 198 und 
Schäffner $ 130. Ausgeihnung 
verdienen: Purenporr 1. Obs. 28. 
Stud ‚Imkefiaterbioige ı5 42. 
Martin Rehtsgutachten ber Hei- 








Daffelbe erwähnt von Holland 
Vınszos sel. quaest. II. 19, na- 
türlich für feine Zeit. 

(h) Särifeller m ı guafer 


"delberger Fakultät 8. 1'6.175 — 


186. — Wächter, der fi ſelbſt 
zu bdiefer Meinung befennt, recht⸗ 
fentigt dieſeibe II. 1I08. 190. 368. 
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kheidigt wWie man "oiefleitht glauben könnte in Beziehung 
anf Me Iiniverfaffucceffton), ſondern auch, 'tm richtigen Ge⸗ 
fühl des pruktiſchen Webürktiffes, ieben fo von Germa⸗ 
niften 65); auch hat ſich die Praxis der höheren Gertichte dafür 
eritfchleden (k). — Die eigenttlihe Begründung dieſer Meinung 
liegt in ‚der. oben eiriwitleiten Narnr des Erbrechts über- 
huupt, und dieſe Begründung ift anf Teflamente eben fo 
anwendbar, wie auf die Inteftaterbfofge. Bei der Inteftat- 
erbfolge uber kommt noch folgende Rückſicht in Betracht. 
Diefelbe beruht überhaupt auf dem 'präfumtiven, alfo ftill- 
Ichweigenden, Willen Des BVerftorbenen; nicht als ob von 
dieſer beſtimmten Perfon für ihre individuellen Verhältniſſe 
ein ſolcher Wille als ſichere Lhatſacho behauptet würde, 
ſondern indem jedes poſitive Recht eine Allgemeine Vermu⸗ 
dhung / aufſtellt, jo wie He Der Natur Wer Vamilienverhält⸗ 
miſſe ungemneſſen erſcheint. Daß nun eine ſolche Praͤfum⸗ 
Yan in vetſchiedenen Geſetzgebungen fo 'oder anders ange⸗ 

nommen werben Tann, Mt ganz natürlich. Dugegen würde 
Es ſehr unnatürlich ſeyn, in einem einzelnen gegebenen Wall 


ganz richtig auf folgende Weiſe: 
der Stunt wolle dudeh die Erbfblge⸗ 
geſetze nicht das Schickſal der Ob⸗ 
jecte (ber Güter) reguliren, ſondern 
daB der -Subjecte, der Perſeuen; 
daher richte er ſolche Geſetze an 
die Staatsangehdrigen (die Ein- 
wohner), und die Erbfolge in 
das DBermögen verflorbener Aus- 
länder fey ihm gleichgültig. — 


Das ift nur ein anderer Ausbrud 
daſur, idaß Mubfolgegefege ale 
Perfonalftatute beabfichtigt werben, 
nicht als Realftatute. 

(i) Eichhorn deutiches Recht 
8 35. Mittermaier beutiches 
Necht 5-82. 

(k) ©. % Gericht zu Caſſel 
1840. Seuffert Archiv B. 1 
N. 92. 
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der Erbfolge, dem Erblaffer für verſchiedene Vermögens» 
ftüde einen verfchiedenen Willen dur Präfumtion unterzu- 
legen, alſo etwa anzunehmen, daß er für fein Haus eine 
andere Perjon, als für jein Kandgut oder fein baares Gelb, 
als Erben zu haben wünſche, wenn er fi nidht darüber 
(durch Zeitament) beſonders erklärt hat. . 

In Beziehung auf die unter B. dargeftellte vermittelnde 
Meinung, welche zwiſchen beweglichem und unbeweglichen 
Bermögen unterfcheidet, find noch zwei Anfichten zur 
Sprache gelommen, deren genauere Prüfung vielleicht zur 
Annäherung der Meinungen beitragen kann. _ 

Ein neuerer Schriftfteller tadelt es, daB fi) Andere 
überhaupt für die eine oder andere Meinung allgemein aus- 
iprächen, da doch jede bderfelben unter gewilfen Voraus⸗ 
jepungen richtig ſey (1). In den Ländern, welche das Erb- 
recht (nad Romiſchem Grundjag) als Univerfalfucceifion 
behandelten, jey der Wohnfig für das ganze Vermögen ent- 
ſcheidend; in den Ländern dagegen, welde. das Erbrecht 


nicht ald Univerfaliucceffion anfähen (wie England und 


Amerika) müffe die Erbfolge in Immobilien nad) der lex 
rei sitae beurtheilt werden. — Bei dieſer Anficht liegt das 
Mißverſtändniß zum Grunde, ald. ob die Annahme oder 
Verwerfung der Univerfalfucceffion etwas für ſich Beftehen- 
des wäre, woraus dann weiter auf den Sitz des Erbredhis 
und das bei demfelben geltende örtliche Recht gefolgert werden 


(l) Sääffner 5 57-59, $ 1986-152. 
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tönnte. Im der That aber ift Beides identijch, und die Univer⸗ 
falſucceſſion ft nur die furiftifche Form und der Kunftaus- 
drud für die Auffaffung des Erbrecht3, die den Sitz deſſel⸗ 
ben allgemein (ohne Unterſchied der Beftanbtbeile bes Ver⸗ 
mögen) in den Wohnfig verlegt. So aufgefaht, muB alſo 
die anfgeftellte Unterjcheibung unter folgenden Ausdruck ge- 
bradt werden: Vom Standpunfte der Länder und: der 
Särififteller aus, die das Erbrecht auf das Vermögen als 
Ganzes beziehen, ift die lex demicilii enticheidend aud für 
Fmmobilien, von einem anderen Standpunkt aus ift fie es 
nit. In diefem Sinn aber wird die Unterfcheibung aud) 
gewiß von feiner Seite bezweifelt werden. 

Weit wichtiger ift folgender Grund, der nicht felten zur 
Rechtfertigung der vermittelnden Meinung (unter B.) gel- 
tend gemacht wird. Es giebt gewiſſe Arten von Grund⸗ 
ftäden, fagt man, von welchen Seder zugiebt, daB bei ihnen 

Die Erbfolge nad) ber lex rei sitae zu beurtheilen tft; da⸗ 
| bin gehören namentlich Lehen und Fideicommiffe. Was nun 
bei diejen ‚allgemein eingeräumt wird, muß conjequenter- 
weife auch bei allen anderen Grundftäden gelten. — Be 
trachten wir diefen Grund etwas genauer. 

Mit den Leben und Fideicommiſſen verhält es ſich auf 
ähnliche Weiſe, wie mit bein Mömifchen Niesbrauch: fie 
gehören nicht zum Vermoͤgen, alfo auch nicht zur Erbſchaft. 
Der Niesbrauder hat ein lebemslängliches Hecht des Brucht- 
genuffes; dieſes allein ift in feinem Vermögen, mit dem Tode 
verſchwindet es, alfo ift im der Erbſchaft feine Spur mehr 

VII. | 
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davon vorhauden. Ganz ähnlid das Fideicommiß, unb 
eben in dad Lehen. Der Fidercommißbeitter Bat ein lebens⸗ 
längliches Recht des Aruchtgenuffes, mit feinem Tode ver- 
ſchwindet daſſelbe, und das Gut füllt an den Eigenthümer, 
die fideicommißberechtigte Familie, zurũck; nur nicht jo, wie 
bei dem Niesbrauch, als freies Eigenthum, mit willkürlicher 
Verfügung durch Theilung oder Verkauf, ſondern ſo, daß 
das durch die Fideicommißſtiftung bezeichnete Familienglied 
in den durch den Tod frei gewordenen Fruchtgenuß, wie⸗ 
derum als in ein lebendlängliches Recht, eintritt. Sudem 
alfo die Lehen und Fideicommiſſe, ihrer Natur nach, gar 
nicht zu einer Erbſchaft gehören koͤnnen, werben fie and 
gar nicht berührt von den Erbſchaftsgeſetzen, weder Des 
Landes, worin der jeht verftorbene Befiger wohnte, noch Des 
Landes, worin fie liegen. Es find ſpecielle Rechtsinſtitute 
am beftinmmten, einzelnen Grumbftüden, ımb diefe Tönen 
überall nur. von der lex rei sitae heherrjcht werden ($ 366. 
$ 868. Num, 5). Wir können dieſen Satz auch fo aus- 
drüden:. Die Geſetze über die Nachfolge in Lehen und Fidei⸗ 
commiſſe ſind Realſtatute. Oder met anderen Morten: 
Jeder Gefepgeber. über Lehen und Fideicommiſſe will Etwas 
heſtimmen über die.in ſeinem Yande Fiegeuden Guͤter folcher 
Art, ‚nicht über die auswärktgen Güter, deren geitige Be⸗ 
Niger nur in feinem Lande. wohnen... 
Etwas werſchieden iſt das Verhaͤltniß mancher anderen 
Klaſſen von Grundſtücken, und dennoch iſt der Erfolg der⸗ 
ſelbe. — Wenn ein Landesgeſetz die Erhaltung eines wohl⸗ 


1: 
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babenden Bauernftandes dadurch zu befördern fucht, daß 
ed, ohne Einſchraͤnkung des Eigenthums und namentlich 
des Rechts der Beränßerung, nur bie Erbfolge in Bauer- 
gäter dahin beftimmt, dab ſtets der Altefte (ober amd ber 
füngfte) Sohn als einziger Erbe eintreten fol, fo bat die 
ſes Gefeb folgende Natur. Es fließt aus die teſtamen⸗ 
tariiche Erbfolge, die Theilung bes Gutes, das Erbrecht 
der Töchter, fo lange Söhne vorhanden find. Es tft alſo 
zwar ein Erbfolgegeieb, bat aber einen politifchen, außer 
dem reinen Rechtsgebiet liegenden, Zweck, und ift daher ein 
Geſetz von zwingender, ftreng pofitiser Natur ($ 349). Ein 
folches Geſetz ift ein Realftatut, und umfaßt alle im Lande 
liegenden Bauergüter, ohne Rüdficht mif den Wohnſitz des 
gegenwärtigen Eigenthümers. Es bezieht fich aber gar 
nicht auf die Banergüter, die etwa ein Einwohner bes Lan- 
des im Ausland befiken möchte. Es will daher nicht, 
wie gewöhnliche Erbfolgegefehe, dem Vermögen verftorbener 
Einwohner das angemefjenfte Schickſal amwelfen, ſondern 
es will gewiſſe Staatszwede fördern durd das einer be- 
ftimmten Klaffe von Grundftüden angewiejene Schidfal. — 
Achnliche Beftimmungen, und mit völlig gleihem Erfolg, 
fommen auch bei adeligen Gütern vor, zum Zwed ber Er⸗ 
baltung wohlhabender adeliger Familien. Ein foldhes Ge⸗ 
ſeß war im Herzogthum Weſtphalen die Erblandesvereini⸗ 
gung von 1590, welche den Töchtern des Beſitzers die Erb⸗ 
folge in adelige Güter verſagte. Ueber die Anwendung 


dieſes Geſetzes entftand im J. 1838 ein merkwürdiger 
20* 
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Rechtsſtreit, welder vom Oberlandesgericht zu Münfter, 
and .eben. fo. vom Obertribunal in. Berlin,. ganz richtig 
dahin. entihieben wurde, daß das .Gejep ein Neolitatut 
ſey, anwendbar. auf die. im Herzogthum liegenden adeligen 
Güter, ohne Rüdfiht auf. den Wohnfig der bejeligten 
Perjonen (m). 

Alle bier angeführten Falle, io. verfihieben fe an ſich 
jenn mögen, fommen darin überein, daB die Geſetze über 
die Nachfolge nicht. darauf ausgehen, das. Vermögen eines 
Berftorbenen einer angemefjenen Richtung zuzuweiſen, ſon⸗ 
dern vielmehr das Schidfal: beftimmter einzelner Grundftüde, 
oder auch Klafjen von Grundſtücken, zu regeln; daher 
muͤſſen fie als Npalftatute angejehen werben, nicht als 
Perfonalftatute (n). Die aufgeftelkte Behauptung fteht aljo 
gar nicht im Wideripruch, mit. der. oben angegebenen Regel 
über die Behandlung: reiner Erbfolgegefepe, und fie kann 
alſo audy nicht dazu benutzt werden, die erwähnte Regel 
Buena äu machen. - +. 


Bei den bisher abgehandelten einzelnen Rechtsverhält⸗ 
niffen iſt ſtets hingewieſen worden auf den innigen Zu— 
ſammenhäng zwiſchen dem beſonderen Gerichtsſtand nnd 


(m) Graf Bocholtz c. Freifrau ſten Stellen ber Urtheilsgründe 
von Benningen, in: Ulrich und finden fi S. 481. 807. 508. 
Sommer neue Arhiv B. 6. (m) Ganz übereinftimmend er- 
©. 476-512. Die entfcheidend, klärt ih Wächter I. S. 364. 


”ı 
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dem anwendbaren örtlichen Recht ($ 360. Num. 1). Einen 
foldien Zufammenhang möchte man hun and) bei dem Erb» 
recht erwarten; dennoch muß: er bier entſchieden verneint 
werden, und zwar deswegen, weil für das Erbrecht über- 
haupt feine andere Dertlichleit aufgefunden werben: um; 
als die allgemeine, die in dem Bohn des Erblaſſers 
gegründet ift ($ 375). 

Am Römifchen Recht (0) gab es lange Zeit für die 
Erbrechtsklaͤge durchaus feinen anderen Gerichtöftand, «als 
im Wohnſitz des Beklagten (p). Nach Zuftintan’s Geſetz⸗ 
gebung follte fie auch angeftellt werden Tönmen im forum 
rei sitae (q). Das hat aber nur den Sinn, daß Jeder, 
der das Recht des Erben dadurch verlegt, daß er irgend 
eine Srbichaftsfache pro herede oder pro possessore beſtzzt, 
da belangt werden kann, wo gerade die Sache liegt, das 
beißt, wo der unrechtmäßige Befig, der die Rechtsverletzung 


enthält, ausgeübt wird (r). 


(0) Bgl. Bethmann Holl- 
weg Berfude ©. 61 — 69. 
Arndt’s Beiträge Num 2. 

(p) L. un. C. ubi de hered. 
(3. 20). Die Worte: „vel si ibi, 
ubi res hereditariae sitae sunt, 
degit, find fo zu überfegen: „bie 
hereditatis petitio gehört aus- 
fchließend in das forum domicilü 
des Beflagten, und diefe Regel ift 
felbR dann anzuwenden, (vel si 
ibi ete.), -werm auch der Beklagte 
an dem Orte, wo bie Erbſchafte⸗ 


Es ift aber einleuchtend, daß 


ſachen liegen, fich einige Zeit auf- 
hält" (si ibi degi). Arnbt’e 
Beiträge S. 122—124. 

(q) Nov. 69 C. 1, die einen fehr 
allgemeinen ‘Umfang Hat. Die 
L.3 C. ubi in rem (3. 19) geht, 
nad) richtiger Auslegung, nur auf 
die Eigenthumsklage, nicht anf 
andere Klagen in rem, alſo äuch 
nicht auf die hereditatis petitio. 

(r) Die Nov. 69 O. 1 führt 
den Gerichtsſtand ſtets zurüd auf 
den Ort der Rechtsverlegung. Chen 
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durch dieſen Ort nicht auch das örtliche Recht der Erbſchaft 
beftimmt werben kann, da es möglich it ‚ tab die Erb- 
ſchaftsſachen an vielen Orten zerftreut liegen, und von 
unberechtigten Perjonen befeffen werden. Die Erbſchaft im 
Ganzen aber, oder aud wur der größere Theil derjelben, kann 
- auf gar feinen beftimmten Ort mit irgend einer Sicherheit 
zurücdgeführt werden ($ 375), und em folder Ort wird 
auch in keinem Geſetz ald Grund eines befonderen Gerichts 
ftandes angegeben. Für die Fideicommifle hat allerdings 
das Römiſche Recht einen befonderen Gerichtöftand ange⸗ 
orbuet, da, wo der größere Theil der Erhſchaft liegt (8); 
allein es verfteht fich son felbft, daß dieſe willfürtiche, excep⸗ 
tionele Vorſchrift für ein ganz vereinzeltes Mechtsinftitut 
nit maaßgebend feyn kann für das örtliche Recht der Erb» 
ſchaft überhaupt. 
Manche neuere Gefepgebungen haben ald Gerichtöftand 
der Erbſchaft den Drt feftgeftellt, wo die Erbſchaft eröffnet 
ift (t), welches eben fo viel fagt, als den legten Wohnfig 
des Erblaffers (u). 


fo fagt L.3 C. ubi in rem (wenn 
man dieſe Überhaupt auf bie here- 
ditatis petitio anwenden will): 
„in locis, in quibus reg ... 
eonstitutae sunt, adversus pos- 
sidentem moveri.“ 


(s) ©. o. 8 370 Noten bb. 
bis ee. . 

(t) Code de procedure 
art. 59 „le tribunal du lieu ou 
la succession est ouverte.“ 

(u) Preußifhe Allg. Gerichts⸗ 
orbnung I. 2 $ 121—125. 
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$. 877. 
IV. Erbrecht. Einzelne Rechtsfragen. 


Wie ed oben bei den Obligationen geichehen ift ($ 374), 
fo jollen jest auch bei dem Erbrecht einzelne Rechtsfragen 
angeſtellt werden, die in Beziehung auf das örtliche Recht 
vorkommen koͤnnen. Diejelben bedürfen nur da einer befon- 
deren Grörterung, wo die gllgemeine Regel, nach welcher 
der Wohnfib zur Zeit des Todes entſcheidet, nicht aus⸗ 
reichend ift (a). 

1. Die perfönliche Fähigkeit des Teftators in Beziehung 
auf deſſen Rechtsverhältniffe ift, wie im zwei ver⸗ 
ſchiedenen Zeitpunkten (b), ſo auch, im Fall des veränderten 
Wohnſitzes, an zwei verſchiedenen Orten erforderlich. Fehlt 
ihm alſo dieſe Fähigkeit nach dem Geſetz des Wohnſitzes, 
in weldyem er das Teftament errichtet, fo ift und bleibt 
das Teftament ungültig, aud nach verändertem Wohnſitz. 
Eben fo ift es aber auch ungültig, wenn ihm jene Fähig« 
feit fehlt nach dem Sefeg, welches in dem letzten Wohnſitz 
zur Zeit des Todes befteht. Der Grund liegt darin, daß 
der legte Wille zu betrachten ift als ausgejprodyen in zwei 
verfchiedenen Zeitpunkten, und in möglicherweije auch an zwei 


(a) Es find hierbei zu ver- örterung über die Natur bes Te⸗ 
gleichen Die über bie zeitliche Colli- ſtaments iſt auch bier maaßgebend. 
fion der Erbrechtegefege unten auf (b) Zur Zeit der Errichtung 
zuftellenden Regeln ($ 393. 395), und zur Zeit des Todes ($ 393). 
Die daſelbſt gegebene genauere Er⸗ 
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verjchiedenen Orten: faktiich zur Zeit der Errichtung, und 
an dem Orte, der in diefer Zeit ber Wohnſitz des Teftators 
ift; juriftiich, zur Zeit des Todes, und an dem Drte, ‚der 
in biefer Zeit der Wohnfig ift ($ 393). 

2. Die perjönliche Fähigkeit des Teftators in Beziehung 
auf deſſen phyfifhe Eigenſchaften (3. B. das Alter) 
richtet ih nad) dem zur Zeit des errichteten Teftaments 
am Wohnfig des Teſtators geltenden Geſetz, ohne Rüdficht 
auf fpätere Veränderungen des Wohnſitzes. 

3. Der Inhalt des | Teſtaments, inöbefondere Die 
gefepliche Gültigkeit oder Ungültigkeit defjelben, richtet fich 
nad dem am legten Wohnfib des Teftatord geltenden &e- 
jet. So insbejondere die Regeln über Enterbung, Präter> 
ition und Pflichttheil. Dafjelbe muß behauptet werben 
von Legaten und Fedeicommiflen. Zwar beziehen ſich dieſe 
auf einzelne, begränzte Gegenftänbe, und man könnte daher 
annehmen wollen, daß fie auf die lex rei sitae andwendbar 
jeyn möchten. In der That aber. find diefe Rechtsinftitute 
nur einzelne, untergeordnete Modificationen der geſammten 
Erbichaft, Die nur von ihrem Standpuntt aus richtig be⸗ 
urtheilt werden. können. Jede .abjondernde Behandlung 
würde zu den größten Widerfprüchen führen fönnen. 

Ausnahmen fünnen eintreten durd) entgegen ftehende 
zwingende Geſetze. Wenn alfo durch Teftament ein Fami- 
lienfideicommiß errichtet wird für ein Gut, das in einem 


- fremden Lande liegt, deſſen Geſetz Fideicommiffe nicht aner- 


tennt, jo enticheidet das für dem. urtheilenden Richter 
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geltende Geſetz, welches hier auf die nrgültigteit der An⸗ 
ordnung führt. 

Die Auslegung des Teſtaments ſteht unter ähnlichen 
Regeln, wie die Auslegung der Verträge ($ 374. B). 
Diefe Regeln werden bier meift auf den legten Wohnſtit 
des Erblaffers zurüd weifen (c). 

4. Die perfönlidhe Fähigkeit der zur Erbſchaft im 
Ganzen, oder zu einem einzelnen Stüd ber Grbichaft, be- 
rufenen Perfonen (Erben oder Legatare) ift in der Regel 
nach ihrem Wohnfitz, nicht nach dem des Erblaffers zu 
benrtheilen, und zwar nad dem Wohnſitz, den fie zur Zeit 
bes Todes des Erblaffers haben, zu welder Zeit ihnen das 
Succeſſionsrecht deferirt ‚wird. “ " 

Ausnahmen Tönnen eintreten, da wo Geſetze von zwin⸗ 
gender. Natur in Betradt kommen. Iſt 3. B. der eim 
gefepte Erbe durch den bürgerlichen Tod oder durch Keberei 
nad) dem Geſetz feines Wohnſitzes zur Erbfolge unfähig, 
weldyes Hinderniß anderwärtd nicht anerkannt wird, oder 
fteht ein beſchraͤnkendes Geſetz über den Erwerb von Seiten : 
der todten Hand im Wege, fo ift nicht das am Wohnfig 
des Erben, Sondern das am Ort des urtheilenden Richters 
geltende Geſetz anwendbar, welches ſehr häufig .mit dem 
Wohnfig des Erblaffers zufammen fallen wird ($ 849. 365). 

5. Bon der Form des Teftaments wird unten, bei der 
Regel: locus regit actum, die Rede jeyn ($ 381). 


(c) Fosux p. 171. 
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6. Wenn Das Geſet des Ortes, an welchem ber Teſta⸗ 
tor zur Zeit der Errichtung ſeinen Wohnſitz hat, Teſtamente 
gar nicht anerkennt, ſo iſt und bleibt das da errichtete 
Teftament ungültig. Eben fo ift das Teftament ungüuͤltig. 
wenn Das am letzten Wohnſitz geltende Geſetz Teſtamente 
nicht anerkennt. Es gelten alſo in. dieſer Hinſicht dieſelbon 
Regeln, welche oben über die. juriſtiſche Faͤhigkeit der Perſon 
des Teſtators aufgeſtellt worden ſind (Rum. 1). 

7. Die Juteſtaterbfolge richtet ſich nach dem Geſez, 
welches am letzten .Wohnfig dei Teftators zur Zeit Des 
Erbanfallä befteht (d), Diefes gilt. namentlich von der 
geſetzlichen Reihefolge der berufenen Inteftaterben. Es gilt 
aber eben ſo von den Bedingungen der Verwandtſchaft 
überhaupt, alſo son dem Daſeyn ehelicher Berwandtichaft, 
jo wie von der Legitimation (e), 

‚8. Erbverträge find dem Römiſchen Recht ſremd. Wo 
fie vorlommen, gelten für fie ähnliche Regeln; wie für die 
Teitamente. , 

Der einſeitige Erbvertrag ie nad). dem am Bohufip 
des Erblafjers geltenden Gejeb zu beurtheilen. Eben jo 
aber au gegenfeitige Erbverträge; welder von beiden 
Theilen als Erblaffer zu betrachten it, hängt son dem zu⸗ 

fälligen Umftande ab, wer zuerſt ftirbt. Dieſe Regel folgt 
| ans der Analogie der Teitamente. Sie erſcheint aber nicht 


(d) Ueber die nähere Beftim- (e) Wächter II. ©. 364. 
mung dieſes Beitpunttes vergl. 
unten 8 395, 
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minder begründet, wenn man dabei das ärtlidye Recht der 
Berträge als maaßgebend anfeben will. Dem für das 
Vermögen ale Ganzes kann mır ber Wohnfig des Ber 
ftorbenen als Erfüllungsort ded Erbvertrages angejchen 
werden. | 

Wenn an emem: biefer Drte die Geſetze über Erbver- 
träge geändert werden, jo enticheidet lediglidy Das zur Zeit 
des geſchloſſenen Vertrags geltende Geſetz (8 395). 

9. Das Net auf einen erblojen Nachlaß (bona va- 
cantia) ift ftet3 als Surrogat des Erbrechts anzujehen, aljo 
gleichfalls nach dem Gejeg des Wohnorts bes Erblafjers 
zu beftimmen, ohne Rüdficht auf die Lage der Vermögens» 
ftüde, felbft des auswärtigen unbeweglichen Vermögens. 
Inöbefondere nad) dem Römischen Recht ift das Succeffions- 
recht des Fiscus zwar nicht hereditas zu nennen, wohl 
aber ganz nad) den Grundſätzen derfelben zu behandeln, jo 
daß der Fiscus felbft zu Legataren und Fldeicommiljaren 
ganz in baffelbe Verhaͤltniß, wie ein wahrer Erbe, treten 
kann (f). — An fidh verfchieben von dieſer, allein hierher 
gehörenden, Frage nad dem anmwendbaren örtlichen Recht 
über die bona vacantia, ift die Frage, welchem Fiscus 
der Anſpruch auf diefelben zufteht, dem Fiscus des Wohn: 
figed, oder dem der gelegenen Sade. Denn diefe Frage 
fann unter zwei Ländern entftehen, die gleichmäßig das 


D Gluck Imtefinterbfolge 8 147. 150. Puchta Pandekten 
8 
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Römische Recht: anerkennen. : Auch. Diefe Frage muß zum 
Bortheil des Fiscus entſchieden werben, in deſſen Ge⸗ 
biet der Wohnſitz liegt, aus demjelben Grunde, det für 
das ürtliche Recht geltend gemacht murde, nämlich weil 
diefed Recht des Fiscus die juriftiiche Natur eines Erb- 
rechts; und nur nicht den Namen: deffelben, bat (g). : 


$. 378; 
W. Erbreät Preußiſches Recht. 
Schriftſteller: u | 
Bornemann Preußiſches Recht Ausg. 2.8.1. 
©. 54—62. 
Rintelen Abhandlung in Kampp3 Jahrbüchern 
B. 30. ©. 89 fg 


5 Koch Preußif ſches Recht Bd. 1. 8 40, Num. I. 
Ergänzungen ıc. von Gräff ꝛc. (Fünfmännerbud;) 
| Ausg. 2. B. 1. ©. 116—121.. 


Es hat fih in neuerer ‚Zeit lebhafter Streit erhoben 
über die Frage, welches örtliche Recht die Preußiſche Ge- 
fepgebung dem Erbrecht zum Grund lege: ob ‚allgemein 
das Mecht des MWohnfites des Erblaffers (wie e8 die zwei 


Ze ea no 
(8) Glück Imteftaterbfolge $ 149. - 
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legten unter den. arigeführten Schriftftelern behaspten), 
oder vielmehr hei unbeweglichen Bermögensftüden das 
Recht der gelegenen Sache (ud den zwei erften Schrift 
ftellern).. 

Betrachten wir die Sache blos vom Standpunkt all- 
gemeiner Grundſätze ans, jo müſſen wir unbedenklich den 
Wohnſitz als allgemeine Grundlage annehmen, übereinftim- 
mend mit dem Römischen Recht. Denn diefe Annahme folgt 
ftteng und nothwendig aus dem Roͤmiſchen Begriff der 
Huiverjalfueceffion (8 375); diefer Begriff aber wird nicht 
etwa von und der Preußifchen Geſetzgebung untergeichoben, 
fondern er liegt unzweifelhaft dem ‚gefammten Preußiſchen 
Erbrecht. zum Grunde. Wäre es aljo anders nach beſtimm⸗ 
ten Preußiſchen Geſetzen, jo Lönnten wir darin doch höch⸗ 
ftend eine Intonſequenz erfennen. 

Der ganze Streit dreht fi) in der That um bie Erflä- 
rung folgender Stelle des allgemeinen Landrechts (Einlei- 
tung $ m 

In Anfehung bes. anheweglitien Bermögens gel. 
ten, olme Rückſicht auf die Perjou des Eigen⸗ 
thümers, die. Geſetze der Gerichtäbarkeit, unter 
welcher fi) dafjelbe befindet. 

Wenn man Dieter ſehr abftract gefabten Vorſchrift die - 
böchfte Ausdehnung giebt, deren die Worte empfänglid 
find,. jo Jan allerdings der von deu Gegnern behauptete 
Sinn in dieſelbe gelegt werden. Es fragt Ni aber, wel 
cher Sin. in .ihr nach ‚richtiger Auslegung, zu finden iſt. 
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Zunachſt it anzunehmen, daß in biefer Vorſchrift gar nicht 
an die Succefion von Todes wegen, fonbern nur an ben 
Verkehr anter Lebenden gedacht worden ift (a). Dafür 
ſpricht folgende Zaffung der entfprechenden Stelle in dem 

vorhergehenden gebrudten Entwurf (Einleitung $ 30): 
Was die Provimzialgejege und Statuten in An- 
ſehung der liegenden Gründe verordnen, iſt auf 
alle in der Provinz ober unter der ordentlichen 
Obrigfeit des Oris gelegene Grumdftüde anzu⸗ 
" wenden; ohne Rückſicht auf den Drt, wo ‚ber 
Beſitzer wohnt, ober ber Vertrag barüber ges 

-  fäloffen worden. Ä 
Hier iſt augenſcheinlich blos-an den Bertihr unter Le⸗ 
benden gedacht. Nun könnte man annehmen wollen, der 
veränderte Ausdrud im Landrecht deute gerade auf die Ab⸗ 
fiht einer weiteren Ausdehnung des Objects der Vorfährift. 
Allein waͤre diefer Zweck beabfichtigt worden, jo hätte man 
denfelben gewiß beftimmter angedeutet. Ohne Zweifel be 
ruht der veränderte Ausdruck nur auf dem überall im Land⸗ 
vecht fihtbaren Streben, einer vermeintlich reineren Ge⸗ 
ſchmack vermittelt eines moͤglichſt abftracten Ausdrucks an 
den Tag zu legen. | 
. Aber felbft wenn wir in ber Auslegung der Stelle die 
Seiten auf der Verkehr unter. Lebenden aufgeben 
und das Gebiet der Sutceſſion son Todes wegen mit 


6 Diefes m auch die Meinung don Rod Preutiſches heecht $ 40 
Note 12, wo nur vurch Druckfehler 823 anftatt 5 32' fleht. 
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herein ziehen wollten, jo würde doch noch eine andere, ſelbft 
in ihren. Worten liegende, wichtige Beſchräͤnkung übrig 
bleiven. Sie ſpricht doch augenſcheinlich nur von „Statuten 
in Anſehung der Kegenben Gründe”, von Gefepen, bie 
„in Anſehung des unbewegliden Bermögend“ gelten follen. 
Welche Geſetze ſollen durch diefen Ausdrud bezeichnet feyn? 
Ganz offenbar die wahren Realſtatuten, die principaliter 
anf unbewegliche Sachen ſich beziehen, welcher Begriff dem 
Landrecht, mie es .auch umfere gegenmärtigen Gegner ein- 
räumen, ſehr befannt and geläufig ift ($ 361.1). Diele 
Eigenſchaft aber koͤnnen wir nnmögfid einem Geſetz Aber 
Die gewöhnliche Snteftaterbfolge blos deswegen zufchreiben, 
weil in dem Vermögen unter andern und zufällig auch 
Grundftüde enthalten jeyn koͤnnen, woran jenes Gejeh gar 
nicht denkt. Dagegen ift diefe Eigenschaft allerdings vor⸗ 
handen bei gewiſſen, die Succeffion von Todes wegen be 
treffenden Geſetzen, naͤmlich bei den Gejehen über die Nach⸗ 
folge in Lehen, Fideicommiſſe u. |. w. ($ 376). Die Ge- 
fege über dieſe Nachfolge find im ber That mahre Neal 
ftatwten, und wenn wir auf fie die vorliegende Stelle be 
ziehen, fo handeln. wir ihrem wahren Sinne gemäß, die 
Berfaffer mögen dabei an Dielen befonderen Gegenitand ge 
dacht haben: oder nicht. Auch unſer hauptfächlicher Gegner 
erflärt, dab er früher dierStelle in dieſer Beichränkung 
aufgefabt, und erft fpäterhin ‘weiter ausgedehnt habe (a?). 
Nur würde ed ganz irrig ſeyn, in biejer Bejchränkung etwa 


(a!) Bornemann ©. 6l. 
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eine. dritte, vermittelnde. Meinung annehmen zu wollen. 
Bielmehr liegt Darm eben unfere ganze, vollftändige Mei- 
nung, da Niemand daran denkt, die Nachfolge in Zehen, 
Fideicommiffe u. |. w. yon der lex rei sitae auszuſchließen. 
Pie einzige Streitfrage ift die, ob-in Antehung der gemöhn- 
fihen, reinen Snteftaterbfolge auf die unbeweglichen Theile 
des Vermögens die lex rei sitae angewendet werben fol 
- (wie die Geguer wollen) oder nicht (wie wir behaupten). 
Ein bejonderd wichtiger. Grund aber, unjre Auslegung 
nicht blos für räthlid und wünfchenswerth in ihren Folgen, 
fondern aud für wahr anzunehmen, liegt in der ungemei- 
nen praftiihen Schwierigkeit det Ausführung, Die mit der 
entgegengefepten Auslegung verbunden: feyn würde. — Ein 
Beiſpiel möge diefe Schwierigkeit anſchaulich machen. Ein 
Einwohner von Berlin ftirbt ohne Teftament, und binter- 
läßt eine Wittwe und mehrere nahe Verwandte verſchiede⸗ 
\ ner Art. Das. Bermögen beftebt aus einem Landgut bei 
Berlin, einem Landgut in Schlefien, einem Haufe in Ehren⸗ 
‚breitftein, ‚einem Haufe in Cobleng; dameben hat er viele 
perſoͤnliche Schulden, die natürlich auf allen Theilen des 
Bermögens haften. . Rad der, Meinung der Gegner. müß- 
ten auf die Erbfolge, in die, Grundſtücke nicht weniger, als 
Bier Gejege zur Anwendung kommen, Die auf ganz ver- 
Ichiedene Erben führen können: in der Marl Branden- 
burg ‚die Joachimica, oon 1527 (b), mit dem Anſpruch der 


' (b) "Corpus "eonstitut: Matchicaram bon monne Th. 2. 
Abth. 1 ©. 19. | 
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Wittwe auf die Hälfte des zufammengeworfenen Bermögens 
beider Ehegatten, in Schleflen das allgemeine Landredht (c), 
in Chrembreitftein das Römiihe Recht, in Coblenz das 
Vranzoͤſiſche Recht, jo daB in der That Bier verfchiedene 
Erbſchaften entftehen würden. Den Gläubigern ift es num 
ganz einerlei, wer Erbe wird, wenn fie nur befriedigt wer- 
den; das iſt aber nicht möglich, bevor durch gerichtliche 
Zaren der Werth jedes Grundftüds, alfo defien Verhaͤltniß 
zum geſammten Vermögen, feſtgeſtellt iſt. Unter Gegner 
meint zwar, biefe "Schwierigkeiten dürften und nicht ab« 
Ihreden (d). Das ließe fi) hören, wenn davon die Rebe 
‘ wäre, dem Richter Mühe und Zweifel zu erfparen; allein 
die Schwierigkeiten und Nachtheile treffen die Parteien, 
indbefondere die Gläubiger, und warum follen dieje damit 
belaftet werden? Nicht etwa zur Aufrehthaltung eines 
fiheren Rechtögrundfahes, fondern zum Schub der buch⸗ 
ftäblihen Auslegung eines Paragraphen des Landrechts, 
von weldem die Gegner mindeftens zugeben müfjen, daB 
er au noch eine andere Auslegung zuläßt. Gerade in 
diefem Umftand aber fehe ich den wichtigften Grund für 
die Richtigkeit unferer Auslegung, da es gewiß nicht wahr- 
ſcheinlich iſt, daß der Gefepgeber die Abficht gehabt haben 
follte, einen Grundſatz aufzuftellen, der die Betheiligten, 


(e) Seit dem Geſetz vom 11. Juli 1845, weiches alle Schieftfchen 
Provinzialgeſetze Aber das Erbrecht aufgehoben bat. 

(ad) Bornemann ©. 62. 
. VI. 21 
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insbeſondere die Gläubiger, in ganz: nanäße: Mosh: ers 
wickeln mußte. Dieſer rein praktiſche Grand ſcheint mir 
weit erheblicher, als der von ben Gegnern geltend gemachte, 
daß zur Zeit,. ald das Landrecht abgefaßt warde, die ent 
gegengeſetzta Sehre in herr Praxis herrſcheud: war, ein Au⸗ 
ſchließen an dieſe Yraxis aber im dem Geſetz angenommen 
werden müſſe, ‚wo nicht eine.- Aweichung von derſelben 


deuntlich ausgeſprochen würde: (e. Daun 
Es Tommen daneben, noch Folgende einzelne Sue: un⸗ 
ſerer Geſetzgebung in Beixacht. , 3... 


1. Ueber die Inteſtaterbfolge unter Ehegatten ich im 
Algemginen. vorgeſchrieben, daß das am, Wohnſig des Ber- 
ſtorbenen geltende oͤrtliche Geſetz zur Anwendung Tom- 
men ſoll (ch, und ein ſpaͤterer Amine 34 Diejeg. Stelle 
lautet fo. 0 ou. 1 anobo. 

Anhang 8 78. Von dieſe Veluenuag macht 

auch daß. unbewegliche Bermägen ‚ber Ehelente 

- Reine Lusnahme, oh dieſes ich: gleich; unten. einer. 
„anderen Gerihtöbnrfeit hefindet. 

Nichts iſt einfacher „und. natürlicher, als Rieies Geſet 

für eine einzelne Anwendung. unjerd Grundſatzes anzujehen, 

und alſo eine Beſtaͤtigung dieſes Grundſatzes darin zu fine 

den. Unſere Geguer ſehen ‚darin eine begobſichtigte Aus⸗ 


(e) Es iſt beſonders zu ber Verkehrtheit jenes Syſtens ſehr 
merten, daß Lurz vor Abfaffung gründlich dargeſtellt hatteſs 376.h). 
des Landrechts Pufendorf, der, . 2 A. L. R. I 4. i 495. 
doch auch ein Praltifer war, bie ie 


gs ’ 7 
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nahme der von ihnen angenommenen Regel, fuchen aber 
vergeblih dieſe Abficht ans der: Entſtehungsgefchichte ber 
Stelle herzuleiten (g). 

2. Nach der Meinung der Gegner müßten oft mehrere 
Erbſchaften deifelben Erblafferd ungenommen werben; in 
dem oben angegebenen Beiſpiel Vier Erbichaften. Dann 
wäre es cowfeguent, für jede derſelben einen "befonderen 
Gerichtöftand anzuordisen,: da wo bie einzelnen @runfbftädte 
liegen. Das Preußiſche Geſetz aber nimmt überall mur 
Einen Gerichtsſtand ber Erbfchaft an, am legten Wohnſitz 
bed Berftorbenen (h), ohne den Fall auswaͤrts liegender 
Grundftüde auszunehmen. Darin erfennt fie an, daß ſtets 
nur Eine Erbichaft vortommen Kann. 

3. Wenn Jemand einen Erben einfept, und demjelben 
mehrere Perfonen ohne weitere Beftimmung jubftituirt, . 
welche die Inteſtaterben des eingeſetzten Erben ſeyn wür⸗ 
den, ſo ſoll die Subſtitution ſo ausgelegt werden, daß ſie 
ſich nach den Regeln der Inteftaterbfolge richte, und dieſe 


(g) Bornemann ©. 58-60. Gründe einzugehen, und dadurch 
Der 8 75 bes Anhange fi ent⸗ folk fie ſtillſchweigend die falfche 
nommen aus diner Gntkcheibuing "Meinung ber Regierung zu Eleve 
der Gefetzeommiſſion von 179. gebilligt, und bie Entſcheidung 
Diefe aber war veranlagt durch ſelbfſt ale bloße Ausnahme aner- 
eine Anfrage der Regierung zn kannt haben. Die Aktenftitde find 
&leve, worin beiläufig die irrige abgedruckt in Klein’s Annalen 
Lehre für andere Fülle ale wahr 8. 13 ©. 3—6. 
dargeteit wırcde. Die Geſttzeom⸗ (h) Allg. Gerichtsordnung I. 
miſſion gab ihre Entiheitung 28 121. j 
ohne auf die Ausführung ber 
. 21 » 
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Inteftaterbfolge ſoll beurtheilt werben nad) dem am Wohnſttz 
des eingelepten Erben geltenden Geſetz (i). Dabei ift augen- 
ſcheinlich vorausgeſetzt, daß ausſchließend der Wohnfig Die 
Inteſtaterbfolge beſtimme, ohne Ausnahme der etwa aus⸗ 
wärts liegenden Srundftüde (k). 

: Zum Schluß Aft noch zu bemerten, daß die meiſten 
Schriftfteller die bier vertheidigte Lehre annehmen (1), und 
eben jo auch die meiſten Gerichte (m). 


$. 379. 
V. Familienrecht. A. Ehe. 


Das Familienreht hat am meiften Aehnlichkeit mit dem 
Zuſtand der Perſon an ſich Gechtsfahigkeit und Handlungs⸗ 
faͤhigkeit $ 362), und unterfcheibet ſich wefentlich von den 
Verhäͤltniſſen des Vermoͤgens, welche die Perſon mit äufer- 
lichen, willkürlich gewählten Gegenftänden in Berbindung 
bringen (a). — Auf der anderen Seite haben theils fittlid) 
religiöfe, theils politiihe Rückſichten großen Einfluß auf 


(i) U 8 8. 1.12 8 536. 537. 

(k) Bornemann ©. 60 ſucht 
diefen Grund zu entlräften durch 
die dem Teftator ganz willkürlich 
untergeſchobene Abficht, er babe 
aur einen ‚einzigen. Subftituten 
zulaffen wollen. . 
0) Dieſe Thatfache wird aner- 
kannt von Bornemann, ©. 54. 

(m) Unerlannt von Borne- 


mann ©. 62. Dahin gehört ein 
fehr grünbiiches Urtheil aus Glo⸗ 
gan von 1828 (Künfmännerbud) 
S. 118. 119). Auch ſtimmt mit 
der rihtigen Lehre ganz überein 
bas oben 8 376. m angeführte Ur⸗ 
theil, obgleich daſelbſt in die Ur⸗ 
tgeilögründe manches Unrichtige 
eingemiſcht worden iR, 
(a) ©. o. B 18 53. 
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daffelbe, weshalb vorzugsmeije in dieſem Gebiete Gefepe 
von einem zwingenden, ſtreng pofitisen Charakter vor- 
kommen. 


8. 379. V. Familienrecht. A. Ehe. 


A. Ehe. 


Meber den wahren Sitz des ehelihen Verhältniffes ift 
fein Zweifel; er ift anzunehmen an dem Wohnſitz des Che 
manned, der nach ben Rechten aller Böller und aller eis 
ten als das Haupt der Familie anerkannt werden muß (b). 
Daher muß denn aud das örtliche Hecht jeder Ehe hier- 
nad beftimmt werden, und der Ort, wo etwa außer dem 
Wohnfitz die Ehe durch Trauung gefchloffen feyn mag, iſt 
dabet ganz gleichgültig (o). 

Manche haben diefen legten Sap deswegen bezweifelt, 
weil: fie die Ehe als obligatorifhen Vertrag betrachteten, 
bei ſolchen Berträgen aber den Ort des Abfchluffes als 
maaßgebend für das ärtliche Recht zu betrachten gewohnt 


waren. Die erfte dieſer beiden Anfichten ift falfch, da bie 


Ehe mit den obligatorifchen Verträgen Nichts gemein hat. 


(b) Z. 5 de ritu nupt. (23. 2) 
„ - ., (eductione enim opus 
esse in maritiÄ, non in uxoris 
domum, quasi in domicilium 
matrimonii.“ Darin liegt weder 
eine eigenthuͤmlich Römifche Be⸗ 
fimmung, noch überhaupt eine 


. poſitive Vorſchrift, ſondern nur 


die gelegentliche Anerlennung eines 
aus dem allgemeinen Weſen ber 
Ehe hervorgehenden Verhältniſſes. 

(6) Hussr $. 10. Sronr 
8 191—199. 
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Wäre fie. aber. auch richtig, ſo würde fie und dennoch nicht 
auf den Entſtehungsort der Che als Beitimmungsgrumd 
für Bas örtliche Recht derjelben führen, ſondern vielmehr 
auf den Erfüllungsort ($ 372). Als- Erfüllungsort aber 
für die aus der Ehe hervorgehenden Verpflichtungen kann 
ficherlih nur der Wohnſitz des Ehemannes gelten. 

Von dieſem Standpunkt aus ift nunmehr eine Reihe 
einzelner MRechtöfrggen in Beziehung anf die Ehe zu- unter- 
ſuchen. | _ 

1. Die. Bedingungen der Möglichkeit der Ehe, oder 
(pn der umgelkehrten Seite betrachtet) die Ehehinderniſſe, 
gründen ſich theils auf die perjönlichen Eigenſchaften jedes 
der beiden Ehegatten für ſich, theils auf das Verhältniß der⸗ 
jelben zu ‚einander. Na allgemeinen Grundjägen num 
möchte man annehmen, dab die perfönliche Fähigkeit der 
Frau nah dem Geſetz ihrer Heimath zu beurtheilen wäre 
($ 362). Allein gerade die hier einichlagenben Geſetze, die 
auf ſittlichen Rüdfichten beruhen, haben eine fireng.gofitive 
Natur, und daher find die in dem MWohnfip des Mannes 
geltenden Ehehinderniſſe ſchlechthin bindend, ohne Rügfict 
auf die vielleicht abweichenden Geſetze in der Heimath der 
Frau, oder in dem Ort, an welchem die Trauung vorge⸗ 
nommen wird. Dieſe Regel gilt namentlich für die ver⸗ 
botenen Verwandtſchaftsgrade, und die in dem religiöſen 
Verhaͤltniß gegründeten Hinderniſſe (d). 


(d) Wachter IL ©. 185, 187. Schäffner $ 102. 103. Die Praris 
mehrerer Länder iſt über diefen Punkt jehr verſchieden. Storr $ 79 fg. 
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, 2 Die zum Abſchluß der Ehe nöthigen Förmlichleiten 
richten ſich nicht uothwendig nach dem oben erwähnten Orte. 
Dayon wird weiter ‚unten. ($ 381) bie Rede feyn. | 

3. Beſonders wichtig und beſtritten ift bie Frage, nach 
welchem. Geſetze bad. eheliche Güterrecht zu beurtbeilen ift, 
indem gerade hierin die Gejepe jo fehr yon einander ab» 
weichen. Es ift für jeden einzelnen Fall hauptſächlich zu ' 
entſcheiden zwifchen dem (Roͤmiſchen) Dotalrecht, und ber 
(Germaniſchen) Gütergemeinſchaft. Das erite aber findet 
ſich bald. rein. Römish, bald mit Modificationen, die in 
Deutichland jehr verbreitet find. Eben jo kommt die Güter 
gemeinſchaft in den verſchiedenſten Abftufungen vor. 

: Der Grundjag num ift von keiner Seite beftritten, daß 
fich. das eheliche Güterrecht vightet.. nach dem Wohnſitz des 
Ehemannes (e), nicht nad. dem Drt, wo die Ehe abge 
ſchloſſen worden iſt. Allein innerhalb dieſes Grundſjatzes 
finden ſich zwei große Meinungsverſchiedenheiten. 

Erſtlich behanpten Biele, dab dieſer Grundſat vicht 
gelte bei auswärts liegenden Grundſtücken, welche vielmehr 
nad) .der lex rei sitae beurtbeilt werden müßten (fl. Der 
richtigern Meinung nach ift..die lex domicili auch auf bie 
augwärtigen Grundftücke zu beziehen (g). — Da bier bie 
" (e) P. Vonm. Beet. 9. 0.2  (g) Haar. 546. Wächter I. 
536 Bädte U © 4. ©. 48 Fosux p. 127—129. 
Fosuiz p. 127. j Schäffner 5 106. 107. Damit 

(f) P. Vorr. Sect. 4 O0. 3 fiimmt überein das Preußiſche 
$ 9. I. Vorr. in Pand. XXI. Allg. Landrecht I. 1 $ 365-869. 


2:8 60. Houmsı rhaps. Oha. 
175.409 N. 15. Story $ 186. 454. 
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Wäre fie, aber. auch richtig, ſo wuͤrde fie und dennoch nicht 
auf den Entſtehungsort der Ehe als Beitimmungsgrund 
für das örtliche Recht derfelben führen, fondern vielmehr 
auf den Erfüllungsort ($ 372). Als- Erfüllungsort aber 
für die aus der Ehe hervorgehenden Berpflichtungen kann 
fiherlih nur der Wohnſitz des Ehemannes gelten. 

Von dieſem Standpunkt aus iſt nunmehr eine Reihe 
einzelner Rechtsfragen in Beziehung auf Die Ehe zu unter 
ſuchen. 
1. Die Bedingungen der Möglichkeit der Che, oder 
(opn ber umgekehrten Seite betradtet) die Ehehinderniffe, 
gründen ſich theils auf die perjönliden Eigenſchaften jedes 
der beiden Ehegatten für fih, theild auf das Verhältniß ber- 
jelben zu einander. Nach allgemeinen. Grundjägen nun 
möchte man annehmen, dab Die ‚perfönliche Fähigkeit der 
Frau nah ‚dem Gefep ihrer Heimath zu beurtheilen wäre 
($ 862).. Allein gerade die hier einichlagenden Gejege, die 
auf fittlihen. Rüdkfichten beruhen, haben eine ſtreng poſitive 
Natur, und baber find Dig in dem Wohnfig des Mannes 
geltenden &hehinderniffe ſchlechthin bindend, ohne Rückſicht 
auf die vielleicht abweichenden Geſetze in der Heimath der 
Frau, oder in dem Ort, an welchem die Trauung vorge 
nommen wird. Diefe Regel gilt namentlich für bie ver⸗ 
botenen Verwandtſchaftsgrade, und die in dem religiöſen 
Verhaͤltniß gegründeten Hinderniffe (d). | | 


(d) Wächter II. ©. 185, 187. Schäffner $ 102. 103. Die Prazis 
mebrerer Länder iſt über diefen Punkt ſehr verſchieden. Storr $ 79 fg. 
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. 2. Die um Abſchluß der Ehe nöthigen Förmlichkeiten 
richten fi nicht nothwendig nach dem oben erwähnten Orte. 
Davon wird weiter ‚unten. ($ 381) die Rede feyn. | 

3. Beſonders ‚wichtig und beftzitten ift die Frage, nad 
welchem Gejepe bad eheliche Güterrecht zu beurtheilen ift, 
indem gerade hierin die Geſehe jo fehr yon einander ab» 
weichen. Es ift für jeden einzelnen Fall hauptiächlich zw ' 
entſcheiden zwifchen dem (Roͤmiſchen) Dotalrecht, und ber 
(Germaniſchen) Guͤtergemeinſchaft. Das erfte aber findet 
fi bald. rein. Römiſch, bald mit Modificationen, die im 
Deutichland ſehr verbreitet find. Eben jo kommt die Güter- 
gemeinichaft in den verſchiedenſten Abſtufungen vor. 

: Der Srundjag nun ift von keiner Seite beftritten, daß 
ſich das cheliche Guͤterrecht riſchtet nach dem Wohnfig bes 
Ehemannes (e), nicht nach dem Ort, wo die Ehe abge 
ſchloſſen worden ift. Allein innerhalb dieſes Grundſatzes 
finden ih zwei große Meinungsverichiedenheiten. 

Erſtlich behaupten Viele, dab dieſer Grundſatz ujcht 
gelte bei auswärts liegenden Grunditüden, welche vielmehr 
nach der lex rei aitao beurtbeilt werden müßten (fl. Der 
richtigen Meinung nach ift..die lex- domicilii auch auf die 
auswärtigen Grunbitäde zu beziehen (g). — Da hier bie 
" (e) P. Vorr. Seet. 9. 0.2 (g) Haar. 5 46. Wägter I. 
556 Wächter U © 4. ©. 48 Fosux p. 127-129. 
Fosusz p. 127. - Schäffner $ 106. 107. Damit 

(f) P. Vorr. Sect. 4 0. 3 ftimmt überein das Preußiſche 
$ 9, I. Vorr. in Pand. XXIII. Allg. Landrecht IL 1 $ 365-369. 


2:8 60. Houmsı rhaps. Obs. 
175.409 N. 15. Sroux $ 156. 454. 
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Entſcheidung eben ſo ausfaͤllt, wie oben bei dem Erbrecht, 
ſo könnte man auf den Gedanken kommen, auch eine ähn⸗ 
liche Begründung, vermittelft der Zuruͤckführung auf eine 
. Mniverfalfucceffion, zu verfuchen ($ 876). Eine ſolche aber 
darf bei feinem der bier einfchlagenden Rechtsinſtitute an⸗ 
genommen werben, namentlich nicht bei der auf das ganze 
Bermögen der Frau gerichteten Dos. Der wahre Grund 
liegt vielmehr darin, daß Die Wahl des örtlichen Rechts 
oorzugswetfe auf freie Unterwerfung zurüdgefährt erben 
muß ($ 360. Rum. 2), daß es aber gewiß nicht mit 
Wahrfcheinlichfeit angenommen werben kann, die Ehegatten 
hätten die Einrichtung ihrer Bermögendverhäktniffe von dem 
ganz zufälfigen Umftand abhängig machen wollen, ob etwa 
ein Theil des Vermögens in auswärts liegenden Grund» 
ftücken beftehe. Die daraus mögliherweife hervorgehende 
Verſchiedenheit des Güterrechts an verſchiedenen Vermö⸗ 
genstheilen koͤnnte zu ben größten Derwidelungen und Un- 
gewißheiten führen, und ift daher gewiß nicht als Die wahr⸗ 
ſcheinliche Abficht der Parteien anzufehen. 

Eine zweite Streitfrage betrifft den Fall, wenn während 
ber Che der Wohnfig des Ehemannes verändert wird (g). 

Hier geht eine erfte Meinung dahin, daB das örtliche 
Recht des. anfänglichen Wohnfipes für alle Zeiten beftim- 
mend bleibe, und alfo nicht durch die Mahl des neuen 


(8!) Die Grörterang biefer wichtigen Sireitfrage geht zur 
Erledigung des oben $ 344 gemachten Vorbehalte, " 
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Wohnfides geändert werben fönne. Der Grund wird meift 
darin geſetzt, daB in der Eingehung der Ehe der ſtillſchwei⸗ 
gende Vertrag emthalten fen, das Güterrecht nad dem an 
dem gegenwärtigen Wohnſitz geltenden Geſetz unabaͤnderlich 


einrichten zu wollen (h). Diefe Meinung halte ich für 
‚richtig; der angegebene G rund wird noch näher geprüft 


werben. Ä 
Eine zweite Meinung verneint: die Annahme eines ſtill⸗ 
fehweigenden Vertrags, und laͤßt das eheliche Guͤterrecht 


lediglih aus dem am Wohnflg geltenden Geſetz entftehen. 


Daraus wird gefolgert, dab im Fall eines neun gewählten 
Wohnſtitzes auch das Gefetz dieſes nenen Wohnfitzes ent» 
ſcheiden muͤſſe, daß alſo jeder Wechſel ein anderes Ghter 
recht zur Felge haben koͤnne (i). 

Eine dritte; vermittelnde Meinung endlich verwirft, fo 
wie die zweite, Die Annahme des ftillfeweigenden Vertrags, 
und läßt gleichsfalls nur das Gefetz des zu feber Zeit vor. 
handenen Wohnfiges entſcheiden, jedoch mit der Maaßgabe, 
daß das bei der Gründung ber Che einmal ermorbene 
Bermögen unverändert bleibe (ald jus quaesitum), und nur 


(h) P. Vort. Sect. 9 CO. 3° 


$7. 1. Vonr. in Pand. XXIII. 


2 8 87. Herr. $ 48. 49. Puren- 
porr II. Obs. 121. Wächter II. 
©. 49-55. Schäffner $ 10— 
f14. Fozırz p. 150-132. BR: 


low mb Hagemann Erbr⸗ 


terungen BD. 6 Rum 24. Pfeiffer 
praftifhe Wrsführungen B. 2 


Rum. 6. Urtheile der Gerichte 
von Celle (1336) und München 
(1845) bei Seuffert Archiv ©. 1 
N. 152. 

(i) Eihhorn deutſches Recht 
& 85. g. 8 307. d. 8 810. e. f. 
Srorr $ 187. Unsere Schriftfieller 
wurden angeführt von Wächter II. 
S. 49. 
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dev künftige Erwerh durch das: Geſetz des nenen Wohnßtzes 
geregelt werden ſoll (k). W en 

Prüfen: wir etwas wäher die Gründe dieſern Meinungen. 
— ar die erfte ſpricht unzweifelhaft ein uubefangenes 
Nechisgefühl.. Ala die, Che geſchloſſen werden ſollte, Thumb 
es ganz fiher in-dem freien: Willen ber, ray, die Ghe 
entweder ganz zu unterlaffen, oder an gewifle, das Ber 
mögen hetreffende, Bedingungen. zu. Inlinfen.: Sie hat kei⸗ 
nen ſolchen Vertrag geichlofien, vielmehe das durch das 
Gehen des Wohnſißes beſtimmte Müterrecht ‚gelten laſſen, 
natürlich alſo auf deſſen ſtate Fortdauer gerechnet. Jetzt 
verändert der Maus mit einſeitiger Wilkür den Wohnſtz 
wozu er unftreitig berechtigt iſt, und es ſoll nun ein ganz 
anderes Güterrecht für die. Ehe herbeigeführt werben. Sit 
damit. bie. Frau zufrieden, fo -ifh unſre ganze ‚Streitfrage 
weniger wichtig, da ja auch durch Vertrag eine Aenderung 
des Guͤterrechts hätte bewirkt werben Tönnen. -Die Frage 
ift aber wichtig, wenn .die Beraͤnderung der. Frau: nach⸗ 
theilig, und die: Frau Damit nicht aufrieben iſt. Gexnbe 
um dieſe, durch ‚Nichts. zu rechtfertigende, einjeitige Macht 
bes Mannes über die Rechte der Frau audzufchließen, 
wurbe von ben: Wertheibigern ber erſten Meinung das Da⸗ 
ſeyn eines ſtillſchweigenden Vertrages angenommen, Daran 


(k) Kierulff S. 73. 79. (am . ©. 50 (Note 964), und md ©. 54; er 
Schluß der ganzen Note). Puch ia ſelbß bekennt fich zu Her exſten 
Pandelten $ 11Bumb: Vorleſangen Meinung {Rode w. ur 
$ 113. Bgl. darüber Wächter U. Fu 
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nahmen die Gegner Anſtoß, und nicht ganz ohne Grund. 
Es laßt ih aber daffelbe Ziel erreichen, auch wenn man 
den ftillichweigenden Vertrag aufgiebt. Unter einem Ber: 
trag, dem fttflichweigenben wie dem ausbrüdlichen, verfte- . 
ben wir eine Abereinftimmende Willenserklärung, die nicht 
ohne beftimmäes Bewrßtſein beider Theile denkbar ift (I). 
Fragen wir. nun, ob bei der Singehung einer Ehe fteis 
ein beitimmtes Bewußtfein beider Theile, beionders der 
Fran, über das BGüterrecht Statt gefunden hat, jo müſſen 
wir das allerdings verneinen, und baber ift. die allgemeine 
Annahme eines ſtillſchweigenden Vertrags unbegründet. 
Allein eine freie Unterwerfung, als Begründung des ört⸗ 
lichen Rechts, die auch auf negative Weiſe, als bloßer 
Nichtwiderſpruch, denkbar ift ($ 360. Nr. 2), müflen wir 
allgemein annehmen; Diele ift für das drtlide Recht 
bes neuen Wohnfipes in dem oben vorausgefepten Yall 
‚der Meinungsverichiebenheit durchaus nicht vorhanden, und 
fo müffen wir für diefen Zell die Aenderung des Gü- 
terrechts, zu deren Aunahme es an einen binreichenben 
Grunde fehlt, verneinen, felbft- von dem Standpunkt der 
Gegner aus, die das Geſetz, und nicht den Vertrag, als 
Beftimmungsgrund für das örtliche Recht anſehen. Sn 
fomnien wir in der That, nur auf einem anderen Wege, 
anf daffelbe Ziel, worauf die Annahme des ſtillſchweigen⸗ 
den Vertrags führen ſollte (m). 


(1) S. o. v. 38 140. arſten Meinung, bie vielleicht den 
(m) Diefe Begründung der Wiberfpruh mander bieherigen 
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@ö: wurde hierbei der Fall vorausgefeht, dus die Aende⸗ 
‚rung bes &üterrechts. durch Veränderung des Wohnfihes 
zum Nachtheile ber Frau gereiche, und daher ihrem Willen 
entgegen fey. Allein biefer Fa, in welchem die ungerechte 
Folge ber. entgegenftehenden Meinung freilich am fchärfften 
hervortritt, ift keineswegs ber einzige. Wenn ein Bearhter 
in einen Landestheil verfeßt wird, worin ein anderes ehe⸗ 
liches Güterrecht gilt, fo ift auch für ihn die MWeränderung 
des Wohnſitzes unfreiwillig, und vielleicht für beide Che 
gatten die Aonderung des Güterrechts unerwünſcht. Sie 
würden aber diefe Aenderung, je nad dem Inhalte des 
rtlichen Rechts, vielleicht gar nit, vielleicht nur durch 
laͤſtige und Eoftipielige Verträge abwenden können. 
Folgende Betrachtung wird die hier verfinhte Begrün- 
dung noch deutlicher hervor treten laſſen. Wenn ein Ge⸗ 
ſetz das Güterrecht der Ehegatten beſtimmt, fo fragt es ſich 
zunaͤchſt, für welche Perſonen daſſelbe zu verfügen die Ab- 
ficht bat: Ganz gewiß denkt der Geſetzgeber an alle Chen, 





die in ‚feinem Bereich gegründet werden, und für diefe will 


Fi 


Gegner befeitigen dürfte, findet 
fi ſchon bei Schäffner 5 114. 
— Man tönnte.etiwa ben linter- 
ſchied der Auffaffungen, und bie 
bier dargebotene Bermittlung, fo 
bezeichnen, daß man dem am Ort 
des urſprünglichen Wohnſitzes gel- 
tenden Recht nicht ſowohl die Natur 
eines ſilſchweigenden, als eines 
fingirtenBertrages zuſchriebe, 


1* 


ahnlich dem pignus tacite con- 
tractum, wobei es auch nicht auf 
ein beftummtes Bewußtſein . der 
Barteien anlommt. Es ift diefes 
nur ein’ anderer Ausdind; das 
Weſen der Sache befteht in dem 
beftimmten Recht jeder Partei, un- 
abhängig von der Willtur der 


andern. 
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er Das vorſchreiben, welches er theild an fi für das Zu- 
träglichfte hält, theils der bisherigen Sitte des Landes ent⸗ 
iprechend findet. Will er aber diefe Regel auch den am 
derwärts begründeten, bei ihm nem einwandernden hen 
aufdrängen? Dazu iſt ein hinreichende Grund: nicht. vor 
handen, beionderd im Widerſpruch mit dem fo eben näher 
entwidelten. Bedenken. Wenm aber das Gefeh, feiner wahr 
icheinlihen Abficht nah, auf Die einwandernden Eben gar 
nicht zu beziehen ift; ſo hat für Diefe der von den Gegnern 
anfgeftellte Grund alle Kraft verloren. 

Giebt man die hier aufgeftellten Gründe als rigtig zu, 
jo iſt damit bie zweite der oben aufgeftellten Meinungen, 
und eben‘ jo auch die britte, söllig widerlegt. Die zweite 
aber ericheint noch beſonders hart und ungereht im 
Beziehung ‘auf das fon erworbene Bermögen. Wem 
an. einem Orte, deſſen Geſetz die allgemeine Guüͤter⸗ 
gemeinſchaft ausgedehntefter Art. als Regel aufftellt, eine 
Ehe begründet wird von einenr: reihen Mann mit einer 
armen Yan, fo wird. durch den Abſchluß der Ghe das 
Bermögen gemeinfhaftlich. Wird nachher. von dem Manne 
ber Wohnfiß an einen Ort verlegt, an weichem das Dotal- 
recht als Regel gilt, fo müßte die Frau, nad der zweiten 
Meinung, den ihr bereits erworbenen Autheil am Vormögen - 
augenblicklich ‚und wider ihren Willen, verlieren. Gercide 

um diefem. fchreienden Erfolg zu begegnen, iſt die dritte, 
| vermittelnde, Meinung aufgeftelt worden. Allein abgejehen 
davon, daB bdiejelbe duch die oben :aufgeitellten Gründe 
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gleichfalls : widerlegt wird, leidet ſie audy an: den gewoͤhn⸗ 
lichen Mängeln halber Maaßregeln. Laäßt man das eheliche 
Guͤterrecht für das ſchon vorhandene Bermögen durch dem 
alten Wohafig, für den fünftigen Erwerb durch den neuen . 
beberrfdyen, jo können dadurd) Verwicklungen und Wider 
Fprüche eutſtehen, die ſich ger nicht voraus überfehen:Irffen, 
und die eben fo wenig dem Vortheil, als ben: Wänfchen 
der Ehegatten entſprechen . möchten, 

‚ Allerdings würbe die: zweite "Meinung angentzumen 
werden müfjen, wenn etwa in dem neuen Wohnfig ein 
eheliches Güterrecht von fireng poſttivem, ausſchließendem 
Inhalt beſtehen ſollte. Dieſes wůrde anzunehmen ſeyn, wenn 
daſelbſt ein Geſetz des Inhaltz gegeben waͤre, daß durchaus 
micht geduldet werden ſolle, eine. Che anders: als nad 

Dotalrecht zu begründen, oder, wenn. ie andermwärts be⸗ 
gründet war, bier fortzuführen; ober auch anders als nad 
dem Recht der Gütergemeinſchaft Im!).: Ob Überhaupt: jolche 
Gefetze vorhanden fiub, mag dahin geftellt bleiben. 

. Dis Preußiſche Geſetz erkennt im Allgemeinen die bier 
vertheidigto Meinung an, nach .weidjer das. örtliche Rocht 
des bei dem. Anfang. der.. Ehe befiehenden Wohnfike auch 
für alle Tünftige Zeit entftheiden foll, nur mit .zwei unter 
‚georbneten Modtficationen ‚für den. Fall, wein eine mit 
Dotalrecht angefangene Ehe an einen neuen ‚Wohnfig, in 
melden Ghtergemeinschaft sit, serlegt wird: vr 


_ (mi) Wäßhter I. ©. 55. 362. 
: da). Allg. Lanbresht.II. :1 8. 350 365. 
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4. GEine vbeſondere Ruckſicht verdienen die Geſehe, wer 

duch die Liberalitaͤt eines Ehegatten gegen den andern ein⸗ 

gefehräuft werben fell, wohin inöbefondere das im Römiſchen 

Recht einthaktene Berbot aller: Schenkungen unter e Fhepatten 
gehört. ; 

St: diefer. Hinſicht antſqheidet das Geſetz des. . Bei 
fibes; hier aber .nicht das bes urſprünglichen Wohafiges, 
jouderh vielmehr des Wohnſitzes, zu deflen Zeit die Sand» 
Img oargehonkıhen warrde. Der. Grund: biefer, von ber 
vorhergehenden abweichenden, Gutfcheidshg liegt darin, ba 
Geſetze diefer Art auf. Erhaltung der fittlichen Reinheit ber 
Ehe abzwecken, alfo: einen ,ftreng poſitinen Charakter an fich 
tragen (& 849). ‚Bergleichen wir diefen Fall mit dem von 
ber (unter Rum. 3.) abgehaudelten, jo wird. mam nicht be⸗ 
zaupten koͤnnen, daß die an einen Ort dei. Bömiichen 
Rechts geichigffene, nachher an einen anderen Ort verlegte 
Ehe nur unter dem ftillfchweigenden Vertrag geſchloſſen 
worden ſey, daß In. derſelben zum. feiner: Zeit eine wirſſame 
Schenkung vorlommen werde. Das Verbot der Schenkung 
iſt vielmehr eine reine: Beſchränkung ber Zreiheit, der ſich 
die Ehegatten fügen müſſen, kein durch freie Unterwerfung 
in die Ghe herüber genomments Rechtsinftitut. 

Dagegen kann nicht eingeräumt wenden, daß die hier 
erwaͤhnten Geſetze zu beziehen ſeyn ſollten auf. alle in ihrem 
Bereich liegenden Grundftüde, auch wenn die Ehe in einem 
Lande geführt wird, dad eine ſolche Beſchraͤnkung der Frei⸗ 
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beit nicht Tennt (0). Denn der Zwed biefer Geſehe ift nicht 
der, von den Sachen eine Gefährdung abzuwenden, glei 
als ob dieſelben durch eine Schenkung unter Ehegatten 
Schaden leiden hönnten, ſondern vielmehr, wie ſchon er⸗ 
wähnt, die Erhaltung ſittlicher Reinheit der Ehe. Der 
Geſetzgeber redet alfo zu den in feinem Bereich lebenden 
Ehegatten, ohne Ruckſicht auf die Lage ihres Vermögens. 

5: Die Iuteftaterbfolge unter Ehegatten richtet fi, eben 
ſo wie bei Sremden, nad) dem lketzten Wohnfitz des Erb⸗ 
Saffers. In manchen Fällen aber fann es zweifelhaft feyn, 
ob der: Anſpruch | auf den Nachlaß aus eigentlicher Inteſtat⸗ 
erbfolge, oder vielmehr aus der bloßen Fortwirlung der 
während der Ehe beitebenden Güterverbältniffe (ber Güter⸗ 
gemeinichaft) abzuleiten if. Im erften Kal enticheidet der 
legte Wohnſitz, im zweiten Fall der Wohnſitz, an welchem 
die Ehe angefungen dat, wie oben gezeigt worden ift 
Ohm. 8). Ä 

. Em folder Zweifel : wäre: namentlich denfbar bei der 
Kon oben erwähnten, in ber Mark Brandenburg geltenden, 
Joachimiea ($ 378: b). Judeſſen ift. ber hier angeordnete 
Anfpruch: des .überlebenden Theils auf die Hälfte des zu- 
jammen geworfenen Bermögens beider ‚Ehegatten in der 
That als reine Imteitaterbfolge, nicht: ala Ausflug irgenb 
einer Art von Gütergemeinfchaft, anzuſehen, alſo nad dem 


(0) Diefes iR die Meinung von Ropenzone Tit. 2 C.5 $L. 
I. Voer. in Pand. XXIV. 1 $ 19. Muzer p. 44. 
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letzten Wohnſitz zu beurtheilen. Dieſes folgt aus der Ver⸗ 
bindung, in welche dieſer Anſpruch mit der ganzen übrigen 
Inteftaterbfolge durch das Geſetz gebracht wird. Jener An- 
ſpruch bat daher eine ganz ähnliche Natur mit den im 
Römischen Recht begründete Snftituten; der Bonorum 
possessio unde vir et uxor, und der Succeffion des hinter⸗ 
lafjenen dürftigen Ehegatten. 

6. Die Eheſcheidung unterjcheidet fih von den eben 
abgehandelten, das Vermögen betreffenden, Rechtsinftituten 
dadurch, daß die Geſetze über dieſelbe auf der ſittlichen 
Natur der Ehe beruhen, aljo einen ftreng pofitiven Charalter 
an fi tragen. Daraus folgt, daß der über fie urtheilende 
Richter nur das Gefeb feines Landes befolgen darf, ohne 
Rückſicht auf andere Berhältniffe der Ehegatten (p). Diefer 
Grundſatz aber wird in der Megel wieder auf das am 
Wohnſitz des Ehemannes geltende Geſetz führen, weil nur 
da ein wahrer Gerichtäftand über die Ehefcheidung begrün- 
det jeyn wird. Ä . 

Dabei ift nicht fo, wie bei dem Güterrecht, der Wohn⸗ 
ſitz zur Zeit der geſchloſſenen Ehe zu beachten, ſondern viel⸗ 
mehr der gegenwärtige Wohnſitz. Denn das am früheren 
Wohnſttz beftehende Gejeb kann feinem der Ehegatten ein 
Recht, -oder auch nur eine begründete Erwartung gegeben 
haben, nad) demfelben Geſetz auch künftig einmal gefchieden 


(p) ©. o. $ 349. Im Ganzen flimmt damit überein Schäffner 
$ 124 und Wächter I. ©. 184—188. - 
VI. 22 
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zu werden, da ber eben erwähnte Charakter der Scheidungs⸗ 
gejehe zu einem anderen Erfolge führt. | 

Ueber diefen Gegenftand aber find fowohl die Meinungen 
der Schriftiteller, als die Ausſprüche der Gerichte, außer 
ordentlich verichieden (q). 


8. 380. 
B. Familienrecht. B. Bäterliche Gewalt. 
C. Vormundſchaft. 


B. Vaterliche Gewalt. 


Die Entſtehung ber vaͤterlichen Gewalt durch Zeugung 
in der Che, ſo wie deren denkbare Anfechtung, iſt zu be⸗ 
urtheilen nad) dem Gejeb des Ortes, an welchem der 
Vater zur Zeit der Geburt des Kindes ſeinen Wohnfig 
hatte. 

Dagegen find die Bermögensoerfältife miſchen dem 
Vater und den Kindern zu beurtheilen nach dem Geſetz, 
welches an dem jedesmaligen Wohnſitz des Vaters beſteht, 
ſo daß alſo eine Veränderung des Wohnſitzes auch eine 
. Beränderang diefer Verhaͤltniſſe nach ſich ziehen kann 
($ 396. I). 

- Die Legitimation durch nachfolgende Ehe richtet fich 
nah dem Wohnſitz des Vaters zur Zeit der gejchloffenen 


(4) Schäffner $ 118-125. Sronv Chap 7. 











$. 380. V. Familienrecht. Väterliche Gewalt. 339 


Che, und die Zeit der Geburt des Kindes ift dabei gleich⸗ 
gültig. Zwar ift behauptet worden, dab diefer letzte Zeit 
punkt beachtet werden müffe, weil das Sind durd die Ges 
burt fchon ein gewiffes Rechtsverhältnig begründet habe, 
das dursh die Spätere Ehe der Eltern nur zu voller Wirf- 
ſamkeit gelange; man ſetzt hinzu, daß außerdem der Vater 
einen dem Kind nachtheiligen Wohnſitz vor der Ehe will- 
kürlich wählen könne (a). Allein von einem Rechte ſolcher 
Kinder, aljo au von einer Verlegung deſſelben, Tann gar 
nicht die Rede ſeyn, da es in der freien Willlür bes 
Baters fteht, nicht nur die Ehe mit der Mutter des Kindes 
zu unterlaffen, fondern, ſelbſt wenn er diefe Ehe fchliebt, 
das Kind nicht anzuerkennen. Sn beiden Fällen aber 
erlangt das Kind fein Recht der Legitimität, da ein wahrer 
Beweis der außerebelihen Kinderzeugung unmöglid) ift, mit⸗ 
hin die freie Anerkennung allein noch neben der Ehe, und 
unabhängig von derjelben, dem Kinde die Rechte der ehe⸗ 
lichen Geburt verichaffen kann (b). 


(a, Schäffuer $ 37. 

(b). So ift e8 nad) gememem 
Recht. Im Römischen Recht tritt 
diefer Sat weniger fichtbar hervor, 
da bie Legitimation.nur auf Con- 
cubinentinder (naturales) ging, 
bei welchen die Paternität faktiſch 
faft eben fo ficher war, wie bei 
den ehelichen. Wir haben feine 
naturales, fondern nur spurü, 
und bei bdiefen hängt gewiß Alles 
allein von der ganz willfürlichen 


Anerlennung bes Baters ab. — 
Allerdings flieht das Preußifche 
Recht den Beweis des bloßen Bei- 
ſchlafs in einer gewiffen Zeit vor 
der Geburt ſchon ale Beweis der 
Poternität an (A. 8. 8. IL 1 
s 1077). Dennoch Täßt es bei 
der Legitimation duch Che bie 
Rechte der ehelichen Geburt erfi 
don der Trauung anfangen (A. L. 
R. II. 2 $ 598). Daher muß 
auch nach dem Sinn des Landrechts 
22” 
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So weit, ald Englifhes Recht gilt, wird wiederum an- 
genommen, dab der Einfluß der väterlihen Gewalt und 
der Legitimation auf auswärts liegende Grundſtücke nicht 
nach der lex domicilii, fondern nad der lex rei sitae be 
urtheilt werden müßte (c). 


0. Bormundidhaft. 

Die Vormundſchaft unterjcheidet fi wejentlid von den 
bisher abgehandelten Rechtsinftituten. Nur im älteften 
Römischen Recht Tonnte fie als ein rein privatrechtliches 
Verhaͤltniß angefehen werben. Seitdem hat fie immer mehr 
den Charakter angenommen, der im heutigen gemeinen Recht 
in Deutichland, eben ſo, wie in anderen Geſetzgebungen, 
ausſchlietzend wahrzunehmen iſt. Die Vormundſchaft er—⸗ 
ſcheint nunmehr als Ausübung des Schutzes, welchen der 
Staat der häufigſten und wichtigſten Klaſſe von Schup- 
bebärftigen (Unmündige und Minderjährige) zu gewähren 
berechtigt und verpfliätet if. So aufgefabt, gehört die 
Bormundfchaft, ihrem eigentlichen Weſen nah, dem öffent- 
lichen Recht an, und nur einzelne Folgen derjelben fallen 
dem Gebiete des Privatrecht anheim. Dieſer Auffaffung 
aber ift es auch angemefjen, dab die Vormundſchaft nicht 


bie Legitimation verneint werden, bie Anerkennung bes Kindes ver- 

wehn ber Bater vor der Trauung weigert. 

den Wohnfig in ein Land des ge- (c) Storr $ 456. $ 87. Mit 

meinen Rechts verlegt, und nun Necht erklärt fich dagegen Schäff⸗ 
ner 8 39. . 


\ 
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blos in verfchiedenen Ländern verſchiedenes Recht bat, fon- 
dern auch in einem und demjelben Lande einer freieren Be- 
handlung von Seiten öffentliher Behörden unterliegt, als 
bie dem reinen Privatrecht angehörenden Rechtöverhältnifie. 
Diele Berfhiedenheiten zeigen ſich nicht blos in den Rechts⸗ 
regeln felbft, fondern felbft in ber Annahme des ört- 
lihen Rechts, von welchem jene Regeln beftimmt werden 
follen. 

Ich wende mich num zu den wichtigften einzelnen Rechts⸗ 
fragen. | 

1. Errichtung der Vormundſchaft. 

Ald Regel wird ganz richtig angenommen, daß das oͤrt⸗ 
liche Recht des Wohnſitzes des Mündeld, welder in ber 
Negel mit dem lepten Bohnfib des verftorbenen Vaters 
zufammen fällt, für die Errichtung der Vormundichaft be 
ftimmend ift, und dab diefe Vermundfchaft dann auch das 
anderwärts liegende Vermögen des Mündeld umfaßt (d). 
Es kommen dabei aber folgende Abweichungen in Be 
tracht. 

Erftlich, wenn unbewegliches Vermögen des Muͤndels 
unter einer anderen Gerichtöbarkeit, vieleicht in einem frem- 
den Lande Tiegt. Hier fann es geichehen, dab für biefe 
Vermoͤgenstheile eine befondere Bormunbichaft errichtet wird, 
jo daß dann derſelbe Mündel mehrere Vormünder yon ört⸗ 


(d) P. Vorn. Sect. 9 02 $ 17. L Vort. in Pand. XXVI. 5 
55. Schaffner 8 41. 
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lich verſchiedenen Sprengeln bat (e). — Eine foldie Ein- 
richtung kommt ſchon im Römifchen Rechte vor., Zwar 
ber teftamentarifche und der gejeplidhe Bormund war an 
eine ſolche oͤrtliche Verſchiedenheit nicht gebunden. Wenn 
dagegen die Obrigkeit Vormünder über ein zerſtreutes Ver⸗ 
mögen zu beſtellen hatte, fo wurden dieſe für jede ſouve— 
räne Gerichtsbarkeit bejonderd beftellt, andere für res. Ita- 
licae, andere für res provinciales (f}. — Nach der Preußi- 
ſchen Gejehgebung wird in der Regel Eine Vormundſchaft 
für da8 ganze Vermögen errichtet, und zwar nad dem am 
Wohnſitz des Vaters geltenden örtlihen Recht; die fpätere 
Aenderung des Wohnſitzes fol “darauf nur ausnahmsweiſe 
Einfluß haben.- Ueber auswärts liegende Vermögenstheile 
können befondere Euratelen errichtet werden, die fi) mit 
der eigentlihen Vormundſchaft in Verbindung zu, fepen 
haben (g). In Verträgen der Preußiſchen Regierung mit 
Nachbarftaaten ift beitimmt, daB die Vormundſchaft einge- 
richtet werden fol nach dem Wohnſitz des Mündels; wenn 
derfelbe jedoch Grundftüde in dem andern Lande befigt, 
fol das Gericht diefes andern Landes die Wahl haben, 
dieſe Grumdftüde der allgemeinen Vormundſchaft zu unter- 
werfen, oder dafür eine befondere Vormundſchaft zu errich- 


(e) Bgl. die im der Noted. (26. 7), L. 27 pr. de tuto 
angeführten Schriftfteller. ei cur. (26. 5). 
(f) L. 39 $ 8 de admin. (6) WU R. H 18 8 56. 
81-86, 
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ten (h). — Borzüglih ſchwankend ift die Praris in den 
Ländern ded Engliichen Rechts, indem in dieſen theilweife 
befondere Vormundſchaften beftellt werden, nicht blos über 
dad unbewegliche, jondern auch über dad bewegliche, aus- 
wärts liegende Vermögen (i). , 

Zweitens aber Tann, ſelbſt ohne Rüdfiht auf die ört- 
liche Lage des Vermögend, das individuelle Bedürfniß eine 
eingreifende Aenderung in den aufgeftellten Grundſatz recht- 
fertigen, bejonderd wenn, nad den Yamilienverhältnifien, 
den lebten Wohnfip des Vaters kein Einflub zuzufchreiben 
ift auf den Fünftigen Zuftand der Mündel. Ein aus dem 
wirklichen Leben entnommener Fall wird diefe Behauptung 
anſchaulich machen. Ein Familienvater ftarb in feinem 
Wohnſitz Bonn, wo der Sitz ſeines Vermoͤgens, insbeſon⸗ 
dere mehrerer Grundſtuͤcke, war. Die Kinder verlegten ſo⸗ 
gleich, nach den Beſtimmungen des väterlichen Teſtaments, 
ihren Wohnſitz zu einer entfernten Verwandten außerhalb 
des Preußiſchen Staats. Gleichfalls das Teſtament hatte 
die Vormundſchaft einem Einwohner von Berlin aus per⸗ 
ſönlichem Vertrauen, und mit ſehr freier Verwaltung, über- 
tragen. Nach dem oben aufgeſtellten Grundſatz hätte die 
Vormundſchaft in Bonn, nad Franzoͤſiſchem Recht, errichtet 
und geführt werden müſſen. Allein das Suftizminifte- 
rium, als bödfte vormundichaftliche Auffichtöbehörde des 


(h) Bertrag mitKönigreih Sach⸗ (i) Schäffner $ 41. Srorr 
fen 1839 Art. 15, gleichlautend mit 8 492 fg. 
anderen Staaten. (&- o. $ 348). 
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ganzen Staats, verlegte die Bormundfhaft nah Berlin, 
wodurd) die Obervormundicaft an das Kurmaͤrkiſche Pu⸗ 
pillencollegium in Berlin überging, und zugleich bie 
Preußifche Geſetzgebung anwendbar wurde. 

2. Berwaltung der Bormundidaft. 

Daß die Verwaltung der Bormundfhaft in der Regel 
fich richtet nad) dem Recht des Gerichts, unter weldem fie 
entftanden ift und geführt wird, Tann nicht bezweifelt wer⸗ 
den. Der Zweifel betrifft bier wiederum den Fall, wenn 
zu dem Vermögen auswärtd liegende Grundftüde gehören, 
und dieſe nicht von einer befonberen Bormundihaft ver⸗ 
waltet werden (mie es nach Num. 1 geſchehen kann), ſon⸗ 
dern von der allgemeinen Vormundſchaft. 

In dieſer Beziehung wird von Manchen behauptet, daß 
nach einer allgemeinen Praxis in Anſehung jener Grundſtücke, 
befonders der Veräußerung derſelben, die lex rei sitae beob- 
achtet werden müfle, jo dab dann die Verwaltung deffelben 
Bormundes nad) verfchiedenen Gejepen zu beurtheilen jeyn 
würde (k). Dffenbair nimmt man dabei an, das Geſetz 
. über die Veräußerung der Pupillengüter jey ein Realftatut. 
— Ih Kann diefe Behauptung weder grundfäglich, noch 
mit Hinfiht auf Die angebliche allgemeine Praris, ein- 
räumen. 


(k) Sääffner $4l. — der Vormund bei der Veräußerung 
Etwas vorfichtiger ift der Ausdrud durch ein Decret beider Gerichts- 
von P. Voer. Sect. 9 0.2 8 17. behöorden fidher ftelle. . 


. Er hält es für räthlich, daß fid 
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Zuerft nicht grundfäglih. Wenn ein Geſetz verordnet, 
dag Pupillengũter nur unter gewiſſen Einſchränkungen 
(etwa Subhaftation, gerichtliches Decret u. ſ. mw.) ver⸗ 
äußert werden ſollen, fo liegt darin eine vorſorgliche Maaß⸗ 

regel — nicht für diefe Güter, als Gegenftände eines wün- 
fchenswertben fiheren Verkehrs, als Grundlagen vortbeil- 
bafter Fruchterzeugung (durd) dieſe Abfichten würde ſich 
dad Geſetz als Realftatut darftellen), fondern — für die 
ſchubeduͤrftige Perſon des Mündels. Zur Sicherheit des⸗ 
jelben werden gewiffe Formen der Veräußerung gefordert, 
und nur wenn diefe beobachtet find, foll die Handlung des 
veräugernden Vormundes gleiche Wirkung haben mit der 
Veräußerung eines volljährigen Eigenthümers. Ein folches 
Geſetz alfo zwedt ab auf die Eraänzung ber Händlungen 
des Bormundes, es ift ein Perfonalftatut, Tein Realftatut. 
Mit anderen Worten: Der Gefeßgeber verfügt über die 
unter jeinem Schutze ftehenden Minderjährigen, nidyt über 
die in feinem Lande liegenden Güter. 

Aber auch die allgemeine Praris möchte leichter zu be- 
haupten, als zu beweiſen feyn, wie ed denn überhaupt mit 
allgemeinen Angaben folcher Art fehr mißlich if. Ih will 
einen hierher gehörenden, ſehr erläuternden Rechtsfall an- 
führen (1). Ein Mündel aus ftandeöherrliher Familie 
lebte in Batern, und hatte dafelbft feine Vormundſchaft. 


(1) Urtheil des Coffationshofes zu Berlin von 1847 in Sachen 
Bafjenheim contra Raffauf. S. Seuffert Archiv 8. 2 N. 2. 
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Er beſaß Grundfſtücke in der Preußiſchen Rheinprovinz, 
über welche deſelbſt keine beſondere Vormundſchaft errichtet 
worden. war. Die Bairiſchen Vomünder verkauften die 
Grunditüde aus freier Hand, ohne Subhaftation. Nach 
erlangter Volljährigkeit griff der vormalige Eigenthümer 
den Verkauf als nichtig an,- weil die Franzöſiſchen Geſetze 
über Beräußerung der Pupillengüter nicht beobachtet wor- 
den jeyen (m). In allen Inſtanzen wurde dieſer Grund 
zurückgewieſen, weil die angeführten geſetzlichen Einſchrän⸗ 
kungen ein unzertrennliches Ganze bildeten, und mehrere 
Beſtandtheile derſelben (Familienrath und subrogé tuteur) 
auf Vormundſchaften des Auslandes völlig unanwendbar 
wären. Dieſe Geſetze alſo ſeyen uͤberhaupt nur anzuwen⸗ 
den auf die im Bereich der Franzöſiſchen Geſetzgebung fte- 
benden Vormundſchaften, nicht auf alle dafelbit liegende 
Grundſtücke. 

Die oben angeführten Berträge der Preußiſchen Regie 
rung mit Nahbarftaaten (Note bh) geben dem Berfonal- 
vormund, der Grundftücde im Auslande zu verwalten hat, 
folgende Vorſchrift: „welcher letztere jedoch, bei den auf 
das Grundftüd ſich beziehenden Geſchäften, die am Orte 
des gelegenen Grunditüds geltenden gejeglichen Borfchriften 
zu beobachten bat.’ Nimmt man diefe Stelle in der größten 


(m) Code civil art. 457—460. subrog&e tuteur (erwählt vom 
Es wird erfordert: 1) Beſchluß Familienrath art. 420) und unter 
eines Familienraths unter Mit- Mitwirkung des Gerichts oder eines 
wirlung des Gerichts erfter Inſtanz, Notars. ' 
2) Subhaftation in Gegenwart des 
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Ausdehnung, deren die Worte empfänglid find, jo müfjen 
fie auch auf Die Einſchraͤnkungen vormundſchaftlicher Ver⸗ 
äußerungen bezogen werden, und beſtimmen dann das Ge: 
gentheil von der jo eben angeführten und gebilligten rich⸗ 
terlihen Entſcheidung. Sch würde aber ‚geneigt feyn, in 
der Stelle eine etwas ungenaue Faſſung voraus zu eben, 
und fie gar nicht auf die gejeplichen Vorfchriften über die 
Bormundfhaft zu beiehen, fondern nur auf die den 
allgemeinen Verkehr mit Grundftüden betreffenden Vor: 
ſchriften, wie Hppothefenbeftellung, gerichtliche Gonfirmation, 
Berlautbarung u. |. w. | 

3. Zuletzt find noch die perjönlihen Rechtsverhaͤltniſſe 
des Bormundes zu erwähnen. 

Ueber die Verpflichtung zur Uebernahme der Vormund⸗ 
ichaft, und die Dagegen zuläffigen Erenjationen, kann 
nur das am Wohnfis des Vormundes geltende Geſetz ent» 
ſcheiden. 

Auf die Obligationen, in die der Vormund eintritt durch 

Führung der Vormundſchaft, ſind die oben aufgeſtellten 
Grundſaͤtze über den Gerichtsſtand und das damit zufam⸗ 
menhängende örtlihe Recht zu beziehen ($ 370. Num. 2. 
$ 372). 

Wo dad obervormundſchaftliche Gericht verichieden ift 
von dem perjönlichen Richter des Vormundes, umd auch 
von dem Gericht, dem Dad bejondere forum gestae admi- 
. nistrationis zuzujchreiben feyn würde, ift neuerlich aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit behauptet warden, das ober⸗ 
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vormundjchaftliche Gericht müffe ftets als competent ange- 
jehen werden (n). Eine folde allgemeine Behauptung ift 
ſchon deswegen bedenklich, weil ſtets die Gerichtöverfaffung 
jedes Landes zu beachten jeyn wird. Sie iſt aber auch 
an manchen Orten ald unmöglich zu verwerfen, nämlich 
da, wo die obervormundidaftliche GerichfFbehörde gar feine 
gewöhnliche Civiljurisdiction hat. 


$. 381. 
VI. Formen der Rechtsgeſchäfte. (Locus regit actum.) 

Nachdem die einzelnen NRedtöverhältniffe, in Beziehung 
auf das anmwendbare örtliche Necht, der Reihe nach geprüft 
worden find, bleibt noch die Darftellung einer befonderen 
Rechtsregel übrig, die deswegen abgefondert und an das 
Ende der ganzen Unterfuchung geftellt werben mußte, weil 
fie auf die meiften und withtigften der abgehandelten Rechts⸗ 
verhältniffe Anwendung finden. 

Diefe Regel bezieht ſich auf die für Nechtögefchäfte nicht 
jelten vorgefchriebenen pofitiven Formen der Willens» 
erffärung (a). Hierin gerade kommen fehr häufige Golli» 
fionen verfcdhiedener örtlichen Rechte vor, und zwar in 
mancherlei Weile. Das eine Gejep kann eine pofitive Form 
als nothwendig vorfchreiben, dad amdere nicht; eben fo 

können auch in beiden Gefeben Formen vorgejchrieben feyn, 


(n) Mühlenbruch Archiv B. 19 ©. 362-365. _ 
(2) Ueber die Natur diefer Formen dgl. oben B. 3 $ 130. 181. 
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jedoch verfchiedene Formen. In allen Fällen folder Art 
entfteht nun Die Trage, welches örtliche Recht auf ein bes 
ſtimmtes Rechtsgeſchaͤft, in Beziehung auf defien Form 
anwendbar ift; daraus allein wird. in vielen Fällen bie 
Gültigkeit oder Ungültigleit des Geſchaͤfts zu erlennen ſeyn. 

Faſſen wir diefe Frage von dem allgemeinen Stand» 
punkt auf, ven weldem aus die ganze biäberige Unter⸗ 
‚ Iuchung geführt worden ift, fo können wir über die Ant« 
wort faum zweifelhaft jeyn. Wir müſſen, jo fcheint es, 
die erforderliche Form nach demjenigen örtlichen Recht abs 
meflen, dem das Rechtsgeſchäft überhaupt nad) den bisher 
aufgeftellten Regeln unterworfen iſt. Demnädft müßten 
Verträge geihhloffen werden na ben gefeblihen Formen 
des verabrebeten Erfüllungsorted} Teftamente errichtet nach 
den Formen, die im MWohnfig des Teftators gelten, Chen 
geihloffen nad den im Wohnſitz des Ehemannes vorge 
ichriebenen Formen. Die Beobachtung dieſer Regel bat 
auch weder Zweifel, nod Schwierigkeit, wenn dad Rechts⸗ 
geichäft gerade an diefen Orten zu Stande kommt. Allein 
es geſchieht jehr oft, daß die Gründung des Geihäfts an 
einem ganz anderen, vielleicht weit entfernten, Drte vorge 
nommen wird, und dieſer . Umftand kann die größten 
Schwierigkeiten zur Folge haben. 

An dem Drte, wo das Rechtsgeſchaͤft zu Stande kommen 
ſoll, wird es oft ſehr ſchwer ſeyn, die geſetzlichen Kotmen 
jenes anderen, eigentlich maaßgebenden, Ortes mit Sicher⸗ 
heit zu erfahren, oder, wenn man fie kennt, zur Anwen⸗ 
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dung zu bringen; ja dieſes Letzte wird oft völlig unmöglich 
feyn, wie es in dem folgenden Beifpiel anſchaulich werden 
miuß. Wenn ein Preuße in Frankreich erkrankt, und ein 
Teftament zu machen wünfcht, fo müßte er dazu, nad) der 
oben vorläufig: aufgeftellten Negel, die Mitwirkung eines 
Gerichts gebrauchen, da das Preußiſche Recht Feine anderen 
Teftamente, als gerichtliche, anertennt. In Frankreich aber 
hat fein Gericht die Befugniß, bei einem Teftamente thätig 
zu ſeyn, da dieſes Geſchäft lediglich den Notarien zu⸗ 
kommt (bh). Daher würde jener Preube genöthigt feyn, die 
Errichtung eines Teſtaments völlig zu unterlaſſen, vielleicht 
zum größten Nachtheil der Familie. | 

Die nahe Kiegende Erwägung der in’ diefen Umftänden 
liegenden großen Härte, wodurch Nechtögefchäfte zuweilen . 
ganz unmöglich werden, noch öfter in die Gefahr der Un- 
gültigkeit durch mangelhafte Ausführung kommen, und 
zwar beides nur in Folge von gejeblichen Formen, Die ge⸗ 
wiß nicht zur Hemmung imd Erfhwerung des Verkehrs 
eingeführt find, — dieſe Erwägung bat ſchon ſeit dem 
ſechszehnten Jahrhundert mit ſtets ſteigernder neberein⸗ 
ſtimmung ein allgemeines Gewohnheitsrecht herbeigeführt, 
welches an die Stelle der oben vorläufig aufgeftellten Re⸗ 
gel tritt, und die eben dargeſtellten Schwierigkeiten beſeitigt. 
Die neugebildete Regel wird ſo ausgedrückt: Locus regit 
actum, und hat den Sinn, daß die Form eines Rechtsge⸗ 


1b) Oode civil art. 971 - 979. 
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ſchaͤfts als genügend angeſehen werden foll, wenn fie dem 
Geſetz des Ortes entſpricht, an welchem das Geſchaͤft vor⸗ 
genommen wird; ſelbft wenn an dem Ort, wo das Rechts⸗ 
verhältniß felbft feinen Eib hat, eine andere Form geſetzlich 
vorgeichrieben ift. Dieſe Hegel wird von den Säriftftelern 
verfehiedener Zeiten und Nationen übereinftimmend aner- 
kannt (c). 

Wir haben zunähft die Anwendung dieſer wichtigen 
Regel amf die einzelnen Arten der Rechtsverhältniffe genauer 
zu betrachten. Bei dem üblichen allgemeinen Ausdrud der⸗ 
jelben mödte man leicht annehmen, dab fie auf alle Ver⸗ 
bältuifje anwendbar, und bei allen vom gleich wichtiger 
und häufiger Anwendung wäre. Die genanere Erwägung 
wird diefe Annahme einigermaßen beichränfen. 

I. Bet dem Zuftand der Perjon an ſich wird fich kaum 
eine Anwendung jener Regel finden, da bier die blotze 
Willenserklaͤrung, auf deren gejehliche Form allein die 
‚Regel fi) bezieht, wenig Emfluß bat. So würde es ganz 
irrig fen, anzunehmen, dab ein Minderjähriger die Voll- 
jährigfeit, oder ein Ehrlofer die Herftellung der Ehre, in 
einem fremben Lande erlangen koͤnnte durch einen Ausſpruch 
der höchſten Gewalt in jenem Lande, nad der Regel: 
loeus regit actum. Denn diefe Veränderungen des Zu⸗ 


(e) P. Vour. Bect. 9 CO. 2 Forıs p. 97 fg. Schäffner 
8 9. I. Vorr. & 13—15. Herr. $ 73-85. Wächter II. ©. 368 
8 10. 23. Eichhorn. deutihes bis 380 und ©. 405 fg. 

Recht 5 37. Sronr 8 268. 261. | 
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ftandes werben gar nicht bewirkt durch eine Willenserklärung 
der betheiägten Perſon, für deren gehörige Zorm nur zu 
forgen wäre. Sie können vielmehr nur hervorgehen and 
einer freien Entchliegung der hoͤchſten Staatsgewalt, und 
zwar derjenigen Gewalt, welcher die betheiligte Perſon als 
Untertban unterworfen ift. 

II. Auch auf. die das Sachenrecht betreffenden Rechts⸗ 
geihäfte Tann jener Hegel kein bedeutender Einfluß zuge- 
Ichrieben werden, und zwar bier ans folgendem Grunde. 
Es muß erinnert werben an einen, oben zu einem andern 
Zwed bemerklich gemachten, durchgreifenden Unterſchied 
unter den menschlichen Handlungen (S. 212). Es giebt 
Handlungen, die an fidh überall gleid möglich find, fo 
dab ed nur ven zufälligen Umftänden abhängt, ob fie bier 
oder dort vorkommen. Dahin gehören die obligatorifchen 
Yerträge, die Errichtung eined Teftaments u. |. w. Es 
giebt aber andere Handlungen, die ihrer Natur nach. Mir 
an Einem Drte vorkommen können. Dahin gehören die 
meiften und wichtigften in das Gebiet des Sachenrechts 
einichlagenden Handlungen. In demjelben ift überall die 
lex rei sitae herrſchend ($ 366), und auch die einflußreichen" 
Handlungen ftehen darin meift in fo naher Beziehung zu 
der Sache ˖ ſelbſt, dab fie mur da, wo ſich Die Sache eben 
befindet, gedacht werden koͤnnen. Dahin gehört vor Allem 
die Tradition, eben fo aber auch eine Reihe blos fürmlicher 
Handlungen, wie die gerichtliche Auflaffung, bie Eintragung 
in Hypothekenbücher u. |. w., die wur bei einer an einen 
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beftimmten Ort gebundenen Behörde mögliä find. — Die 
Regel: locns.regis actam,. bezieht: fih num, ihrer Ratur 
nach, lediglich auf Handlungen der erften. Art, weil nur 
bei diefen ‚der Ort, wo die Handlung vorgenommen wird; 
von dem wahren Gig ded Rectöverhältniffes zufällig ver- 
ſchieden feyn, und dadurch eine Tünfttiche Aushülfe nöthig 
wachen fonn. ben daher aber ift diefelbe auf die meiften 
und wichtigften, bad Sachenrecht betreffenden, Handlungen 
ohne Anwendung. Diefe Bemerkung befchränft ſich auch 
nicht auf ‚unbeweglihe Saden, fie ift vielmehr am. ſich 
wahr auch bei beweglichen,. bei weichen gleichfalls die Tra⸗ 
dition nur da geſchehen kann, wu fie. gerade find. Nur iſt 
bei den beweglidyen Sachen diefer Umſtand wenig erheblidy 
und bemerklich, ‚weil: der Dejiger den Drt derfelben jederzeit 
willkürlich verändern kann, wodurch fie augenblicklich einer 
nenen lex rei sitao unterworfen werden. 

Der Grund der Unanvendbarfeit jener. Hegel auf die 
dinglihen Rechte ift aljo weſentlich derſelbe mit dem bei 
dem Zuftand der Perſon an ſich geltend gemachten Grunde. 
Gr liegt darin, daß bei ben dinglichen Rechten ber Wille 
an fi nicht das Entſcheidende ift, Sondern daß es auf bie 
Beziehung anlommt, in welche bie Perſon mit der Sache, 
ala dem Gegenftand des dinglihen Rechts, tritt,. Diefe 
Beziehung Tann nun unter Anderem, nad) der Beſtimmung 
mancher pofitiven Rechte, in eimer bloßen Willenserklaͤrung 
beſtehen, dieſer Umſtand über ft an ſich uiid, dem, 


Weien bes Dinglichen Rechts fremd. 
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854 Buch U. Herrſchaft der Hechteregein. Kab. 1. Dertliche Gränen. 

IH. Auf Obligationen, vorzuͤglich auf obligatoriſche 
Verträge, ſteht der ausgedehnteſten Anwendung umfrer 
Kegel Nichts im Wege (d), obgleich dieſe Art der An⸗ 
wendung weniger haͤnfig zur Sprache kommt. Einige Beis 
ſpiele werden diejelbe auſchanlich machen. 

In manden Geſetzen ſind für Die. obligatorifchen Ver⸗ 
träge üben Grundſtücke beſondere Formen erforberlid, (melche 
von der Uebertragung des Gigentbums ganz verichieben 
find), anſtatt daß das Römiſche Recht ſolche Formen nicht 
kennt. Nach unſrer Regel nun hat es kein Bedenken, daß 
bie Gültigkeit einer ſolchen Handlung abgemeſſen werden 
muß nad) dem &ejek des Drtes;, wo ber Vertrag gefchloffen 
wird, ohne Rüdficht auf die lex rei sitau. Ich hebe dieſen 
Fall bejonders. hervor, um darauf aufmerkſam zu machen, 
daß im Preußiſchen Hecht. das Gogentheil ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben ift (e). Darin liegt alſo sine. entſchiedene, mit 
Abfiht und Bewußtſeyn vorgeſchriebene einzelne Ausnahme 
der Regel: loous regit”attum. Zr 


[4 7 . 
ni Or, la 


-'{d} Bädter N. ©, 406. » 

-(e), Allg. Landrecht 1.5 $ 115. 
„In allen Sällen, wo unberdep- 
licht Sachen, . deren Eigenthimn, 
Befit oder Nugung, der Gegen- 
fland-eines Vertrages find, müſſen 


wegen ber Form. bie Geſetze des 


Drtes, wo die Sache fiegt, beob⸗ 
achtet werden: Bas Praͤußifchit 
Recht fordert aber für alle Ver⸗ 


träge über Grundftüde fehriftliche 


- ganz ausbdrucklich gefagt iſt, aber 
doch unzweifelhaft folgt, ans I, 5 


815, 1.0 E51, L2A 


8:23: und auch ſchon daraus, 


daß der Gegenſtand ſolcher Ber⸗ 
träge faͤſt immer mehr, als Funfzig 
Thaler (1. 5.8 131), werth fee 
wird. Als Negel für Berträge 
überbäupt- gift dagegen ber Satz: 


loeus regit; aetum d.5 5 110) 
uͤnd diefe Hegel wird bei dem außer 
Abfaffung, welches freilich nicht: -Ratıdeu geſchlofſenen Verträgenüber 


fd 
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. Die Beweiskraft eined Handelsbuches ift zu beurtheilen 
nach dem Geſetz des Ortes, an welchem das Buch geführt 
wird (N). Zwar ſcheint diefe Beweistraft dem Prozeßrecht 
anzugebören, und daher dem Geſetz des Gerichtsortes unter⸗ 
worfen werben zu müffen. Allein die Beweiskraft ift bier 
unzertrennlich verbunden mit der Form und Wirkſamkeit des 
Mehiögeihäfts felbft, welche hierin als das Ueberwiegende 
"betrachtet werden muß. Der Fremde, der fi mit dem 
Kaufmann eines Drted, an welchem Handelsbücher gelten, 
einläßt, unterwirft ſich dem örtlichen Recht derfelben. 

Die formelle Gültigkeit jeder einzelnen, unter einem 
Wechſel ftehenden Unterfchrift ift zu beurtheilen nad dem 
Net des Ortes, an welchem diefe Unterfchrift Darunter ges 
jegt wird (8). 

IV. Die widhtigfte, und von jeher am meiften bes 
iprochene, Anwendung unfrer Regel ift die auf die Ab⸗ 
Faffung eines Teftaments, wenn fich der Zeftator zufällig 
außer feinem Wohnfige befindet... Hieräber tft, was die 
Regel ſelbſt betrifft, ſchon laͤngft allgemeine Uebereinſtim⸗ 
mung vorhauden (h).: - 


beivegliche Suchen anerlanıt; auch 
wenn dor Preußifchen Gerichten 
geklagt wird. I. 5 $ 148, 

(f) Urtbeil des Ober-Apella- 
tionsgerichis zu Caſſel 1826, 
Geuffert Kchiv 8. 1 Runt: 182. 

(g). Urtheil des Reviflonshofes. 
zu Berlin 1844. Senffert Archio 
8. 2 Rum 121, 


(b)} Ronsusure Tit..2 O. 8 
& 13. Vinnsus selectae quaest. 
II. 19. Heer. $ 23. Wächter 
DB. &. 368—8380. Bur Zeit bes - 
Durantis war bie Frage nod) 
fee beſtritten. Speoulum II. 
tit. de instrum. eäit. ‚9 12 
Nam, 18 
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356 Bud IN.: Herrfchaft ber. Rechtsregeln. Kap. 1. Oertliche Grämen. 
Zwei Abweichnngen aber, kommen bei biefer. Auwendung 
vor. — Im Bereiche des Engliſchen Rechts ſoll die Regel 
zwar gelten, jedoch: ſoll das: Teftament nicht einwirken auf 
andwärts Itegende Srundftüde fi). Die Unterſcheidung des 
beigeglichen. .und ‚unbeweglichen Bermögens ſcheint jedoch 
für die Anwendung der bier ‚vorliegenden Regel. nod 
weniger Sinn und Grund zu haben, als in.anderen Be 
ziehungen. — Ein neuerer Schriftfteller. fügt folgende Ein- 
ſchraͤnkung hinzu. Das Teftament foll gültig ſeyn, wenn 
der Teſtator im Ausland fterbe. Kehre er aber im bie 
Heimath zurück, jo. verliere e8 feine Gültigkeit, wenigftend 
m dem Fall, wenu dieſe Art ber -Teftümente in: dem eim 
beimifchen Recht unbekannt fey (k). .Sch glanbe nicht, daß 
diefe Einfchräntung grundfäglich gerechtfertigt werben kann, 
und fie Scheint auch bei Anderen. keinen Auflang gefunden 
zu haben. Indeſſen würde allerdinga ein varfichtiger Haus⸗ 
vater wohl thun, in der Heimath ein neues Teftament zu 
errichten, um jedem, von dieſer Seite aus moͤglichen, Fünf 
tigen: Ciumand. ganz fiher vorzubeugen. Sr 

V. Für den Abſchluß der Ehe wird allgemein anges 
nommen, daB unfjere Regel anzuwenden jey (1). Indeſſen 
ſcheint mir die Sache, nicht ohne Bedenken, Wenn die Ein 

ol 


Ai Ironr 5 474. 478. = iſt bemerlenswerth, baf:die Theorie 


a0 @ihhoen beutfien Reh und- Rragis des Englifchen Rechts 
887; .. gerade. in dieſer Anmendung jehr 


D Hasr. s 10. Sääffser unbedenklich zu ſeyn ſcheint 
8 100. 101. Storr $ 121 ig. Es a 
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wohner eines Landes, deſſen Geſetz bios juriftiiche Formen 
zum: Abſchluß einer Ehe erfordert, im Ausland eine Che 
Schließen, ‚fo bat:.die. Sache Teinen Zweifel. Anders aber 
gerhält es fid) mit den Einmohmern eines Landes, deſſen 
Geſetz die Che am die Zirhlihe Trauung bindet. Dem 
ein folches Geſetz Hat. einen ſittlich religiöfen Grund, alte 
einen zwingenden. Chatakter ($ 349). Aus. diefem: Grumbe 
würde ich die nachzuholende Trauung im Inlande für nöthig 
halten, nicht :aber deswegen, weil angenommen werden 
müßte, dab die Ehegatten in fraudem legis im Ausland 
ihre Che gejhloffen hätten, welche Abficht vielleicht gar 
nicht vorhanden, oder doch nicht. erweidlich ſeyn wird. 
Henn aber auch die. Trauung erft nachgeholt wird, ſo 
muß doch, ſelbſt nad) den Grundſätzen des gemeinen Rechts, 
. die Ehe für -die bereits :vergangene. Zeit ala gültig und 
wirkſam angeſehen werden, — Auf die Ichon beftebende 
Ehe freniber Perſonen, die in das Land einwandern, lann 
indeffen jener ſtrengere Grundſatz in keinem Fall bezogen 
werden, Denn ein Geſetz des hier: erwähnten Inhalts, mit 
feinem zwingenden Charakter, bezieht ſich nur auf die Ein» 
gehung von. ‚Chen, nicht auf "die Sorifihrung: der- ſchon 
beftehenden. 


Zum Shtinß find noch einige allgemeine Brmergen 
nachzutragen. ——5 ws 


2 + 


358 Bud III. Herrſchaft der Rechtsregein. Kap. I. Oertliche Gränzen. 

Manche haben behauptet, unfere Regel gelte nicht, wenn 
ein Geſchäft im Ausland, zur Umgebung der einheimiichen 
Geſetze (in fraudem legis), vorgenommen werde, etwa um 
den größeren Geſchaͤftskoſten im Inland, dem Gebraud 
des Stempelpapierd u. f. w. auszuweichen (m). Mit Recht 
haben Andere dieſe Einihränktung verworfen (n). Solchen 
Umgebungen Tann auf anderem Wege, befonderd durch 
Seldftrafen, vorgebeugt werden; die Gültigkeit der Rechts⸗ 
gefchäfte davon abhängig zu machen, ift kein Binreichenber 
Grund vorhanden, und ed würde dazu wenigftend eines 
pofitiven Geſetzes bedürfen. ' 

Eine ſehr wichtige Frage betrifft die eigentliche Stellung 
mnirer Regel. Iſt die Beobachtung der am Orte der 
Handlung geltenden Form ‚unbedingt nöthtg, oder ift fie 
bios facultatio, fo daß der Handelnde die Wahl hat, ent 
weber dieje Form zu beobachten, oder die Form des Ortes, 
dem das Rechtögefchäft eigentlich angehört (0)? Sieht man 
auf ben Grund der Ginführung unfrer. beſonderen Regel, 
als einer bloßen Begünftigung und Erleichterung, fo Tann 
man nicht zweifelhaft ſeyn, fie für faeultativ zu halten, 
alſo ein Wahlreht zu geſtatten. Diejes iſt denn auch 
meilt anerkannt worden (p). 


willkürliche Wahl zu geftatten 


(m) I. Vorr. $ 14. Fozummx 
108. zwifchen lex domicilii, rei sitae 


in) Schäffner — 85. - 


(0) &o allein darf die Frage 


geftellt werben, fo daß nicht davon 
bie Rebe feyn Tann, eine völlig 


u. f. w. Sa ſcheint es jedoch an⸗ 


zuſeheu. I. Vorr. $ 15. 


(p) Ropsssure: Tit. 2 CO. 8 
82.8, Haar. $ 10, 23 (etwas 
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- Wenn alſo der Einwohner eines ‚unter dem Romiſchen 
Recht lebenden Landes in Paris ein Teſtament machen will, 
jo kann er eine der. mehreren Formen des Franzöſiſchen 
Rechts anwenden; er kann aber auch vor Sieben Zeugen 
das Teflament errichten. Auch in dieſem letzten Fall it 
in der Heimath dad Teſtament gültig, wobei es ſich nur 
von ſelbſt verſteht, daß es an dem Beweiſe der gehörig 
beobachteten Form nicht fehlen darf. — Wenn von Ein⸗ 
wohnern eines Landes, das zur Ehe die kirchliche Trauung 
fordert, die Ehe geſchlofſen wird in einem Lande, das eine 
inriftiiche Form und nicht ‘die Trauung :oorfchreibt, und 
wenn fie ſich bier kirchlich trauen Laffen, ohne die jurſſtiſche 
Form des ‚Landes zu beubarhten, fo iſt die.&he gültig; 
weil fie die Form ber Heimath, aljo des eigentlichen, 
bleibenden Siges der Ehe, angewendet haben (g). 


u 8. 382. 

VI. Formen der Rehtsgefhäfte '(Locus regit:actum) 
(Fortſetzung.) 

uher iſt die beſondere Rechderegel über Die anwend⸗ 

bare Form der Rechtsgeſchaͤfte vom Standpunkt eines all» 

gemeinen Gewohnheitsrechts aus betrachtet worden, welches 


2 ge 


ſchwankend) Forrax p. 107 fg des Ober⸗Appellationegerichts zu 
Schäffuer 5-83. (ſchwankend). Mrespen 1845. Senffert Ario 
Bächter II. S. 377-380. ı 82 Rum, d. 

(q) Anerkannt in einem Urtheil DE on, 


860 Buch IH. Herrfchaft ber Rechtsregein. Kap. I. Dertliche Gränzen. 
ans einem anerlannten: Bedürfniß hervorgegangen, und von 
den Rechtslehrern ‚weiter ausgebildet worden if. Es bleibt 
noch die Frage zu beantworten übrig, wie ſich die ‚pofitive 
Gejepgebung zu jener Regel verhält.  Zuerft-die dem ge- 
meinen Recht zum: Grunde  Hegende (Römildes und eano⸗ 
niſches Recht), dasın. einige neuere Geſetzgebungen. 


. „Bon jeher‘ haben mehrere Schriftftelter verfucht, . jene 
Regel, aus den Quellen des. geichriebenew gemeinen Rechts 
abauleiten; von Anderen aber iſt mit Recht bemerkt worden; 
daB dieſe Verſuche mißlungen find (a); ine Ueberſicht 
der für Die erwähnte Regel. angeführten Gejebftellen wird 
dieſes Urtheil beftätigen, wodurch übrigens der Wahrheit | 
und Gewißheit der Regel ſelbſt durchaus Nichts entzogen 
werden- fol. | 

1. L.9. C. de testamentis (6. 23). Diefes ift bie 
icheinbarfte unter den angeführten Stellen, dennoch be⸗ 
gründet fie unſere Regel nicht. 

Es war ein Teftament gemacht worben ohne Beobach⸗ 
tüng:der befannten Regel des Roͤmiſchen Rechts, nach wel: 
her die. Zeugen in unntittelbarer Gegenwart des Teftators 
feyn müfferi (8). Auf eine Anfrage der Patroclia (wahr: 


(3) Wächter I. S. 246. 1.3 C. Th: de tes. (4.4) 

(b) 2.9 ei. „in conspeotu „praesehtes videant subscrip- 
testatoris“ L. 30 'C. eod. „sub tores“. — Bgl. Stue B. 34 
praesentia ipsius tegtatoris“. S. 292. 
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ſcheinlich der eingeſetzten Srbin)-reicribiren die. Kaiſer, das 
Zeftament fen nichtig „si non speeiali privelegio (c) pa- 
tride tuas juris observatio relaxata est.“ — Ein ſchwa⸗ 
her Schein für die Beziehung diejer Stelle auf“ unfere 
Rechtsregel liegt‘ in den Worten patriae taae, die eine Colli⸗ 
flon zwiſchen verſchiedenen örtlichen Rechten auzudeuten 
ſcheinen. Allein dieſer Schein verſchwindet wieder, wenn 
man erwaͤgt, daß doch unmöglich die patria der Erbin ent⸗ 
ſcheidend ſeyn koͤnnte; wo das Teſtament gemacht ivar; 
wird gar nicht geſagt. Wahrſcheinlich hatte der Verſtor⸗ 
bene in feiner Heimaih teſtirt, die auch die Heimath der 
Erbin war.. Dann ift von einer Anwendung unjerer Regel 
gar nicht die Rede, vielmehr emthält die Stelle dann nur 
den ohnehin unzweifelhaften Sag, dab im der Colliſion Das 
Particularrecht dem gemeinen Recht vorgeht 

2 L. 2. Ü. quemadm. test. aper. (6. 32). Ein Vater, 
der von dem Wohnſitz abwehend war, hatte vor dem Tod 
feinem Sohne ein Teſtament übergeben, mit dem Anftrag, 
dafjelbe in die Heimath zn überbringen. Die Kaiſer reſcri⸗ 
biten; bei der Eroͤffnung des Teftanients vor der ftaͤdtiſchen 
Eurie müßten die dafelbft geltenden Geſetze und Gewohn⸗ 
beiten: beobachtet werden. — Dabei ift von. einer Colſiſion 
örtlicher Rechte nicht: die Mede, ſondern nur. der unzweifel- 


(c) Privilegium heißt hier ein Stadtrecht ober ein einzelnes Stüd 
eines Stabtrechte, das durch eine Feiferconfitution der hier in Frage 
fiehenben Stadt ertheilt wer. 


— 


862° Buch V. Hersihaft den. Nechteregeln Rap. I. Oertliche Öränzen. 
hafte Satz ausgebrüdt, daß bei ‚einer. gerichtlichen Handlung 
das Geſetz dieſes Dris zu beobachten jey. 

8; L. 1. C. de smenc. (8. 49). Bor ben Duumsirn 
einer Stadt hatie ein Mann, der .nicht diefer Stadt ange 
börte, feinen Sohn emancipirt, und die Gültigkeit dieſer 
Handlung wurde bezweifelt. Der Zweifel gruͤndete ſich 
darauf, daß überhaupt in der Regel die Municipalmagiſtrate 
keine legis actio hatten, ſondern fie mur audnahmöweile 
durch Privilegium erlangen Tannten (dj. Die Kaiſer re⸗ 
jeribiren, die Gültigkeit. der Haudlung haͤnge ab von dem 
Inhalt des Stadtgeſetzes. Gebe dieſes die logis actio ben 
Duumyirg, und: gmar and in ber Ausdehnung, daß fie 
diefelbe felbft: über, Fremde ausüben Tünuten, ſo ſey bie 
Handlung pültig. —. Bon ‚einer Collien oͤntlicher Rechte 
iſt bier feine Spur. 

bi Cu. X. de .apone. (4. 1). in Seahe haite eine 
Fraͤnkiſche Frau zur Che genommen, und. dabei nicht die 
Sachſiſchan, ſondern die Fraͤnliſchen Gebräͤuche beobachtet. 
Nachdem er mit ihr viele Jahre gelebt, und Kinder erzengt 

hatte, berief er ſich auf den erwähnten Fehler im Abſchluß 
der Ehe, verſtieß Die: ran, und nahm eine audere. Eine 
irchenverſammlung arklaͤrt dieſes Verbrechen für ſtrafbar, 
Die verſuchte zweite Ehe für, nichtig, und verfügt Die Her⸗ 
ſtellung der früheren Ehe. — Auch hier iſt von einer Colli⸗ 
ſion oͤrtlicher Rechte nicht die Rede, und beſonders wird 


(4) Savigny Geſchichte des R. R. im Mitteleltee B. 1 5 27. 











| 6. 362. VI. Formen der Rechtogeſchafte ıc. (Werk), BES 
der Ort des Abſchluſſes gar nicht erwähnt. Die Entſchei⸗ 
dung beruht darauf, dab die erſte Ehe im Sinne bes cano» 
nifchen Rechts gültig und unauflösli war, und daß dabei " 
die Beobachtung diefer oder jener Gebräuche bes bür⸗ 
gerlihen Rechts als ganz gleichgültig angeſehen/ werden 
mußte. 


Das Sranzöfiiche Geſetzbuch hatte in dem Entwurf fol⸗ 
genden Satz: „La forme des actes est regléo par les lois 
du lien, dans lequel ils sont faits ou passes”. Dieſe Stelle 
wurde im Geſetzbuch felbft weggelaffen, nicht weil man fie 
für falſch oder zweifelhaft hielt, fondern gerade umgefehrt, 
weil fie jo gewiß und befannt ſchien, daß ihre Aufnahme 
für überflüffig gehalten wurde (e). Einzelne Anwendun: 
gen, worin unfere Nechtöregel als geltend vorausgefept 
wird, find folgende: nn 

1. Wenn ein Franzoſe oder ein Fremder einen acte de 
Pötat civil im Auslande nach den in diefem Lande 
üblichen Fermen aufnehmen läßt, ſo muß jener acte 
auch in Frankreich ald gültig anerkannt werben (f). 

2. Franzoſen können im Auslande eine gültige Che 
ichliegen nach den üblichen Formen des Ortes, wo fie 
fih befinden (g). Die Gejepe über ‚das ‚vorher 


(6) Forux.p. Il. (8) Code ciril art. 170, 
AM Code civil art. 47, u 


866 Buch III. Herrſchaft der Rechtoregeln. Map. I. Dertliche Gränzen. 

$&1.. „Die legtwilligen Verordnungen Unferer Ges 

ſandten ..;.. jollen auch ferner, wie 

bisher, im ihrer Außeren Form alsdann 

ee gültig fegn, wenn fie bie Geſetze des Orts, 
wo fie errichtet werden, erfüllen.“ 

Ich frage mun, was heißen die Worte:. auf ferner, 
wie bisher? Das Lanbrecht enthält ja gar. Nichts ‚über 
bie Zorm der .Teftamente im. Ausland. "Dagegen - enthielt 
von jeher das gemeine Neht in Deutjchland untere Rechts- 
vegel, und zwar ‚nicht beionders für Geſandte, fondern für 
glle:Inländer, die im Ausland teſtiren wollten. Der Sinn 
bee ganzen Stelle ift alſo folgender. Die Geſandten, jo 
wie alle andere Einwohner, können im. Auslande teitiren 
noch den Formen. ded Drts, wo fie ſich aufhalten. Diejes 
Recht nun, das fie ohnehin: mit allen andern Inländern theilen, 
ſollen fe: auch ferner, wie bisher, ausüben Dürfen (8 1). 
Bu Ihrer Bequemlichkeit aber [ol gegemwärtig noch eine 
wene Form von Teftamenten eingeführt: und ihnen mit jener 
fehheren zur freien Auswahl anheim geftellt werben ($ 2). 
. Zi: 3:1824 wurde mit Weimar ein Vertrag über die 
gegenſeitigen Rechtsoerhaͤliniſſe der: Unterthanen geſchloſſen, 
und gleiche: oder ganz aͤhmiche Verträge mit anderen Nach⸗ 
barſtacten: folgien darauf. in großer Anzahl: ($ 374. 9). 
Far -deiw: Art. 34: jened: Vertrag (m) ‚wird mun ‚gejagt: 
„Alle Rechtsgeichäfte unter Kebenden, und auf ben Todes⸗ 


(m) Geſehſaiamlung 1894 S. 154. 
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fall, werden, was die Gültigkeit derfelben rüdfichtlich 
ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des Orts beurtheilt, 
wo fie eingegangen find.“ Dieſe Beftimmung iſt nun 
offenbar, feine Gefälligfeit,. keine Spnceifion für die Nach⸗ 
barftaaten, auch ſoll ſie ja ‚gegenfeitig gelten. Sie war 
ferner nicht gedacht als eine neue Erfindung, fondern als 
Anſchluß an ein allgemeines. Rechtöprincip, welches auch 
ſchon aus der häufigen gleichlautenden Wiederholung 
folgt. Dieſes Rechtsprineip aber Tonnte fein anderes feyn, 
als die uralte, in ganz Deutichland von jeher geltende 
Regel: locus regit actum, die aljo dadurch von Seiten 
unjerer Gejebgebung die unzweifelbaftefte Anerlennung 
erhält. 


368 Buch IE. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. J. Oertliche Gränzen. 


Zueltes Kapitel. 


Zattihe Ördnjen ber Herrſchaft der Rechtsregeln 
über bie Reiptöverhättnife, 


„a 9. 
. GEi beitung. 


Sqriftſtelter: 
GOfkuasor DE L’ÄLLIER questions transitoires sur le code 
“  Napölson. Paris 1809. 2 Voll. in 4. | 
Weber über die Rüdanmendung pofitiver Geſehe. 
Hannover 1811. 
MEYER principes sur les questions transitoires. Am- 
sterdam 1813. 
Bergmann dad Verbot der rüdwirkenden Kraft neuer 
Geſetze im Privatredht. Hannover 1818. 
Struve über das pofitive Rechtsgeſetz rüdfichtlid 
feiner Ausdehnung in der Zeit. Göttingen 1831 (a). 


Die Aufgabe des dritten Buchs diefes Rechtsſyſtems 
ift dahin angegeben worden, das Gebiet, in welchem die 
Rechtsregeln über Nechtöverhältniffe herrſchen follen, und 


(a) Biele andere Schriften finden fih angeführt bei Bergmann 
©.- XXI-—XXIV, 
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die Graͤnzen dieſes Gebietes, zu beitimmen ($ 344). Eine 
ſolche Gränzbeitimmung kann nad) zwei Geiten bin nöthig 
jeyn, je nachden neben einander, oder nach einander, ver- 
Ihiedene Rechtöregeln als geltend gedacht werben. Bon 
der erften Art, der Beſtimmung der örtlichen Gränzen, ift 
bisher gehandelt worden (Kap. IL). Es bieibt nun nod 
die zweite Art der Gränzbeftimmung übrig, die ſich auf die 
zeitlichen Gränzen bezieht. 

Dabei wird vorausgejeht, daB an demſelben Orte in 
zwei verjchiedenen Zeiträumen verfchiedene Rechtsregeln 


| gelten, zu welchen ein gegebeneö Rechtöverhältniß, oder eine _ 


einzelne Rechtsfrage, in ſolche Beziehung kommt, daß es 
zweifelhaft wird, welche unter jenen beiden Rechtöregeln die 
Entſcheidung der Frage beberrfchen fol. Ein foldyer Streit 
zweier Nechtöregeln um die Herrichaft ſetzt alfo ſtets eine 
eingetretene Veränderung voraus. Diefe Veränderung aber, 
jofern fie dem Gebiet der nn folgenden Unterfuhung ange- 
bören jol, muß noch näher dahin beftimmt werben, daß 
ed eine Beränderung in den Rechtsregeln jelbit (dem objec- 
tiven Necht) ſeyn muß, nicht eine bloße Veränderung in 
den thatfächlichen Bedingungen des Rechtsverhältniſſes (dem 
ſubjectiven Recht), indem nämlid die Veränderungen diejer 
legten Art bereitö in Verbindung mit, den örtlihen Gränzen 
der Herrfchaft abgehandelt worden find (b). Wir fegen 
aljo im Laufe der jeht folgenden Unterfuhung voraus ein 


(b) ©. o. $ 344 am Schluß bes $. 
VIH. 24. 
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Rechtöverhältnig, das in fich ſelbſt unverändert geblieben 


it, dem aber zwei, der Zeit nach verſchiedene, Rechtsregeln 
gegenüber treten, die um die Herrichaft über das Rechts— 
verhaͤltniß ftreiten. _ 

Eine Beränderung in den Nechtöregeln aber, wie fie 
hier ald Grund und Bedingung aller zeitlichen Colliſions⸗ 
fragen gedacht werden muß, kann in folgenden verſchiedenen 
Geſtalten eintreten: 

1. Erlaß eines einzelnen neuen Geſetzes, welches 
gerade das jetzt vorliegende Rechtsverhältniß zum 
Gegenſtand bat. 

2. Abfaſſung eines neuen Geſetzbuches, aljo einer Ge⸗ 
ſammtheit von Rechtsregeln, worin auch das vor⸗ 


liegende Rechtsverhaäͤltniß neue Beſtimmungen er⸗ 


hält (e). 

3. Aufnahme eines fremden Geſetzbuches im Ganzen, 
anſtatt des bisher geltenden Rechts (d). 

4. Losreißen des Ortes, welcher den Sih eined Rechts⸗ 
verhältniffes bildet, aus feinem bisherigen Staats- 
verband, und Aufnahme im einen anderen, mit 
Unterwerfung unter das gefammte Recht diejes 
anderen Staates, in welchem Fall dieſes neu über- 


(e) Diefer Fall trat ein in (d) So wie es unter dem Ein- 
Sonftantinopel vom 3. 529 bie 534, Fluß der Franzöſiſchen Uebermacht 
in Preußen 1794, in Frankreich im mehreren Ländern in und außer 
1804, in Oefterreih 1812. Deutichland mit dein code Napo- 

| loon geichah. 
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nommene Redt in einem ganzen Geſetzbuch, oder 

aud (und vielleicht neben dem Geſetzbuch) in ein- 

zelnen Geſetzen, jelbit in einzelnen Regeln des Ge⸗ 
= wohnheitsrechts, beftehen kann (e). - 

Wie verſchieden dieſe Fälle von einander feyn mögen 
in audgedehnter und wichtiger Anwendumg, jo ftehen fie 
doch einander grundfäglid ganz gleih in Anfehung der 
bier vorliegenden Gollifionsfrage. In allen diefen Fällen 
ift es moͤglich, die Gollifionsfrage durch bejondere geſetz⸗ 
lihe Beitimmungen voraus zu enticheiden, und in ben brei 
legten Fällen ift dazu bejondere Veranlaſſung vorhanden. 
Sole Geſetze werden tranjitorijche genannt, indem 
fie den Mebergang aus einer Rechtsregel in eine andere 
zum Gegenftand haben. 

Als Iuftinian die Suftitutionen und die Digeften 
befannt machte, legte er denfelben rückwirkende Kraft bei (f). 
Darin lag jedod nicht der Ausdrud eines bleibenden Grund- 
ſatzes über Ruͤckwirkung, noch die Aufftellung einer wahren 
Ausnahme, indem diefe Nechtöbücher nicht dazu beftimmt 
waren, neued Recht zu fchaffen, jondern das beitehende 


(e) Wichtige Fälle diefer Art 
find eingetreten bei der Abtretung 
vieler Länder an Frankreich; ſpäter⸗ 
bin, als Preußen theils frühere 
Provinzen zurüd erhielt, theils 
neue Landestheile erwarb; nidht 
bei der Abtretung bes linken Rhein: 
ufers an beutfche Staaten, weil 


damals das Kranzöfiihe Recht 
aufrecht erhalten wurde. 

fl) 2.2823, L. 3 8 23 
C. de vet. j. enuel. (1.17). Etwas 
anders lautet die Oonst. Summa 
$3 über den Eober. Vgl. Berg⸗ 
mann $ 14. 


24% 
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Recht zu fihern und zu reinigen. Man konnte darin eine 
Art von authentiicher Auslegung Des beſtehenden Rechts 
im Großen ſehen, welche von felbft rückwirkend ſeyn mußte 
($ 397). 

Sn keiner Geſetzgebung ift für diefe Colliſionsfrage fo 
siel Vorjorge getroffen worden, als in der Preußiſchen (g), 
und ic will gleich bier eime Weberficht über die Preußiſchen 
tranfitoriihen Gejege geben, um in der Folge darauf 
leichter zurüd weifen zu können. — Das Altefte derfelben 
ift das Publitationspatent des allgemeinen Landrechts vom 
5. Februar 1794 (h), welches in den 88 8 bis 18 ausführ- 
liche tranfitoriiche Beftimmungen enthält. Daran ſchließen 
ſich folgende: Gefege an, wodurd die Preußiſche Gejeh- 
gebung theils in 'neu erworbene Landestheile zuerft einge: 
führt, theils im wiedergewonnene Landestheile zurückgeführt 
wurde. : 

1803. Fürftentbum Hildesheim und Stadt Goslar 
(Stengel’8 Beiträge Band 17 S. 194). 
1803. Paderborn und Münfter (Ss teugel Band17 
©. 235). 
1803. Eichsfeld, Erfurt, Mühlhaufen, Nordhaufen 
(Stengel Band 17 ©. 253). 


(8) Das DOefterreichifche Ein- aber wurden einige abgejonderte 
führungspatent enthält über diefen tranfitorifche Gefege erlaffen, gleich 

Gegenſtand nur wenige Beftim- zeitig mit dem code, namentlich) 

mungen. Im Franzöſiſchen Ge- über Adoption, Eheſcheidung, un⸗ 

ſetzbuch finden ſich bei einzelnen eheliche Kinder. 

Artikeln tranfitorifche Beſtimmun⸗ (h) Abgedruckt vor allen Aus⸗ 

gen (3.8. art. 2281); außerdem gaben des Landrechts. 





1814. 


1816. 
1816. 
1816. 


1818. 
1825. 
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Frühere Preußifche Provinzen jenſeits der 
Elbe (Gef. Samml. 1814, ©. 89). 
Weſtpreußen (Gef. Samml. 1816, ©. 217). 
Poſen (Gef. Samml. 1816, ©. 225). | 
Herzogthbum Sachſen (Gef. Samml. 1816, 
©. 233). 
Enklaven (Gef. Samml. 1818, ©. 45). 
Herzogthum Weftphalen (Gef. Samml.1825, 
©. 158) 


Es ift dabei zu bemerfen, dab die Einführungspatente 
von 1803 faft nur abgefürzte Wiederholungen des Patents 
von 1794 find, anftatt daß die feit dem Sahre 1814 er- 
laffenen Patente manche eigenthämliche und abmeichende 
Deftimmungen enthalten. 


$. 384, 
Zweierlei Rechtsregeln. 


An die Spibe dieſer Lehre wird gewöhnlich ein Grund: 
ſatz mit dem Anfpruch auf Allgemeingültigfeit geftellt, der 
bei den einzelnen Schriftftellern unter verfchtedenen Wen- 
dungen ericheint, die ſich jedoch meiſt auf folgende zwei 
Ausdrüde zurücführen laffen: 
Neuen Gefehen ift feine rückwirkende Kraft bei- 
zulegen. 
Neue Geſetze follen erworbene Rechte unberührt 
laſſen. 


374 Buch IIT. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kay. II. Zeitliche Gränzen. 


Diefem Grundfab ſoll weder feine Wahrheit, noch feine 
Wichtigkeit beftritten werden. Dennoch fann die herrichende 
Auffaffung und Darftellung defjelben ala befriedigend nicht 
anerfannt werden, inden man ihn als allgemein anwendbar 
zu behandeln pflegt, während er nur für Eine Gattung von 
NRechtöregeln wahr, für eine andere Gattung aber völlig 
unwahr ift. 

Auf den erften Blick möchte man geneigt ſeyn, dem 
ber angedeuteten Gegenſatz der Auffaflungen eine größere 
Wichtigkeit beizulegen, als ihm in der That gebührt, indem 
man glauben könnte, die bier getadelte Behandlung der 
Sache müßte dahin führen, die vorfommenden praftilchen 
Rechtsfragen großentheils irrig zu entfeheiden. Dem ift 
aber nicht alſo. Wo ein fo bedenklicher, einfchneidender 
Erfolg zu erwarten wäre, der ſich dann durd den Verjud) 
einer ftrengen Durchführung von jelbft als unmöglich dar- 
ftellen würde, pflegt man dadurch abzuhelfen, dab man 
Ausnahmen des angeblicd, allgemeinen Grundſatzes behaup- 
tet. Aber eben diefe Aushülfe durd bloße Ausnahmen ift 
ed, die bier völlig verworfen werden muß, welches unten - 
ausführlich dargethan werden wird (8 398). Und jo muß 
ich bei dem erhobenen Widerfprudy gegen die gewöhnlich 
angenommene Allgemeingültigkeit jenes Grundfages beharren, 
wenngleich dieſe irrige Annahme eine geringere Gefahr 
praftiicher Folgen mit fih führt, old man glauben möchte. 

Um nun das Gebiet, in welchem der angegebene Grund: 
jap in der That anzuerkennen ift, näher zu begränzen, 
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muß ih auf den verfchiedenen Inhalt der Nechtöregeln 
eingehen, mit deren möglihen Veränderungen wir und in 
der ganzen bier vorliegenden Unterjuhung zu bejchäftigen 
baben (8 383). ' 
Eine erfte Gattung von Rechtsregeln besieht ſich auf 
den Erwerb der Rechte, das heißt, auf die Verbindung 
eined Rechts mit einer eingelmen Perſon, oder auf die Vers 
wandlung eines (abitracten) Rectsinftituts in ein (perfün- 
liches) Rechtsverhaltniß (a). — Die Natur dieſer Rechts⸗ 
regeln und ihrer möglichen Veränderungen wird durch fol⸗ 
gende Beifpiele anjchaulich werden. Wenn in einem Lande 
bisher das Eigenthum durch bloßen Vertrag veräußert und 
erworben werden fonnte, ein need Geſetz aber zur Ver⸗ 
äuberung die Tradition fordert, fo betrifft die Veränderung 
der Rechtsregel lediglich die Frage, unter melden Bebin- 
gungen der Einzelne Eigenthum einer Sadye erwerben, aljo 
zu jeinem Rechte machen kann. Eben jo, wenn bisher 
alle obligatorifche Verträge mündlih mit voller Wirfung 
| geichloffen werden konnten, ein neues Geſetz aber vor⸗ 
ſchreibt, daß bei einem Gegenftand, deffen Werth mehr als 
Zunfzig Thaler beträgt, nur ein jchriftlicher Vertrag flag- 
bar jeyn fol. 
Eine zweite Gattung von NRechtöregeln bezieht ſich auf 
das Daſeyn der Rechte, alfo auf die Anerkennung eines 
NRechtsinftituts im Allgemeinen, welde ſtets vorausgeſetzt 


a) S. o. B. L84. 5. 
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werben muß, bevor von der Beziehung auf eine einzelne 
Perfon, oder von der Verwandlung eines Rechtsinſtituts 
in ein Nechtöverhältniß, die Rede feyn kann. — Auch die 
Regeln dieſer Gattung find wieder von zweierlei Art, die 
in ihrem Umfang verſchieden, in ihrem inneren Weſen glei) 
find, und daher in Beziehung auf unfere gegenwärtige Un⸗ 
terfuchung völlig auf gleicher Linie ftehen. 

Einige diefer Rechtöregeln betreffen das Seyn ober 
Nichtfſeyn eines NRechtsinftituts. — Beiſpiele find Diele. 
Wenn in einem Staate bisher die Romiſche Sklaverei an⸗ 
erfannt war, oder die Germaniſche Leibeigenichaft, oder das 
Zehentrecht, und ein neues Geſetz eines dieſer Rechtsinfti- 
tute aufbebt, für unmöglich erflärt, ihm alfo den Rechts⸗ 
ſchutz entzieht. | 
“ Andere unter dieſen NRechtöregeln betreffen zwar nicht 
dad Senn oder Nichtjeyn, wohl aber dad So oder An⸗ 
dersſeyn eines Rechtsinſtituts, alfo, neben der allgemei- 
nen Fortdauer, eine innere Ummandlung deflelben. — Da⸗ 
hin gehören folgende Fälle. Anftatt des Eigenthums mit 
firenger Vindication (nad) Römiſchem Recht) verordnet ein 
neued Gefeh, daß das Eigenthum gar nicht mehr durch 
Bindication, fondern nur durd Befisflagen und Obliga- 
tionen geſchützt werden fol. Anftatt des bisher unab- 
löslichen Zehentrechts, verordnet ein neues Geſetz, dab jede | 
Partei einfeitig die Ablöfung des Zehentrechts verlangen 
könne. Eben dahin gehört das bekannte Geſetz Suftinian’s 
über das Eigenthum. Seit Jahrhunderten hatte ein dop- 
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peltes Eigentbum beftanden, ex jure quiritium und in bonis. 
Durch ein need Geſetz hob Zuftinian diefe zwei Arten 
auf, fo daB künftig nur Ein Eigenthbum, und zwar mit 
vollftändiger Wirkung, beftehen follte; in Verbindung damit 
börte auch die bisherige Eigenthümlichleit der res maneipi 
und des fandus Italicus auf. 

Es muß aber wiederholt werden, daB beide zulebt er- 
wähnte Arten der Nechtöregeln das Dafeyn der Rechte 
betreffen, unter ſich alfo ganz gleichartig find, und daß wir 
feine Beranlaffung haben, im Laufe der gegenwärtigen Un- 
terfuchung fie zu unterfcheiden. Shr natürlicher Unterjchied 
wurde nur erwähnt, um es anſchaulich zu machen, in wels 
hem Umfang und wie mannidhfaltig die das Dafeyn der 
Rechte betreffenden Rechtöregeln zu denken find, und um 
jedem möglichen Zweifel über biefen Umfang vorzubeugen. 

Zu der bier dargeftellten Unterfcheidung von zweierlei 
Rechtöregeln, die den Erwerb, oder dad Daſeyn der 
Rechte betreffen, find noch einige zufäglice Bemerkungen 
nöthig (b). 


(b) Damit nicht dieſe Klaſſi⸗ 
fication der Rechtsregeln, auf 
welcher die ganze folgende Unter- 
ſuchung beruht, für unvollfländig 
und unzureichend gehalten werde, 
ift gleich hier zu bemerken, daß 
bie gegenwärtige Interfuchung be- 
ſchränkt ift auf das materielle Bri- 
vatrecht, alfo das öffentliche Recht 


(ingbefondere das Strafrecht), und 
das Prozeßrecht nicht in fi auf 
nimmt. 'Diefe Einſchränkung ift 
dieſelbe, welche fchon oben ange- 
geben worden ift für die örtlichen 
Gränzen ($ 361. a), ja für das 
ganze gegenwärtige Rechtsſyſtem 
(8.181) 
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Mas zuerit die Bezeichnung diefer zwei Gattungen von 
Regeln betrifft, jo babe ich diejenige gewählt, welche vor- 
zugsweiſe durch ſich jelbft werftändlich zu ſeyn fchien. 
Man könnte fie auch dadurch zu unterjcheiden juchen, daß 
man die eine Gattung auf das Recht im fubjectiven, die 
andere auf das Recht im objectiven ‚Sinn bezöge (ce). 
Oder fo, daf die eine Gattung. auf die bleibende Natur 
(da8 Permanente) der Rechtöverhältniffe bezogen würde, 
die andere auf das Bewegliche in denſelben. 

Die Granze der beiden Gattungen von Rechtsregeln iſt 
nicht überall unzweifelhaft, indem es bei manchen ungewiß 
erjheinen kann, ob fie der einen oder der andern Gattung 
angehören. Solche Zweifel find nur durch genaue Er- 
wägung des Sinnes und der Abſicht neuer Gefege zu 
Yöfen ($ 398). 

Die erite Gattung von Rechtsregeln wurde bezogen auf 
den Erwerb der Rechte; indeflen ift darin aud der Berluft 
derjelben, die Auflöfung der Rechtäverhältniffe (ihre Abtren- 
nung von der Perfon des bisherigen Inhabers) mit inbe- 
griffen, und nur der Kürze wegen nicht mit ausgedrüdt (d). 
In den meiften und wicdhtigften Anwendungen fällt ohne: 
bin Beides völlig zulammen; jo bei der Veräußerung, 
der Ulucapton, der Klagverjährung, der Auflöfung einer 


(6) ©. 0. 81.845. hen Thatſachen (B. 3 8 108). 
(d) Es hätte daher dieſe Gat- Ich babe dieſen Ausdruck als zu 
tung auch bezeichnet werden fönnen abftract Jautend vermieden. 
als: Regeln für die juriſti— 
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Dbligation, in welchen Faͤllen ſtets der eine Theil gerade 
Das erwirbt, welches der andere Theil verliert. Aber 
auch in den feltneren und weniger wichtigen Fällen, 
worin der Berluft eines Rechts allein für ſich eintritt, wie 
bei der Dereliction, hat es feinen Zweifel, DaB die zeitliche 
Colliſion der Gefege völlig eben fo, wie bei dem &rwerb 
zu beurtheilen ift. 

Die Natur mancher Rechte ift auf eine endloje Dauer 
eingerichtet, wie bas Eigenthum vermittelft des Erbrechts, 
die Sklaverei, die fi) durch die Geburt fortgefeht, jo daft 
ein völliges Aufhören diefer Rechte nur durch zufällige Um⸗ 
ſtände eintreten fann; im Gegenſatz anderer Rechte, die 
ſchon durch ihre Natur auf ein vorübergehendes Dafeyn 
angewiefen find, fo wie faft alle Obligationen, der Nieh- 
brauch, die Familienverhältniffe. Bei beiden ift au fidh die 
Sollifionsfrage auf gleihe Weile zu enticheiden. Nur üt 
nicht zu verfennen, daß die dad Dajeyn der Rechte betref- 
fenden Regeln, und daher auch die Grundfäge für die Col» 
liſion derjelben, von ungleich größerer Wichtigkeit find bei 
den Rechten von endlofer Dauer, als bei den vorübergehenden. 

Wenn man die Frage aufwirft, welche von jenen beiden 
Gattungen von Rechtsregeln an ſich jelbft, und jo aud in 
Anjehung möglicher Gollifionen, wichtiger ift, jo wird bie 
Antwort verfchieden ausfallen, je nach verjchiedenen Ges 
fihtspunften, die man dabei wählen kann. Auf der einen 
Seite find nene Geſetze über das Daſeyn der Rechte wid 
tiger, injofern fie tiefer in den gejammten Rechtszuſtand 
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eingreifen, und insbeſondere das jebt Beitehende umwan⸗ 
deln. Auf der anderen Seite aber ericheinen neue Gejebe 
über den Erwerb der Rechte in der Hinficht wichtiger, als 
fie häufiger zur Sprache und zum Bewußtſeyn kommen. 
Sie bilden nämlich die Grundlage der juriſtiſchen Handlun⸗ 
gen, der Rechtsgeſchaäfte (e), alſo des geſammten Verkehrs. 
Daher iſt gerade die Colliſionsfrage bei ihnen. ſowohl erheb- 
licher, als verwidelter, welcher Grund befonderd mid) 
beſtimmt bat, dieſe Gattung der Rechtsregeln der anderen 
in der folgenden Unterſuchung voran zu ſtellen. 


Sn 


Aus der bisher angeftellten Betrachtung ergiebt ſich für 
die Löfung der hier vorliegenden Aufgabe folgende Anord- 
nung als natürlich und zweckmäßig. | 

Die Aufgabe gebt dahin, die zeitlichen Gränzen der 
Herrihaft für zweierlei Rechtöregelm zu beftimmen. 

A. Grftli für die Nechtöregeln, weldhe den Erwerb 
der Rechte zum Gegenftand haben. 


(e) Bei Weiten die meiften , 


und wichtigſten juriſtiſchen That⸗ 
ſachen beſtehen in freien Handlun- 
gen; allerdings nicht alle, viel- 
mehr kommen darunter auch zu- 
fällige Ereigniffe vor, die aber mit 
den freien Handlungen in der 


Collifionsfrage unter völlig gleichen 


- Regeln ſtehen. Dahin gehören 


3.8. als Gründe des Eigenthums⸗ 
erwerbs die verfchiebenen Formen 
der Acceifion; als Grund eines 
beferirten Inteftaterbrechts der Tod 
einer beftimmten Perfon. 
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Dabei iſt vor Allem der Grundfap in feiner wahren 
Bedeutung darzuftellen, und zugleich das Verhaͤltniß alter 
und neuer Gejehgebung, fo wie der Meinungen der Schrift: 
fteller, zu diefem Grumdfa anzugeben. 

Ferner iſt diefer Grundſatz auf einzelne Rechtöverhält- 
niffe und Rechtsfragen anzuwenden. 

Endlich ift die Natur der Ausnahmen darzuftellen, die 
neben biefem Grundfab nicht felten vorfommen. 

B. Zweitens für die Rechtöregeln, welche das Dafeyn 
der Rechte zum Gegenftande haben. Die Anordnung der 
einzelnen Fragen ift der für die erfte Klaffe angegebenen 
aͤhnlich, nur daß diefe Fragen bier eine einfachere Geſtalt 
annehmen. 


$. 885. 
A. Erwerb der Rechte. — Grundſatz. 


Es ift nunmehr der Grundſatz der zeitlichen Colliſion 
für Diejenigen Rechtsregeln feftzuftellen, welche den Erwerb 
ber Rechte zum Gegenftand haben. Im diejem Gebiete ift 
in der That der Grundfab ala wahr anzunehmen, deifen 
Allgemeingültigleit oben ($ 384) verneint werden mußte. 
Ich will denſelben in den beiden vorläufig angegebenen 
Formeln genauer fejtzujtellen fuchen, wodurch zugleich das 
innere Verhaͤltniß beider Formeln zu einander anſchaulich 
werden wird. 
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Die erfte Formel lautete fo: 

Nenen Geſetzen ift feine rüdwirkende Kraft 
beizulegen. 

Zunaͤchſt ift die wahre Bedeutung der Rüdwirkung 
aufzufuchen, die durch Diefe Formel abgewiejen wer- 
ben foll. - 

Es ift augenſcheinlich, daß diefelbe wicht in einem buch⸗ 
ftäblihen, materiellen Sinn aufzufafien ift. Diefer Sinn 
würde dahin. gehen, dab das Geſchehene ungefchehen ge- 
macht werden ſolle. Da nun Diejes an ſich unmöglich ift, 
fo bedarf es feiner Rechtöregel, um es zu verhindern. — 
Vielmehr ift alfo die Nüdwirkung in einem juriftiichen 
oder formellen Sinn aufzufaffen, wodurch fie die Bedeu⸗ 
tung erhält, daß das rüdwirfende Gefep die Folgen der 
vergangenen juriftiihen Thatjachen unter feine Herrichaft 
ziehen, alſo auf dieſe Folgen einwirken würde. Eine folde 
Rückwirkung aber auf die Folgen der vergangenen That- 
ſachen läßt fih noch in folgender Abftufung denken: 

A. Anf die Folgen allein, die von der Zeit ded neuen 
Geſetzes künftig eintreten würden. 

B. Auf dieſe Folgen, und zugleich auf die, welche in 
die Zwiſchenzeit zwiſchen der juriſtiſchen Thatſache und dem 
neuen Geſetze fallen. 

Zwei Beiſpiele werden dieſe Rüůückwirkung anſchaulich 
machen. — Wenn in einem Lande, das den Zinsvertrag 
ohne Einſchrankung zuläßt, ein Gelddarlehen zu zehn Pro- 
zent Zinfen gegeben wird, nach drei Jahren aber wird das 
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Römifche Recht in diefem Rande eingeführt, welches höhere 
Zinfen, als zu fechs Prozent, verbietet, jo würde die Nüd- 
wirkung der erjten, geringeren Abitufung dahin führen, daß 
son der Zeit ded neuen Geſetzes an die überfchießenden 
vier Prozente nicht mehr gefordert werden fönnten, anftatt 
dat die in den verfloffenen drei Fahren fällig gewordenen 
gültig bleiben würden und nod ferner eingeflagt werden 
fönnten. Die zweite, weiter gehende Abftufung der Rüd- 
wirfung würde dahin gehen, Daß die überjchießenden vier 
Prozente weder für die vergangenen drei Jahre, noch für 
die künftige Zeit, gefordert werden könnten. — Wenn fer: 
ner in einem Lande, das die Veräußerung des Eigenthums 
durch bloßen Vertrag zuläßt, ein Landgut in diefer Weiſe 
an einen Käufer veräußert wird, nadı fünf Jahren aber 
ein neued Geſetz die Tradition zur Veräußerung erfordert, 
jo würde die Rüdwirkung der erften Abftufung dahin füh- 
ren, daß der Käufer in den vergangenen fünf Sahren 
Eigenthümer gewefen wäre, und die Früchte als Eigenthümer 
bezogen hätte, anftatt daß er von jept an Eigenthümer zır 
ſeyn aufhören müßte. Nach der zweiten Abftufung würde 
er auch in den vergangenen Sahren Nichteigenthümer ge- 
weien ſeyn, und die Früchte mit Unredht bezogen baben. 
Die oben aufgeftelte Formel num (der Grundfaß ber 
Nichtrückwirkung) verneint ſchlechthin die Einwirkung des 
neuen Geſetzes auf die Folgen der vergangenen Thatjachen, 
und zwar in jeder denkbaren Abitufung. Sie erhält alfo 
den Zindvertrag zu gehen Prozent aufredht, jowohl für die 
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vergangenen drei Jahre, als für die ganze Zukunft (a). 
Sie läßt das durch bloßen Vertrag erworbene Eigenthum 
fortwirten, nicht blos für die vergangenen fünf Jahre, jon- 
dern auch für alle Zukunft. 
Ich gehe nun zur zweiten Sormel über, die alfo 
lautet: u 
Neue Geſetze jollen erworbene Rechte unberühr 
laſſen. 
Damit wird gefordert die Schonung der bereits erwor⸗ 
benen Rechte, oder, in genauerem Ausdruck, die Erhaltung 
der Rechtsverhältniſſe in der ihnen einmal gegebenen Na— 
tur und Wirkſamkeit. | 
Manche haben dieſe zweite Formel fo aufgefaßt, als ob 
- darin ein neuer, felbftftändiger Grundſatz enthalten wäre, 
verſchieden von. dem in der erften Formel ausgedrüdten (b). 
Sn der That aber erſcheint in beiden Formeln ein und 
derſelbe Grundſatz, nur von verſchiedenen Seiten angeſehen 
und bezeichnet. Die Anwendung auf die bereits bei der 
erſten Formel benutzten Beiſpiele wird Dieſes anſchaulich 
machen. — Der Gläubiger hat durch den auf zehen Pro—⸗ 
zent geſchloſſenen Zinsvertrag das Recht erworben, Zinſen 
in dieſem Betrag zu fordern, ſo lange das Darlehen 


(a). Diefe Aufrechthaltung für Sie iſt in den ſeltneren Fällen 
die Zukunft wird meiſt unerheblich wichtig, wenn die Unkündbarkeit 
fein, weil der Schuldner das Dar⸗ der Schuld auf längere Zeit be- 
Iehen kündigen Tann, und in Folge dungen ſeyn follte. 
des neuen Geſetzes leicht Geld zu (b) Bergmann ©. 9. 
geringeren Zinſen finden wird. Puchta Borlefungen S. 223. 
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beitebt (e), und dieſes erworbene Necht fol erhalten wer- 
ben, obgleidh ein neues Geſeß die Zinäverträge auf ein ge⸗ 
ringeres Maaß beichräntt. — Durch den bloßen Vertrag 
bat der Käufer des Landgutes Eigenthum erworben, und 
diefes erworbene Recht foll ihm erhalten werden, obgleich 
ein neues Geſetz die Veräußerung an die Bedingung der 
Tradition nüpft. | 

Die auf die Erhaltung der erworbenen Rechte gerichtete 
Formel bedarf nach zwei Seiten einer näheren Beftimmung, 
um gegen mögliche, fehr bedenkliche, Mißverftändniffe ge⸗ 
ſchützt zu werden. 

Erſtlich ſind unter erworbenen Rechten, welde nad 
jener Zormel erhalten werden follen, nur die Rechtsverhält⸗ 
niſſe einer beftimmten Perfon zu verftehen, alfo die Be⸗ 
ftandtheile eines Gebietes unabhängiger Herrichaft des indi- 
viduellen Willens (d), nicht die abftracten Befugniffe aller 
Menſchen oder ganzer Klafien von Menſchen (e). Einige 
Beifpiele werden diefen Gegenſatz, und die aus demſelben 
hervorgehende Beſchraͤnkung für die Anwendung ber auf. 
geftellten Formel, anfchaulid machen. — Wenn in einem 
Staate der bisher ftraflofe Zweikampf unter Strafe geftellt 
wird, jo iſt dadurch allen jehtlebenden Einwohnern die 


(c) Es würde ganz unrihtig daß die Ausübung von dem Ein- 
feyn, nur den Anſpruch auf fhon tritt eines im ber Zukunft Tiegen- 
fällige Zinfen ein erworbenes Recht den Zeitpunktes abhängt. 
zu nennen. Auch der Anſpruch (d) ©. 0. 8. 1 852. 58. 
auf Tünftige ift eim folches, jedoch (e) Bergmann $ 20. 
barin von dem erſten verſchieden, 

viu. 25 


RN 
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bisher genofjene Befugniß, den Zweikampf ungeftraft vorzu⸗ 
nehmen, entzogen, Die augenblidliche Einwirkung dieſes 
neuen Geſetzes aber wird durch unfere Formel nicht aus- 
geichloffen, weil die bisher vorhandene abftracte Befugniß 
aller Menschen zum ftraflojen Zweikampf nicht die Natur 
eines erworbenen Rechtes hat. — Auf gleiche Weile verhält 
ed fih, wenn in einem Stante, der bisher Bürgichaften 
der Frauen mit voller Wirkung ‚anerkannte, das. Römijche 
Recht, und mit diefem das Sc. Vellejanum, eingeführt wird, 
wodurd ale Frauen Die biäherige Befugniß zu vollgültigen 
Bürgfchaften verlieren. — Und ganz Daffelbe muß, bes 
Sauptet werden, wenn da, wo biäher die Bolljährigkeit mit 
21 Jahren eintrat, das Roͤmiſche Recht mit der auf 
25 Sabre beitimmten Volljährigkeit eingeführt wird: Alle, 
die zur Zeit dieſes neuen Geſetzes noch nicht 21 Sabre 
vollendet haben (f), _verlieren durch daſſelbe die Befugniß, 


mit diefem Alter voljäprig zu. werben, und werden alſo 


Bier Jahre länger in der Minderjährigkeit erhalten. 
Zweitens find erworbene Rechte nicht zu verwechſeln 
mit bloßen Erwartungen, die durd das biöher beſtehende 
Geſetz begründet waren, durch das neue Gejeh aber zeritört 
werden. Diefe Zerftörung wird durch den auf die Er— 
haltung der erworbenen Rechte gerichteten Grundfag feines- 


(f) Anders verhält es fich mit Denen, die zur Zeit des neuen Ge- 
ſetzes Schon 21 Jahre zurüdgelegt hatten, denn für jeden Einzelnen 
unter diefen war die Volljährigkeit bereits ein perfünliches erworbenes 
Recht geworden, |. u. 339. 


ı 7 
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weges ausgeſchloſſen. — So konnte ein beftehendes Erb⸗ 
folgegeſetz in beſtimmten Perſonen einer Familie die Er: 
wartung erregen; dab ſie die Inteftaterben eines anderen 
Familiengliedes werben wider, und fie mögen vielleicht 
ihren Zebendberuf nich diefer Erwartung eingerichtet haben. 
Wenn nun ein neues Erbfolgegeſetz dieſe Erwartung ver: 
nichtet, jo mag ihnen dieſe Aenderung des Rechts jehr 
ftörend werden, aber unferBrunbfag ſchließt biefen Erfolg 
nicht and, da berfelbe nur erworbene Rechte, nicht erregte 
Erwartungen, in Schutz nimmt. — Eben fo verhält es 
ſich, wenn Jemand von einem reichen kinderkofen Mand 
das Verſprechen erhäft, daB diefer ihn zum einzigen Erben 
eitrfeen werde, iverm ſogar das Teftament wirklich gemacht 
und ihm gezeigt worden if. Diefe bloße Erwartung fan 
durch ein,’ bei dem Leben’ des Teſtators, erlaffenes neues 
Geſetz, das die Teftamente verbietet eben fo gut vereitelt wer: 
den, wie durch den'veränderten Willen des Teftators (6). — 
Dagegen märbe es unrichtig ſeyn, Hierin ben "bloßen 
Erwartungen gleich zw ftellen die Rechte, Die nur noch nicht 
ausgeübt werben können, weit fle an eine ' Bedingung 
oder Zeitbeftimmung gefnüpft find. Dieſes find wirkliche 
Rechte, indem felbft bei der Bedingung‘ die ringetretene 
Erfüllung retrotrahirt wird. Der Unterſchied liegt Darin, 
datz bei’ bet Erwartung aller "Erfolg von der bloßen 


nn | 


(g) Mexrer p. 32. 83: J 
25* 
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Willkür einer fremden Perſon abhängt, anftatt Daß bei 
conditio und dies Diejed anzunehmen ift (h). 

Der bier aufgeftellte Grundjag, der- aus ‚beiden angege- 
benen Formen hervorgeht, bat aber zwei an fi verſchiedene 
Bedeutungen, deren jebe wahr und. wichtig ift; Die eine 
bezieht ſich auf den Gefegeber, die andere auf den Richter. 

Für den Geſetzgeber bat jener Grundſatz Die Bedeutung, 
daß er ‚neue Gejege nicht mit rüdwirkender Kraft, nicht 
mit Gefährdung erworbener Rechte, erlaffen ſoll (i). 

Für ben Richter geht bie Bedeutung bes. Grundſatzes 
dahin, jedes. neue Geſetz, auch wenn es hierüber unbeitimmt 
lautet, jo auszulegen und, anzuwenden, daß ihm keine 
rucwirlende Kraft heigelegt, daß kein erworbenes Reiht 
geftört werde. 

Wird alſo in einem Staat, her dieher die Beränperung 
durd) bloßen Bertrag zuließ, die Tradition als Bedingung 
der Beränßerung vorgeſchrieben, ſo wird Diejes, neue Geſeß 
der eben geftellten Anforderung dadurch genügen,. daB es 
in folgendem Sinn gedacht wird: „Wer künftig Eigenthum 
veräußern will, ſoll ſich dazu der Tradition bedienen.“ In 





(kb). ©. 0.8.3 8 116. 117. 
120. — — Osusor T.1 p. 128. 
Marsa p. 3032 p: 172. 

(i) Darauf gebt ber Ausdrud . 
der L. 65 0. de decur: (10. 31) 
„cum convemat leges futuris 
regulas imponere, non praeter- 
itis calumnias excitare.“ Die 


meiften anderen Stellen faffen mehr 


. den Standpunkt der Belehrung für 
ben Richter auf. So unter anderen 
and) die Stelle, ans welcher aufer- 
dem bie L. 65, ci. grüßtentheile 
" wörtlid entnommen if. L. 3 C. 
Th. de const. (I. \) „Omnia 
constituta non praeteritis ca- 
lumniam faciunt, sed futuris 
regulam imponpnt.“. 17 
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diefem Sinn fol ber Geſetzgeber die neue Vorſchrift denken 
(mern auch nicht wörtlich auebräden), und der Richter 
fie. anwenden. 

Bisher ift verfucht worben, den Grundſatz in feiner 
eigentlihen Bedentung und in feinen verſchiedenen Be⸗ 
ziebungen klar zu machen, fo wie in gehörige Gränzen eins 
zuſchließhen. Die Hanptfrage aber tft dabei noch nicht be» 
rübrt worden: ob wir ihn überhaupt für wahr zu halten 
haben, und aus welchen Gründen. 

Man möchte vielleicht verfucht ſeyn, Folgendes dagegen 
einzuwenden. Ein neues Geſetz wird flet3 gegeben in der 
Heberzeugung, dab es beffer jey, als das frühere. Daher 
mäffe man defien Wirkſamkeit ſo weit, als möglich, aus⸗ 
dehnen, um den zu erwarteiden befferen Zuftand dem 
weiteften Kreife mitzutheilen. — Diefe Auffafjung hat einige 
Verwandtſchaft mit der oben bei dem territorialen Rechte 
erwähnten ($ 348), nad) weldyer bei jeder örtlichen Colliſion 
der Geſetze nur immer das Gefeh des eigenen Landes feft- 
gehalten-werden jollte. Wie aber damals dieſem fcheinbaren 
Grundfah ber wahre entgegen geſetzt werben mußte, had 
welchem jedes Rechtsverhaͤltniß vielmehr nach dem Geſetz 
des ihm naturgemäß aufommenben Nechtögebietes zu beur⸗ 
theilen war, fo wird auch hier unfre Anfgabe dahin gehen, 
für die zeitfiche Wirkſamkeit eines jeden neuen Geſetzes das 
Bebiet der Herrichaft feftzuftellen, welches ihm naturgemäß 
zufommt. Die Gränzen diefes nätürlichen Gebietes nun 
für die Herrfchaft eines neuen Geſetzes find es, welche 
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durch den ohen aufgeftellten. Grundſatz der nichtrückwirlen 
den, Kraft, der ‚Erhaltung erworbener Rechte, bezeichnet 
werden. Die Wahrheit diefer Behauptung aber. geht aus 
folgenden Betrachtungen hervor. ., 

Exrſtlich iſt höchſt widtig-. und wůnſchenswerth, das 
nnerſchütterliche Vertrauen in die Herrſchaft der beſtehenden 
Geſetze. Damit iſt nicht gemeint das Vertrauen in ihre 
ſtete Fortdauer, da vielmehr nach Umſtänden die Erwartung 
und der Wunſch eines beſſernden Fortſchrittes wohl begründet 
und heilſam ſeyn kann. Wohl aber iſt gemeint. das Ver⸗ 
trauen, ‚Daß ihre Herrſchaft und Wirkſamkeit, jo lange fie 
befteben, unanfechtbar feyn , werde Es ſoll alfo Jeder 
darauf ſicher rechnen dürfen, daß die NRechtägeichäfte, Die 
er zum Grwerb von Rechten nach den. beſtehenden Gejepen 
eingerichtet, hat, auch in Zukunft wirkſam bleiben werben, 

Zweitens ift gleichfalls wichtig und münichenswerth die 
Erhaltungdes jederzeit beftehenden Redtd: und Vermögens. 
Beftandes, Diele Erhaltyug aber wird, fo weit die Geſetz⸗ 
gebung darauf: einwirken kqun, befördert durch den oben 
aufgeftellten Grundſatz, beſahrdet. durch den entgegen⸗ 
gefepten. 

Dritten if der - entgegengefehte Grundfos Ichon . dethalb 
verworflich, weil sine conſequente ‚Durchführung deſſelben 
ganz unmöglich iſt, fo daß er nur zufällig und inconſe⸗ 
quenterweiſe (alſo ſchon deshalb ungerecht), auf einzelne Arten 
von Rechtögejchäften einwirken würde, während alle, auderen 
davon Frei bleiben müßten. . Wolte man jenen enigegen« 
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geſetzten Grundfaß ftrenge durdführen, fo müßte ein neues 
Geſetz, welches zur Beräußerung des Eigenthums, anftatt 
des bisher genügenden bloßen Bertrags, die Tradition er- 
forderte, die Folge haben, daß nun auch alle vergangene 
Veräußerungen unwirkſam würden, oder durch nachgeholte 
Traditionen ergänzt werden müßten. Die völlige Unmöglich- 
feit eines ſolchen Nechtszuftandes ift fo einleucdhtend, daß 
gewiß Niemand daran gedacht hat, in die Annahme einer 
rücdwirfenden Kraft, die von Mauchen nad) der Natur der 
Sache ald richtig angefehen, und nur nach pofitiven Ges 
fegen verworfen wird, auch diefe Folgen mit aufzunehinen. 
Man glaubte alfo die Rückwirkung allgemein in Frage zu 
ftellen, dachte aber dabei in der That nur an eingeleitete, 
noch unerledigte Rechtögefchäfte, namentlich an früher ge- 
Ichloffene obligatoriiche Verträge, deren Erfüllung erft nad) 
dem Erlaß ded’ neuen Geſetzes gefordert wird (k). Im 
diefer befchränften Anwendung ift’es allerdings denkbar, 
die Rüdwirkung durchzuführen; aber eben diefe ganz zu- 
fällige und willfärlihe Beſchränkung beweift, dab die An⸗ 
nahme der Rüdwirkung zu einen allgemeinen Grundfaß 
ganz untauglich, und in ber zufällig beichränften Anwen: 
dung, worin fie möglich wäre, ungeredt ift. 


(k) Diefes ift namentlich die zur Veräußerung erfordert. Er 


Anfiht von Weber, ©. 108, der 
das unter dem früheren Gefeß durch 
bloßen Vertrag erworbene Eigen- 
thum fortwirten läßt,“ auch went 
ein neued Geſetz die Tradition 


wird aber dadurch ſeinem Grund⸗ 
fat in der That untren, indem er 
unvermerkt die Anwendung deffelben 
inconſequent und willkürlich be- 
ſchränkt. 


- 
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$. 386. 

A. Erwerb ber Achte. Grundſatz. (Fortſetzung.) 

Der Grundſatz für die den Erwerb der Rechte betreffen- 
den Regeln ift biöher nur von dem Standpunft einer 
allgemeinen Betrachtung über die Natur und Beftimmung 
der Gejege erwogen worden; ich wende mid nun zu 
den Ausfprüchen der Gefehgebung ge diefe wichtige 
Frage. 

Hier tritt und zunädft entgegen eine für den Orient 
von 8. Theodofius II im 3. 440 erlafjene Berord- 
nung (a), die auf alle fpätere Zeiten, fowohl in ber Ge— 
ſetzgebung, als in der Praris, und in der Lehre der Schrift» 
fteller, den entichiedenften Einfluß ausgeübt hat. Sie 
lautet alſo: | 

Leges et constitutiones futuris certum est dare 

formam negotiis, non ad facta praeterita re- 

vorari, nisi nominatim et de praeterito tempore 
. et adhuc, pendentibus negotiis cautnm sit. 

Der. wichtige Inhalt diefer Verordnung, der die bisher 
"porgetragene Lehre völlig beftätigt, läßt ſich auf folgende 
Hauptfähe zurüdführen. 

Sie unterjcheibet nicht zwifchen vergangenen und fünf: 
tigen Wirkungen juriftiicher Thatfachen, fondern zwiſchen 


(a) L. 7 C. de legiöus (1.14). — Die Stelle wird wörtlich wieber- 
holt in einer Decretale von Gregor IX., C. 13 X. de constik. 
(1. 2). Dem Inhalt nad ſtinmt damit überein C. 2. X. eod, 
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vergangenen und künftigen Thatſachen felbft. Neue Ge⸗ 
jepe, jagt fie, find anzuwenden auf alle jpäterhin vorzu⸗ 
. nehmenden Rechtsgeſchäfte (futuris ... negotiss), nicht an« 
zuwenden auf vergangene Mechtögeichäfte (non ad facta 
praeterita revocari), auch wenn deren Wirkungen erit 
noch in der Zukunft liegen follten (adhuo ‚pendentibus ne- 
gotiis) (b). on 

Sie, macht den Vorbehalt, dab ein künftiges Geſetz 
ausnabmöweife auch wohl eine rückwirkende Kraft fidh bei⸗ 
legen könne, die aledann anerlannt werden mäfle. Hieraus 
erhellt, daB diefe Verordnung gedacht ift als eine Anwei- 
jung (Auslegungsregel) für die Richter, nicht für den Ger 
febgeber, welchem vielmehr für jeden.einzelnen Fall freie 
- Hand. ausdrädli vorbehalten wirt. Wäre aber auch 


diefer Vorbehalt nicht Hinzugefügt, jo würde er ſich yon 


(b) Denn die Beziehung auf 
die pendentia negotia tft ber 
Ausnahme vorbehalten, für bie 
regelmäßigen Fälle alfo unterjagt. 
Pendens negotium if ein Ber- 
trag, der zur Zeit bes neuen Ge⸗ 
fees fchon geſchloſſen, aber ganz 
ober theiſweiſe noch unerfüllt iR, 
ſo daß deſſen Wirkungen in der 
Zukunft liegen. — Der Ausdruck 
negotium iſt in der Stelle a po- 
tiori gebraucht, indem die meiften 
juriftifchen Thatſachen (wenn and 


nicht alle) wahre Rechtsgeſchäfte 


find (F 384. e). Auch andermärts 
kommt allerdings der Ansdruck ne- 


gotium für eine ſolche Thatfache 
vor, die gewiß kein Rechtsgeichäft 
if, nämlich die Gröffnung einer 
Inteftaterbfolge. L. 12 in f. C. 


‚de suis (6. 55). — Untet bie 
. pendentia negotia gehören nun 


unftreitig auch diejenigen, worüber 
bereits ehr Mechteftreit erhoben, 
aber noch nicht entſchieden ift; je- 
doch glaube ich nicht, daß ber hier 
gebrauchte Au sd ru dl gerade dieſen 
Fall befonders hat bezeichnen follen. 
Anders verhält es fi mit den 
causis . . . qu2e in juckciis 
adhuc pendent in ber Conat. 
Tanta $ 23, 
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ſelbſt verſtanden haben, da Biefe Vorſchrift künftig, wie im 
Ganzen, fo aud in der Anwendung uuf jeden einzelnen 
künftigen all, wieder aufgehoben werden Tonnte. 

- Wichtig ift noch der Standpunkt, von weldyem and die 
Berordnung erlaffen wird. Sie tft nicht gemeint als eine 
ans neuer Erfindung hervorgehende Vorschrift, vor welcher 
alfo etwa das Gegentheil anzunehmen gewejen wäre. Biel 
mehr will fie nur aubſprechen, Was aus der Natur und 
Beitimmmng der Gefeßgebung als Regel nothwendig folge 
(certum est), alſo eine Belehrung geben zur -Abmenbung 
möglicher Irrthümer der Richter über diefe Trage. Auch 
dürfen wir nicht zweifeln, daß jene Regel von jeher von 
den Römifcheir Suriften als wahr anerkannt worden: ift, 
und es ift nur zufällig, daß uns nicht Ausfprüche derfelben 
aus älterer Zeit aufbewahrt‘ find (b}). 

Endlich ift oben bemerft worden, daß neue Gefege auf 
zweierlei Meife vorkommen fönnen: als einzeln ſtehende, 
beſondere Vorſchriften @ 383. Num. 1), oder im Zuſam⸗ 
menhang eines ganzen Gefſetzbuchs, alſo eines mit Geſetzes— 
kraft verſehenen Syſtens von Rechtsregeln ($ 383. Num. 2. 
3. 4). In ber bier vorliegenden Verordnung ift augen- 
ſcheinlich nur an den erften Fall gedacht, der Inhalt der⸗ 
ſelben paßt aber ganz eben ſo auch auf den zweiten. 


. (b!) Sehr beſtimmt findet ſich die Regel auexkannt bei Otouko in 
Verrem I; 42, uud zwar ale Etwas, dae von Iehen als unzweiſelhaft 
augeſehen worden ſey. 
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Derſelbe Grundjatz nun, den die angeführte Verordnung 
in allgemeiner Geſtalt ausſpricht, findet fich anerkannt in 
einer Reihe von Conſtitutionen, welche als neue Geſetze 
über einzelne Rechtsfragen erlaffen wurden, mit dem Zufag, 
daß fie nur für die Zukunft gelten, nicht rückwirkend ſeyn 
ſollten; dieſer Zuſatß hat dabet die Natur eines tranfiteri- 
ſchen Geſetzes (z 388). — Einige dieſer Gonftitntionen 
find dadurch bemerkenswerth, dab fie fehr beftimmt die oben 
erflärte Natur unſres Grundſatzes ausſprechen, nach wel- 
cher derfelbe beſtimmt iſt, die künftigen Wirkungen 
der vergangenen Thatſachen aufrecht zu halten (o) — 
Anderen drücken den Grund unſerer Regel ganz richtig 
babin and, dab Der, welder im Bertrauen auf das be- 
ftehende Gefetz feine Rechtsgeſchäfte einrkchte, Teinen Tadel 
‚verdieme, indem er das künftige Geſetz nicht habe vorher⸗ 
ſehen und beachten fönnen :(d). 

Wir haben nun zunächlt zu unterfudyen, welche Bedeu: 
tung dieſe Ausſprüche des Römilchen Rechts für uns, auf 
dem Standpunkte des gemeinen Rechts, haben, und wir 


(6) Z um. $.-16 de rei innoveiur, sed maneant apud 
ux. act. (5. 13) „instrumenta eos jure antiquo firmiter detenta 
enim:jaı eonfetta ‚viribus ca- ı et vindicanda“. 
rere non patimur, sed suum (d) L. 29 CO. de test. (6. 23), 
exspectare eventum" — L. un. Nov. 22 C. 1. —. Andere Eon- 
8 13 .C. de latina libert. toll. ſtitutionen, bie denſelben Grund⸗ 
(7. 6). „Sed si quidem liberti fat anerkennen, find diefe: Z. 65 
jam mortui sunt et bona eorum ’C. de deowr. (10. 81), Z.'18 
quasi Latinorum his, quorum C. de testibus (4. 20), Nov. 66 
intererat, aggregata sunt, ved C. 1 8 4. 5. 
adhuc vivunt, nihil ex hac lege 
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können dieſe Frage ſogleich auch auf die im Romiſchen 
Recht vorkommenden Ausnahmen erftrecken, die eine rück⸗ 
wirkende Kraft mit ſich führen, und deren allgemeiner Vor⸗ 
behalt bareits erwähnt worden iſt, während. die Erwähnung 
der einzelnen Faͤlle .erft weiter unten ihre Stelle finden 
kann. Unjere Schriftfteller finb Darüber ganz einverftanden, 
dab alle dieſe Ausſprüche des Römiſchen Rechts, fie mö⸗ 
gen die Regel oder die Ausnahme betreffen, ſo weit über⸗ 
haupt Römiſches Recht anerkannt wird, die Kraft wahrer 
Bejepe mit fi führen. ‘Sch Tann mich von der Wahrheit 
diefer Behauptung nicht überzeugen. .ı. | 

Zuerſt muß ich biefelbe grundſätzlich verwerfen.. Bir 
mögen jene Ausſprüche anſehen als Arweilungen für den 
Geſetzgeber oder für den Richter, welche: beide Auffaſſungen 
an fich richtig. find ($ 385), fo haben fie für uns, auch da, 
wo das Römiſche Reit anerkannt wird, die Kraft binden« 
der Geſete nicht. (e). - 

Zweitens muß id; jene Behauptung: verwerfen mit 
Rüdficht auf den beionderen. Inhalt der Ausſprüche, von 
welchen hier die Rede ft. Der allgemeine Ausſpruch, 
welcher bie rũckwirkende Kraft verneint, ſo wie die einzel⸗ 
nen Wiederholungen deſſelben Mote a.c. d.), ſollten gar 
nicht neues Recht aufſtellen, und ſind auch in der. That 
nur Belehrungen, worin die richtige Behandlung neuer 
Geſche naturgemäß anertanut wird⸗ Bei. dieſen Auefpräcgen 


(e) ©. 0.8. 1 f 27. 49. 
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alſo ift die ganze Frage ohnehin eine völlig müffige. — 
Anders verhäft es ſich mit den einzelnen Ausnahmen jenes 
Grundſatzes, die allerdings eimen völlig pofitiven Charakter 
an fih tragen. Und dennoch muß and bier eine genauere 
Betrachtung zu demjelben Erfolg führen. Um Diefes an- 
ſchaulich zu machen, will id) Juſtinian's Gefepe über ben 
Zinsvertrag prüfen. Im 3. 528 hatte er verordnet, daß 
anftatt der feit Jahrhunderten erlaubten Zwoͤlf Prozente 
künftig in der Regel nur Sechs Prozente an Zinjen be⸗ 
dungen werden dürften (f. Da nun bald darauf Zweifel 
entftanden wegen ‘der vor bem 3. 528 geichloffenen Zind- 
verträge, erließ er im 3: 529 ein tranſitoriſches Gefeh (g) 
bes Inhalts, daß die vor.dem 3. 528 verfallenen Zinfen 
nach dem alten Geſetz, Die ſeitdem verfallenen, fo wie die 
fünftigen, nad dem neuen Geſetz beurthäilt werden foll- 
ten (bh). Nun wird wohl Ieder zugeben, daß von dem 
unmittelbaren Inbatt des Geſetzes nicht mehr Die Rede jeyn 
fann, da ganz gewiß feinem Richter ein vor 528 geſchloſ⸗ 
fener Zimdvertrag zur Entſcheidung vorgelegt werden wird. 
Eben ſo kann nicht von einer Anwendung des Geſetzes in 
den Laͤudern die Rede ſeyn, in welchen ſeit Jahrhunderten 
das Röomiſche Recht herrſchend iſt, da auch bier die that⸗ 
faͤchliche Veranlaſſung zu einer ſolchen Anwendung durch⸗ 


(f) :L. 26 C. de usuris (4. 82). 

(8) L. 27 C, de usuris (4. 82): ' 

(h) Die legte Beſtimmung gebt auf rüdwirtenbe Kraft, enthält 
alfo eine Ausnuhme unjetes Grundſatzes ($ 385). 
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aus fehlen muß. Der einzige Fall einer möglichen Anwen⸗ 
dung wäre der, wenn etwa eine Gegend, die bisher fein 
Zinsverbot gelannt hätte, einem Staate einverleibt würde, 
in welchem Römiſches Recht, mit dem Verbot höherer Zin- 
jen, als zu 6 Prozent, gilt: Hier lönnte man. daran. den- 
fen, das anpeführte tranfitorifiche Geſetz auf die in jener 
Gegend- geichloffenen ‚früheren Zinsverträge anzuwenden. 
Allein auch dieſe Anwendung würde id, abs eine unge 
börige, blog buchſtaͤbliche, dem Geiſt des Geſetzes wider: 
ſprechende, verwerfen müflen. . Denn jedes tranfitorijche 
Gejeh, ſo weit ed über die Gränzen bloßer Belehrung hin⸗ 
aus gebt, und, fo;wie jenes Geſetz Zuftinian’s, eine Rüd- 
wirkung anorbnet, iſt von ſtreng poſitiver Natur, alſo ganz 
abhängig :voy dem. Umftaͤnden und Bedürfniſſen ſeiner Zeik, 
‚und nicht ber. Ausdruck einer für alle Zeiten und Berbält 
niſſe gültigen Rechtsregel. Juſtinian kann alſo die bier 
erwähnte. Rücdwirfung verorduei haben, weil er (mit: Mecht 
oder Unrecht) annahm, :fie.fey nad dem Bedürfniß jeiner 
Zeit nöthig oder nützlich. Wollten mir dieſelbe aber jeht . 
anwenden, jo würden wir. über.den Sinn derſelben hinaus⸗ 
geben, indem mir ohne ‚allen Grund, vorausſetzen müßten, 
er habe diefe Vorſchrift auch für alle Fünftige Zeiten, "deren 
Bedürfniſſe er unmoͤglich vorherſehen Tonnte, gelten kaffen 
wollen. 

Wenngleich nun aus dieſen Gründen hergorgeht, daß 
wir den erwähnten Ausſprůchen des Romiſchen Rechts die 
Kraft bindender Geſetze, ſelbſt in dem Gebiete, unſores ge⸗ 
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meinen Rechts, abſprechen müfjen, jo darf dieſe Behaup⸗ 
tung keinesweges fo verſtanden werden, ala wellten wir 
diefelben für gleichgültig oder: unwichtig erflären. Sie find 
vielmehr dadurch höchft. wichtig geworben, daß fie als eine 
mächtige Autgrität jeit, Jahrhunderten auf die Geſetzgebung, 
die gerichtliche Praris, und die Lehre der Schriftiteller ein- 
gewirkt, haben, wodurd), neben mancher Verfchtedenheit im 
Einzelnen, dennod im Ganzen eine jo große Uebereinſtim⸗ 
mung, entjtanden ift, wie fie one dieſe zemeinſame Grund⸗ 
lage gewiß, nicht zu. erwarten .gewejen wäre. - 


Du 31.7 — 
A Eimerb der Rehte Grundfag. Goriſebuig) 


Der Ausſpruch des Romiſchen Rechts, über die Nicht: 
rückwirkung ($ 386) ift in ‚Die. wichtigften neueren Geſetz— 
gebungen übergegangen. 

I Preußiſche Geſetzgebung. 

Die Einleitung zum allgemeinen Landrecht enthält die⸗ 
ſen Grundſatz in folgenden Worten. 

8 14. Neue Geſetze können auf (om vorhin 
vorgefallene Handlungen und Begeben- 
beiten nicht angewendet werden. 

Diele Vorſchrift ift augenicheinlich gemeint. als Anwei⸗ 
fung für Die Handlungsweiſe der Richter, ſo daß das 
Wort fönnen eigentlich den Sim von tollen mit ſich 
führt. 
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Was den Gejehgeber betrifft, jo war in dem Entwurf 
eine Stelle aufgenommen, welde den Vorbehalt von Aus- 
nahmen, übereinftimmend mit dem Roömiſchen Net, aus⸗ 
drüden follte (a). Diefer Vorbehalt ift in dem Landrecht 
weggelaffen worden, und es ift an die Stelle beffelben die 
- allgemeine Ausnahme getreten, daß nene Strafgefeße, ſo⸗ 
fern fie milder ſeyen, als die alten, auch auf frühere Ver⸗ 
brechen angewendet werden follen (b). — Dieſe Weglaf- 
ſung ift jedoch ganz unerheblich, indem es fidy ohnehin von 
jelbft verfteht, dab in jedem einzelnen fünftigen Fall der 
Gejeßgeber berechtigt ift, einem neuen Geſetze ausnahms⸗ 
weije die rückwirkende Kraft beſonders beizulegen. 

Die oben angeführte Vorſchrift ſtimmt mit dem Römi- 
ſchen Recht aud darin überein, daß ſie ausdrücklich die 
juriſtiſchen Thatſachen der früheren Zeit („Handlungen 
und Begebenheiten“) der Einwirkung des neuen Geſetzes 
entzieht, alſo ſowohl die vergangenen als die zukünftigen 
Wirkungen diefer früheren Thatfachen davon unabhängig 
erhält. | 

Neben diefer allgemeinen Beitimmung, die für alle ge- 
genwärtige und Fünftige Gefege die zeitliche Graͤnze ihrer 


(8) ' Entwurf einen Geſetzbuchs⸗ Ib) Einleitung zum A. L. R. 
Einleit. $ 20. „Nur ber Landes. $ 18—20. Gine andere, die Form 
here Tann, aus diberwiegenden "ber Rechtsgefchäfte betreffende Aus- 
Gründen des gemeinen Beften, nahme ($ 16. 47) wird weiter 
"ein neues Geſetz auch auf ver- umten ($ 388. c) erwähnt werben. 
gangene Fälle zurückerſtrecken.“ | 
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Wirkſamkeit feftftellt, fommt nun aber noch in Betracht eine 
Anzahl tranfitorifher Vorſchriften, veranlagt durch die 
Einführung der gegenwärtigen Preußiſchen Gejebgebung, 
bald in das gefammte Land, bald in einzelne Landestheile 
($ 383). In dieſen iſt derſelbe Grundſatz anerkannt, und 
nur in näheren Beſtimmungen einzeln angewendet. 

II. Franzoͤſiſche Geſetzgebung. 

Hier iſt unſer Grundſatz fuͤr das Privatrecht in folgen⸗ 
den wenigen Worten anerkannt (e): 

La loi ne dispose que pour l’avenir; elle n’a 
point d’effet rötroactif. | 

Sowohl diefe Kürze, als der gebrauchte gangbare Kunft- 
ausdruck (effet rötroactif) laͤßt keinen Zweifel, dab bier 
lediglich die aus dem Rõomiſchen Hecht berrührende, und 
durch das wiſſenſchaftliche Recht aller Länder längſt ge- 
aauer ausgebildete Lehre ganz und vollftändig anerlannt 
werben follte, und fo bat es auch die Zranzöfliche Praxis 
aufgefaßt. 2 

Ganz in demfelben Sinn ift die Regel im Strafred 
ausgeſprochen (d)., Die rüdwirkende Kraft der neuen ° 
Strafgejepe, wenn fie milder find als bie früheren, ift bier 
nicht, wie im Preußiſchen Recht, durch das. Gefeh felbft 
hinzugefügt, wohl aber durch die Praris anerkannt. 

ID. Oeſterreichiſche Gefepgebung. 

Auch bier findet ſich blos folgende kurze Vorſchrift (e). 

(ec) Oode civil art. 2. (d) Oode p&nal art. 4. 


(6) Gefehbuh 8 5. 
VOL 26 
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Geſetze wirken nicht zurück; fie haben Daher auf 
vorbergegangene Handlungen und auf vorher er- 

woorbene Rechte feinen. Einfluß. 

&3 gilt bier dieſelbe Bemerkung, weldye bereits für 
das Franzoͤſiſche Geſetz gemacht worden iſt. Ja es ift 
aus den gebrauchten: Ausdrücken nach unzweifelhafter, hab 
der Geſetzgeber die geſammte im gemeinen Recht auerkannte 
and außgebildete Theorie ſich hat aneignen wollen. 


Bei der geringen Einwirkung der Geſetzgebung anf bie 
vorligende Lehre ift dem wiffenfchaftkühen. Recht: ein um 
fo größerer Einfluß zugefallen, und es ſcheint daher nöthig, 
einigg allgemeine Bemerkungen über die. Stellung unjerer 
Schriftfteller zu dieſer Lehre voraus zu ſchicken. Sm 
Großen und Ganzen findet ſich eine größere Uebereinſftim⸗ 
mung, als man erwarten möchte; theils durch. die große 
‚Autorität, die ,feit Jahrhunderten die Ausſpruͤche des Roͤ⸗ 
miſchen Rechts ausgeübt haben (K 386), theils durch Die 
gerade hierin oft unverlennbare innere Macht der Dinge 
felbſt. Die dennoch vorhandenen Verſchiedenheiten haben eine 
zweifache Natur. Einige gründen ſich auf die mehr oder 
weniger richtige Auffaffung. der oingelnen Rechtsverhältniſſe 
in Beziehung auf. unfere Frage, und vom..diefen wird erft 
unten, bei dieſen Nechtöperhältniffen felbit, Die Rede ſeyn 
können. Andere ſind entſtanden aus den verſcheeb euen Ver⸗ 


17 
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fuchen, das mehr oder weniger deutlich Gedachte in allge 
meinen Grundjäpen zu formuliren; biefe Verſchiedenheiten 
haben eine überwiegend theoretiihe Natur. Eine Sehr in 
bas Einzelne gehende Vergleichung und Kritik dieſer Ver⸗ 
ſuche würde nicht im rechtem Vethaältniß ſtehen zu ber da⸗ 
von zit erwartenden Frucht. Es wird genügen, bei einigen 
Schriftftellern, die auf diefe allgemeine Fotmulirung mehr, 
als Andere, Kraft verwendet haben, auf das Eigenthuͤmliche 
derſelben hittzumeifen. 

Weber legt befonderes Gewicht anf folgende Unter 
ſcheidung (FY. Man koͤnne ein neues Geſetz erftlich ver 
ſuchen ſo zu behandeln, als wenn es ſchon in einer frü⸗ 
heren Zeit vorhanden geweſen wäre, fo daB ed auch auf 
die in die Vergangenheit fallenden Wirkungen älterer Rechts⸗ 
geidäfte bezogen würde Darin liege eine rückwirkende 
Kraft, und dieſe fey ververfiih. Man könne aber auch 
zweitens fich darauf beichränfen, die künftigen Wirkungen 
älterer Rechtögeichäfte nad) dem neuen Geſetze zu beuttheilen, 
und Diefes Ten richtig. — Cr glaubt, dieſe Unterſcheidung, 
als Grundlage der ganzen Lehre, aus ber Natur ber 
Sache abgeleitet zu haben, ftebt aber In ber That unter 
den Einfluß der L. 27 0. de usuris (8 386. g), deren 
fehr eigenthümliche wud willkürliche Vorſchrift fih Ihm un- 
vermerkt in einen dllgemeisten: Grundſaß verwandelt. Wie 
ſehr er anf diefem Wege zu einer inconſequeüten Anwen⸗ 


(f) Webers 21, abe $s MN. 
. ° 26” 
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dung feined Grundfaped umvermerft genöthigt wird, um 
der völligen Unausführbarkeit zu entgehen, ift jchon oben 
bemerkt worden (g). 

Bergmann legt eine allgemeinere Unterfcheidung zum 
Grunde (bh). Ein Anderes ſoll gelten nad, der Natur ber 
Sade, ein Anderes nad den ganz pofitiven Borfchriften 
des Römischen Rechts. — Nah der Natur der Sache fol 
Das wahr ſeyn, welches Weber für den Inhalt des Roͤ—⸗ 
miſchen Rechts ausgiebt. Das neue Gejeh fol nur nidht 
retrodatirt, das heißt, auf die in die Vergangenheit fallen- 
den Wirkungen bezogen werden; die Beziehung auf bie 
fünftigen Wirkungen älterer Rechtsgeſchäfte ſoll gültig feyn. — 
Die pofitive Vorſchrift des Römischen Rechts foll davon 
auf zweierlei Weiſe abweichen. Erſtlich, indem ed aud) 
die Fünftigen Wirkungen Alterer Rechtsgeſchäfte in Schub 
nehme; zweitens, indem es nicht blos die rechtlihen Wir: 
tungen (erworbene Rechte) ſchütze, ſondern auch bloße 
Erwartungen. 

Bei dieſem letzten Schriftſteller iſt befonders zu tadeln, 
daß er den Inhalt des Roͤmiſchen Rechts in einen grund⸗ 
ſätzlichen Gegenſatz bringt mit dem aus der Natur der 
Sache hervorgehenden Recht, welches der Abſicht der von 
Theodoſius II. berrübrenden, und von Suftinian in feine 
Geſetzſammlung aufgenommenen Hanptftelle geradezu wiber- 
ſpricht ( 886. a), alſo nur vertheidigt werden Tann durch 


(g) ©. o. $ 385. k. 
(h) Bergmann $ 4, 8 22, 8 80. 
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die Vorausſetzung, die Roͤmiſchen Geſetzgeber hätten ſich 
über die Natur der Sache völlig getäuſcht, nicht durch die 
Annahme, fie hätten abſichtlich neues, poſitives Recht vor- 
Schreiben wollen. — Mebrigens fchlägt Bergmann weſentlich 
daſſelbe Verfahren ein, wie Weber. Diefer fteht, wie ſchon 
bemerkt, ohne es ſich recht deutlich zu machen, unter dem 
Einfluß der L. 27 C. de usuris; eben jo Bergmann unter 
dem Einfluß von zwei Novellen Juſtinian's (N. 66 und N. 22 
C.1). Unter dem falfchen Schein eines Tritifch-hiftorifchen 
Berfahrens bildet er aus einigen allgemeinen Redensarten 
diefer Novellen, und aus fehr willkürlichen Vorſchriften 
derjelben, eine allgemeine Theorie der erlaubten und un- 
erlaubten rüdwirkenden Kraft der Geſetze aus, unter der 
ganz unkritiſchen ftillfchweigenden Vorausſetzung, Suftinian 
babe in dieſe Novellen eine folche Theorie niederlegen wol⸗ 
len, fte follten alfo den allgemeinen Maaßſtab abgeben für 
die Anwendung neuer Gefebe überhaupt. 

Struve endlich zeichnet fi nicht aus durch eine be- 
fondere Auffaffung der rüdwirkenden Kraft überhaupt, in- 
dem er bierin vielmehr von der Auffaffung Anderer mehr 
im Ausdrud, als im Weſen, abweicht. Dagegen fteht er 
ganz allein in der Behauptung, daB die Regeln über die 
Anwendung neuer Gefehe auf Vergangenheit und Zukunft 
ausfchließend aus der vom Richter zu erfennenden Natur 
der Sache, niemals aus pofitiven Gefehen, bergenommen 
werden dürften. Jeder Verſuch, dieſen Gegenftand gejep- 
lich zu regeln, fol gänzlich nichtig fein, und vom Richter 
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gar nicht beachtet werden bürfen; weshalb er denn aud 
alle tranfitorische Geſetzgebung völlig verwirft (Gi). — Bei 
dieſer Auffaffung der Sache ift hauptſächlich die Beſchei— 
denheit zu verwundern, womit dieſer Schriftſteller ſeine Be⸗ 
hauptung Aber das Verhältniß des Michters zu den Ge—⸗ 
ſetzen anf dem engen Kreis der die Rückwirkung betreffen- 
den Rechtsfragen einichränft, Bei unbefangener Betrad- 
tung wird man fich überzeugen muͤſſen, dab dieſelbe Be 
bauptung, wenn fie überhaupt wahr iſt, auch auf das 
ganze übrige Gebiet aller Rechtsfragen ansgebehnt wer- 
den mäfle, 


8. 388, 


A. Erwerb der Rechte. Anwendungen des Grundfages. 


Indem ich jetzt zur Anwendung des aufgeftellten Grund⸗ 
ſatzes übergehe, muß ich zuvor auf einen, für unſere Un- 
terſuchung wichtigen, Unterſchied in der Beſchaffenheit der 
juriftiichen Thatſachen aufmerfjam machen, Die meiften 
dieſer Thatſachen find einfache, einem. einzelnen Zeitpunft 
angehörende, Ereigniffe, jo wie Die Berträge, deren Weſen 
in einer übereinftimmenden Willenserflärung befteht, aljo 
in einer augenblidlichen Handlung, bei welcher die vielleicht 
lange dauernde Vorbereitung ganz gleichgültig ift. Bei Die 
fer Art der Thatfachen ift es leicht zu beftimmen, gb ein 


(i) Struve S. 6. S. 30-34. ©. 153-134. 
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neues Geſetz vor oden nach einer ſolchen Thatſache erlaffen 
fen mag. 

Dagegen giebt ed manche andere Thatſachen, die fi 
über einen ganzen Zeitraum verbreiten, entweder indem fie 
einen gleihmäßig fortgefepten Zuſtand voraudjegen (wie 
die Ufncapion und die Alagverjährumg), oder indem fie aus 
mehreren, der Zeit nad auseinander liegenden, einzelmen 
Sreigniffen zufammengefebt find (wie die Teftamente). Bei 
diejen ift die Beſtimmung des Zeitverhältmifjes zu einem 
nenen Geſetze ſchwierig und verwidelt, jo daß fie mur durch 
forgfältige Beachtung und Unterjdheidung der einzelnen Um⸗ 
fände gelingen kann, indem das nee Gejep oft erlafien 
wird zu einer Zeit, welche zwiſchen dem Anfang und ber 
Vollendung einer ſolchen Thatſache liegt. 

In den juriſtiſchen Thatſachen der erſten, einfacheren Art 
(den angenbliclichen Greigniſſen) verdienen beſonders zwei 
Momente unſere Aufmerkſamkeit, worüber eine gemeinſame 
Vorbemerkung bier ihre rechte Stelle finden wird: bie 
Handlungsfähigkeit der betheiligten Perſonen, und die je 
riſtiſche Form der Rechtögeichäfte. 

Die Handlungsfaͤhigkeit ift ausſchließend zu beurtheilen 
nad) der Zeit der juriflifchen Thatſache, ſowohl was den 
faktiichen Zuftand, ald was das beftehende Geſez betrifft. 
Schließt aljo ein Minderpähriger ohne Vormund einen Vers 
trag, jo ift und bleibt diejer Vertrag ungültig, auch nach⸗ 
bem das volljährige Alter erreicht tft; eben fo aber auch, 
wenn ein ſpäteres Gejeb den Zeitpuntt ber Volljährigkeit 
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früher, als biöher, eintreten läßt. Dafielbe gilt aber auch 
umgefehrt; ſchließt alfo unter der Herrſchaft des Franzoͤſi⸗ 
ſchen Rechts ein Einundzwanzigjähriger einen Vertrag, ſo 
iſt und bleibt der Vertrag gültig, auch wenn bald nachher 
dieſer Ort unter die Herrſchaft des Römiſchen Rechts tritt, 
welches Fünf und zwanzig Jahre für die Volljährigkeit er⸗ 
fordert. — Ueber diefen Gegenftand iſt auch, fo viel ich 
weiß, niemals ein Zweifel erhoben worden. — Daffelbe 
muß behauptet werden, wenn eine Frau Bürgichaft leiftet, 
während das Römische Recht (mit dem-Sc. Vellejanum) gilt, 
welches Geſetz nachher aufgehoben wird, oder umgekehrt. 
Im erften Fall ift und bleibt die Bürgſchaft ungültig, im 
zweiten Fall ift und bleibt fie gültig, auch nach d dem ab⸗ 
ändernden neuen Geſetz (a). 

Auf gleiche Weiſe muß die juriftifche Form eines Rechts- 
geihäfts beurtheilt werden ausichließend nad) dem zur Zeit 
des vorgenommenen Gefchäfts beſtehenden Gejeh, ſo dat ein 
“ jpätered Geſetz feinen Einftuß auf die Gültigleit hat, ohne 
Unterfchied, ob daffelbe die frühere Form erleichtert oder 
erihwert. Man kann diefen Satz jo ausdrüden: tempus 
regit actum, übereinftimmend mit der Regel des örtlichen 
Rechts: locus regit actum ($ 381), ja er führt ſogar 
noch einen höheren Grad von Gewißheit und Nothmwendig- 
keit mit fi), ald dieſe Regel, welche man als eine, durch 


(a) Bon einer abweichenden Meinung von Meyer über das 
Sc. Vellejanum wird unten bei ben Berträgen $ 392 die Rebe 
ſeyn. 
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allgemeine Rechtsgewohheit begründete, Begünftigung der 
Rechtsgeſchäfte anfieht. Denn bei diefer Regel des ört⸗ 
lichen Rechts ift es oft (wenngleich nicht immer) den Par: 
teien moͤglich, eime andere Korm zu beobachten, und darum 
wird ihnen billigerweife die Wahl gelaffen, welches Geſetz. 
fie in Anſehung der Form beobadten wollen: das am Ort 
der Handlung geltende, oder vielmehr das Gefeh des Drtes, 
welchem in anderer Hinficht dieſes Mechtögefchäft angehört, 
3. B. das Geſetz des Wohnfiped. Eine foldhe Möglichkeit, 
und das darauf gegründete Wahlrecht ber Parteien zwiſchen 
verjchiedenen Geſetzen, ift neben der Regel: tempus regit 
actum, gar nicht vorhanden, da Niemand oorherjehen kann, 
daß ein künftiges Gefeg die Form abändern werde, und 
worin die Aenderung beftehen werde. Daher ift denn auch 
von Schrififtellern dieſe Regel ohne Widerſpruch anerlannt 
worden (b). 

Nur in Einer Beziehung könnte man einen Zweifel an 
der Allgemeingültigkeit diefer Regel geltend madyen wollen, 
wenn nämlich dad neue Geſetz die Form eined Rechts⸗ 
gejchäfts nicht erjchwert, fondern erleichtert. Hier fönnte 
man aus fcheinbarer Milde und Schonung, aus dem uns 
bedingten Beftreben nach der Aufrechthaltung der Nechts- 
geihäfte, annehmen wollen, das Gefchäft ſey auch dann 
gültig, wenn die dabei angewendete, damals unzureichende, 
Form zufälligerweile den Forderungen deö neuen Geſetzes 


(b) Weber S. 90 u. fg. Meren p. 19. 29. 43. 61. 89, 
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genüge. Diefen Weg hat in der That das Preußiſche Geſetz 
eingeſchlagen (ce). Ich halte aber dieje Borfchrift für einen 
Mibgriff, and glaube, dab, wo ein foldhes Geſetz nicht 
befteht, gerade das Gegentheil nach allgemeinen Grundjäben 
- angenommen werden muß. | 

Der erwälmten Vorſchrift ſcheint die Anfiht zum Grunde 
zu liegen, die pofitiven Formen der Nechtägefchäfte ſeyen 
Beihräntungen der individuellen Bretheit zum Vortheil des 
öffentlichen Wohls, etwa fo, wie bie Staatdabgaben, bie 
der Staat, ohne Rechtsverletzung, nicht bios im Allgemeinen 
berabfeben, ſondern auch dem Einzelnen ſchenkungsweiſe 
erlaffen Tann. Diefe Anfiht Tann nur etwa zugegeben 
werden für die mit manchen Rechtsgeſchäften verbundene 
Stempelabgabe, und auch nur. da, in fofern der Gebrand 
bes Stempelyapierd als Bedingung der Gültiglelt des Ge⸗ 
ſchäfts vorgejchrieben feyn ſollte; für alle andern Formen 
iſt dieſe Anficht umwahr, wie ſich aus * Toigendem Beifpiel 
ergeben wird. 

- Wenn gegemwärtig in Berlin em eigenhändig geſchrie⸗ 
benes Pripatteſtament errichtet wird, fo iſt Dieſes eine 
unwirkſame Handlung, aus welcher, bei dem Tode des 
Teſtators, keine Rechte entſpringen. Wird aber vor ſeinem 
Tode die Franzöoſiſche Teſtamentsform eingeführt, nad) 

(e) Allg. ?. R. Einl. 8 17. in fofern nur bie nad) den neuern 
„Frühere Handlungen, welche, we⸗ Geſetzen erforberlijen Förmlich⸗ 
gen eines Mangels an Förmlich-⸗ keiten, zur Zeit des darüber ent⸗ 


feit, nad) den alten Geſetzen un- ftanbenen Streites, dabei angetrof- 
. gültig ſeyn mürben, find gültig, fen werben.‘ 
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weldger das eigenhaͤndige Pripatieftament vollgültig ift, 
fo würde dadurch, nach der angeführten geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift (Note ec}, jenes Seftgment gültig werben und die 
künftige Erbfolge beitimmen, Darin Isheint ‚eine humane 
- Begänftigung des Teſtators gu liegen,. deren Richtigkeit 
jedoch ſehr bezweifelt werben muß, Gin Geſetz, welches, 
wie das jegt in Preußen beſtehende, ſchlechthin Die gericht- 
lie Abfafjung der Teſtamente erfordert, wirb dabei un- 
zweifelhaft von mehreren zuſammen wirkenden, in fich ver- 
wandten, Beweggründen geleitet, die insgeſammt auf der 
heionderen Wirhtigkeit ber Teftamente, in Bergleihung mit 
anderen Mechtägeichäften, beruhen. Durch bie nothwendige 
Mitwirkung des Richters wird der Unterſchiehung eines 
falſchen Teffaments vorgebeugt; ferner. ber unheſonnenen 
Uehereilung, die ans augenbliclicher Zuneigung ober. Ab⸗ 
neigung gegen beftimmte Perfonen hervorgehen Tann; endlich 
dem eigenmüßigen Einfluß. mancher Perionen, dem fich der 
unhewachte, unberathene Teftator aus Schwäche nicht zu 
entziehen vermag. Alle dieſe Beweggründe beziehen ſich auf 
das Privatwohl, nicht auf den Nortbeil des Stants, und - 
wenn auch das neue Geſetz diaſe Gründe nicht mehr ſo 
hoch anichlägt, To ift es dad eine große Frage, oh ber 
wahre Vortheil des Teſtators, nämlich bie Yufrechtbaltung 
des wahren, erniten, bejonnenen Willens ,. befürdert mird 
durch die, dem juriftilchen Grundſatz wiberinrechende, rüde 
waͤrts gehende Befräftigung eines bis dahin unwirkiamen 
Teſtaments. Dieſes wird beſonders einleuchtend, wenn 


- 
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man fi} Har zu machen fucht, warım denn der ZTeftator 
die zur Zeit des errichteten Teftaments beftehenbe gefebliche 
Form unbeachtet gelaffen bat. Es kann Diefed geſchehen 
ſeyn ans bloßer Nechtsunfunde, während ein ernfter, be⸗ 
Ionnener Wille in der That vorhanden war; auf diefer 
Vorausſetzung beruht ohne Zweifel bie angeführte Vorfchrift 
des Landrechts, die als reine MWohlthat gedacht wird. Aber 
es Tann auch geſchehen feyn mit vollem Bewußtſeyn des 
beftehenden Rechts, jo dab das eigenhändige Privattefta- 
ment eine bloße Vorbereitung ſeyn jollte zu einem gericht- 
lichen Akt, deſſen Vornahme der Zeftator noch einer weitern 
Ueberlegung vorbehalten wollte. Dann befräftigen wir, 
in Folge jenes Geſetzes, ein Teſtament, wozu der wahre, 
legte Entſchluß vielleicht niemals vorhanden war. Auf der 
anderen Seite Tann man jagen, daB der Teſtator, indem 
er das Privatteftament nad) Ericheinung des neuen Ge⸗ 
ſetzes aufbewahrte, fo zu betrachten tft, als hätte er es 
febt neu geſchrieben, wozu er doch wmnftreitig befugt war. 
Allein gerade bei Teftamenten ift Nichts gewöhnlicher, als 
da3 unbeftimmte Hinausfchieben, und fo iſt Nichts unficherer, 
als irgend eine Vorausfegnng, die hierauf über den wahren, 
endlichen Willen gebaut werben möchte. Man verwidelt 
fich dabei in die Erwägung zufälliger, blos möglicher Um- 
ftände, unb bei unbefangener Betrachtung wird man ein- 
räumen müffen, daß es durchaus an einem- befriedigenden 
Grunde fehlt, von der reinen juriftiihen Regel: tempus 
regit actum, abzugeben, und daB man dabei in Gefahr 
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fommt, aus vermeintliher Humanität einen Erfolg eintreten 
zu laſſen, ber dem wirklihen Willen sielleiht geradezu 
widerfpricht. 


Dei der Anwendung auf die einzelnen Rechtöverhält- 
niſſe fol nunmehr diefelbe Anordnung befolgt werden, welche 
ſchon im erften Kapitel befolgt worden ift (d). 


I. Zuftand der Perfon an fidh. 
I. Sachenrecht. 

IM. Obligationenredt. 
IV. Erbredit. 

v. Familienrecht. 


Eines beſonderen Abſchnittes über die Formen der 
Rechtsgeſchäfte bedarf es nicht, da dieſe Frage ſchon in 
den gegenwärtigen einleitenden Paragraphen aufgenommen 
worden ift. 


(d) Es verſteht fich von ſelbſt, beobachten if, wie oben bei den 
daß bier dieſelbe Beſchränkung Grängen bes öIrtlichen echte 
auf das Privatseht, und zwar ($ 361. a. $ 384. b). 
auf das materielle Privatrecht, zu 
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8. 389. 


A. Erwerb ber Rechte. — Anwendungen. I Zuſtand der 
Berfon an fid. 


Die neuen Geſetze, melde den Zuftand der Perfon an 
ih, insbeſondere die Handlungsfähigkeit, zum Gegenftand 
haben, find bier in zwei verſchiedenen Rüdfichten zu er- 
wägen. Erftlih wegen der denkbaren Einwirkung bed 
neuen Geſetzes auf die vor demſelben von ber betheiligten 
Perfon vorgenommenen Rechtögefchäfte, zweitens in Be- 
ziehbung auf den perfönlichen Zuſtand ſelbſt, der durch das 
neue Geſetz beherrſcht werden ſoll. — Die erſte Frage iſt 
bereits beantwortet worden (5 388); es bleibt alſo nun bie 
zweite Frage übrig, wie ein neues, den perſönlichen Zu⸗ 
ſtand betreffendes, Geſetz auf die zu feiner Zeit beſtehenden 
Rechtsvethaͤltnifſe Diefer Art einwirkt, und ob dabei insbe⸗ 
ſondere unfer Grundſatz, der die Rückwirkung ausſchließen 
ſoll, zur Anwendung kommt. 

Dieſer Grundſatz findet auf den Zuſtand der Perſon 
an ſich nur geringe Anwendung, indem die meiſten Zu⸗ 
Hände Dieter Art eine fo abſtracte Rate haben, daß fie als 
erworbene Rechte nicht angeſehen werben Können; unter 
bejonderen Vorausſetzungen jedoch, alſo ausnahmsweiſe, 
haben wir auch hier erworbene Rechte anzuerkennen ($ 385. 
d. e. f.) Nur in diefen befonderen Fällen aljo ift die Ein- 
wirkung des neuen Gefehed auf vorgefundene Zuftände 
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durch: unſten Grundſatz zu beſchraͤnken; in allen übrigen 
Fällen dagegen fommt das: neue Geſetz augenblicklich zu 
ganz unbeſchraͤnkter Wirkſamkeit. Dieſes foll nunmehr in 
Anwendung auf die wichtigften Fälle bes | Zuſtandes der 
Perſon ar ſich dargethan werben. 

1. Wegen des Alters. find folgende Regeln anzu⸗ 
nehmen. Wird die Miinderjährigleit durch ein neued Ge⸗ 
feb verlängert ober verkürzt, fo #t daſſelbe fofort anzuwen⸗ 
ben auf alle. Minderjaͤhrige, die es eben vorfindet, fo dah 
feiner derſelben behaupten Tann, er babe durch das alte 
Geſetz dab Recht. erworben, gerade: in, dem durch daſſelbe 
beftimmien Zeitpunkt volljaährig gu. werben, 

Anders. verhält es. ſich jedoch mit Denen, welche nad 
dem alten Geſetz bereits volljährig geworden ‚waren, wenn 
gleich fie nach dem Inhalt des neuen Geſetzes nach minder: 
jährig fenm würden. Denn für Diefe beſtimmte Perfonen 
ift die Volljährigkeit, und bie mit berfelben verbundene 
Sehbfiftändigleit, ein erworbenes Recht, begrämdei durch 
ben under der Herrſchaft des alten Geſetzes eingetretenen 
beftimmten Zeitpunkt. Wollte man fie wieder minderjaͤhrig 
machen, und unter Varmundſchaft ſtellen, ſo läge darin 
eine, unjrem Grundſatz -wiberfprechende, Ruͤckwirkung, Die 
felbſt durch ausdruͤckliche Vorſchrift bes Gehetzes nur ala 
eine (wicht zu billigende) Ausnahme des Grundjatzes geltend 
gemacht werden koͤnnte (a). 

(a). &8.iR alle fr hiefen Fall des neum Geſetzes dielelbe Kegel 


anzuwenden, welche für beu Fall des veränderten Wohnſitzes ſchon 
oben aufgeftellt worden ift ($ 365 p. q.). 
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Die Richtigkeit dieſer Behauptung wird durch die Ber- 
gleihung mit folgendem Kal beftätigt. Wenn ein Minder- 
jähriger für volljährig erklärt wird, jey es durch den Lan- 
desherrn (nach Römischen Recht), oder durch ein Vormund⸗ 
Ichaftsgericht (nach Preußiſchem Recht), fo wird Niemand 
zweifeln, daß für ihn die Volljährigkeit mit ihren Folgen 
die Natur eines erworbenen Rechts bat. Geſetzt um, dab 
bald nachher, und ehe diefe beftimmte Perſon das gefepliche 
Alter erreiht hat, in dieſem Lande die Bolljährigfeits- 
erflärung überhaupt abgejchafft würde, jo müßte Doch Diefe 
Perfon fortwährend als volljährig anzujehen ſeyn. Was 
aber in einem ſolchen Fall ber Ausspruch des Landesherrn 
oder des Gerichts gewährt, darf aud Dem nicht verjagt 
werden, der unter der Herriähaft bes alten Gefepes das 
von diefem vorgefchriebene Alter erreicht hat. 
Die bier aufgeftellte Anficht hat in "der Preußiſchen 
Geſetzgebung vielfache Anerkennung gefunden. . 
Das Einführungspatent des A. L. R. in die Provinzen 
:jenjeitd der Elbe vom 9. Septbr. 1814 enthalt im 8 14 
folgende Worte, (b): 
Die Volljährigkeit tritt in Anſehung aller derjenigen 
Derfonen, weldhe folde vor dem 1. Januar 
1815 (ec) nad den bisherigen Geſetzen nod 
nicht erreicht Haben, erft mit dem vollendeten 
vier und zwanzigiten Iahre ein. 


(b) Geſetzſamml. 1814 S. 93. Tag, an welchem das Landrecht 
(6) Der 1. Jan. 1815 war der Geſetzeskraft erhalten follte. 
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Eine gleihlantende Beſtimmung enthalten die übrigen 
tranfitoriichen Geſetze der nachfolgenden Jahre ($ 383), 
und eben fo eine bejondere für Erfurt und Wandersleben 
über die Bolljährigkeit im 3. 1817 erlaffene Verordnung (d). 

Eine abweidyende Anficht über dieje Frage vertheidigt 
ein Schriftfteller des Franzoͤfiſchen Hecht, indem er be- 
hauptet, dab in einem foldhen Fall der bereits volljährig 
Gewordene, in Folge des neuen Geſetzes, wieder ald minder: 
jährig bebandelt werben müfle, und zur Beftätigung dieſer 
Behauptung übereinftimmende Urtheile der Gerichtshöfe 
von Nismes und Zurin anführt (e). 

2. Aehnliche Tragen Tönnen in Anfehung des Ge⸗ 
ſchlechts vorkommen, nur mit dem Unterfchled, dab dabei 
der Fall eines perſönlich erworbenen Rechte, wie bei der 
Minderjährigteit, nicht eintreten fann. 

Wenn in einem Lande, das biöher die Geſchlechts⸗ 
vormundſchaft nicht kannte, eine folche in irgend einer ihrer 
vielen Abftufungen (f) durch neues Geſetz eingeführt wird, 
jo find derſelben augenblidlih alle jept lebenden Frauen 
unterworfen. Eben fo verhält es ſich umgekehrt, wenn die 
biöher beftehbende Geſchlechtsvormundſchaft durch neues Geſetz 
abgeſchafft wird (8). 

Wenn da, wo die Frauen, gleich den Männern, gültige 
Bürgichaften übernehmen Können, das Sc. Vellejanum ein- 


(d) Geſetzſamml. 1317 S. @1. (f) Eichhorn beutfches Recht 
(e) Marar p. 97. 98. 5 324—326. 

(g) Osasor T. 1 p. 29-36 
VIH. - 27 
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geführt wird, fo wirft dieſe neue Beſchraͤnkung augenblicklich 
anf alle jept lebende Frauen, wenn diefe künftig in Bürg- 
haften eintreten möchten. Ganz Daffelbe aber muß be- 
hauptet werden, wenn das biöher beftehende Sc. Vellejanum 
durch neues Gefeh aufgehoben wird (h). 

In allen diefen Fällen alſo würde ed ganz unbegründet 
jeyn, wenn man etwa den jeptlebenden rauen ein erwor- 
bened Recht auf die biöher beſeſſene ausgedehntere Hand- 
lungsfähigkeit zufchreiben, und die Wirkſamkeit das beichrän- 
fenden neuen Geſetzes auf die künftige weibliche Generation 
einſchränken wollte. 

3.’ Bei der Infamie ift die ‚hier behandelte Frage 
gleichfalls aufgeworfen worden (). 

. Die meiften und widtigften Fälle derfelben gehören 
nicht in den Kreis unſerer Unterſuchung, die ſich auf das 
Privatrecht beſchräänkt und das Strafrecht ausſchließt; ich 
meine alle die Fälle, in welchen die Infamie als Griminal- 
ſtrafe erjcheint, ſey es allein, oder in Verbindung mit an- 
deren Strafen, vieleiht auch ald Folge anderer Strafen. 

Es koͤnnte bier davon die Frage ſeyn etwa in Anwen⸗ 
dung auf manche Fälle der fogenannten infamia immediata, 
wohin dad Römiſche Recht mehrere Arten von unzüchtigen 


(h) Osusor T. 2 p. 350 bis 
358. 


gegemwärtige Erwähnung beriel- 
ben bezieht fi alſo theils auf 





(i) Ich Habe oben, 8.2 8 83, 
zu geigem gefucht, daß die Jufamie 
flir unfer heutiges gemeines Recht 
feine Geltung mehr habe. Die 


die abweichende Meinung Anderer 
über diefen Punkt, theils auf 
neuere Geſetzgebungen, worin die 
Infamie anerfannt if. 
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Gewerben rechnet (k). Wenn nun ein neues Gejeh für 
joldye Fälle die bisher nicht geltende Infamie einführt, fo 
hat es feinen. Zweifel, daB daſſelbe auf Alle angewendet 
werden muß, die fi) von jeht an in diefer Rage befinden, 
und da diefe Tein erworbened Recht in Anfprud nehmen 
können, eine foldhe Lebensweiſe, frei von Infamie, zu 
führen. \ 

4. Endlid kann unjere Frage noch oorfommen bei der 
gerichtlich erflärten Berfhwendung, und. den mit einer 
ſolchen Erklärung verbimdenen Nachtheilen, insbefondere 
der Interdiction eigener VBermögendverwaltung. 

Was in diefer Hinficht durch neues Geſetz vorgeſchrieben 
wird, fen ed fchärfend oder mildernd in Bergleichung mit 
dem bisher beftebenden Zuftand, muß augenblidlih zur 
Anwendung Tommen, und ed Tann dagegen die Fort: 
dauer des gegenwärtigen Zuſtandes, ald eines angeb- 
ih erworbenen Rechtes, nicht in Anfpruc genommen 
werden (1). | 


(k) &. 0.8. 2 ©. 183. Gaffationshofs zu Paris anführt. 
(ll) Merer p. 99- 111, der Onasor T. 2 p. 174—179 iſt 
zur VBehlätigung eim Metheil des Hierin abweichender Meinung. 


27° 
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§. 3%. 
A. Erwerb der Rechte. Anwendungen. II. Sachenrecht. 


Im Sachenrecht kommt unſer Grundſatz meift zu reiner, 
vollftändiger Anwendung. - | 
| 1. Eigenthum. | 

Wird dieſes Recht dur bloßen Vertrag veräußert 
unter der Herrſchaft eines Geſetzes, das eine ſolche Ver⸗ 
außerung als vollgültig anerkennt, ſo bleibt das erworbene 
Eigenthum gültig, auch wenn ein fpätered Geſetz die Tra- 
dition zur Veräußerung erfordert (@). | | 
Wird umgelehrt unter ber Herrſchaft eined Geſetzes, 
das die Tradition erfordert, ein bloßer Vertrag über die 
Beräuperung, ‚ohne Tradition, geiähloffen, jo geht dadurch 
lein Eigenthum über, und ‚jelbft wenn, ein ſpäteres Geſetz 
den bloßen Vertrag für hinreichend erflärt, ſo wird auch 
dadurch ber Uebergang des Eigenthums nicht begründet. 
Vielmehr bedarf es dann zu dieſem Zweck entweder eines 
neuen Vertrags, oder der nachzuholenden Tradition 8 

2. Seroitut. 

Dabei gelten ganz dieſelben Regeln, wie bei dem Eigen- 
thum, wenn etwa zwei Gefege auf einander folgen, wovon 
dad. eine den bloßen Bertrag, das andere ‚die Tradition 


(2) Diefes wird aud) anerfannt von Weber S. 108, jedoch incon- 
fequenterweife, |. o. $ 385. k. $ 387. i. 
(b) Weber ©. 108. 109. 
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oder irgend eine pofitive Form zur Errichtung der Servitut 
erfordert (c). 

Anders verhält es ſich .mit den‘ fogenannten gejeblichen 
Servituten. Wenn folche bisher nicht beftanden, durch ein 
neues Geſetz aber eingeführt werben, fo ift dabei unfer 
Grundfſatz gar nicht: anwendbar; vielmehr entftehen num 
ſolche Beichräntungen des Eigenthums unmittelbar nad 
dem Erlaß des neuen Geſetzes, überall, wo die thatſaͤchlichen 
Bedingungen derſelben angetroffen werden (d). Der wahre 
Grund aber liegt darin, daß ein ſolches Gefetz nicht ſowohl 
den Erwerb eines Mechts zum Gegenitand bat, als vielmehr 
dad Dafeyn (die Beſchaffenheit) des Eigenthums, alfo die 
Bedingungen und Gränzen, welche für bie Anerkennung 
des Gigenthums überhaupt gelten ſollen. Auf dieſe ganze 
Gattung von Rechtöregeln bezieht ſich aber nicht der Grund- 
fa, welcher die rückwirkende Kraft der Oele aueſchließt 
($ 384. 899). - 

3. Pfandredt. 

Wenn in einem Lande, worin das Roͤmiſche Pfandrecht 
befteht, durch neues Geſetz ein bisher unbekannter Fall des ſtill⸗ 
ſchweigenden Pfandrechts, zum Schutz irgend eines Rechts⸗ 
geſchäfts, eingeführt wird, fo iſt das neue Geſetz anzuwen⸗ 
den auf alle ſpäter abgeſchloſſene Rechtsgeſchäͤfte dieſer Art, 
anf die früheren nicht. Dieſer Sap wurde anerkannt von 


(6) Osıusor T. 2 p. &l. i 
(d) Caasor T. 2 p. Sl. Struve ©. 267, 
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Zuftinian, als er-zum Schub der Dotalverhältnifſe ein 
ftillfchweigendes Pfandredht einführte, denn er fügte am 
Schluß feines umfaflenden neuen Dotalgefebes hinzu, dab 
alle Beftimmungen deffelben (aljo auch die über das ftill- 
ſchweigende Pfandrecht) nur auf fpätere Dotalgefhäfte an, 
gewendet werben fcllten (e). 

Mird durch neues Geſetz einem Pfandrecht iegend eine 
‚Stelle in der Reihe der privilegirten Hypotheken angewieſen, 
ſo haben auf das Privilegium nur diejenigen Hypotheken 
ſolcher Art Anſpruch, die erſt nach dem neuen Geſetz 
entſtehen (fl). Dieſe aber haben den Anſpruch auch gegen 
alle vor dem neuen Geſetz entftandene Hypothelen; die 
Inhaber derjelben haben alfo, fobald das neue Geſetz 
erſcheint, Maabregeln zu treffen, um fi gegen Die 
- Gefahr folder ſpaͤteren privilegirten vppothelen zu 
ſchüten (8). 

Im aͤlteren Romiſchen Recht war ed erlaubt, eine 
Sache mit der Verabredung zu verpfänden, dab der 
Blänbiger das Eigenthum des Pfandes um den Betrag 
der Schuld erwerben follte, wenn die Schuld nicht bezahlt 
werden. würde (bh). Dieſer Vertrag wurde ſpaͤterhin 


(6) L. un. 8 16. 0. de ri (5) Sie konnen gleich jetzt 
ucx. act. (5. 13, Bergmann ihr Pfandrecht geltend machen, 


©. 126. alfo zu einer Zeit, in welcher bie 
(f) L. 12 8 3. C. qui pot. mögliche künftige Concurrenz noch 

(8. 18) (Privilegium ber Dos). — nicht vorhanden if. 

L. 27 in f. C. de pign. (8. 14) (h) Vatic. fragm. 8 9 (von 

(Privilegium der Militia). Papinian). Ein ſolcher Vertrag 


: heißt lex dommisaoria. 
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verboten (i). Im Folge unfered Grundſatzes hätte dieſes 
. Berbot angewendet werden müflen nur auf bie fpäteren 
Berträge dieſes Inhalte; K. Conſtantin aber, vom 
welchem das Gefep herrührt, gab ihm ausnahmsweiſe rüd- 
wirkende Kraft, wodurd ed auch anf die vergangenen Ber- 
träge anwendbar wurde. — Rad den Gründen, die oben 
in Beziehung auf. ein: Ähnliches Geſetz über die Zinjen 
ausgeführt worden find ($ 386), bat biefer tranfitorijche 
Zufab für uns, felbft die Anwendbarkeit des Roͤmiſchen 
Rechts Überhaupt vorandgefegt, keinerlei praktiſche Be⸗ 
deutung. _ 
Die bier für die neuen Gefehe über das Pfandredyt 
aufgeftellten Regeln find aber durchaus nicht anwendbar, . 
wenn dieſe Geſetze nicht fowohl die Aufnahme oder Ab⸗ 
Kchaffung einzelner Yale des Pfandredhts oder der Pri⸗ 
vilegien zum Gegenftand haben (wie bier bisher vorausgeſetzt 
wurde), als vielmehr ein nenes Syſtem des Pfandrechts 
ſelbft. Dieſer Fall tritt ein, wenn an die Stelle des bis⸗ 
ber geltenden Römiſchen Pfandrechts durch neues Gejeh 
dad Syitem der Hypothelenbücher eingeführt wird, oder 
umgefehrt. In einem ſolchen Fall betrifft das neue Geſetz 
nicht mehr ben Erwerb der Rechte von Seiten beftimmter 
Perſonen, jondern das Dafeyn der Rechte (des Rechts⸗ 
inftituts). Dann ift aber der die Rückwirkung ausſchließende 


(i) L. 3 C. de pactis pign. ©. 6. 51. Merer p. 17, der 
(8. 35), d. h. Z. un. C. Th. de über den hiſtoriſchen Zuſammen⸗ 
commiss. resc. (3. 2). — Weber hang im IJrrthum iſt. 
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Grundſatz gar nicht anwenbbar ($ 384. 385), beide Rechts⸗ 
ſyſteme können nicht in einzelnen Anwendungen neben ein- 
ander beftehen, und das neue Geſetz muß augenblicklich 
. und ausfhhließend zur Anwendung kommen. Wie aber hier 
der Uebergang aud dem alten Zuftand in den neuen zu 
behandeln ift, um Necdhtöverlepungen zu verhüten, Davon 
wird unten an geeigneter Stelle die Rede jeyn ($ 400). 

4. “Andere Jura in re. 

Das Römiſche Net erkennt nur eine eögefäloffene 
Heine Zahl dingliher Rechte neben dem Eigenthum ale 
möglich an; es geftattet alfo nicht, neue dingliche Rechte 
nah Gutdünken zu erfinden. 

Die Preußiſche Gejepgebung bat bierin einen ganz 
neuen Weg eingelchlagen. Sie laͤßt jedes an ſich blos 
perfünlihe Necht ded Gebrauchs oder der Nupung einer 
fremden Sache in ein Ddingliches Recht übergehen, jobald 
dem Berechtigten: der Befik der Sache eingeräumt wird (k). 
Unter diefer Borausfepung alfo haben namentlih alle 
Miether und Pächter nad) Preußiſchem Recht ein dingliches 
Recht, die. nach dem Roömiſchen Recht durchaus nur ein 
perfönliches Gebrauchsrecht haben Tönnen. 

Wird nun an einem Ort das Preußiſche Hecht am die 
Stelle des Römifchen eingeführt, fo behalten alle zur Zeit 
diefer Einführung vorhandenen Miether und Pächter das 
perfönlihe Recht, das fie bis dahin hatten, und nur die 


(k) Rod Preußiſches Recht B. 1. $ 223. 317. 
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neuen Verträge ſolcher Art gewähren ein dingliches Recht. 
Eben jo behalten im umgelehrten Fall die Miether das 
unter ber Herrſchaft bes Preußifchen Rechts entftandene 
dinglidhe Recht, Die neuen Miether aber werden nad dem 
Römiſchen Recht als blos perjönlich Berechtigte angejehen. — 
‚Auch hier alfo enticheidet unbebingt die Zeit der Entftehung 
jeded Nechtöverhältniffes über das anwendbare Geſetz, und 
von einer rüdwirkenden Kraft des neuen Gefebes darf 
nicht die Rede jeyn. 

Durch einen täujhenden Schein der Aehnlichkeit könnte 
man fich verleiten laffen, diefen Fall eben fo zu behandeln, 
wie den unmittelbar vorher erwähnten Fall des Römischen 
und Preußiſchen Hypothekenſyſtems. Dann würde auch 
_ die Einführung des dinglichen Rechts der Miether und 
Paächter ald ein neues Geſetz über daB Daſeyn der Rechte 
(des Rechtsinftituts) zu betrachten feyn: von dem die rüd- 
wirkende Kraft ausfchließenden Grundſatz wäre dann nicht 
mehr die Rede, vielmehr müßte das neue Gefeh auch alle 
vorhandene Rechtsverhältniſſe jofort ergreifen. 

In der That aber}find beide Fälle von durchaus ver: 
ichiedener Natur. Die zwei erwähnten Syſteme des Hypo⸗ 
thefenrechts können nicht gleichzeitig neben einander beftehen, 
weil gerade der haͤuſigſte und fchwierigfte Fall im Hypo⸗ 
thekenrecht die gleichzeitige Berechtigung mehrerer. Perſonen 
an derfelben Sadhe zum Gegenftand hat, deren Rang⸗ 
ordnung nur durch das eine oder das andere Syflem aus⸗ 
fchließend beftimmt werden kann. — Dagegen bat ed durchaus 
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fein Bedenken, daß an demfelben Orte die Rechte mehrerer 
Miether nach verfchiedenen Regeln beurtheilt werden, wenn 
ihre Berträge zu verfchiedener Zeit, und zwar unter der 
Herrihaft verjchledener Geſetze, geſchloſſen worben find. 
Daher gehört die Frage wegen des dinglichen Rechts der | 
Miether lediglich zu der Gattung von Rechtsregeln, welche. 
fit) auf den Erwerb der Nechte beziehen, alfo in das 
tenige Gebiet, worin der die rückwirlende Kraft der Geſetze 
ausichließende Grundfag anwendbar ift. | 


, $. 391. 
A. Erwerb der Rechte. Anwendungen IL Sachenrecht. 
(Fortſetzung.) 


Bei der Betrachtung der einzelnen, dem Sachenrecht 
angehörenden, Nechtöinftitute find einige berfelben mit Ab- 
fiht vorläufig übergangen worden, weil fie eigenthümliche 
Schwierigkeiten nnd Berwidlungen darbieten, und daher 
in einem größeren Zuſammenhang behandelt werben mäflen. 

Dieſes ift der. Erwerb des Eigenthums und der Servi- 
tuten durdy Ufucapion und longi temporis possessio (ZU- 
ſammen zu faffen unter dem Nameh der Erfigung), jo wie 
die Aufhebung der Servituten dur) nomusus und libertatis 
usucapio, gleichbedeutend mit dem Erwerb der Freiheit von 
der Servitut auf der Seite des Eigenthümers ($ 388). — 
Alle diefe Fälle der Erwerbung haben folgende Eigenſchaften 
mit einander gemein. Sie werden nicht vollzogen durch 
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eine einfache, augenblickliche Handlung, fondern durch eimen 
dauernden Zuftand, welcher während eines ganzen Zeitraums 
gleichmäßig forsgefett ſeyn muß; es möge nun diefer Zu- 
ftaud befteben in einer fortdawernden Thaͤtigkeit (Beſitz, 
Quaſibeſitz), oder aber in einer fortdauernden Unthätigleit. 

In diefen Eigenfchaften aber fommen mit den bier er- 
wähnten Redtsinftituten vollig überein manche außer den 
Graͤnzen des Sachenrechts liegende Rechtsinſtitute, vorzügs 
lich die Klagverjährung, die gleichfalls auf der foridauern⸗ 
den Unthaätigkeit während eines ganzen Zeitraums beruht, 
und eben fo, wie die genannten NRechtöinftitute, zum Er⸗ 
werb eined. Rechtes führt, nämlich bes Rechts einer Ein» 
rede, woburd bad biöher beſtehende Klagrecht eines Andern 
voöͤllig entkraͤftet wird. 

‚Die Anerkennung dieſer inneren Vorwandtſchaft hat 
denn auch von jeher dahin geführt, alle Rechtsinſtitute 
ſolcher Art unter Einen Sattungsbegriff zu bringen, und 
mit dem gemeinſamen Namen der Berjährung zu bezeichnen. 
Wie fehr nun auch diefes Verfahren Tadel verdient, und zur 
Verwirrung der Begriffe geführt hat (a), fo ift doch die 
erwähnte innere Berwandtichaft aller dieſer Rechtsinftitute 
‚nicht. zu verlennen, und gerade in unfrer Lehre von ber 
rückwirkenden Kraft tritt diefe Verwandtſchaft ganz un: 
verfeunbar hervor. Es follen daher gegenwärtig alle diefe 
Rechtöinftitute zufammen gefaßt werden, ald deren Reprä⸗ 


(a) 8.0.8.4 8 177. 8.5 5 37, 
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tentanten die zwei: wichtigften derfelben, Die Ufnehpion und 
die Klagverjährung, gelten mögen. 

Wenn nun ein neues Geſetz dad Recht der Ufuscapion 
oder der Klagverjährung in irgend einem Punkte. abändert, 
jo find dabei folgende Fälle möglich. 

| Das neue Geſetz kann erjheinen vor dem Anfang der 
Ufucapton. Dann bat ed feinen Zweifel, daß es dieſe 
jpätere Ufucapion vollftändig beberrfchen muß, fo daß babei 
von dem alten Geſetz nicht mehr die Rede ſeyn kann. — 
Es kann ferner erſcheinen, nachdem eine Uncapion ſchon 
vollendet ift. - Daun, hat es wiederum. keinen Zweifel, daß 
darauf das neue Gefeh gar nicht angewendet werben darf. 

Der unter: dem alten Geſetz vollzogene Enwerb eines Rechts 
muß vielmehr vollſtaͤndig aufrecht erhalten werden. — End⸗ 
lich aber kann das neue. Geſetz auch erſcheinen während 
des Zeitraums, in welchem die Uſucapion noch laufend iſt; 
fpäter, als der Anfang, früher; als das Ende derſelben. 
Das find die zweifelhaften: Fälle, für welche wir munmeht 
die Regel aufzuſtellen haben. 

Während dieſes Zeitraums ift durchaus noch kein Recht 
erworben, es iſt nur ein Erwerb vorbereitet. Daher 
muß and das neue Geſetz ſogleich wirkſam in dieſen un- 
vollendeten Zuſtand eingreifen. Zwar war auch im dieſer 
Zeit die Erwartung eined Erwerbes erregt, und diefe Er- 
wartung konnte mehr oder weniger nahe liegen; aber bloße 

- Erwartungen werden überhaupt nicht dur den die Rüd- 
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wirkung ausſchließenden Grundſatz geſchützt (b). — Be- 
traten wir jetzt im Einzelnen die verfchiedenen möglichen 
Faͤlle foldyer neuen Gejebe. 

1. Die bisher erlaubte Uſucapion ober aiawerichrung 
wird aufgehoben, ſey es überhaupt, oder für gewiſſe Fälle 
der Anwendung. — Diefeö Geſetz ergreift auch alle Fälle 
der bereits laufenden Ufncapion, fo daß jeder Grwerb auf 
diefem Wege unmöglich wird. 

2. Es wird umgelehrt die bisher unbelannte Ufucapion . 
oder Klagverjährung neu eingeführt. Das neue Inſtitut 
ift. nun ſogleich auf alle jept ſchwebenden Rechtäverhältnifie 
‚anzuwenden, jedoch fo, daß .der Zeitraum von der Zeit des 
neuen Geſetzes an zu berechnen if. Wer eine fremde 
Sache befaß unter den Bedingungen des neuen Ufucapiond- 
gejebes, fängt jebt an, fie zu wincapiren, ‚gerade ſo, als 
wenn zur Zeit de erlaffenen neuen Gefehes ſein Beſitz an- 
gefangen hätte; die Zeit des früheren Beſitzes wird ihm 
nicht angerechnet. — Alle. vor dem nenen Gejeh entitan- 
denen Klagrechte tretem .augenblicllih unter die Regel der 
Klagoerjährung, jedoch jo, als ob fie erft jebt entftanden 


b) ©. 0.8 385. — In Gan- indem nad feiner Meinung auch 


zen ftimmt mit diefer Anſicht über- 
ein Weber © 147-158; des⸗ 
‚leihen Bergmann ©. 34 bie 
36, mas bie Natur ber Sache be- 
wifft, ‚während er ©. 163 nad 
Römischen Recht das Gegentheil, 
* nämlich die fortdanernde Einwir⸗ 
fung bes alten Geſetzes annimmt, 


bie bloßen Erwartungen durch das 


R. R. geſchützt ſeyn follen (f. o. 
8 387. bh. — In der That 
wirb bier derſelbe Grundſatz gel- 
tend gemacht, welcher oben für bie 
Seliche Colliſion der Ufucapione- 
gefeke angemwenbet worden iſt 
(5 867. ). 
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wären; die Zeit der früheren Verſäumniß wird wicht 
gerechnet. | 

- Ein merkwürdige Beifpiel diefer lebten Art finden wir 
im Römifchen Recht. Lange Zeit waren hier die meilten 
und wichtigften Klagen ohne alle Verjährung, perpotuae 
actiones im ftrengften Sinne des Worts. 8. Theodofius II. 
führte für alle dieſe Klagen die Verjährung ein, welche in 
der Regel dreißig Iahre danern fol. Rad) dem jo eben 
aufgeftellten Grundſatz Hätten die damals bereitd Taufenden 
Klagrechte erft nach dreißig Jahren erlöfchen müflen. Der 
Kaifer aber gab feinem Geſetz theilweiſe rüchwirlende Kraft, 
dergeſtalt, daß amd die vergangene Zeit mit eingerechnet 
werden follte, jedoch follte der Klagberedhtigte in Teinem 
Fall weniger, als zehen Sabre, von dem: neuen Gelebe an, 
Zeit haben, um die früher entſtandene Klage nod) mit Er- 
folg anzuſtellen (e). Als Juſtiniem dieſes Geſetz in ben 
&oder aufnahm, ließ er. natürlich dieſe tranſitoriſche Be⸗ 
ſtimmung weg (4), die ſeit etwa. hundert Jahren ihre 
Wirkfamkeit von ſelbſt verloren batte. 

3. Wird eine Art der Unterbrechung, bie bisher zu⸗ 

läffig war, aufgehoben, oder umgelehrt eine neue Art der 


(J) Lem. 85 CO. Th. de 
act. certo temp. (4. 14). Gin 
beingenbes Bebärfniß zu biefer 
Abweichung von bem Grunbiak 
war wohl nicht zu behaupten. 
Einige Rechtfertigung liegt darim, 
daß mmter die Gründe der Wlag- 

verjähtung auch die Präſumtion 


der Tilgung gebört (f. o. DB. 5 
5 237). Diefe Präfumtion aber 
bat Realität auch für bie vor dem 
Griah des MWerfährungegefehes 


ögelanfene Zeit ber unterlaffenen 


Klage. 
d) . 3 C. de graeer. 
KXE.(1.89) 
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Unterbrechung eingeführt, fo ift die eine oder die ambere 
Beftimmung auch auf die laufende Uſucapion fofort anzu- 
wenden. 

4. Dad neue Beh, welches den Zeitraum verlaͤngert, 
iſt ſogleich anwendbar auch auf die laufende ujucapion oder 
Klagvoerjaͤhrung (e). 

5. Schwieriger, und zugleich praktiſch wichtiger, iſt 
die Frage bei einem neuen Geſetz, welches den Zeitraum 
abkürzt. Hier müſſen wir grundſätzlich dem Erwerber die 
Wahl laffen, ob er das alte Geſetz anwenden will, oder 
das neue; im lepten Fall aber darf er den Zeitraum erft 
beredinen von dem Erlaß des neuen Geſetzes an, jo daß 
er die bereits abgelaufene Zeit nicht mit einrechnen darf. 
Zu der erſten Wahl iſt er berechtigt, weil. has. neue. Gejep 
gewiß nicht die Abfiht gehabt ‚hat, dem Gegner einen 
günftigeren Grfolg, als nad) dem unveränderten alten Ge⸗ 
ſetz, zu verjchaffen; zu der zweiten Wahl, weil er fein ger 
ringered Recht haben Tann, als Der, welcher in diefem 
Augenblid die Uſucapion oder die Klagverjährung anfängt. 
Dagegen würde es eine ungehörige Rüchwirkung ſeyn, wenn 


(e) Im Jahre 5283 ertheilte 
-Zufinian den Kirchen das Pri- 
vilegium, daß ihre Klagrechte erft 
in 100 Jahren verjähren follten. 
L.23 C. de 88. eccl, (1. 2), 1. 
0.8.5 ©. 355. Am Ende bie- 
ſes Geſetzes fiehen die etwas dunk⸗ 
fen Worte: „Haec autem omnia 
observari sancimus in iiß Casi- 
bus, qui vel postea fuerint nati, 


vel jam in judieium deducti 
sunt.“ Vuchſtäblich genommen, 
geben bie letzten Worte auch auf 
die Klagen, deren bisherige 
(dreißigiährige) Verjährung be- 
reits dor ber ‚angeftellten ‚Klage 
abgelaufen war, Dann liegt ba- 
rin eine durch :Michts gerechtfer⸗ 
tigte Ruckwirkung. Bgl. Weber 


S. 7. 
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mar ihm geftatten wollte, den neuen Zeitraum mit Ein» 
rechnung der fhon abgelaufenen Zeit zu benutzen, da nun 
der Gegner weder die von dem alten, nod die von dem 
neuen Geſetz verftattete Friſt zur Zhätigleit vollftändig ge- 
nießen würde. Es Tünnte fogar die wiberfinnige Folge 
eintreten, daß die Klagverjährung im Augenblid, wo das 
uene Geſetz erfcheint,- fofort vollendet wäre (f). 

Die bier aufgeftellten Grundfäge haben vollftändige 
Anerkennung erhalten in der Preußiſchen Gefebgebung. 
Das Cinführungspatent des Landrehts enthält nämlich im 
:& 17 folgende drei Beftimmungen. Die vor biefer Zeit 
‚abgelaufenen Verjährungen find nad) den alten Gefehen zu 
beurtheilen; die jetzt laufenden nad) dem Landrecht; die letzte 


Veſtimmuns aber erhält folgende Einſchraͤnkung: 
Sollte jedo zur Vollendung einer ſchon vor dem 
1. Jun. 1794 angefangenen Berjährung in dem 
neuen Landrechte eine kürzere Frift, ale wc bie 
herigen Geſetzen, vorgefchrieben ſeyn: ſo kann Der- 


(N So z. B. wen ein Klag⸗ 
recht, für welches die Verjährung 
von dreißig Jahren gilt, ſchon zehen 
Jahre Yang wwbenukt beſteht, und 
nun ein neues Geſetz erſcheint, 
welches für Rechtsverhältnifſe die⸗ 
fer Art eine dreijährige Verjährung 
vorfchreibt. — Bergmann will 
S. 36 nad der Natur ber Sache 
eine proportionelle Rechnung ein- 
treten laffen; nach diefer müßte in 
dem fo eben eingeführten Kal, in 


welchem ein Dritttheil der alten 


Berjährung abgelaufen war, auch 
in der nen anfangenden dreijähri- 
gen Berjährung ein Dritttheil ale 
abgelaufen augenommen werben, 
fo daß nod zwei Jahre übrig 
wären. Diefe verwidelte Behand⸗ 
ung iſt weder grumdfäglich für 
das beftehenbe Recht zu behaupten, 
noch als poſttive Borjchrift zu 
eınpfehlen: 





8. 391. A. Erwerb d. Rechte. Anwendungen. II. Sachenrecht. (Fortſ.) 433 
- jenige, welder fih in einer ſolchen kürzern 
Berjührung gründen will, die Frift derfelben 
nur vom 1. Sun. 1794 zu rechnen anfangen. 
Dieſe Vorſchrift wird wörtlich wiederholt in den ſpäteren 
tranfitoriihen Geſezen ($ 383). In der eben bemerkten 
Einſchraͤnkung liegt die Anerkennung des oben behaupteten 
Wahlrechts. Noch deutlicher aber findet ſich diefe in folgen- 
der Borjchrift eines Gefeped vom 31. März 1838, welches 
für viele einzelne Klagen, die bisher in Dreibig Jahren 
verjaͤhrten, theils eine zweijährige, theils eine vierjährige 
Verjährung einführt (g): | 
$ 7. Gegen jolde Forderungen, welche zur Zeit der 
Publikation dieſes Geſetzes bereitö fällig waren, 
können die in den 88 1 und 2 vorgefchriebenen 
fürzeren Friften nur vom legten Dezember 1838 
. am gerechnet werden. 
Bedarf ed zur Vollendung der bereits ange: 
fangenen Verjährung nad) den biöherigen gefep- 
-lihen Vorſchriften nur noch einer kürzeren Friſt, 
als der in dem gegenwärtigen Gejege beftimmten, 
fo hat es bei jener kürzeren Friſt fein 
Bewenden. 
Das Franzöfiiche Geſetzbuch verordnet für die zur Zeit 
feiner Ginführung bereits angefangenen Berjährungen, 
daß fie in der Regel nah den alten Geſetzen beurtheilt 


(8) Gefetfammlung, 1838 &. 249—251. , 
VII. 28 
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werben follen (h); jeboch mit der Einfchränfung , daß fie 
von jegt an nicht länger, als hreißig Iahre, dauern dürfen, 
wenn ihnen etwa dad alte Geſetz eine längere Dauer an⸗ 
weiſen moͤchte. — Die hier außgeftellte Regel iſt nach den 
oben entwickelten Grundſaͤtzen nicht zu rechtfertigen. Sie 
enthält gerade das Gegentheil von rückwirkender Kraft, 
indem ſie dem neuen Geſetz weniger Wirkſamkeit einräumt, 
als ihm grundfaätzlich zukommt; augenſcheinlich in der Ab⸗ 
ſicht, hierin auch ſchon bloße Erwartungen zu ſchützen. Eine 
Härte oder Ungerechtigkeit Tann darin allerdings nicht ge- 
funden werden. 2 | 

Das Einführungspatent des Defterreichiichen Geſetzbuchs 
ftelt diefelbe Negel auf, wie das Franzöfiihe Recht, daß 
die angefangenen Berjährungen nach den älteren Geſetzen 
zu beurtheilen feyen. Daneben aber verordnet es, nicht 
ganz pafjend, für die Fälle, worin das Geſetzbuch eine 
kürzere Verjährung vorjchreibe, als die biäher geltende, das⸗ 
jenige Wahlrecht, welches ſo eben in der Preußiſchen Gejep- 
gebung nachgewieſen worden if. - « 


(h) Code civil art. 2281. „Les prescriptions, commenc6des 
a l’6poque de la publication du präsent titre, seront r&gl&es 
conformement aux lois anciennes.“ 





8.892. A. Erwerb der Rechte. Anwendungen. IH. Obligationearecht. 435 


8. 392. 


A. Erwerb ber Rechte. — Aumwenbungen. 
II. Obligationenrecht. 


Im Obligationenrecht kommt der aufgeftellte Grundſatz 
zu eben fo allgemeiner Anmendung, wie im Sachenrecht. 
Vorzüglich haͤnufig findet ſich dieſe Anmendung bei den 
Verträgen. 

Das Recht eines Vertrages alſo ift ſtets zu beurtheilen 
nach dem Geſetz, welches zur Zeit des geſchloffenen Ver⸗ 
trages beſtand. 

Dieſe Regel iſt anwendbar auf die verfönlice Hand: 
lungsfähigfeit, jo wie auf die Form des Vertrages ($ 388). 
Sie ift anwendbar auf die Bedingungen der Gültigkeit 
ded Vertrages. Ferner auf die Art und den Grad feiner 
Wirkſamkeit. Cndlih auch auf die Ungültigkeit, Anfech⸗ 
tung, Entkraͤftung eines Vertrages, ohne Unterſchied, ob 
dieſe Gegenwirkung durch Klage: oder durch Einrede ver⸗ 
ſucht werden möge. 

Der Aniprud auf die fortdauernde Wirkſamkeit aller, 
dieſe verſchiedenen Fragen betreffenden, Rechtsregeln, unab⸗ 
haͤngig von jeder möglichen neuen Geſetzgebung, iſt beiden 
Parteien durch den Abſchluß des Vertrages erworben. Er 
bildet ein erworbenes Recht, welches in Folge unſeres 
Grundſatzes aufrecht erhalten werden muB, jedem neuen 
Geſetz gegenüber. 


Diefer Sap iſt auch anwendbar auf die Verträge, 
. 28” 
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deren Wirkſamkeit durch eine Zeitbeitimmung aufgejchoben, 
oder durch eine Bedingung ungewiß gemacht ift ($ 385. h). 
Er ift auch unabhängig von dem Unterichied der abfoluten 
und vermittelnden Rechtsregeln (a), To daB die nicht 
jelten aufgeftellte Behauptung verworfen werden muß, 
nad welcher neue Probibitiogefege Die Natur der früher 
geichlofienen Verträge follen umändern koͤnnen (b). 

Die bier aufgeftellte Regel hat fehr- allgemeine Aner- 
fennung gefunden in den, zu verjchiedenen Zeiten erlaffenen 
tranfitorifhen Gejepen des Preubifhen Staates (c). 
Eben fo* wird diefelbe mit großer Beſtimmtheit und con- 
fequenter Durchführung anerfannt von einem der name 
hafteften Schriftfteller über das Franzoͤfiſche Recht (d). 
Jene Regel ift eine comjequente, nothwendige Folge 
unſeres allgemeinen Grundjages. Aber auch von einem rein 
praftifchen Staudpunkte aus erjcheint fie wahr und wichtig, 
indem nur: durch ‚ihre Durchführung das für die Sicherheit 
des Verkehrs unentbehrliche. Vertrauen in die ungeltörte 


(a) ©. 0.8.1 $ 16. 
(b) Damit flimmt überein 


denen Gefeßen zu beurtheilen; 
wenngleich. erft fpäter auf Erfül- 





Bergmann 8 30. 

(c) &inführungspatent bes X. 
L. R. 8 XI. „Es find daher infon- 
derheit alle Verträge, welche vor 
dem 1. Juli, 1794 - errichtet wor- 
den, fowohl ihrer Form und ihrem 
Inhalte nad), als im Anfehung der 


“ daraus entſtehenden rechtlichen 


Folgen, nur nad den zur Zeit 


des geichloffenen Eontracts beſtan⸗ 


lung, Aufhebung, oder Leiſtung 
des Imtereffe aus einem foldhen 
Eontracte geklagt würde.” — 
Ganz eben‘ jo in dem tranfitori- 


ſchen Geſetze von 1803 55, 1814 


$ 5, und in den ſpäteren tranfi- 
toriſchen Geſetzen ($ 383). 

(d) Caasor T. 1 p. 128 bie 
139. 





8. 392. A. Erwerb der Rechte. Anwendungen. III. Obligatienenredht. 437 


Wirkſamkeit der Verträge erhalten werden fanı. Sn der 
ausgedehnteften Wirkſamkeit, und daher vorzugsweife wichtig, 
erſcheint diefelbe in Anwendung auf mandye Verträge, die 
mit dinglichen Rechten in Verbindung fteben, und auf viele 
Generationen einzuwirken beftimmt find te). 

Es find nunmehr einige Widerfprüde zu erwähnen, 
welche gegen die hier dargeftellte Regel theild in ein- 
zelnen Geſetzen, theild von manchen Schriftftellern , erhoben 
worden find. 

Ein folder Widerfprucd liegt in dem fchon oben er- 
wähnten Geſetz Juſtinian's über die verbotenen Zinfen 
($ 386. f. g), nad welchem das Berbot auch auf die 
vergangenen Zinsverträge bezogen werden follte, wiewohl 
nur für die künftig fällig werdenden Zinfen. Ein neuerer 
Schriftſteller bat dieſe Vorſchrift zu einer allgemeinen 
Regel auszubilden geſucht ($ 387. f)," während andere darin 
ganz richtig nur eine Ausnahme unjerer Regel, eine ein- 
zelne Abweichung von derfelben, anerkannt haben (f). — 
Sehr auffallend ft es, daß die neueren tramfitorischen 
Preußiſchen Gefetze, vom 3. 1814 an, eine ganz Ähnliche 
Beftimmung in fih aufgenommen haben (8), ohne zu 


(6) Auf die Eigenthümlich⸗ welche bas Dafeyn der Rechte zum 


keit dieſer Fälle hat fehr gut auf: 
merkſam gemadjt: Götze Altmär- 
kiſches Provinzialreht B. l ©. 11 
bis 13. Wir werden auf diefe Art 
der NRechtsverhältniffe von einer 
anderen Seite zurückkommen bei 
der Gattung von Rechtsregeln, 


Gegenftand haben ($ 399). 

(f) Bergmanu $ 30. 

(g) Geſetz für die Provinzen 
jenfeits der Elbe 1814 8 13, und. 
eben fo in den fpäteren tranfttori- 
ſchen Geſetzen ($ 383). 
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bemerken, dab fie dadurch dem nahe dabei ftehenden Grund» 
ſatz, welcher die Folgen der Verträge dem zur Zeit des 
Abſchluſſes geltenden Gejebe unterwirft (Note e), geradezu 
widerſprechen. Zu einer ſolchen Abweichung von dem 
richtigen, in den erwähnten Gejehen ſelbſt ausdrücklich an⸗ 
erkannten Grundfaß, war aber bei dem Zindvertrag am 
wenigften Bebürfniß vorhanden, da gerade bier die An- 
wendung auf die vergangenen ‚Verträge meiſt ganz uner⸗ 

heblich iſt ($ 385. a). 
Viel wichtiger aber und ſehr weit greifend iſt der 
Widerſpruch gegen die Allgemeinheit der hier aufgeſtellten 
Regel, der von zwei neueren Schriftſtellern erhoben worden 
iſt. Er betrifft nicht die Regel an ſich, ſondern nur Die 
Anwendung derſelben auf die Anfechtung der Verträge, 
inſofern dieſe nicht auf die Umſtaͤnde bei dem Abſchluß des 
Vertrags ſelbſt, ſondern auf ſpaͤtere Thatſachen, z. B. auf 
den künftigen Entſchluß einer Partei zur Anfechtungsklage 
gegründet werden foll (n). Weber bat dieſe Behauptung 
nicht als allgemeinen Grundſatz aufgeftellt, wohl: aber in 
einer Reihe einzelner wichtiger Fälle geltend gemacht (i). 
Bald nad) ihm aber hat Meyer diejelbe auf einen abftracten 


(h) Gerade für folde Fälle (i) Diefe Fälle werden unten 
* Haben die Preußiſchen Geſetze die bei den einzelnen Anwendungen 
Anwendbarkeit unferer Hegel aus- erwähnt werben. 
drüdiih anerkannt (Note c). 
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Srundjap zurüdgeführt, und in folgender Weiſe durch 
zuführen gelacht (k). 

Man foll (fagt er) zweierlei Folgen eines Vertrags unter: 
ſcheiden: nothwendige, oder unmittelbare, bei welden die - 
Geſetze nicht rückwirken dürfen, — und zufällige, oder entfernte, 
bei welden die Rüdwirkung eines neuen Geſetzes auf ältere 
Verträge zuläffig if. — Unter diefe erite Klaffe follen 
gehören diejenigen Folgen, an welche die Parteien dachten 
oder denken konnten, die ſie alſo ſtillſchweigend mit in 
den Vertrag hereingezogen haben (). Unter die zweite 
Klaffe dagegen die Folgen, die erſt durch künftige That⸗ 
fachen. begründet werden; dahin werben gerechnet bie 
Anfechtungsklagen wegen Iaesio enormis, Betrug, Zwang, 
Irrthum, Minderjährigleit, außerdem andy der Widerruf 
einer Schenkung wegen Undankbarkeit oder wegen nachgeborner 
Kinder (m). — Diefe ganze Unterjcheidung nun ift völlig 
unbaltbar, ſchon deöwegen, weil unter den Fällen der zweiten 
Klaffe gewiß fein einziger ift, dem ſich nicht die Parteien 
als Folge ded Vertrags denten Tonunten. Um die Ber- 
wirrung der Begriffe zu vollenden, wird auch noch der 
Gegenjab von ipso jure und per exceptionem mit herein- 


(k) Mervsrp. 36-40, 153 bis kaum zu zweifeln, daß er ihn hie⸗ 
155, 174—210. Er führt dabei rin benutt und befolgt hat. 
zwar nicht Weber als Gemwährs- (l) Merer p. 38 — 39, 180, 
mann an, da ee aber befien Schrift 187-191. 
kennt (preface p. XI.), fo ift (m) Meyer p. 175—178. 
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gezogen (n), der doch gewiß anf diefe Frage feinen Einfluß 
haben kann. Die völlige Grundlofigfeit diefer ganzen Lehre 
wird aber recht anjchaulich werden ans folgender Ueberſicht 
über die wichtigften einzelnen Fälle, die hierbei zur Sprache 
gebracht worden find. 

Die Umgültigfeit einer Obligation kann geltend gemadht 
werden durch folgende Rechtsmittel: durch eine eigentliche 
Klage, dur Reftitution, durd eine Exception gegen die 
Klage der andern Partei. Nach diefer Ordnung follen jet 
die einzelnen Fälle durchgegangen werden, welche (wie ich 
behaupte) fämmtlich zu beurtheilen find nad) dem zur Zeit 
- des gefchlofjenen Vertrags geltenden Gejeb. 

1. Anfechtung eined Berlaufs wegen Berlehung über 
die Hälfte. Ste ift zu beurtheilen nach dem zur Zeit des 
Verkaufs geltenden Gefeb (0). Das wirb beftritten, weil 
der Verkauf nicht ipso jure ungültig fey, jondern erft 
durch die jpäter erhobene Klage, deren Zeit alfo das 
anwenbbaree Geſetz beftimnie (p); oder, wie fich ein Anderer 
ausdrüct, weil an Ddiefen Erfolg nicht von den Parteien 

gedacht worden ſey (q). 
Diefe Auffaffung fteht völlig im Widerfpruch mit dem 
wahren Sinn der hier einjchlagenden Rechtsregel. Die 
jelbe jeht voraus einen Berfäufer, der durchaus Geld be- 
darf und feine Sache unter dem halben Preis mweggeben 


(n) Mever p. 178. 179. (Q) Merer p. 37—38, 154, 
(0) Caasor T.2p. 286—289. 175—176, 209 —210. 
(pP) Beber ©. 114—117. 
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muß, weil der einzige Käufer, der ſich findet, feine Noth 
mißbraudt. Einem folden unedlen Mißbrauch frember 
Noth fol hier durd eine pofttive Rechtöregel entgegen ge⸗ 
wirft werden. Der Fall ift alfo ganz ähnlich dem bes 
Zinswuchers, wo andy das fremde Geldbedürfniß eigen- 
nügig mißbraucht wird. Jene Gründe der Gegner müßten 
confequentermeife dahin führen, daß ein unter dem Römiſchen 
Recht gefchloffenes, zeben Fahre unauffündbares, Darlehen 
zu zwanzig Procent, wenn kurz nachher ein neues Gefeh 
allen Zinswucher frei: gäbe, vollftändig erfüllt werden 
müßte. — Auch wird Meyer nicht beitreiten, daß im Fall 
des Verkaufs beide Parteien an den Fall der fpäteren Ans 
fechtung denken Tonnten, d. b. daB diejer Fall nicht außer 
den Gränzen möglicher, jelbft wahrjcheinliher, Berechnung 
lag, daB er nicht erft durch ganz neue, völlig unerwartete 
Umftände (wie er fi die Sache zu denken jcheint) herbei 
geführt wurde. 

Ganz eben fo ift nur die Zeit des geichloffenen Ber: 
trags zu berüdfichtigen, wenn das in diefer Zeit beftehende 
Geſetz die Anfechtung nicht zuläßt, ein ſpäteres Geſetz die⸗ 
ſelbe einführt. - Diefe Bemerkung gilt auch für alle fol- 
gende Fälle. . 

2. Die Regel: Kauf bricht Miethe (r), ift zu beurtheilen 

nach den Geſetz, weldes zur Zeit des gejchloffenen Mieth- 
(r) Diefer Fall iſt imfofern nicht angefochten und anfgehoben 


mit den übrigen nicht von gleicher wird, welcher vielmehr fich ftets 
Natur, als in ihm der Vertrag wirkſam erzeigt dur) die dem 
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contracts beftebt. Denn in diefer Zeit ift das Rechts⸗ 
verhaͤltniß unabänderlich jo beftimmt worden, daß fich der 
Miether den Folgen einer fpäteren Veräußerung unter- 
werfen mußte. in jpäteres Geſetz, das jene Regel auf- 
hebt, Tann "hierin Nichts ändern, und es it gleichgültig, 
ob dieſes fpätere Geſetz fi auf die vereinzelte Aufhebung 
jener Regel bejchränft, oder ob es diejelbe dadurch bewirkt, 
daß es überhaupt dem Miether ein dinglides Recht bei- 
legt ($ 390 Num. 4). 

Es fommt daher nicht an auf die Zeit des ſpäter ges 
ſchloſſenen Verkaufs, noch weniger auf die Zeit der vom 
Käufer gegen den Miether angeſtellten Klage Das in 
diefem legten Zeitpunkt geltende Geſetz will Weber berüd- 
fichtigt wiffen, wieder wie in dem vorhergehenden Fall, 
weil der Miethoertrag nicht au fi ungültig ſey, fondern 
nur dar die Klage des Käufers entkräftet werde (s). 

‚3. Widerruf einer Schenkung wegen Undankbarfeit oder 
wegen nachgeborner Kinder. Es enticheidet die Zeit der 
Schenkung, nicht die Zeit des fpäteren Greigniffes, noch 
weniger die Zeit der auf Widerruf angeftellten Klage (t). 

Das Gegentheil wird von Anderen behauptet, weil die 
Schenkung nicht von jelbft ungültig jey, fondern erſt durch 


n 


Miether zuftehende Entihädigungs- (8) Weber S. 117—121. 
Mage gegen den Vermiether. Die (t) Caasor T. 1 p. 174 bie 
Frage ift nur die, ob ein Dritte 200. T, 2.p. 168, 19. 

(dev Käufer) das Miethrecht an- 

zuer kennen bat oder nicht. 
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die Widerrufsklage entkraͤftet werde (a); weil an dieſen 
Erfolg die Parteien nicht gedacht haben, indem ſonſt die 
Schenkung siehmehr unterblieben ſeyn wirrde (v). — Aller⸗ 
dings war die Undankbarkeit nicht zur Zeit der Schenkung 
erwartet; dagegen iſt jehr natürli die umgelehrte Er- 
wartung, der Beichentte werde Undankbarfeit. vermeiden, 
und er: werde in diefer Gefinmung. noch befeftigt werben, 
2durch die Rüdficht auf das den Widerruf geftattende Ge⸗ 
jet. Die Vorausfepung alfo, daß. der Schenfer an jenes 
Geſetz gedadht habe, oder habe denken können, ift gewiß 
den Umftänden ganz angemeffen. 

4. Reftitution gegen einen Vertrag. Entſcheidend ift 
die Zeit des Vertrags, nicht die des Neftitntiondgejuchs (w). 
Das Gegentheil wird behanptet, weil der Vertrag an fid 
gültig fey, und erft durch die richterliche Handlung ent⸗ 
fräftet werde (x). Derjelbe Gedanken’ wird von Anderen’ 
noch dadurdy ausgebildet und von der Wahrheit weiter 
entfernt, daß die Reftitution als Gnadenſache von dem 
Spuverain ertbeilt werde (y). Gegen dieſe Behauptungen 
entjcheidend ift der Umitand, daß, nad der im Suftiniani- 
Ichen Recht vorliegenden Natur der Reftitution, Der, welder 
die Reftitution begehrt, ‚ein wahres erworbenes Recht auf 


(u) Weber S. 107. (y) Merz p. 184. Sier- 
(v) Meyer p. 175. 177. über ijt zu vergleichen oben B. 7. 
(w) Struve ©. 266. $ 317, 


(x) Weber ©, 113, 114, 
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Zeftatord nennen. Nur das Product der zweiten Thätigfeit 
kann und foll wirken; das der erften bleibt in der ganzen 
Zwiſchenzeit meift unbefannt, immer unwirffam, und immer 
der unbeichränkten Willlür des Teſtators unterworfen. — 
Schon diefe Betrachtung muß uns dahin führen, bie fal- 
tiſche Thätigkeit (alfo die Form des errichteten Teftaments) _ 
zu beurtheilen nad). dem zur Zeit der Errichtung beitehenden 
Geſetz, die juriftifche (alſo den Inhalt) nach dem Gejep 
zur Zeit des Todes (a). — Und ſchon bier können wir 
vorläufig zwei abweichende Anfichten ablehnen. Die eine 
will auch den Inhalt beurtheilen nach der Zeit des errich- 
teten Teſtaments, weil der Zeftator die Gültigleit oder 
Ungültigkeit des Inhalts verdiene, je nachdem fein Wille 
mit dem ihm befannten (gegenwärtigen) Geſetz übereinftinme 
oder nit, wobei man denn bejonders an Prohibitiogeſetze 
zu denfen pflegt. Cine zweite Auficht geht noch weiter, 
indem fie dad Teftament für ungültig erllärt, jowohl wenn 
es blos dem Geſetz zur Zeit des Teſtaments, als auch wenn 
es blos dem Geſetz zur Zeit des Todes widerſpreche. Beiden 
Anſichten iſt die Bemerkung entgegen. zu ſetzen, daß für 
den Gefepgeber nur Bedeutung hat der Inhalt eines Hinter- 
laffenen, möglicherweije wirffamen, Teſtaments, anftatt daß 
Das, welches in dem Zeftament eined Lebenden etwa ge- 
ſchrieben ftehen .mag, völlig. bebeytungslos für ihn ift. 


(a) Zweifelhaft bleibt vorläufig die perfönfiche Fähigkeit ſowohl 
des Teftators, als der: Erben und Legatare, wovon unten die Rede 
feyn. wird. ‚ 
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Wie dieje beiden Anfichten aus mißverftandenen Negeln des 
Römischen Rechts hervorgegangen find, wird erſt weiter 
unten Mar gemadyt werden koͤnnen. 

And der bisher angeftellten Betrachtung ergiebt fidh, 
daß die hier bei den Teſtamenten vorkiegende Frage nahe 
verwandt, obgleich nicht völlig gleich iſt mit der oben für 
bie Ufncapion und Klagverjährung abgehandelten Frage 
($ 391). Die Ufucapion beruhte auf einem fortdauernden, 
über einen ganzen Zeitraum gleichmäßig verbreiteten Zu⸗ 
fand. Das Teftament beſteht aus zwei, in verſchiedene 
Zeitpunkte fallenden, einzelnen Thaͤtigkeiten. Beide aljo 
fommen mit einander darin überein, daß die Thatſache, 
wovon der Erwerb eined Rechts abhängt, nit eine 
einfache, vorübergehende Natur hat, fo wie wir es bei den 
meisten juriſtiſchen Thatſachen (Vertrag, Tradition u. ſ. w.) 
wahrnehmen. Daher ift für beide Fälle folgende Unter⸗ 
ſcheidung anwendbar und wichtig. Ein neues Geſetz, deſſen 
Einwirkung zu prüfen ift, kann erlaffen werden: exſtlich vor 
dem Anfang einer Ufircapion, oder vor der Errichtung eines 
Teftaments; zweitens nad) dem Ablauf der Uiscapion, oder 
nad) dem Tode des Teſtators; drittens in der Zwiſchen⸗ 
zeit zwiſchen dem Anfang und dem Ende der Uſucapion, 
zwiſchen dem errichteten Teſtament und dem Tode des 
Teſtators. — Im erſten Fall iſt die Einwirkung bed neuen 
Gefetzes unzweifelhaft zu bejahen, im zweiten eben fo uns 
zweifelhaft zu verneinen; der britte Fall alio if der eig 
zige Gegenftand unferer vorliegenden Unterfuhung, jo wie 

vm. 29 
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er ſchon oben für die Ufucapion feftgeftellt worden iſt 
(8 391).. 

Indem wir nun für diefen Fall eines neuen. Gejepes, 
erlaſſen nad der Errichtung eined Zeftaments, aber vor 

dem Tode de Zeftatord, die Regeln aufſuchen, müffen 
wir dabei einen zweifachen Zufammenhang hiefer Regeln vor 
Augen behalten. Erftend mit den Regeln, welche oben für 
die Collifionen des örtlichen Rechts aufgeftellt worden find 
($ 377). Zweitens, weldyes wichtiger und fehwieriger ift, 
mit den Regeln über diejenigen Veränderungen, die, in der 
Zwifchenzeit zwiſchen dem errichteten Zeftament und dem 
Tode, nicht in der Gefebgebung eintreten, wohl aber in 
den thatſaͤchlichen Verhältnifien. An. fi gehören zu unfrer 
Aufgabe nur die Veränderungen der erften Art. Dennoch 
müſſen wir aus mehreren Gründen audy die VBeränderun- 
gen der zweiten Art nicht nur berüdlichtigen, jondern felbft 
durch gemane, in's Einzelne gehende Unterfuchung zu durch 
forjchen nicht fcheuen. Wir müſſen es, fchon wegen der 
inneren DBerwandtichaft, indem beiderlei Veränderungen 
großentheils nach gleichen Regeln zu beurtheilen find. Noch 
mehr aber find wir dazu genöthigt durch das Verfahren 
ber meilten neueren Schriftfteller, deren Irrthümer großen 
theild dadurch entitanden find, daß fe theils die beiden 
angegebenen Arten der Veränderungen ohne Unterfcheidung 
vermengen, theils die Regeln des Römischen Rechts über 
die thatfählihen Veränderungen unrictig auffaffen. 
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Ich verlaſſe alſo jept den eigentlichen Gegenftand ber 
vorliegenden Aufgabe, die fich auf bie Anmwendbarfeit neuer 
Geſetze beſchraͤnkt, um die an ſich verfchiebene Frage zu 
beantworten: wie es nach Römifchem Recht anzujehen ift, 
. wenn in der Zwilcdhenzeit, zwifchen der Errichtung eines 
Zeftaments und dem Tode, eine Veränderung eintritt in 
den thatjädhlichen Berhältniffen, die auf die Gültigkeit des 
Zeitamentd Einfluß haben koͤnnen. Sch wieberhole es, 
dab Diefe Frage mit ber Frage nah ber Einwirkung 
nener Geſetze zwar verwandt, aber nicht identiſch ift, 
daß aljo eine Anwendung der für die eine Frage gültigen 
Regeln auf die andere Frage. nur mit großer Borficht 
verſucht werden darf. 

Die Gegenftände einer ſolchen möglichen Veränderung 
find folgende: Perjönliche Fähigfeit bes Teſtators in Des 
ziehung auf deſſen Rechtsverhältniſſe, fo wie auf deff en 
phyſiſche Eigenſchaften. Inhalt des Teſtaments. Perjön- 
liche Fähigkeit des Honorirten (des Erben oder Legatars). 

- 1. Perſfoͤnliche Fähigkeit des Teſtators in Beziehung 
auf deſſen Nehtsverhältniffe. Diefe hat zwei an ſich 
verfchiedene Bedingungen, die jedoch unter denjelben Re⸗ 
geln ftehen. 

a. Der Zeftator muß testamentifactio haben. Diejer 

Ausdruck wird felbft von den Roͤmiſchen Juriften 
in verfchtedener Bedeutung gebraucht. Zumeilen 
ganz buchſtäblich, für die Berfertigung eines Teſta⸗ 


ments. Anderwärtd für Die Teftamentöfäbigfeit 
29 + 
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ohne Unterſchied ihrer Bedingungen, fo daß in die- 
jem Sinn dem Kinde und dem Wahnſinnigen die 
testamentifactio abgeiproden wird. Wo aber der 
Ausdruck genau und techniſch gebraucht wird, wie 
‚befonders bei Ulpian, da bedeutet es den Beſitz 
der Standeseigenihaft im Nömifchen Staate, 
welche fähig macht zur Mancipation, ald der 
Grundform der Römijhen Teftamente. Nun ift 
testamentifactio gleichbedeutend nıit commercium; 
es haben diejelbe alle cives und Latini, ed ent- 
bebren fie alle peregrini (b). 
b. Der Zeftator muB fähig jeyn, Vermögen zu haben 
und zu binterlaffen, er muß aljo nicht, in Beziehung 
auf einen künftigen Nachlaß, juriftiich und noth— 
wendig vermögendlos ſeyn. In dieſer Hinfidht iſt 
unfähig der filiusfamilias, obgleich er testamenti- 
facto bat und daher Teſtamentszeuge jeyn kann (c). 
Auf gleiche Weiſe ift unfähig der Latinus Junianus, 
der eben fo testamentifactio hat und deshalb Teſta⸗ 
mentözeuge jeyn Sana. Die Lex Junia bat ihm 
aber ‚verboten, für fish ein Teſtament zu machen, 
indem fie verordnet, daß fein Vermögen im Augen 
blid des. Todes dem Patron zufallen joll, nicht als 
Erbſchaft, ſondern fo, als ob er im Leben ftets 
Sklave, folglich) vermögensunfäbig geblieben wäre (d). 
(b) Uurran.XX. 52 verglichen (e) Urpıan. X. 8 2.4.5. 6. 10. 
wit-XIX..54.5. ‚+ (dd Onpıan. X, 5.8. 14. 
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Diefe beiden Bedingungen ber Teftamentsfähigfeit Toms 
men darin überein, daß fie gleich nöthig find für beide 
Zeitpunfte, die Zeit des Teſtaments und die Zeit des To- 
des, weldes jo viel jagen will, als dab dieſelben jowohl 
zur faktiſchen als zur juriſtiſchen Thätigkeit im Teſtament 
gerechnet werden müſſen. Wer alſo juriſtiſch unfähig iſt, 
kaun kein Teſtument machen, und eben fo wenig ein 
Teſtament hinterlaſſen. — Nur eine blos in die Zwi⸗ 
Ichenzeit fallende Beränderung ſoll nicht fchaden, indem 
in diefem Fall der Prätor das Teſtament aufrecht hält (e). 

Zwei Beifpiele. werben diefe Regeln anſchaulich machen. 
Das Teftament ift ungültig, wenn dem Zeftator die Civität 
fehlt zur Zeit des Teftaments oder zur Zeit des Todes; 
nicht ungflitig, wenn er nur in der Zwiſchenzeit vorüber: 
gehend die Givität verloren hatte — Es iſt ungültig, 
wenn der Zeitator filiusfzmilias. war zur Zeit des Teſta⸗ 
ments oder zur Zeit des Todes; gültig, wenn er fidh in 
der Zwifchenzeit artogiren ließ, dann aber wieder emanci» 
_Pirt wurde, B 

Es ergiebt fich aus dieſer Behandlung der Sache im 
Römiſchen Recht, daß die Römer die in zwei Zeitpunkten 
nothwendige Fähigkeit des Teftators, ald gegründet in dem 
inneren Bedürfniß der Sache, mit Recht anerkannten und 
ſtets feſt hielten, daß fie dagegen Die Fortdauer dieſes Zus 
ftandes in der ganzen Zwilchenzeit blos ald eine Conſe— 


(e) Gusus I. $ 147, Uneran. XXU.86. L. 1 88 dB. P. 
sec. tab. (37. 11), Z..6 $ 12 de injusto (28. 3). 
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quenz ftrenger Theorie, dem praftifchen Bedürfniß nicht 
entiprechend, betradyteten, und daher befeitigten. 

2. Perfönliche Fähigkeit des Zeftatord in Beziehung 
auf deſſen phyfifche Eigenſchaften. 

Diefe bat eine ganz andere Natur, als die erfte Art 
der Fähigkeit. Sie gehört ausjchließend der faktiichen 
Seite des Teftaments an, und ift alfo nöthig zu der Zeit, 
in welcher das Teftament gemacht wird. Dagegen ift jede 
Ipätere Aenberung ganz gleichgültig, und es wird dadurch 
weder das Teftament gültig, wenn zur Zeit beffelben bie 
Fähigkeit fehlte, noch ungültig, wenn die Fähigkeit damals 
vorhanden war. | | 
Zu dieſen Gründen ber Ungültigleit gehört: Unmündig- 
teit, Wahnfinn, nad dem Älteren Roͤmiſchen Recht aud) 
Stummbeit und eben fo Taubheit. Wenn nun ein Unmän- 
diger oder ein Wahnfinniger ein Teftament macht, jo ifl 
und bleibt dafjelbe ungültig, auch wenn ſpäter Mündigfeit 
eintritt oder der Wahnſinn verſchwindet. Umgekehrt ift 
und bleibt das Teftament des geiftig Gefunden gültig, auch 
wenn er fpäterhin in Wahnſiun verfällt, und ſelbſt wenn 
er in diefem Zuftand flirbt (f). 

3. Der Inhalt des Zeitaments gehört ausſchließend 
der juriftiichen Seite des Teftamentd an. Daher wird gar 
nicht gefehen auf die blos zur Zeit des errichteten Teſta⸗ 


(f) $ 1. J. quib. non est perm. (2. 12), L..2 L.6$ 
$ 4 qui test. (28. 1), L.8 $ 3 de j. cod. (29. 7, L.1 8 
B. P. sec. tab. (37. 11). 


⸗ 
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ments vorhandenen Verhältnifie, obgleich diefe der Teſtator 
zunächſt vor Augen hatte, fondern lediglich auf die Ber 
haͤltniſſe zur Zeit des Todes. 

Diefes war unzweifelhaft bei ſolchen thatjächlichen 
Berhältniffen, die eine. ganz materielle Natur hatten. Die 
Schonung oder Verlegung des Pflihttheils hängt oft ab 
von der Größe des Bermögend. Dieſe wirb beurtbeilt 
nad) der Zeit bed Todes, gar nit nach der Zeit 
bes errichteten Xeftaments, welche doch dem Teftator 
damald vor Augen ſtand (g). — Eben fo die Verletzung 
des eingejehten Erben im Verhaͤltniß zu den Legaten, bie 
durch verſchiedene Geſetze verhütet werden jollte (Lex Furia, 
Voconia, Falcidia), wird beurtheilt nad der Größe des 
Vermögens zur Zeit des Todes, fo daß der feühere uſiand 
gleichgültig ift (h). 

In manchen anderen Fällen hatte die Ungültigfeit bes 
Inhalts eine ftrenger juriftiihe Natur; fo die Nichtigkeit 
des Teftaments, in welchem ein Suus oder ein Posthumus 
präterirt war. Denuod wurde auch bier die oben ayf- 
geftellte Anſicht, nach welcher der Inhalt des Teftaments 
auöfchließend nach der Zeit des Todes beurtheilt werben 
ſollte, fo fehr für richtig und dem praftiichen Bedürfniß an- 
gemeſſen gehalten, dab durch Fünftliche Mittel nachgeholfen 
wurde Wenn aljo der präterirte Suns oder Posthumus 
noch vor dem Teſtator ftarb, fo war und blieb eigentlich 


(G) L. 8 89 de inf. (bh) 824. de L. Falc. (2. 22), 
G. 2). L.73 pr. ad L. Falc. (35. 2). 
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dad Teftament nichtig, es werde aber aufrecht erhalten, 
indem daraus der Yrätor eine B. P. secundum tabulas er- 
theilt® (i). — Ganz berfelbe Erfolg trat aud ein, wenn 
. der Teftator fehlte durch die Präterition eines Emancipir⸗ 
ten, oder durch die unbillige Enterbung eines naben, zur 
Snteftaterbfolge befähigten, Verwandten, nur mit dem Un- 
terichied, daß bier der Erfolg von ſelbſt eintrat, nicht erfi 
durch künſtliche Aushülfe des Prätors. Denn der präterirte 
Emancdpirte hatte überhaupt nur einen Auſpruch durch 
B. P. contra tabulas, die ein ganz perlönfiches Rechts⸗ 
mittel war, angeboten dem zur Zeit des Erbanfalld leben⸗ 
den Präterirten. Daher war die Präterition eined Eman- 
eipirten, ber vor dem Teftator ftarb, wirkungslos, weil ihm 
nun keine ſolche B, P. c. t. deferirt werben Tonnte. Ganz 
eben jo verhielt eö fi) mit der Querala inofficiosi des 
unbidig ansgefihloffenen Inteſtatberechtigten. Denn auch 
dieſe iſt ein ganz perſönliches Rechtsmittel, von welchem 
nicht die Rede ſeyn kann, wenn etwa der unbillig Aus⸗ 
geſchloſſene vor dem Teſtator ſtirbt. Vgl. oben B. 2. 
8 73 6. 








geltend gemacht werden konnte, 
nicht zufällig von einem Dritten, 
zu deſſen Vortheil ſie gar nicht 


(i) Unpras. XXI. $ 6, L. 
12 pr. de injusto (28. 3). — 
Man könnte diefe Behandlung 


der Sade etwa fo ansdrüden: 
Die durch Präterition bewirkte Nich- 
tigleit war nad) jus civile eine 
abjolute; der Prätor verwandelte 
fie in eine relative, fo daß fie nur 
von dem lebenden Präterirten felbft 


eingefhrt war. Nach der Strenge 
des jus civile war die Präterition 
des Suus oder Posthumus ein 
vernichtender Formfehler, der Prä- 
tor behandelte fie blos als ein 
Stüd des Inhalts des Teftamente. 
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4. Perfönliche Fähigkeit des Honorirten (ded Erben 
oder Kegatars). Dieſer Fall ıft unter allen der fchwierigfie, 
und er. bat die meilten Mißverftändniſſe in ‚unjrer Lehre 
erzeugt. ' 

An fich gehört dieſer Punkt zum Inhalt des Teftaments, 
ſo daß wir nach allgemeinen Gründen lediglich die that⸗ 
ſaͤchlichen Verhältniſſe zur Zeit des Todes zu berückſichtigen 
hätten, ganz ohne Ruͤckſicht auf frühere Zuftände. Dennoch 
haben ihn die Nömer ganz anders. behandelt, und wir 
müſſen uns dee Gründe dieſer abweichenden. Behandlung 
flar zu machen ſuchen. 

Die Römifche Lehre ift folgende. Die juriftiiche Fähig- 
feit des Erben nnd des Legatard beruht auf derfelben 
testamentifaetio,, wie bie bed Zeftatord (Note b), jo daß 
alle cives und Latini fie haben, alle peregrini fie ent» 
‚behren (&). Diefe Standesfähigfeit muß vorhanden ſeyn 
in drei Zeitpunkten (tria tempora): zur Zeit des Teſta⸗ 
ments, zur Zeit des Todes (l), zur Zeit des Erwerbs. 
Eigentlich wäre auch die fortdauernde Fähigkeit in der 
Zwiſchenzeit nöthig; doch wird dieſe Forderung nachgeſchen, 


(k) Urrran. XXII. 8 1.2.3, 
Hier ift weder der filius familias, 
noch der Latinus Junianus aus- 
gejchloffen, weil der Vermögens- 
loſe zwar Nichts hinterlaffen, wohl 
aber Etwas zugewiefen; befommen 
kann. Auch nicht das. Kınd und 
ber Wahnfinnige, weil es nicht 


nöthig ift, zu wollen oder zu han⸗ 
dein, um eingejeßt zu werden. 
(I) An die Stelle diefes Zeit- 
punktes tritt bei bedingten Ein- 
jeßungen die Zeit der erfüllten 
Bedingung, die alſo nicht etwa 
einen vierten Zeitpunkt bildet, 
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fo daß eine vorübergehende Unfähigfeit in der Zwiſchenzeit 
nicht ſchadet (media tempora non nocent) (m). 

Was ift mun der Grund diefer, von der nad all 
gemeinen Gründen zu erwartenden fo abweichenden, Bes 
handlung gerade dieſes einen Falles? Wir können babei 
abfehen von dem dritten Zeitpuntt (Erwerb der Erbichaft), 
der fich eigentlich von felbft verfteht, und überhaupt nicht 
wichtig ift. Dann bleibt uns als auffallende, befonders zu 
erflärende, Erſcheinung die Regel übrig, dat die Fähigkeit 
des Honorirten nicht blos erfordert wird zur Zeit bes 
Todes (wie wir ed erwarten möchten), fondern aud zur 
Zeit des errichteten Teftaments, jo dab die zw diefer Zeit 
vorhandene Unfähigkeit (3. B. Peregrinität) das Teſtament 
für immer ungültig made, felbft wenn der eingefeßte Erbe 
bald nachher das Römiſche Bürgerrecht erwarb. = 

Die Erflärung diefer auffallenden Erfcheinung aber ift 
weder jhwierig, noch zweifelhaft. Sie liegt in der Grund- 
form des Römifchen Teftaments als einer Mancipation des 
gegenwärtigen Vermögens (n), ald eines ideilen Ganzen 
(ohne Rüdfiht auf deſſen einzelne Beftandtheile, jo wie 


(m) Die Hanptftellen für diefe 
Lehre find folgende: SA J. de her. 
qual. (2. 19), L.6 $ 2. L. 49 
$1 L.59 84 de her. inst. 
(28. 5, — Die hier erwähnte 
Zwiſchenzeit ift indeffen nur zu be- 
ziehen auf den erften Zeitraum, 
zwifchen Teftament und Tod; die 


Unfähigteit in dem zweiten zwi⸗ 
[hen Tod und Erwerb, ſchadet 
allerdings, indem durch fie die 
Erbſchaft augenblicklich irgend 
einem Dritten deferirt wird, ſey 
es der Subſtitut oder der In⸗ 
teſtaterbe. 
(n) Gasus II, 8 103. 
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auf mögliche Zunahme oder Verminderung), wodurd das 
Ganze bie Geftalt eines fingirten Grbvertrags annahm, 
aljo eines Rechtsgeſchäfts unter Lebenden, als deſſen thätige, 
mitwirtende Theilnehmer alle in dem Teftament bebadhte 
Perfonen (repräfentirt durch den familiae emtor) angejehen 
wurden. Deöwegen follten fie Alle die perfönliche Fahig⸗ 
keit haben zur Zeit dieſes imaginären Vertrags. 

Daß dieſe Regel in der That rein theoretiſch, der juri⸗ 
ftifchen Form zu Liebe angenommen war, alſo nit be 
ruhend auf der Anerkennung eines inneren Bebürfniffes, 
ergtebt fi) nody aus folgendem Umftand. In einer etwas 
neueren Zeit waren Beſchränkungen der perjönlichen Er⸗ 
werbsfähigfeit durch pofitive Geſetzgebung eingeführt worden, 
wobei man fi) von jener alten formellen Rüdficht befreien 
zn können glaubte; diefer Fall trat ein bei den Chelofen, 
ben Kinderlojen, und den Latini Juniani. Bei diefer nen 
erfundenen Unfähigkeit jah man auf den Zuftand zur Zeit 
des errichteten Teſtaments gar nicht; ja man ging fogar 
auf der anderen Seite noch einen Schritt weiter, indem 
man auch nicht einmal auf die Todeszeit' ſah, fondern nur 
auf die Zeit des Erwerbs. Diefe letzte Vorſchrift aber 
batte den praktiſchen Zweck, daB gerade die dargebotene 
Erbſchaft ein Beweggrund jeyn follte, für den Chelofen, 
fogleich in eine Ehe zu treten, für den Latinus Junianus, 
fich des jus quiritium ſchnell würdig zu machen (0). 


(0) Urrran. XXII. 53, verglichen mit XVII. $ 1 und IL. 
s 1-6. Ä 


J 
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Hierin liegt der wahre Grund der auffällenden Regel 
über die tria tempora; nicht, wie. Biele glauben, in ber 
rogula Ostoniana (p). Die Unrichtigkeit dieſer Ableitung 
ergiebt ſich aus folgenden Betrachtungen. Die tria tempora 
werden nirgend auf dieſe ganz einzeln ſtehende, einer ſchon 
etwas neueren Zeit angehörende, Regel zurüdgeführt, 
müſſen alfo wohl einen allgemeineren und älteren Grund 
gehabt haben. Kerner gebt die Megel des Cato mur auf 
Lepate (Note p), und namentlich nicht auf Erbſchaften (q). 


Sie betrifft alſo überhaupt nicht Die perjönliche Fähigkeit 


des Honorirten, wovon allein hier die Rede iſt, ſondern 
andere Bedingungen eines ungültigen Legats; insbeſondere 
wohl den Fall, wenn der Teſtator eine Sache per vindi- 
eationem legirt, ohne daran zur Zeit des Teftaments das 
Römifche Eigenthum zu haben. Diefes Legat ift ungültig, 
aud) wenn er jpäterhin das Römilche Eigenthum der Sache 
erwirbt (r). | 

Fallen wir diejed Alles in Einen Gedanten zufammen, 
jo müfjen wir fagen, die ganze Lehre der tria tempora 
gründete fich gar nicht auf die Ratur der Sache, auf dad 


(p) Z. I pr. de reg. Cat. ditates“. Zwar will Cusacıus 
(34. 7) „Quod, si testamenti obs. IV. 4 emendiren: liberta- 


facti tempore deoessit testator, tes, aber -diefe Emendation if 


inutile foret: id legatum, völlig willfürlich und weder durd 
quandocunque decesserit, non Handſchriften, noch durch' inneres 
valere.“ Bedürfnig unterſtützt. Vergl. 
(q).Z. 3 eod. „Catoniana Voorva Interpret. II.’ 22. 
regula non pertinet ad here- (r) Uneran XXIV. 8, 7. 
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natürliche Weſen des Teſtaments, fondern fte hatte. eine 
blos zufällige, hiſtoriſche Veranlaſſung. Sa wir müfjen 
hinzufügen, dab- ed conſequent geweſen wäre, biefe Lehre 
im Juſtinianiſchen Recht gänzlich aufzugeben, indem ja in 
dieſem Recht der Gedanke der Maneipation, als Grundlage 
der Teftamente, völlig verſchwunden war. 


Die fo eben geführte Unterſuchung betraf gar nicht die 
Frage wegen Der zeitlichen Sollifion der Geſetze, war alfo 
eine Digrelfion, aber eine unentbehrliche Digreffion. Denn 
indem ich mich num zur Unterfuhung der -Beränderungen 
werde, die nicht in den Thatfachen eintreten, fondern in 
den Geſetzen, muB ic ſtets zurüdgehen auf die Analogie 
der eben aufgeftellten Regeln. Jedoch darf davon dieſer 
Gebrauch nur mit Vorſicht und Unterſcheidung gemacht 
werden, beſonders mit Rückſicht darauf, ob die aufgeſtellten 
Regeln aus der Natur der Sache abgeleitet wurden, oder 
aus eigenthümlichen Gründen, Sch werde mid dabei ganz 
an die Reihe von Fällen halten, wie fie jo eben für die 
thatfächlihen Veränderungen aufgeltellt wurden. 

1. Perfönlihe Zähigfeit des Teſtators in Beziehung 
auf deffen Rechtsverhältniſſe. | 

Dieſe muß in zwei Zeitpunften vorhanden feyn: zur 
Zeit des errichteten Teſtaments und zur Zeit de8 Todes; 
fehlt fie in einem derſelben, ſo ift und bleibt das Teſtament 
ungültig (S. 458). Sie fann aber gerade dadurch fehlen, 


\ 
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dab der Zuftand des Teſtators dem in einem diefer Zeit- 
punkte geltenden Geſetz nicht entipridt (s). 

Zolgende Beifpiele werden die Sache erläutern. Nach 
Römiſchem Recht Tonnten teftiren: alle eives, alle unab- 
bängige Latini (t), nicht die peregrini (S. 452). Gefept 
nun, ein folcher Latinus hätte ein Zeftament gemacht, und 
während feines Lebens wäre allen Latinen durch ein Kaifer- 
gejeß die testamentifactio entzogen worden, jo wäre dad 
Zeftament umgültig geweien, wegen der Unfähigkeit zur 
Todeszeit. — Gefept, ein Peregrine hätte ein Teftament 
gemacht, und während feines Lebens wäre durch ein Kaifer- 
geſetz allen Peregrinen die testamentifactio verliehen worden, 
fo wäre dad Teſtament ungültig geblieben, wegen der Un- 
fähigkeit zur Zeit des errichteten Teftaments. 

2. Perjönliche Fähigkeit des Teſtators in Beziehung 
auf defien phyſiſche Eigenſchaften. 

Diefe muß blos vorhanden feyn zur Zeit der Grrichtung 
des Teftaments, alſo enticheidet ausfchließend das zu diefer 
Zeit geltende Geſetz. Ein nad) demfelben gültig gemachtes 


(s) Onasor T.2 p. 438. 439. 
— Dagegen glaubt Meyer p. 
121—131, die Unfähigkeit zur Zeit 
des errichteten Teftaments ſchade 
nit, und ſucht diefe grunblofe 
Behauptung. gegen die allerdings 
nicht zutreffenden Einwürfe aus 
ber regula Oatoniana zu recht⸗ 
fertigen. 


(t) Dahin gehörten früher bie 
Latini colonarii (Urrıan. XIX. 
& 4), und, feitben es foldhe- nicht 
mebr gab, alle Nachkommen eine® 
Latinus Junianus, da das Ber- 
bot der Lex Junia nur ihn ſelbſt 
betraf, nicht die Nachkommen, 
welche Latini ingenui waren. 





- 


8.398. A. Erwerb der Rechte. Auwendungen. IV. Erbrecht. 463 


Teſtament kann dur ein fpäteres Geſetz nicht ungültig 
werden, eben jo aber auch umgekehrt. 


Sp waren im älteren Römiſchen Redt Stumme un- 
fähig, zu teftiren; Suftinian hat. ihnen die Fähigkeit er⸗ 
theilt (u). Wenn nun kurz vor dieſem Geſetz ein Stummer 
teſtirte, ſo wurde das Teſtament durch das neue Geſetz 
dennoch nicht gültig; er konnte aber jetzt ein gültiges Te⸗ 
ftament errichten. — Die Teſtamentsmündigkeit im weib- 
lichen Gefchlecht ſetzt das Römische Recht auf zwölf Jahre (v), 
das Preußiſche Recht auf vierzehn Jahre (w). Wenn nun 
ein Mädchen von dreizehn Sahren ein Teftament madıt 
unter ber Herrichaft des Römischen Rechts, fo bleibt das 
ZTeftament gültig, auch wenn gleich nachher das Preußiſche 
Geſetz eingeführt wird, und der Tod vor Vollendung ded 
vierzehnten Sahres erfolgt. Wird das Teftament unter der 
Herrichaft des Preußiſchen Rechts mit dreizehen Sahren 
errichtet, jo bleibt es ungültig, felbft wenn gleich darauf 

das Römiſche Necht eingeführt wird. 


3. Der Inhalt des Teftaments "richtet fich lediglich 
nach der Zeit des Todes, jo dab das zu diefer Zeit beſte- 
bende Geſetz über bie Gültigkeit des Inhalts allein ent 
ſcheidet, ohne Rüdfiht auf die Vorſchrift des früheren 


(u) L. 10 0C. qui test. (6.2. (v) A. X. 8. I. 12 8 16. 
(v) 2.5 qui test. (28. 1). \ 
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Geſetzes, ſelbſt desjenigen, unter deſſen Herrichaft Das Te- 
ſtament errichtet war (x). 

Anwendungen dieſer Regel, die für die Anwendung 
wichtiger ift, als alle andere, find folgende: 

Pflichttheil und Präterition find zu beurtheilen nach dem 
zur Todeszeit beftehenden Geſetz (y). — Eben jo die im 
Franzöfifchen Geſetzbuch verbotenen Fideicommiſſe (substitu- 
tions) (z). — Eben jo die Bulgarfubftitution‘, die in 
Srankreih im I. 1790 verboten, durd den code aber 
wieder erlaubt wurde (aa). 

4. Perfönliche Fähigkeit des Honorirten (Erben oder 
Legatars). 

In den bisher erörterten Fällen und ragen mußte für 
die Veränderungen in den Geſetzen genau diefelbe Regel an- 
genommen werden, welche für die Veränderungen in den that- 
ſächlichen Verhältniffen vom Roömiſchen Recht anerkannt war 
(S. 451— 456); denn Ddiefe Anerkennung hatte fi) gegründet 





(x) Cuasor T. 2 p. 367 — 
370, p. 332, p. 45-454, der 
unter Allen’ diefen Punkt am rich- 
tigften auffaßt, fredi mit. Ein- 
miſchung mancher Irrthümer über 
das R. R. — Weber ©. 96 bis 
38 läßt das Teftament ungültig 
“werben, wenn ber Inhalt entwe- 
"der dem Geſetz zur Zeit des Te- 
flaments, oder dem zur Zeit des 
Todes wiberfpricht; er behanbelt 
aljo diefen Punkt fo, wie die jnri⸗ 
ſtiſche Fähigkeit des Teſtators 
(Num. 1). — Bergmann $ 16. 


19. 51 nimmt on, nah 3. 8. 
fey der Inhalt blos nad dem 
zur Zeit des Teſtaments gültigen 
Geſetz zu beurtheilen, und bie 
Rückſicht auf die Todeszeit ſey 
eine falſche Anſicht der franzöſiſchen 
XNechtslehrer, aber auch eingedrun⸗ 
gen in ihre Geſetzgebung. 

(y) Causor T. 2 p. 225, p. 
464—-475. 

(2) Cuasor T. 2 p. 32. 
Bol. Merer p. 132-148. 

(aa) Onasor T. 2 p. 367 — 
370:. 
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auf die allgemeine Natur des Teſtaments überhaupt, alſo 
auf das innere Bedürfniß der Sache felbfl. Ganz anders 
verhält es ſich mit der Frage wegen ber perjönlichen Faͤhig⸗ 
keit des Honorirten, bei welcher die thatſaͤchlichen Verände- 
rungen im Roͤmiſchen Recht nad, der Negel der tria tem- 
pora beurtheilt werden. Denn bieje Beurtbeilung hatte 
keine innere, fordern nur hiſtoriſche Gründe, Gründe, die 
ſchon zu Zuftinian!d. Zeit verſchwunden waren, und vollenbs 
für und gar keine Bedeutung mehr haben Tönnen. Wir 
mäüffen alfe bier die Analogie jener Regel des Roͤmiſchen 
Rechts ganz verlaffen, und ums lediglich an die wahre 
Natur des Teftaments halten. Diefe aber führt dabin, 
bie perfönliche Fähigkeit des Honorirten als ein zum In- 
balt des Zeftaments gehörendes Stück aufzufaflen, und 
daher ausfchliehend nach dem zur Todeszeit geltenden Ge⸗ 
feb zu beurtheifen, ohne Rückſicht auf das Recht, welches 
früher, etwa zur Zeit der Errichtung des Teftaments, ge- 
golten haben mag (bb). 

Daß uns in diefer Behanptung : die. regula Catoniana 
nicht irre mächen darf, und daß wir alſo auch feine Ver⸗ 
anlaffung haben, die Anwendbarkeit diefer Regel auf unſre 
Zeit Fünftlich zu widerlegen, wie ed von Manchen verſucht 
worden iſt, wurde fehon oben gezeigt. Beſonders auf bie 


(bb) Onanör T. 2 p. 462—464. ſtinnmt mit dieſer Entſchei⸗ 
dung völlig überein, ohne ſich in bie hier verſuchte Begründung 
einzulaffen. 

vn. 30 


466 Buch II. Herrſchaft deu Rechtsregeln. Kap. II. Zeitliche Gränzen. 
Faͤhigleit eines eingefepten Erben kann jene Regel auch 
nicht einmal ſcheinhar angewendet. werden (Noten p. q.). 

5. ‚Ferner kommt dad Gefeg über die Form des Teſia⸗ 
ments in Betracht, von. welcher. zu ſprechen bei den that- 
ſächlichen Beränderungen gar leine Beranlaffung war. 

Die Form gehört: ganz zur. faktiichen Seite, dei. Tefta- 
ments, welches daher für gültig oder. angültig. gehalten 
werden muß ,..je nachdem die angemenbeie Form dem da- 
mals geltenden Geſetz eutiprach oder nicht, ſo dab hierin 
ein fpäteres Geſetz weder zum Vortheil, noch zum Nachtheil 
bes Teſtaments Etwas zu ändern vermag (cc). Diele 
Megel ſtimmt auch ganz mit den oben- aufgeftellten all⸗ 
gemeineren Regeln. überein ($ 388), | 

In Amwendung diefer Regel muß aljo ein. unter -dem 
Franzoͤfiſchen Recht gemachtes gigenbändiges Privatteftament 
gültig bleiben, auch wenn vor dem. Tode des Teſtators das 
Preuhiſche Recht eingeführt wird, welches die Privattefta⸗ 
mente nicht anerkennt. Umgekehrt muß ein unter dem 
Preußiſchen Recht errichtetes eigenhaͤndigeh Privatteſtament 
ungültig. bleiben, auch wenn während dar. Lebenszeit des 
Teſtators das. Franzöfifche Recht eingeführt wird, welches 
dieſe Form der Teftamente geitattet (dd). | 

6. Endlich tft noch der Tall zu erwähnen, wenn etwa 


(ec) Ouasor .T. 2 9.394339. Weber .%0. 
‚ (dd) Gine hierin etwas abweichende Veftummung „des Preußiſchen 
Rechts ift fchon oben erwähnt worden (388. 0) und wirb abermals 
im $ 394. erwogen werden. 





8.398. A. Griverb ber Rechte. Anwendungen. IV. Erbrecht. 467 
ein Gefeh die teſtamentariſche Erhfeige überhaupt auf- 
beben, alfo die geſehliche für Die allein gültige erflären 
follte; nicht als ob diefer Fall etwa praktisch erheblich wäre, 
jondern weil die Betrachtung deffelben dazu dienen Tann, 

. die ganze Anſicht Der Sache mehr feftzuftellen. 

Wird nun ein Teſtament gemacht unter der Herrichaft 
eines Geſetzes, das die Teſtamente überhaupt unterſagt, 
ſo iſt und bleibt es ungültig, ſelbft wenn vor dem Tode 
ein neues Geſetz die Taſtamente wieder zulaſſen ſollte. 
Dieſes muß ſchon deshalb angenommen werden, weil für 
ein ſolches Teſtament feine dem gleichzeitigen Geſetz ge⸗ 
nügende Form angewendet feyn Tann, weldes doch nad 
der eben aufgeftellten Kegel (Rum. 5) erforberlich waͤre. 

Eben ſo iſt das Teftament ungültig, wenn die teftamen- 
tavijche Erbfolge zur Zeit der Errichtung erlaubt, zur Zeit 
des Todes, vermöge eines neuen Geſetzes, anterjagi war. 
.Diefes. iſt ſchon deshalb angunehmen, weil das ‚neue Geſetz 
den ganzen Inhalt des Teſtaments entkräften wollte, die 
Galtigleit des Inhalts aber nad dem zur Zeit des Todes 
beſtehenden Geſeßz zu beurtheilen at. (Num, 8). Aber auch 
eine zweite, noch durchgreifendere, Anſicht führt zu dem- 
ſelben Erfolg. Ein ſolches nemes Geſetz betrifft eigentlich 
nicht den Erwerb eines Rechts (nämlich des Erbrechts ver- 
mittelft eines Teftamenss), fondern bad Dajeyn eines ganzen 
Rechtsinſtituts (der teftamentariihen Erbfolge), und bei 
Geſetzen dieſer Mrt ift von ber rüdkwirtenden Kraft über- 


haupt nicht Die Rede ($ 384). 
30* 


- 
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fo daß eine vorübergehende Unfähigkeit in der Zwiſchenzeit 
nicht ſchadet (modia tempora non nocent) (m). 

Was iſt nun der Grund dieſer, von der nach all⸗ 
gemeinen Gründen zu erwartenden fo abweichenden, Be 
handlung gerade diejes einen Falles? Wir können dabei 
abſehen von dem dritten Zeitpuntt (Erwerb der Erbfchaft), 
der fich eigentlich von ſelbſt verfteht, und überhaupt nicht 
wichtig ift. Damn bleibt und als auffallende, befonders zu 
erflärende, Erſcheinung die Regel übrig, dab die Fähigkeit 
des Honorirten nicht blos erfordert wird zur Zeit des 
Todes (wie wir ed erwarten möchten), fondern aud zur 
Zeit des errichteten Teſtaments, jo dab die zu diefer Zeit 
vorhandene Unfähigkeit (3. B. Peregrinität) das Teftament 
für immer ungültig macht, felbft wenn der eingefeßte Erbe 
bald nachher das Römiſche Bürgerrecht erwarb. | 

Die Erklärung dieſer auffallenden Erſcheinung aber ift 
weder ſchwierig, noch zweifelhaft. Sie liegt in der Grund» 
form des Kömifchen Teftaments als einer Mancipation des 
gegenwärtigen Vermögens (n), als eines ideilen Ganzen 
(ohne Rüdfiht auf deſſen einzelne Beftandtbeile, fo wie 








(m) Die Hauptftellen für biefe 
Lehre find folgende: S4 J. de her. 
qual. (2. 19), L.6 $ 2. L. 49 
$1 L.59 84 de her. inst. 
(28. 5, — Die bier erwähnte 
Zwiſchenzeit ift indeffen nur zu be- 
ziehen auf den erften Zeitraum, 
zwiſchen Teftament und Tod; die 


Unfähigfeit in dem zweiten zwi⸗ 
ſchen Tod und Erwerb, ſchadet 
allerdings, indem dur fie bie 
Erbſchaft augenblidiih irgend 
einem Dritten beferirt wird, ſey 
es der Subftitut ober der SIn-- 
teftaterbe. 
(n) Gasus DO, 8 103. 
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anf mögliche Zunahme oder Verminderung), wodurch bas 
Ganze die Geſtalt eines fingirten Grbvertrags annahm, 
alfo eines Rechtögeichäfts unter Lebenden, als deſſen thätige, 
mitwirtende Sheilnehmer alle in dem Zeftament bebadhte 
Perſonen (repräfentirt durch den familise emtor) angejehen 
wurden. Deswegen follten fie Alle die perjönliche Fäbig- 
keit haben zur Zeit dieſes imaginären Vertrags. 

Daß diefe Regel in der That rein theoretifch, der juri⸗ 
ftifchen Form zu Liebe angenommen war, alfo nicht be= 
ruhend auf der Anerkennung eines inneren Bebürfniffes, 
ergiebt ſich noch aus folgendem Umftand. Im einer etwas 
neueren Zeit waren Beſchraͤnkungen der perjönlidhen &r- 
werbsfaͤhigkeit durch pofitive Gejehgebung eingeführt worden, 
wobei man fi) von jener alten formellen Rüdficht befreien 
zu koͤnnen glaubte; diefer Fall trat ein bei den Chelofen, 
den Kinderlofen, und den Latini Juniani. Bei diefer nen 
erfundenen Unfähigkeit ſah man auf den Zuftand zur Zeit 
des errichteten Zeftamentd gar nicht, ja man ging fogar 
auf der anderen Seite nody einen Schritt weiter, indem 
man auch nicht einmal auf die Todeszeit ſah, fondern nur 
auf die Zeit des Erwerbs. Diefe lebte Vorfchrift aber 
hatte den praftiichen Zwed, daB gerade die dargebotene 
Erbſchaft ein Beweggrund jeyn follte, für den Chelofen, 
fogleich in eine Ehe zu treten, für den Latinus Junianus, 
fich des jus quiritium ſchnell würdig zu machen (0). 


(0) Urrıan. XXU. $ 3, verglicden mit XVII. 81 und II 
8 1—6. 
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Hierin liegt der wahre Grund der auffallenden Regel 
über die tria tempora; nicht, wie. Viele glauben, in ber 
rogula Oatoniana (p). Die Unrichtigkeit diefer Ableitung 
ergiebt ſich aus folgenden Betrachtungen. ‘Die tria tempora 
werden nirgend auf dieſe ganz einzeln ftebende, einer fchon 
etwas neueren Zeit angehörende, Regel zurüdgeführt, 
müffen aljo wohl einen allgemeineren und älteren Grund 
gehabt haben. Yerner geht die Regel des Cato mır auf 
Legate (Note p), und namentlih nicht "auf Erbichaften (q). 
- Sie betrifft alfo überhaupt nicht die perſoͤnliche Fähigkeit 
des Honorirten, wovon allein bier die Rede ift, fondern 
andere Bedingungen eines ungültigen Legats; insbefondere 
wohl den Fall, wenn der Zeftator eine Sache per vindi- 
cationem legirt, ohne daran zur Zeit des Teftaments das 
Römische Eigenthum zu haben. Diefes Legat ift ungültig, 
auch wenn er jpäterhin das Römische Eigenthum der Sade 
erwirbt (r). | 

Faſſen wir diejed Alles in Einen Gedanken zufammen, 
jo müfjen wir fagen, die ganze Lehre Der tria tempora 
gründete fich gar nicht auf Die Ratur der Sache, auf das 


(p) Z. 1 pr. de reg. Cat. ditates“. Zwar will Ousacıus 
(34. 7) ,„Quod, si testamenti obs. IV. 4 emendiren: liberta- 
facti tempore decessit testator, ' tee, aber -dieje Emendation ift 
inutile foret: id legatum, völlig willfürlich und weder durch 
quandocunque decesserit, non Hanpdſchriften, noch durch inneres 
valere.“ Bedürfnig unterftüßt. Vergl. 

(q).Z. 3 eod. „Catoniana Vooro« Interpret. II.’ 22. 
regula non pertinet ad here- (r) Urrian XXIV. 8,7. 
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natürliche Weſen des Teſtaments, fondern fie hatte. eine 
blos zufällige, hiſtoriſche Veranlaſſung. Sa wir müflen 
hinzufügen, dab: ed conſequent geweſen wäre, biefe Lehre 
um Zuftinianifchen Recht gänzlich aufzugeben, indem ja in 
diefem Recht der Gedanke der Mancipation, als Gruundlage 
der Teftamente, voͤllig verſchwunden war. 


Die ſo eben geführte Unterſuchung betraf gar nicht die 
Frage wegen der zeitlichen Colliſion der Geſetze, war alſo 
eine Digreſſion, aber eine unentbehrliche Digreffton. Denn 
indem ich mich nun zur Unterfuhung der Veränderungen 
wende, die nicht in den Thatſachen eintreten, fondern im 
den Geſetzen, muß ich ſtets zurüdgehen auf die Analogie 
der eben aufgeftellten Regeln. Jedoch darf davon dieſer 
Gebrauch nur mit Borficht und Unterfcheidung gemacht 
werden, bejonderd mit Nüdficht darauf, ob die aufgeitellten 
Regeln aus der Natur der Sache abgeleitet wurden, . oder - 
aus eigenthümlichen Gründen. Ich werde midı dabei ganz 
an die Reihe von Fällen halten, wie fie jo eben für die 
thatjächlihen Veränderungen aufgeftellt wurden. 

1. Perſönliche Fähigkeit des Teftators in Beziehung 
auf deffen Rechtsverhältniſſe. | u 

Dieſe muß in zwei Zeitpunkten vorhanden ſeyn: zur 
Zeit des errichteten Teftaments und zur Zeit des Todes; 
fehlt ſie in einem derſelben, ſo ift und bleibt das Teſtament 
ungültig (S. 453). Sie kann aber gerade dadurch fehlen, 


462 Buch III. Herrfchaft der Rechteregeln. Kap. Il. Zeitfiche Grängen. 


dab der Zuftand des Teftatord dem in einem dieſer Zeit- 
punkte geltenden Geſetz nicht entipricht (s). 

Bolgende Beitpiele werden die Sache erläutern. Nach 
Römiſchem Recht konnten teftiren: alle cives, alle unab- 
bängige Latini (t), nicht die peregrini (S. 452). Geſetzt 
nun, ein foldyer Latinus hätte ein Teftament gemacht, und 
während feines Lebens wäre allen Latinen durch ein Kaifer- 
geſetz die testamentifactio entzogen worden, jo wäre das 
Teſtament ımgültig geweien, wegen der Unfähigkeit zur 
Todeszeit. — Sefept, ein Peregrine hätte ein Teftament 
gemacht, und während feines Lebens wäre durch ein Kaifer- 
geſetz allen Peregrinen die testamentifactio verliehen worden, 
fo wäre das Zeftament ungültig geblieben, wegen der Un- 
fähigkeit zur Zeit des errichteten Teſtaments. | 

2. Perfönlihe Fähigkeit des Zeftatord in Beziehung 
auf deſſen phyſiſche Eigenſchaften. 

Dieſe muß blos vorhanden ſeyn zur Zeit der Errichtung 
des Teſtaments, alſo entſcheidet ausſchließend das zu dieſer 
Zeit geltende Geſetz. Ein nach demſelben gültig gemachtes 


(s) Onasor T. 2 p. 438. 439. 
— Dogegen glaubt Mever p. 
121—131, die Unfähigkeit zur Zeit 
des errichteten Teſtaments fchade 
nicht, und ſucht dieſe grundlofe 
Behauptung gegen die allerdings 
nicht zutreffenden Einwürfe aus 
der regula Catoniana zu recht⸗ 
fertigen. 


(t) Dahin gehörten früher bie 
Latini colonarii (ULrıan. XIX. 
$ 4), und, ſeitdem es ſolche nicht 
mehr gab, alle Nachkommen eines 
Latinus Junianus, da das Ber- 
bot der Lex Junia nur ihn ſelbſt 
betraf, nit die Nachkommen, 
welche Latini ingenui waren. 





- 
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Zeftament kann durd ein ſpaͤteres Geſetz nicht ungültig 
werden, eben ſo aber auch umgekehrt. 


Sp waren im Älteren Roͤmiſchen Recht Stumme un⸗ 
fähig, zu teſtiren; Suftinian bat. ihnen die Fähigkeit er- 
theilt (u). Wenn nun kurz vor diefem Gefep ein Stummer 
teftirte, jo wurde das Zeftament durch das neue Geſetz 
dennoch nicht gültig; er konnte aber jet ein gültiges Te- 
ftament errichten. — Die Teſtamentsmündigkeit im weib- 
lichen Gefchlecht ſetzt das Roͤmiſche Recht auf zwölf Sahre (v), 
. dad Preußiſche Recht auf vierzehn Sahre (w). Wenn nun 
ein Mädchen von dreizehn Jahren ein Teftament macht 
unter der Herrfchaft des Römischen Rechts, fo bleibt das 
Teftament gültig, auch wenn gleich nachher das Preußiſche 
Geſetz eingeführt wird, und der Tod vor Vollendung des 
vierzehnten Sahres erfolgt. Wird das Teſtament unter der 
Herrihaft des Preußiſchen Rechts mit dreizehen Jahren 
errichtet, fo bleibt es ungültig, felbft wenn gleich darauf 
bad Römiſche Recht eingeführt wird. 


3. Der Inhalt des Teftaments "richtet ſich lediglich 
nach der Zeit des Todes, fo dab das zu dieſer Zeit befte- 
bende Gefeg über bie Gültigfeit des Inhalts allein ent» 
ſcheidet, ohne Rüdfiht auf die Vorſchrift des früheren 


(u) L.10 0. qui test. (6.2. (vw) WR.L.LI2 SIE 
(v) L.5 qui test. (28. 1). u 
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dab der Zuftand des Teftatord dem in einem diefer Zeit- 
punkte geltenden Geſetz nicht entſpricht (s). 

Bolgende Beiſpiele werden die Sache erläutern. Nach 
Römishem Recht konnten teftiren: alle eives, alle unab- 
bängige Latini (t), nicht die peregrini (S. 452). Gefſetzt 
nun, ein foldyer Latinus hätte ein’ Teftament gemacht, und 
während feines Lebens wäre allen Latinen durch ein Katfer- 
gefeh Die testamentifactio entzogen worden, fo wäre das 
Teſtament umgültig geweien, wegen der Unfähigfeit zur 
Todeszeit. — Gefept, ein Peregrine hätte ein Teftament 
gemacht, und während feines Lebens wäre durch ein Kaifer- 
geſetz allen Peregrinen die testamentifactio verliehen worden, 
fo wäre das Teftament ungültig geblieben, wegen der Un⸗ 
fähigkeit zur Zeit des errichteten Teſtaments. 

2. Perfönlidhe Fähigkeit des Zeftatord in Beziehung 
auf deſſen phyſiſche Eigenſchaften. 

Dieſe muß blos vorhanden ſeyn zur Zeit der Errichtung 
des Teſtaments, alſo entſcheidet ausſchließend das zu dieſer 
Zeit geltende Geſetz. Ein nach demſelben gültig gemachtes 


(s) Onasor T. 2 p. 438, 439. 
— Dagegen glaubt Meyer p. 
121—131, die Unfähigkeit zur Zeit 
des errichteten Teflaments ſchade 
nit, und fucht diefe grundlofe 
Behauptung. gegen die allerdinge 
nicht zutreffenden Einwürfe aus 
ber regula Catoniana zu recht⸗ 
fertigen. 


(t) Dahin gehörten früher die 
Latini colonarii (ULrıan. XIX. 
$ 4), und, feitbem es ſolche nicht 
mebr gab, alle Nachkommen eines 
Latinus Junianus, da das Ber- 
bot der Lex Junia nur ihn ſelbſt 
betraf, nit die Nachkommen, 
weiche Latini ingenmui waren. 


- 
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Zeftament kann durd ein pätered Geſetz nicht ungültig 
werden, eben fo aber auch umgefehrt. 


Sp waren im älteren Roömiſchen Recht Stumme un- 
fähig, zu teftiren; Suftinian bat. ihnen die Fähigkeit er- 
theilt (u). Wenn nun kurz vor diefem Gefeh ein Stummer 
teftirte, jo wurde dad Teftament durch das neue Geſetz 
dennoch nicht gültig; er konnte aber jept ein gültiges Te- 
ftament errichten. — Die Teftamentsmündigfeit im weib- 
lichen Geſchlecht ſetzt das Roͤmiſche Recht auf zwölf Jahre (v), 
. das Preußiihe Recht auf vierzehn Sahre (w). Wenn nun 
ein Mädchen von dreizehn Jahren ein Zeftament macht 
unter der Herrſchaft des Römifchen Rechts, fo bleibt das 
Teftament gültig, auch wenn gleich nachher das Preußiſche 
Geſetz eingeführt wird, und der Tod vor Vollendung des 
vierzehnten Sahres erfolgt. Wirb das Teftament unter der 
Herrſchaft des Preubiihen Recht? mit dreizehben Jahren 
errichtet, fo bleibt es ungültig, felbit wenn gleich darauf 

bad Römiſche Recht eingeführt wird. 


3. Der Inhalt des Teftaments "richtet ſich lediglich 
nach der Zeit des Todes, fo dab dad zu dieſer Zeit beite- 
hende Geſetz uͤber die Gültigkeit des Inhalts allein ent⸗ 
ſcheidet, ohne Rückſicht auf die Vorſchrift des früheren 


(u) L. 10 C. qui test. (6.2. (WM) WR. 8. 1. 12 8 16. 
(v) L.5 qui test. (98. 1). u 
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Geſetzes, felbft desjenigen, unter deſſen Herrihaft das Te- 
ſtament errichtet war (x). 

Anwendungen dieſer Regel, die für die Anwendung 
wichtiger ift, als alle andere, find folgende: 

Pflichttheil und Präterition find zu beurtheilen nad) dem 
zur Todeszeit beftehenden Geſetz (y). — Eben jo die im 
Franzoſiſchen Geſetzbuch verbotenen Fideicommiſſe (substitu- 
tions) (z). — ben fo die Bulgarfubftitution;, die in 
Srankreih im 3. 1790. verboten, durch den code aber 
wieder erlaubt wurde (aa). 

4. Perfönlihe Fähigkeit des Honorirten (Erben oder 
Legatars). 

In den bisher erörterten Fällen und Fragen mußte für 
die Veränderungen in den Geſetzen genau diefelbe Regel an- 
genommen werden, weldye für die Veränderungen in den that- 
ſaͤchlichen Verhältniſſen vom Roͤmiſchen Recht anerfannt war 
(S. 451—456); denn dieſe Anerkennung hatte ſich gegründet 


(x) Cuasor T. 2 p. 367 — 
370, p. 382, p. 445-954, ber 
unter Allen’ diefen Punkt am rich- 
tigften auffaßt, freilich mit. Ein- 
miſchung mancher Irrthümer über 
das R. R. — Weber ©. 96 bis 
38 läßt das Teftament ungültig 
“werden, wenn der Inhalt entmwe- 
"der dem Gefe zur Zeit des Te- 
flamentg, oder dem zur Zeit bes 
Todes widerſpricht; er behandelt 
alfo diefen Punkt fo, wie die jnri⸗ 
ftifde Fähigkeit des Teſtators 
(Num. 1), — Bergmann 8 16. 


19. 51 nimmt an, nah R. R. 
fey der Inhalt blos nach dem 
zur Zeit des Teftaments gültigen 
Beje zu - beurtheilen, und bie 
Nüdfiht auf die‘ Todeszeit ſey 
eine falfche Anſicht der franzöſiſchen 
Mechtsiehrer, aber auch eingebrun- 
gen in ihre Gejeßgebung. 

(y) Caasor T. 2 p. 225, p. 
464—475. 

(2) Cuasor T. 2 p. 382. 
Bol. Mryen p. 132-148. 

(aa) Onasor Ti 2'p. 367 — 
870:. 
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auf die allgemeine Natur des Teftaments überhaupt, alfo 
auf das innere Bedürfniß der Sache felbfl. Ganz anders 
verhält e8 fi mit der Frage wegen der perfönlichen Fähig- 
keit des Homorirten, bei welcher die thatſächlichen Berände- 
rungen im Römifchen Recht nad) der Regel der tria tem- 
pora beurtbeilt werden. Denn dieſe Beurtheilung hatte 
feine. innere, ſondern nur biftoriiche Gründe, Gründe, Die 
ſchon zu Yuftinian!s "Zeit verſchwunden waren, und vollends 
für uns. gar feine Bedeutung mehr haben Tönnen. Wir 
mäffen alfo hier die Analogie jener Regel des Roͤmiſchen 
Rechts ganz verlaffen, und uns lediglich an die wahre 
Natur des Teftaments halten. Dieje aber führt dahin, 
bie perfönliche Fähigkeit des Honorirten als ein zum Jn— 
'balt des Teſtaments gehörendes Stück aufzufaffen, und 
daher ausfchliegend nad) dem zur Todeszeit geltenden Ge⸗ 
feb zu beurtheifen, ohne Rückſicht auf das Recht, welches 
früher, etwa zur Zeit der Grrichtung des Teſtaments, ge- 
golten haben mag (bb). 

Daß uns in diefer Behanptung die regula Catoniana 
nicht irre machen darf, und daß wir alſo auch feine Ber- 
anlaffung haben, die Anwendbarkeit dieſer Regel auf unſre 
Zeit Tünftlih zu widerlegen, wie es von Manchen verfucht 
worben it, wurde ſchon oben gezeigt. Beſonders auf Die 


(bb) Cuasor T. 2 p. 462-464. ſtinmmt mit dieſer Eutſchei⸗ 
dung völlig überein, ohne ſich in die hier verſuchte Begründung 
einzulaffen. J 

vm. 30 
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Faͤhigleit eines, eimgefehten Exhen kann ‚jene Regel mad) 
"nit einmal fcheinbar angewendet. werden (Roten p. q.). 

b. Ferner Tomımt dad Geſetz über die Form des Teſta⸗ 
ments in Betracht, von. welcher. zu ſprechen bei den that- 
ſächlichen Veränderungen gar leine Beranlaflung war. 

Die Form gehört ganz zur. faktiſchen Seite. des Tefta- 
ments, weldyes daher für gültig oder. angültig gehalten 
werden muß, je nachdem die angemendete Form dem da- 
mals geltenden Geſetz entiprach. oder nicht, je daß hierin 
‚ein. ſpaͤteres Geſetz weder zum Bortheil, noch zum Nachtheil 
des Teſtaments Etwas zu ändern vermag (cc). Diele 
Megel ſtimmt auch ganz mit den oben- aufgeltellten all⸗ 
gemeineren Regeln. überein ($ 388); . 

In Ammendung diefer Regel; muß alfo ein. unter dem 
Franzoͤfiſchen Recht gemachtes gigenhändiges Privatteftament 
gültig bleiben, auch wenn vor dem Tode des Teſtators das 
Preußiſche Recht eingefuͤhrt wird, welches ‚Die Privattefta⸗ 
mente nicht anerkennt. Umgekehrt muß, ein unter dem 
Preußiſchen Recht errichtetes -eigenhändiges' Privatteſtament 
unguͤltig bleiben, auch wenn während. dar. Lehenszeit des 
Teſtators das, Franzoͤſiſche Recht eingeführt wird, welches 
dieſe Form der Teſtamente geſtattet (dd). | 

6. Endlich ift noch der Kal zu erwähnen, wenn etwa 


(ee) Ouasor T. 2 p. 394-399. Weber &. 90. 

(dd) Eine hierin. etwas abweichende Veftimmung des Breußiſchen 
Rechts iſt ſchon oben erwähnt worden (388. 0), und wird abermals 
im $ 394. erwogen werden. 
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ein Geſetz die teſtamentariſche Erbfolge überhaupt auf: 
beben, alfo die gejeßliche für die allein gultige erllaͤren 
ſollte; nicht als ob dieſer Fall eiwa praktisch erhehlich wäre, 
ſondern weil die Betrachtung deflelben dazu dienen Tann, 

die ganze Anficht der Sache mehr feftzufiellen. 

Wird nun ein Teſtament gemacht unter der Herrichaft 
eines Geſetzes, bad bie Teftamente überhaupt unterjapt, 
jo ift und bleibt es ungültig, felbft wenn vor dem Tode 
ein neues Geſetz die Teltgmente wieder zulaffen follte. 
Diejes muß fchon deshalb angenommen werden, weil für 
ein ſolches Zeftament feine dem gleichzeitigen Geſetz ge« 
nügende Form angewendet feyn kann, weldes doch nad 
‚der eben aufgeftellten Regel (Rum. 5) erforderlich waͤre. 

&ben fe iſt Das Teftament ungüktig, wann die teftamen- 
tariſche Erbfolge zur Zeit der Errichtung erlaubt, zur Zeit 
bed Todes, vermöge eines neuen Geſethzes, anterjagt war. 
.Diefes. iſt ſchon deshalb augumehmen, weil das vene Geſetz 
den ganzen Inhalt des Teſtaments entlräften wollte, die 
Gältigleit des Inhalts aber nad bem zur Zeit bed Todes 
beftehenden Geſetz zu beurtbeilen iſt (Nymı, 3). Aber auch 
eine zweite, noch durchgreifendere, - Anficht führt zu dem⸗ u 
felben Erfolg. in ſolches neues Geſetz betrifft eigentlich 
nicht den Erwerb eines Rechts (nämlich des Erbrechts ver⸗ 
mittelft eines Teſtaments), fondern das Dajeyn eines ganzen 
Rechtsinſtituts (der teſtamentariſchen Erbfolge), und bei 
Geſetzen biefer Art ift von der rüdmirtenden Kraft über 


haupt nicht die Rede ($ 384). 
30* 


468 Buch HI. Herrſchaft ber deechtsregeln. Kap: ll. Zeitliche Graͤnzen. 
‚Um zweifelhafteften könnte der Fall gefunden werden, 
wenn zur Zeit der Errichtung und zur Zeit bed Todes 
Teftamente: gefeblih erlaubt wären, em vorübergehendes 
Gefeb der Zwiſchenzeit aber fie einmal unterjagt hätte. 
Ich würde geneigt feyn, auf dieſen Fall die Analogie der 
Römischen Regel: media tempera non nocent (Rote m), 
anzuwenden, und das Teftament als gültig anzuerkennen. 


8. 394. 


A. Erwerb der Reäte. Anwendungen. IV. Erbrecht. 
(Sortſetzung). 


Die zeitliche Graͤnze der Herrſchaft neuer Geſetze in 
Anwendung auf Teſtamente iſt bisher nur noch aus all⸗ 
‘gemeinen: Gefichtspunkten, nach det Ratur der Teſtamente 
überhaupt, unterfucht worden, ohne Rüdfiht auf die un- 
mittelbaren Ausſprüche pofitiver Geſetze. Das. Romiſche 
Recht wurde erwogen ($ 393) bei einer an ſich verſchie⸗ 
denen Frage, der Frage wegen der thatkichlidien Werände- 
rungen,” die in Beziehung auf die Gültigkeit der Teſta⸗ 


mente von Einfluß ſeyn koͤnnen. Bon den Regeln bes 


Roͤmiſchen Rechts über diefe andere Frage wurde eine blos 
analoge Anwendung verſucht auf die Loͤſung unfrer vor- 
liegenden Aufgabe. Ich:will nun untetſuchen, welche Ans- 
ſprüche poſitiver Geſetzgebungen für dieſe Aufgabe ſelbft 
benutzt werden koͤnnen, alfo für die: Beſtimmung des Ein: 
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flufſes, den wir ‚neuen Geſetzen auf die Gültigleit der 
Teftamente zuzuſchreiben haben. 

Zuerft fol das Romiſche Recht ermogen "werben. 
In diefem finden wir‘ einen allgemeinen Ausſpruch über 
unire Frage gar nicht: Der allgemeine, die rückwirkende 
Kraft. der Gefege vermeinende Grundſatz (5 386) ift für die 
Teftamente deswegen nicht ausreichend, weil dieſe micht 
fo, wie die Verträge und Veräußerungen, einem einzehten 
Zeitpunkt angebören, ‚jendern’ mehreren Zeitpuntten ($ 398), 
fo dab es gerade zweifelhaft feyn fann, in weldhen- Be- 
ztehungen das Teftament unter die fatura negotia, oder 
vielmehr unter Die faota praetetita (die pondentia negoti2) 
zu’rechnen jeyn möge. | 

Dagegen finden wir in vielen einzelnen Römischen Ges 
fepen ſehr beftimmte tranfitorifche Vorſchriften über die 
Frage, auf melde Teftamente gerade dieje neuen Geſetze 
angewendet oder: nicht angewendet werben follen. Dabei 
liegt mun der Gedanke jehr nahe, daß diefe tranfitoriichen 
Vorſchriften zugleich den Ausdruck des auf unſre Frage 
bezuglichen allgemeinen, bleibenden Grundſatzes enthalten 
muͤßten, und unter dein Einfluß diefer Vorausſetzung haben 
neuere Schriftſteller ſehr haͤufig ihre Theorie ausgebildet. 
Aber gerade dieſe Vorausſetzung ift ſehr bedenklich, und 
für manche einzelne Fälle erweislich falſch. Denn die tran- 
fitorifche Vorſchrift kann im Einzelnen hervorgegangen feyn, 
nicht fowohl aus der Meberzeugung, daß es nach allgemeinen 
Grundfägen fo jeyn müfle, weil es der Natur der Teſta⸗ 
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mente augemeflen fey, als vielntehr ans ſchonender Rückficht 
auf beftehbende Thatſachen; dan. aber iſt die tranfitorifche 
Borichrift nicht Ausdrud einer ala wahr auerlannten Regel, 
fondern vielmehr eiwer ſchonenden Ausnahme von ber Regel. 
Dieſe Abficht der Geſeggebet ift nit nur überhaupt möglich, 
fondern gerabe hier in mehreren Hüllen unzweifelhaft vor · 
handen. Wir werden alſo die einzelnen tranfitoriichen Vor⸗ 
Ichriften des Römischen Rechts über dad Recht der Teſta⸗ 
mente ‚ weile mmtmehr der Neibe nach. angegeben werben 
tollen, mit den oben: aufgeftellten allgemeinen Grundjähen 
( 393) zu vergleicyen haben, um hei jeder dieſer Vor 
ihriften zu erkennen, ob ‚fie als anerlennenber Ausdrud 
der Regel, oder vielmehr als Ausnahme von der Regel, 
anzufjehen ſeyn möge. 
1.. Eine ſolche tranſitoriſche Vorſchrift ſide ſich in der 
Lex Falcidia, welche im erſten Kapitel jo lautet (a): 
Qui cives Romani sunt, qui eorum „ost hanc 
Legem rogatam testamentum jacere vpalet, ut 
6am pecuniate; etc; 
Diefe Beftimmung, melde. dann im zweiten Kapitel 
woͤrtlich wiederholt wird, beſchraͤnkt die Anwendung des 
Geſethes auf künftig zu errichtende Teſtamente, jo dab bie 


(a) L. 1 pr. ad L. Falc. dem fecerit), die aber Ber- 
(35. 2). — ine ähnliche tran- res durch fein unredliches Ediet 
ſitoriſche Befimmung erwähnt in rüdwirtende Kraft umgewan- 
Cicero (in Verrem I. 41. 42) velt babe durch die Worte: fecik, 
von der L. Voconia (qui here- ecerit. 
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ſchon errichteten, auch wenn die. Teflateren noch ‚lebten, 
davon frei ſeyn ſollten. 

"Darin liegt: eine. Ausnahme aurer Negeln. Denn da 
die Beſtimmung des Geſetzes den: Iuhakt des: Teftaments 
betraf, fo hätte-daffelbe eigentlich angewendet werden mäffen 
auf alle Teftamente,: deren Urheber ipäter farben (8398 
Num.:3), amd) wenn fie‘ damals ſchon errichtet waren. 
Man wollte alfo den Iebenden: Zeitatoren die Mühe er- 
fparen ,. ‚ihre. fchon gemachten Zeitgmente mit dem neuen 
Geſeh zu vergleichen und danach nöthigenfalls umzuänbern, 
zugleih auch. die Gefahr, die aus. der VBernachläffigung 
diefer Vorſicht für Die vollſtändige Sültigfeit des Teſtaments 
entſtehen konnte. Dieſe Schonuug war aber deswegen 
natürlich und loͤblich, weil es in der That dem Geſetzgeber 
ſehr gleichgültig ſeyn konnte, ob das Geſetz einige Jahre 
früßer nder ſpäter auoſchließzende Anwendung erhielte. 

Es muß aber noch beſonders darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß dieſes Geſetz nicht etwa die Abſicht und die 
Folge hatte, eine bis dahin unbeſchränkte Freiheit der Teſta⸗ 
toren in. Beziehung auf Legate zu beſchränken, ſondern 
vielmehr die ganz: anderen, für. manche Fälle ſtrengeren, 
Beſchränkungen der Lex Furia und der Lex Voconia durch 
eine neue, zweckniaͤßigere, zu erſetzen (6). Die Meinung 
ging aljo dahin, DaB anf die ſchwebenden Teſtamente Die 


(b) Gasus II. $ 224—227. 
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Leı Furia und Lex Voconia, auf die küunftigen lediglich 
die Lex Falcidia, angewendet werden ſollten. 

2. Im 3.531 verordnete Juftinian, jede Erbeinfegung 
folle ner güttig ſeyn, wenn ber Teſtator den Namen bes 
Erben mit eigener Hand ſchreibe ober vor den Zeugen 
mändlidh: ausfpreche. Dieſe Borfchrift ſolle aber nur an- 
gewendet werben auf fünftige-Teftamente, wicht auf fchon 
errichtete (c).-— Ya diefer tranfitoriichen Vorſchrift lag 
sine reine Anwendung der oben: aufgeftellten. Grunbfäge, 
indem das neue Gefeh bediglich die Farm des Teftaments 
betraf (8 898 Num. 5). Allein ‘drei Sabre fpäter (534) 
wurde jenes Gefetz in den neueſten Goder aufgenommen, 
and zwar mit dem ſo eben angeführten traufitorifchen Zu⸗ 
ſatz. Darin lag alſo die Vorſchrift, daß die in ben ver- 
flofienen drei Jahren (zwiſchen 581 und 534) gemachten 
Teftamente, auf die eigentlich das Geſetz fihon anwendbar 
gewefen wäre, davon frei ſeyn jollten, aljo gewiſſermaßen 
eine Amneſtie für die im diefen Teflamenten etwa began⸗ 
gene. Bernachläffigmg bes Geſetzes. Man koͤnnte biefe 
onffallende Wiederholung der tranfitotiſchen Vorfchrift viel⸗ 
leicht für ein bloßes Verſehen halten wollen; allein Sufti- 
nian⸗ ſelbſt hat diefelbe in einem ſpäteren Geſetz für ab- 
ſichtlich erklaͤrt, ‚gegründet auf die Wahrnehmung, dab das 
neue Geſetz urſprünglich nicht genug dekannt geworden fey, 

(e) Z. 29 0. de test. (6. 233). — Dieſe ganze Beſtimmung bat 


nur noch ein hiſtoriſches Interefie, da fie nach ‚wenigen Jahren wieder 
- aufgehoben wurde. Nov. 119 C. 9 (von 544). 
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welchem Mangel erft die Aufnahme in den neuen Coder 
abgeholfen habe (d). 

3: Der Pflichttheil betrug nach altem Recht ein Vler⸗ 
theil der Inteftatportion; Suftinian erhöhte ihn nad 
Berichiebenheit der- Umftände auf ein Drittheil oder die 
Hälfte (6). Da dieſes Beleg ben Inhalt des Teftamients 
betraf, hätte es auch auf die ſchon errichteten ZTeftamente 
angewendet werben mäflen. Suftinian aber - verordnete, 
daß es erft auf Fünftige Zeftamente angewendet werden, 
\ollte, worin alſo wieder eine ſchonende Ausnahme lag (f}. 
4.. Durd Kaiferconftitutionen wurde die Befugniß eines 
Baters, feine Concubinenkinder durdy lebten Willen zu 
bedenfen, auf mandyerlei abwechſelnde Weiſe beichräntt (g). 
Eines diefer bejchränfenden Gejehe gebt. dahin, dag ſolche 
Kinder, wenn keine eheliche Kinder vorhanden wären, die 
Hälfte des Vermögens befommen dürften. Es wurde aber 
hinzugefügt, dieſe Beftimmung folle nur angewendet werben 
auf künftig zu errichtende Teſtamente (n). Datin lag 
wieder eine Ausnahme, indem bad Gejeg den Inhalt, des 
Teftanents betraf, alſo eigentlich auf jchwebende Teftamente 
anwendbar geweſen wäre. 

5. Durch die L. Julia und die L. Papia Poppaea war 
unter 8. Auguſtus die ſehr verwidelte Caducität ber 


(d) Nov. 66 0.18 1. (8) Göſchen Borlefungen IH. 
(e) Nov. 18 (von 586). 2.8 798. 
(f) Nov. 66 C. 18 2—5 (von (h) L. 8 C. de natur. lib. 
538). (5. 27), son Juſtinian 528. 


482 Bud III. Herrſchaft der Rechteregeln. Kap. IL. Zeitliche Grängen. 
einzelne: tranfktorifche Vorjchriften des Roͤmiſchen Rechts 
generalifirt, und darin den Ausdrnd allgemeiner, bleibender 
Grundfäge : über das BVerbältnig alter und neuer Gefepe 
bei Teftämenten augenommen, ganz gegen die Abſicht der 
Urheber diefer Borfchriften. | 


$. 395. 


A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. IV. Erbreät. 
(Fortjeßung). 


I. Die Inteftaterbfolge bat weit. einfachere Ver- 
bältniffe, als die teftamentarifche, da bei ihr micht zwei, 
oft ſehr entlegene Thatlacdhen (Errichtung des Teſtaments 
und Erbanfall) in Betracht fommen. Darin aber ftehen 
beide Fälle einander gleich, daß auch bei der Inteſtaterb⸗ 
folge ſowohl thatjächliche Verhältniffe mit ihren Verände⸗ 
rungen, ald neue Gefehe, zu beachten find, und dab über 
jene das Römiſche Recht genaue Regeln aufgeftellt bat, 
deren Analogie Daun bei dem Zall nener Geſetze zu be⸗ 
nupen iſt. | | 
, Die perſoͤnliche Bähigfeit des Verſtorbenen, eine In⸗ 
teftaterbihaft zu hinterlaffen, ift zu beurtheilen nad der 
Zeit des Todes. Das Römische Recht. erfordert die Ciottät 
in dem Stun, daß nur bei dem Tod eines Romiſchen Bür- 
ger& die Regeln der Roͤmiſchen Inteftaterbfolge zus Anwen 
dung kommen Eonnten, anftatt daB die im Roͤmiſchen Staat 
fterbenden Ausländer nach dem Necht ihrer. Heimath beerbt 
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Das Einführungspatent des Allg. Landrechts von 1794 
verordnet im $ 12, Daß alle damals: errichtete Teſtamente 
„nach den Vorſchriften der älteren Geſetze durchgehend - 
beurtheilt werden: ſallen, wenngleich das Ableben. des Tex 
ftatora erft fpäter erfolgte." Durchgehends, alſo in 
Anfehung der Form und ded Inhalis. Das erfte iſt eine 
reine Anwendung .der ‚oben aufgeftellten Grunbfäpe; das 
zweite ift eine fhonende Ausnahme von diefen Grundjägen 
(8.393 Num.. 3), ähnlich ven vielen ſo eben engefährten 
Ausnahmen in Römifshen Geſetzen. 

Die drei Patente von 1803 ftimmen damit im s 6 
wörtlich überein. 

Eine nad) zwei Seiten neue Wendung findet fi in 
dem für die Provinzen jenſeits der Elbe aleſſenen Patent 
von 1814 (k). 

Die erfte neue Beſtimmung ſchließt FRA abändernd an 
die eben angeführten älteren Berichriften, 

86. Alle Zeftamente und letztwillige Verord⸗ 
nungen, weldye vor dem 4. Sanuar 1815 
errichtet werben, ‚mäflen, in Nüdficht 
ihrer Form, durchgehends nad) den Bor- 
ſchriften der älteren Geſetze beurtheilt wer- 
ben, wenngleich das Ableben des Erblaj- 
ſers erft. ſpaͤter erfolgt ſeyn ſollte. 

Der Zuſatz: in Rückſicht ihrer Form, der in den 
früheren Patenten ganz fehlt, ſoll augenſcheinlich den Ge⸗ 


(k) Geſetzſammlung 1814 &, 89-96, 


416 Bucqh III. derrſchaft der Rechtsregeln. Kap. II. Zeitliche Gränzen. 
genſatz ausdruͤcken gegen die Rückſicht ihres Inhalts, 
ſoll alte andenten, dab der Inhalt vielmehr nach dem neuen 
Geſeh (nad) dem Geſetz zur Zeit. des Todes) beurtheilt 
werden ſolle. Darin liegt alfo ‘bie Anerkennung der oben 
äanfgeftellten Megeln über die auf die Form und den In- 
balt der Teftamente anwendbareh Geſetze (1). 

Die zweite nette Serum wird weiter unten nad) 
"geholt werden. 

Die eben erwähnte neue Being wurde ausführ⸗ 
licher und genauer ausgedrädt in dem Patent: für Weſt⸗ 
Yreußen von 1816 (8'383). 

ss 8. Alle Zeftamente ..... ſind in Rückficht 
ihrer Form durchgehends nach den Vor⸗ 
ſchriften der aͤlteren Gefetze zu beurtheilen. 
Auch der Inhalt der Teſtamente iſt 
gültig, in ſofern nicht Prohibitiv— 
geſetze zur Zeit des Erbanfalles 
ihm entgegen ſtehen. In letzterer 
Rückicht iſt insbeſondere die Lehre 
von der Erbfähigkeit der inftituir- 
ten :Erben. und vom Pflichttheil 
nah den zur Zeit des Erbanfalles 
‚geltenden Geſetzen zu beurtbeilen. 

Mit diefer legten Zaffung ſtimmen die fpäter erlaffenen 

tranfitorifchen Geſetze wörtlich überein. 


(I) Bergmann ©. 565 nimmt irrig an, es liege darin Teine 
Abweichung von den älteren Patenten. 
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Hier wird nun auf ganz unzweifelhafte Meile für die 
Anwendbarkeit verſchiedener Geſetze zwiſchen Form und Iu- 
balt unterſchieden; bei den Geſetzen über die Form ſoll die 
Zeit des errichteten Teftaments, bei denen über den Inhalt 
die Todeszeit berüdfichtigt werben, und. zu diefer zweiten. 
Klaffe. werden ganz richtig Die Geſetze über die perſönliche 
Fähigkeit des Honoritten ‚gerechnet. Damit. iſt demnach 
die gange Reihe der oben aufgeftellten Regeln als richtig 
anerfannt, nur mit Ausnahme der Geſetze über die per- 
ſönliche Fähigkeit des Teftators, wprüber gar Nichts ge- 
fagt ift. : 

Unter den wieder gewonnenen Landeötheilen aber fan- 
den fi) drei, im denen bis zu dieſem Zeitpunlt Franzoͤſi⸗ 
ſches Recht gegolten hatte, in meldem man aljo darauf 
rechnen mußte, jchwebende XTeftamente vorzufinden, bie 
theils auf der eigenhändigen Schrift des Teftators, theils 
auf notarieller Beglaubigung beruhten, Diejes wurde für 
zu gefährlich gehalten, und daher wurde in dieſen Landes⸗ 
theilen neben jener allgemeinen Beitimmung; und theilweiſe 
vor ihr abweichend, die beſondere Vorſchrift aufgenommen, 
daß foldye ſchwebende Teitamente nur uody Ein Jahr lang 
gültig bleiben follten. Binnen diefem Jahr follte der Teſta⸗ 
tor ein neues Teſtament nach der Form des Landrechts (alfo 
gerichtlich) machen. Wenn der Teſtator nach Ablauf jenes 
Jahres ſterben ſollte ohne neues Teſtament, ſo ſollte das 
vorgefundene wirkungslos ſeyn, wenn nicht bewiefen werden 
koͤnne, daß er an der Errichtung eines neuen Seftaments 


478 But III. Herrſchaft der Rechteregeln. Kay. II. Beitliche Gränzen. 
fortwährend verhindert geweſen ſey (m). — In biefer ganz 
eigenthümlichen Beſtimmung tft num augenfcheinlich ber 
Ausbrud eines allgemeinen, bleibenden Grundſatzes nicht 
enthalten, fondern nur die Nothhülfe für einen einzelnen 
Kalt. Auch. findet ſich in den Kbrigen tranfiteriichen Ge⸗ 
ſetzen eine Abnliche Beſtimmung gar nicht. 

Unabbängig von diefen tranfitoriichen Borjäriften ent- 
bält nun aber das Landrecht ſelbſt Folgende bleibende Be⸗ 
ftimmungen, bie zur Entſcheidung unferer die Teftamente 
betreffenden Frage bempt werden können (S.: 474). 

A Wenn ein Rechtögefhäft durch die dabei beobad- 
teten Formen zwar nicht dem Gejeb, unter welchem es 
gemacht wurde, wohl aber einem ſpäteren Geſetz ge⸗ 
nügt, ſo ſoll es ausnahmsweiſe aufrecht erhalten 
‚werden (m). | | 

Diefe Vorſchrift geht gar nicht bejonden auf Teſta⸗ 
mente, ſondern auf Rochtsgeſchaͤfte überhaupt, alſo aller- 
dings auch auf Teitantente, und: weicht bei diefen von den 
oben aufgeftellten Regeln ab. Sie ift übrigens für den 
Ball der neuen Einführung Des Landrechts bei Teftamenten 
ganz unerheblich, weil ſich kaum denken laͤßt, daß irgend⸗ 
wo eine ſtrengere Form für Zeflamente, als die landrecht⸗ 
liche, eingeführt Jein follte, jo daß, dieſer ſtrengeren Form 


B 
3 u 


(m) Provinzen jenfeits de (n) WER. Einl $ 17, f.o. 
‚be (1814) .$ 7. Weſtpreußen 6338.c. Ban dem ſehr bebenf- 
(1816) 8 9. ‚Polen. (1816) $ 9, lichen Iuhalt diefer Vorſchrift ift 
ſ. o. 8 388. ' eh a eu worben. 
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gegenüber, das Teſtament durch die fpäter eingeführte land» 
rechtliche, als die weniger ftrenge Form, aufrecht erhalten 
werben koͤnnte. Jene Vorſchrift würde. daher eine praktiſche 
Wichtigkeit. erft Damm erhalten, wenn künftig einmal im 

Preußiſchen Staat irgend eine leichtere Form der Tefta- 
mente, etwa die dei Srampöfhen Rechts, eingeführt wer- 
den: ſollte. 

B. Die perjönlidhe Fahiei des Teſtators ſoll nach 
der Zeit des errichteten Teſtaments beurtheilt werden (o). 
Dieſe Vorſchrift begieht ſich jedoch, wie die folgenden Sätze 
zeigen, auf Veraͤndernngen in den Thutfachen, nicht in den 
Geſetzen, und kaun daher nur durch Analogie auf Berän- 
derungen in den Geſetzen angewendet..werden:. Einzelne 


_ Anwendungen werden nun in folgender Weije gemacht. 


a. Die natürliche Unfähigkeit zur Zeit des Teſtaments 
macht das Zeftament ungültig, felbft wenn der 
" damalige Mangel fpäter gehoben: wind, 3. B. durch 
das erreichte reifexe Alter (p}, Dieſer Gap ftimmt 

. mit unferen Regeln überein. 

: bi. Die anf Rechtagründen zur: Zeit des Geflamens 
bernhende Unfähigkeit verliert ihren nachiheifigen 
Einfluß, wenn der Mangel fpäter gehoben wird (q). 
Darin liegt eine Abweichung von unſern ‚Regeln 
(8 39 Num. 1). 


1. WW A. 8. R. 1. 12 6 13. 
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.% War umgelehrt ber Teſtator zur Zeit. des errichte- 

ten Zeftaments fähig, verliert aber. diefe Fähigkeit 
Ipäterhin zur Strafe einer gefeßwibrigen Hand- 
lung, fo wird dad Zeftament ungültig (r). Stimmt 
mit unfern Regeln überein. 

O. „Bei Beurtheilung der Fähigkeit eines Erben oder 
Legatarii muß auf die Zeit des Erbanfalls gejehen wer: 
ben.’ (8). — Auch diefe Beitimmung ift, jo wie die vori- 
gen, gewiß nur von thatjächlichen Veränderungen in ber 
Perfon gemeint, Tann aber dur Analogie unbedenklich 
auch auf Veränderungen im der Gelehgebung angewendet 
werden, und ftimmt in diefer. Anwendung mit unſern Re- 
geln völlig überein. 





Dad Defterreihifche Geſetzbuch enthält keine tran- 
fitoriſche Beftimmung über Teftamente befonders; wohl aber 
bie allgemeine Vorfchrift, dab das newe Geſetzbuch auf vor- 
bergegangene Handlungen keinen Einfluß haben joll, 
auch wenn diefe Handlungen in foldyen Willenserflärungen 
befteben, die von dem Grklärenden noch eigenmächtig abge 
ändert, und nach den in dem gegenwärtigen Geſetzbuche 
enthaltenen Borkhriften eingerichtet werben Tönnten (t). — 


(r) A. 8. R. I. 12 814. (t) Wortlich aus dem Einfüh- 
(8) So lautet wörtlich A.2. R. rungspatent von 1811 ©. 5. 6. 
1.1294. | | DE 
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Damit ſind augenſcheinlich die Teſtamente bezeichnet, und 
ed liegt in dieſen Worten völlig dieſelbe Vorſchrift, welche 
oben and dem Preußiſchen Einführungspatent von..1794 
& 12 angeführt, und mit unſern Regeln verglichen wor+ 
den ift. | \ on 


Die Meinungen der widhtigften Schriftfteller find ſchon 
* oben bei den einzelnen Fragen angegeben worden. Weber 
fehlt hauptfächlich darin, daß er die Nechtögültigfeit des 
Inhalts des Teftaments abhängig macht von der Neber- 
einftimmung mit den Gejehen beider Zeitpunkte, währehd 
Dergmann bierin bie Zeit des errichteten Zeftaments, 
und zwar diefe allein, mit Unrecht berüdfichtigen will. 
Chabot hat hierin richtigere Anftchten, als beide ($ 393.x). 
Alle. aber find mehr oder weniger durch folgende Fehler in 
mannichfaltige Srrthümer gerathen. | 
Sie haben nicht genug unterfchteden zwiſchen den Ber 
‚ änderungen, welche in dem thatfächlichen Verhaͤltniſſen, und 
denen, welde durch neue. Gefepe eintreten fünnen; eben 
jo zwiſchen den natärlihen Mängeln, und den gefeglichen 
Borfhriften, wodurch die perfänliche Fähigkeit des Teſta⸗ 
tors gehindert feyn Tann. Sie haben im Römischen Recht 
die wahren Gründe mander Beftimmungen (beſonders der 
. tria tempora) verkannt, und ˖ dagegen mit Unrecht andere, 
unpaffende, : Gründe untergefhoben, wohin befonders: Die 


regula Catoniana gehört. Ganz vorzüglidi aber haben fie 
VIIL 31 
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einzelne. tranfitorifche Vorjchriften des Römiichen Rechts 
generalifirt, und darin den Ausdrud allgemeiner, bleibender 
Grundſatze über das Berbältnik alter und neuer Geſetze 
bei Teftamenten augenommen, ganz gegen die Abſicht der 

Urheber diefer Borfchriften. | 


$. 395. 


A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. IV. Erbrecht. 
(Fortſetzung). 


UI. Die Inteſtaterbfolge bat weit einfachere Ver⸗ 
bältniffe, als die teflamentarifche, da bei ihr nicht zwei, 
oft ſehr entlegene Thatlachen ‚(Errichtung des Teſtaments 
und Erbanfall) in Betracht kommen. Darin aber ftehen 
beide Fälle einander gleich, dab and; bei der Snteftaterb- 
folge ſowohl thatfächliche Verhältniffe mit ihren Verände⸗ 
rungen, ald neue Geſetze, zu beachten find, und daß über 
jene das Römiſche Recht genaue Regeln aufgeftellt bat, 
deren Analogie daun bei dem Zall nener Geſetze zu be 
nupen iſt. 

. Die perjönlide Faͤhigkeit bes Verſtewenen, eine In⸗ 
teſtaterbſchaft zu hinterlaſſen, iſt zu beurtheilen nach der 
Zeit des Todes. Das Roͤmiſche Recht erfordert bie Civitaͤt 
in dem Sinn, dahß nur bei dem Tod eines Romiſchen Bür⸗ 
gers die Regeln der Roͤmiſchen Inteſtaterbfolge zus Anwen 
dung kommen Tonnten, anftatt daß die im Roͤmiſchen Staat 
fterbenden Ausländer nach dem Recht ihrer. Heimath beerbt 
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wurden. Ein Römer, der eine magna oapitis deminutio 
erlitten hatte (ein Deportirter, oder eim servus posnae), 
konnte ohnehin Leine Erbſchaft hinterlaſſen; was er hatte, 
oder zu haben ſchien, gehörte dem Fiscus. 

Die perfönliche Faͤhigkeit, zu irgend einer Inteftaterb- 
ſchaft berufen zu werden, beruhte auf derfelben Bebingung 
der Givität; die magna capitis deminutio machte dazu un- 
fähig, während die minima fein unbedingtes Hinderni war, 
fondern nur gewiffe Anſprüche auf Inteftaterbfolge, die auf 
Agnation gegründeten, aufhob (a). Dieje Fähigkeit mußte 
gewiß vorhanden feyn zur Zeit des Erbaufalls, aber auch 
zur Zeit des Erwerb, ja fogar in der ganzen Zwiſchen⸗ 
zeit, da jede in diefer Zeit eintretende Unfähigkeit eines 
berufenen Suteftaterben deſſen Erbantheil ſogleich irgend 
einer anderen Perfon, ſey diefe neben ihm oder hinter ihm 
berufen, deferirt ($ 393. m). Diefe Regeln gelten auf 
gleiche Weile, ed mag eme die @rbfähigleit aufhebende 
‚ Veränderung bewirkt worben ſeyn durch neue thatjächlidhe 
Verhaͤltnifſe, ober burch ein neues Gele. 

Das Wichtigſte aber und zugleich das Schwierigfte iſt 
das perjönliche Verhältnis bes Intefiaterben zum Erblaffer, 
weldyes vorzugsweiſe in Verwandtſchaft beſteht. Dieſes 
Verhaͤltniß iſt entſcheidend ſowohl für den Erbanſpruch 
jedes Einzelnen überhaupt, als über die beſtimmte Stelle, 
welche derſelbe in der. Reihefolge ſaͤnmtlicher für dieſen 


(#) L1$4 S ad Se. Zert. (26 17). 
81* 
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Erbaüfall deufharen Erben einzunehmen: hat. Dieſes per⸗ 
ſoͤnliche Verhaͤliniß nun muß bheurtheilt werden nad; der 
Zeit des. Erbanfalls, welche meift, jedoch nicht immer, 
zuſammenfaͤllt mit der Zeit des Todes, 

Dabei ſind: gu berackſichtigen die. zwei: Arten. von Ver⸗ 
aͤnderungen, die in dieſer Hinſicht eintreten kͤnnen. 

A. ‚Veränderungen in den thatſaͤchliche n Berbält- 

niſſen. 
Gleichgültig, ohne allen Einſichz ſind die Zuſtande und 
Veränderungen vor dem Tode des Erblaſſers. Zwar kön⸗ 
nen auch in dieſer Zeit ſehr beſtimmte und. wahrſcheinliche 
Erwartungen entſtanden ſeyn. Auf die Inteſtaterbſchaft 
eines reichen eheloſen Mannes, der in vorgerückten Jahren 
ſtand, lönnen nahe Verwandte mit großer Sicherheit ge- 
rechnet haben, und dieſe Erwartung kann durch eine ſpäte 
Ehe mit Kindern vereitelt worden ſeyn. Allein, bloße Er⸗ 
wartungen ſind ja ;nberhanpt ‚nicht durch Rechtsregeln zu 
Ichüßen ,. und: jene .Bermandte: mußten, ‚die. Möglichkeit. Die 
fer Berbaberung, eben ie wie. bie. eines/ 3 efionmends ‚ be 
denken. .. En Bu SP 27 % 

Um aber der genauen, Befiemmang den nticheden- 
den: Zeitpunktes mäher zu xücken, ſind zunächſt zwei 
vorläufige. Ko amaßen, blos vermeinende, Wegehn zu 
beachten. : Pr Bud Fe Le us Fuer On DC 
.% as Inteineche kaum Niemand hetcachtel werben, 
der erft nad dem Tode des Erblafferd erzeugt ift. Die 
Grundbedingung alſo beſteht darin, daß ein Inteſtaterbe 

18 
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währenb bed Lebens des Erblaſſers geboren oder Teak 
Br war :(b). SEE — 

Weunn“ ein gut ehe Varnfene⸗ "die aus⸗ 
hai, oder Yor ihrem GErwerbe firbt ſo feheint es natür⸗ 
lich; Buß in Folge diefer -thätfächlühen‘ Veränderung bet 
zunächft- nach ihm Berufene an feitte Stelle tretel welches 
eine suctensiö' (ordinum; graduhm) genannt wird; Diefe 
successio Heß ·man jedoch im alten Civilrecht nicht zu, in- 
dem man ſich aängftlich an :den’Buchftaben der Zwölf Tafeln 
anſchloß; ber Praͤtor lief dieſelbe in den von ihm neu ein- 
geführten Klafſen der Grbfolge zu (e). Inftinian aber 
hat dieſelbe allgemein gngelaflen (d.  ' 

- Diele zwei vorläufige Regeln vorausgeſetzt, haben wir 
jetzt genauer den Zeitpunkt zu beſtimmen,“ nach’ deffen thut⸗ 
ſaͤchlichen Bethaältnifſen die Snteffhterbfolge zu regeln iſt. 
Als dieſen Zeitpunkt können wir “allgemein angeben“ den 
Erbanfakl,: welcher jedoch nad Umftänden in zwei. ver⸗ 
ſchiedenen Zeitpunkten eintreten Kahn: . | 

"Wir Haben in diefer sw zwei Faͤlle: 'w unter- 
qheiven. | NEL z 

Der ſerſte Fall iſt der, wenn ein Zeflament vorhanden 
ft: und nur durch deſſen Enttraftung die Inteſtaterbfolge 


(b) $ 8 J. de her. quae ab (6) Gasus I. Ri 12. 22. 28. 
int. (3.1), L.6. 7. 8 pr. de suis Uurian. XXVI 85 
(88. 16). — Ueber die Gleich» dd) ST J. de leg. aynat. 
flellung des -nascituras mit dem auce. @. 2): 
natug dgl. oben B. 2 $ 82. \ 
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eröffnet wird. Dann ift Die Zeit dieſer Entlräftung als 
Zeit des Erbanfall3 zu betrachten. Diejes tritt ein, wenn 
ein zur Erbſchaft berufener Teflamentserbe die Erbſchaft 
aAusſchlaͤgt, wenn er wor Yntreiung derſelben ſtirbt, wenn 
die Erbeinſehung an eine Bedingung geluhpft it, und dieſe 
Bedingung vereitelt wird. Es wird aber in allen biefen 
Fallen vpramdgaieht, dab nicht andere Teſtamentserben ha 
neben ftehen, durch welche das Teftament aufrecht erhalten 
wird. — Der Erhanfall tritt alſo in jenen Faͤllen ein im 
Zeityunkt ber Ausſchlagung, ober bed Todes des Zeitamenis- 
erben, oder ber vereitelten Bedingung; ven jeder dieſer 
Thatſachen Tann man behaupten, durch fie werde es gewiß, 
daß feine teſtamentariſche Erbfolge eintreten werde, und ba- 
aueh: werde aljo hie Inteitaterbfgige eröffnet. 

Der zweite Ball ift der, wenn ein Teftament nicht vor⸗ 
handen iſt. Daun iſt der Erbanfall unhehingt in den Zeit- 
punkt des Todes zu ſetzen, in feinen anderen, keinen ſpaͤteren 
Zeitpunft, an welchen man etwa denken Tünnte. 

Benau jo wird diefe wichtige Frage entihieben in fol- 
gender Stelle der Inſtitutionen (e): 

Erqrimus gutem, siquidem nullo testmmento facto 
quisquam deeaswerit, per hoc tempus regniriter, 
quo mortuus est is, cujus de hereditate quäeritur. 


(2) 56 J. de legit. adgnat. suoc. {B. 2). — Fur dem erfien 
Fall (des entkräfteten Teflaments) finden ſich miele Behätigungen: 
Gasus HL 8 13, 2.1988 L2 85, L.5 de swis (38, 16) - 
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Quod si facto tentamento quisquam doossserit, 
per hoo tempus requiritur, quo certum esse = 
oosperst, nullum es testamenta heredam essti- 
tursen; tunc enim proprie quisque inteststo de- 
cossisse intelligitur. 

Wir bleiben jept bei dem zweiten Falle ſtehen, in welchen 
fein Zeftament vorhanden if. Durch die ausgeſprochene 
Regel werben wir angewielen, die berufenen und nicht be 
rufenen Suteftaterben zu beftimmen lebiglid, nad) dem per- 
fönlichen Berhältni, welches zur Zeit des Todes wahrzu- 
nehmen war. Man möchte vieleicht fagen, dieſes ſey feine 
pofitive Anweiſung, es verfiehe ſich von felbft, Indem an 
irgend einen fpäteren Zeitpunkt gar nicht gedacht ‚werben 
fönne. Eine foldye Auffaflung würde ganz unrichtig ſeyn. 
Die jo eben bei den Zeflamentserben angegebenen Fälle 
Können großentheils auch bei den zunaͤchſt berufenen In⸗ 
teftaterben eintreten. Mehrere derfelben koͤnnen ausſchlagen, 
tönnen vor der Antretung fterben; was foll dann mit den 
ihnen angebotenen Erbtheilen geſchehen? 

Hier find zwei Behandlungen möglih, Man Tann 
erſtlich bei der durch bie Todeszeit beftimmten BVertheilung 
fteben bleiben, und ben vacant gewordenen Erbtheil, jo 
lange es möglich ift, darauf zurüd führen. Dann wird 
diefer Erbtheil den Mitberufenen durch jus accrescendi zu⸗ 
fallen, und nur, wenn ſolche Mitberufene nicht oorhanden 
find, aljo nur ald Aushälfe, wird Die successio ordinum 
oder graduum eintreten. — Man kaun aber auch zweitens 


489 Buch]. errſchaft der Nechteregeln. ab Il. Zeitliche Gragen. 


den umgekehrten⸗Weg einſchlagen, den jetzigen Zeitpunbkt, 
in ‚welchen. der Krbtheilisarant wurde, als Zeitpunkt des 
Erbanfalls beitachten ; und hiernach. bie Sutefinteubfolge neu 
roguliren. Daun ımird: die suocessio..ordinum oder gra- 
duum voran ftehen, dad jus acereggändi: vielleichta als Aus⸗ 
välfe angewenbet werben N 
NMach⸗dem⸗ oben anfgeftellten Grunde miſen wir un⸗ 

bedenklich die erſte Behandlung vorziehen, alſo die Zeit des 
Todes: als den bleibenden Zeitpunkt des Erbaufalls behan⸗ 
deln, auch wenn eine jpäter eintretenbe::thatfächliche Ver⸗ 
aͤnderung eine nachträgliche Vertheilung nöthig machen 
ſollte.Oder mit anderen Worten: In der Gollifion.:des 
jus: accroseendi mit der Successio graduum muß das jus 
adcresoendi. der: Borzug ıerhalten (f). 

B. : Berimberungen: in der Gejeggebung. 

- Wir haben hier, ſo wie bei den Teſtamenten ($ 308), 


(f) Diefe "Frage bildet den fer Stellen liegt darin nicht die 
Gegenftand einer alten, berühm⸗ Anwendung - eines... allgemeinen 
ten Controperſe. Die bier vor- Grundſatzes, ſondern eine bejon- 
getragene Meinung wird ver⸗dere Vorſchrift filt das Berhält- 
theidigt von Göſchen Borlefun- niß des neu erfundenen Civilerb⸗ 
gen II. 2 $ 929, und Bau- rechts zwifchen Mutter und Kin- 
meiſter Anwachſungsrecht unter dern zu bein jus antiquum ver 
Miterben.$ 5. 8 7. — Ein idein- Agnaten. Dan wollte verhindern, 
barer Zweifel eutfteht aus L. 1 daß, durch das Ausfchlagen der 
S 10. ll... L. 2. ad, Sc. Tert. Mutter ober bes . Kindes, die 
(38. 17), worin allerdings die Nee Agnaten, unter benen feine suc- 
gnlirung nad) ‘der ſpäteren Zeit, cessio graduum' galt, vielleicht 
in.melcher ber zunächſt Berufene alles Erbrecht verlieren möchten, 
ausſchlägt, anerkannt wird. Allein ganz gegen die Abſicht der Sena- 
nach der deutlichen Erklaͤrung die- - tusconfulte. ii." 





5.895. A! Ermerb-ver Rechte. Anwendungen. EV. Erbrecht. (Fortf.) 489 
die Analogie der für die thatſächlichen Verändernugen gege- 
benen Borfchtiften zu befolgen,’ und wir koönnen es hier 
ganz unbedenklich; da jene Vorſchriften ganz WB der Aus: 
druck allgemeiner, bleibender Grundſaͤtze canzufehen find, fo 
daß dabei nicht, wie: bei dem Teſtamenten, kheilweiſe blos 
zufällige, hiſtoriſche Anſichten eingewirkt haben. 

Halten wir und ganz an dieſe Analogie, fo werden ivie 
dadurdy zu folgenden Negeln über bie Einwirkung n neuer 
Geſetze auf die Inteflaterbfolge geführt. | | 

1. Ein nenes Geſetz, erlaffen voor dem Erbanfall, 
muß ftets auf’ den einzelnen Fall in der SInteftaterbfolge 
einwirken. 

2. Als Ye Beigunt des Erbanfalls iſt zu bekrachten: 

Wenn kein Teſtament vorhanden it, die 

_ gobesgeit. E 
b. Wenn ein Teftament vorhanden ift der Zeit» 
punkt, in welchem es zur Gewißheit wird, 
daß eine tetamentartihe Erbfolge nicht 
eintritt. | 

3. Ein nah dem Erbanfall erlaffenes Geſetz Bat 
feinen Einfluß, felbft wenn es in der Zwiſchenzeit zwiſchen 

dem Erbanfal und dem’ Antritt der Erbithaft ericheint. 
| Diefer legte Sag wird von den meiften Reihtölehrern an- 
erfannt (g), von manchen aber beftritten (Ch). 

(g) Weber ©. %. Onanor (hi Seife: un Eropp juri⸗ 


T. 1 p. 379. („au moment de ſtiſche Abhandlungen, B. 2 ©. 
’ouverture de la succession“)., 123—124, 130—132. 
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Der Wideriprud gegen benjelben gründet ſich haupt⸗ 
ſächlich anf folgende Verwechſelung. Man fagt, ber 
Grundjag ber Nidtrüdwirkung ber Geſege bezwecke bios 
die Erhaltung erworbener Rechte, Der berufene Erbe aber 
babe durd den Grbaufall (die Delation) mod gar Fein 
Recht erworben, ein folder Erwerb trete. für ihn ein erft 
durch ben Antritt ber Erbigaft, und bis zu dieſer Eönne 
daher ein neues Geſetz die Erbfolge ändern, ohne fid) einer 
fehlerhaften Ruͤckwirkung ſchuldig zu machen; beide Mo- 
mente (Anfall und Erwerb) fielen nur ausnahmsweiſe zu- 
jammen, bei dem Suus heres, ber ipso jure die Erbidaft 
erwerbe. | 
Alein durch den bloßen Anfall der Erbichaft ift dem 
berufenen Erben ein wirkliches Recht in der That ſchon 
erworben, und zwar ohne fein Zuthun, felbft ohne jein 
Biflen;- dad ausſchließende Recht nämlich, Die deferirte 
Erbſchaft anzutreten. und dadurch in fein. Vermögen zu ver 
wandeln, ober aber nach Gutdünken. auszuſchlagen. Dieſes 
iſt ein wahres, erworbenes Recht, eben ſo ſehr, wie jedes 
andere, durch den Grundſatz der rückwirkenden Kraft gegen 
ungehoͤrige Einwirkung neuer Geſetze geſchützt, alſo von 
einer bloßen Erwartung durchaus verſchieden: nur freilich 
ein. Recht ganz anderer Art, und geringeren Umfangs, als 
das, welches nachher durch den Antritt der Erbſchaft ent⸗ 
fteht, und wodurch ein bisher fremdes Vermögen in eigenes 
"Bermögen bed Erben unmittelbar verwandelt wird. 
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Die bier aufgeftellte Regel wird beftätigt durch Folgende 
tranfitoziſche Vorſchriften. 

Sin Geſetz von K. Valentinian IL Hatte den blos 
eognatiſchen Deſcendenten ein Juteſtaterbrecht auf Drei Vier⸗ 
theile des Vermogens ihrer Aſcendenten gegeben, jo daß 
die concurrirenden Agnaten nur Gin Viertheil erhalten 
sollten (1). Juſtin ian erklärte die Defcendenten in diefer 
Concurrenz für ausſchließende Erben, alſo für frei von der 
Abgabe des einen Biertheild an die Agnaten (k), Cr 
fügte aber folgende Werte hinzu: 

Quod tantım in faturis, non etiam praeterilis 
nagotsis, servari desernimus. 

. Diefe Worte werden gewiß. am einfachſten non einem 
fünftigen Erbanfall verftanden, fo dab: bieſer, und nicht 
der Antritt der Erbſchaft, als futurum nogotium bezeichnet 
wird. Daß aber Dieſes in der That im Sinn des Gejep- 
gebers lag, folgt ummwiderfpreiblih aus den unmittelbar . 
vorhergehenden Worten: „and descondentes soli ad mortui 
succassionen vocentur“, woraus erhellt, daß die Berufung 
zur Erbſchaft, alſo die Delation, der Gegenſtand war, 
worüber der Gejebgeber verfügen wollte, in ſofern Diele 
Berufung nicht unter die praeterita negotia gehöre, worauf 
das Geſetz nicht einwirken jolle. 


di) L.4 C. Th. de leg. herad. (6.1), 816.9. de her quae 
ab int. (3. 1). 
(k) L. 12 C. de suis (6. 55). 
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L. Bäterlide Gewalt. 

"Die Entftehung derſelben ift zu beuetbeilen. nad). dem 
Geſetz der Zeit, in welche die dazu führenden Thatſachen 
fallen. So bat Suftinian.die neue Regel eingeführt, 
dab Die Aboption . eined in fremder väterlicher Gewalt 
ftehenden Kindes in ben meiften Fällen nicht mehr eine 
neue väterlihe Gewalt gründen, fo wie die biöherige auf- 
heben follte (r). Dieſes Geſetz war gewiß amwenbbar anf 
alle fpäter vorgenommene Adoptionen; den früheren war 
ihre bis dahin geltende: ftärfere Wirkung nicht entzogen. — 
Eben jo richtet fich Die Legitimation durch nachfolgende 
Che lediglich nach dem. Gefeg, welches zur Zeit der ge 
fchloffenen Ehe befteht, ‚ohne Rüdfiht auf ein jpätered Ges 
ſetz, oder auf das Geſer ai heit der er De ded Kindes 
(8'380). 

Die perfönlichen echte des: Vaters Über dad Kind ge» 
hören nicht hierher; die Geſetze, die darüber beftimmen, 
betreffen das Daſeyn des Rechts, nicht den Erwerb, wirken 


alſo auch anf die ſchon beſte henden Rahtaoerhaleniſe ein 
($ 398). 


Geſetz für das Herzogthum Weſt- Ar) L. 10 0. de adopt. (8.48), 
phalen 1825 fagt über dieſe Ge- $ 2 J. de adopt. (1. 11. — 
genflände gar Nichts, weil es im Nämlich mit Ausnahme des Falles, 
$ 4 von der Einführung des A. wenn der Adoptivvater zugleich 
2. R. vorläufig ganz ausnimmt ein natürlicher ' Afcendent Des 
die drei erfien Titel des zweiten Kindes if. 

Theils, welche allen von ber 

Ehe und Inteftaterbfolge Handeln. 
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5:39, | 
. A Erwerb ber Reäte — Anwendungen. 
1 000.0 N Bomilienxrecht. 

: Bei Franzoͤſiſchen Schriftſtellern Aabet ſich nicht felten 
eine irrige Verwechſelung der Gefeße Über das Familien 
recht mit den-Gefepen Über den Zuſtand der-Perfon an 
fih. Da nun bei Diefen legten von der Erhaltung‘ er» 
worbener Rechte in der Negel nicht die Rede ift ($ 389), 
ſo daB jedes neue Geſetz dabei eine bejonderd freie Ein- 
wirtung haben kann, fo- übertragen fie dieſes Verhaͤltniß 
auf die Geſetze über das Familienrecht, ohne zu bedenken, 
daß dieſe letzten ſtets wahre erworbene Rechte vorfinden, 
und zu erhalten haben, eben ſo, wie die Geſetze über das 
Sachenrecht und über die Obligationen. Die Beranlaffung 
zu diefer irrigen Verwechſelung liegt in dem übertriebenen 
Gebrauch, den fid von der Eintheilung ber Gefepe in 
statuts personnels und reels ($ 861. Rum. 1), fo wie der 
gleichnamigen Eintheilung der Rechte (a)- miichen, wodurd 
das reine Familienrecht, gleich dem Zuftand der Perfon an 
ſich, auf die Seite der droits. personnels, und nur das 
angewanbte Familienrecht auf die Seite der: ‚droite reels 
geßtellt. wird m — Datei nun dieſe Auffaſſuug grund, 


. % 


.(#). Droits personnels And b) Onmarl.ı p. 28. 23.616 
die, qui.sont attuchds aus per- 31. 34. 377 bie 378. — Dagegen 
sonhes,‘. droits xdels; bie rolte ſpricht ſich mit Recht tabelnd aus 
detacnes auntduems:;, ©. Bergmann: $ 50, : doch. ame 
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Noch weit beſtimmter fagt.das Preußiſche teanfitorifche 
Beet von 1794 (bei Einführung us: A. 2 NR) 8:38: 
: Die geſehzliche Erbfolge. . if, wen Der 
Grbanfall ſich vor:dbem.:L: Sun. 1798. ‚ereignet, 
nach ‚den:-bisherigen Melepen, ſpäterhin 


aber .... . nach den Vorſchriſten des neuen 
. Sandreihts ... ..:. ..zu beurtheilen.. .. 


Damit ftimmen denn auch alle: jpätere Vrerhiſche traufis- 
riſche Geſetze (9 383) überein. 
III. Unwiderrufliche Exrbo erträge. 

Diefe haben ganz die Natur von Werträgen überhaupt, 
und müſſen alſo beurtheilt werden nach dein zur Zeit ihrer 
Abſchließzung geltenden Geſetze (1, Bogen dieſe Behauptung 
ift die Einwendung erhoben worden, ein: Erbvertrag gebe 
kein unbebiwgt erworbenes Recht, weil man ftets ungewiß 
ſey, welchet von beiden Theilen den anderen. überleben 
werde (m); Dieſe Einwendung tft jedoch ohne. Bedentung, 

weil bedingte Rechte, eben :fo wie -unbedingte, wirkliche 
Rechte ſind, und. durch" den Grundſatz der Nichtrückwirkung 
‚gegen:den:- ungehötigen: Einfluß neuer Geſetze geſchützt 
werden 2 385.h). 


.21 r 
. ı 


(l) Onasor T.1 p. 183. Struve ©. 2472 249. Vgl. oben 
5 39. 
(m) Weber ©. 98-99. 
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8.396. | 
. A Erwerb ber Rechte. — Anwendungen. 

210.00," Vo:amilienrek - 

- Bei Franzoͤfiſchen Sähriftftellern‘ findet :fich nicht felten 
eine irrige Verwechfelung der Geſetze Über dad Familien, 
recht mit‘ den-Gefehen über den Zuſtand der Perfon an 
fih. Da nun. bei dieſen letzten von der Erhaltung’ er 
worbener Rechte in der Negel nicht die Rede ift ($ 389), 
ſo daß jedes neue Geſetz dabei eine befonder3 freie Ein- 
wirkung haben kann, fo- übertragen fie Diefes Verhaͤltniß 
auf die Geſetze über das Familienrecht, ohne zu bedenken, 
daß dieſe lehten ftets wahre erworbene Rechte vorfinden, 
und zu erhalten haben, eben ſo, wie die Geſetze über das 
Sachenrecht und über: die Obligationen. Die Veranlaſſung 
zu diefer irrigen Verwechſelung liegt in dem 'übertriebenen 
Gebrauch, den ſie von der Eintheilung ber Geſetze in 
statuts personnels und reels (8 861: Rum. 1), fo wie ber 
gleichnamigen Eintheilung der Rechte (a)- müchen, wodurch 
das reine Familienrecht, gleich dem Zuſtand der Perfon an 
ſich, auf die. Seite der droits. personnels, ‚und nur das 
angewanbte Familienrecht auf die Seite der: ‚droits: reels 
gelte wird 65. ar " Obglei num dieſe Aufaſſuns grande 


(8). Droits personnels And ®) Onasar. I. p. 2. 2. bis 
die, :qui.sont attuches aus. per- 31. 34. 377 big 378. — Dagegen 
sonnes,' droits zdels; bie Arolte ſpricht fi mit Recht tabelnh aus 
dtachds:aust bins, ©. ° Bergmann 5 50, , doch. ame 
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fäplich durchaus zu verwerfen iſt, fo bat fie ſich doch im 
der Anwendung weniger verberblich gezeigt, ald man er- 
warten möchte, da manche der wichtigften einzelnen Fragen, 
die fie zu dem Familienrecht ziehen, in ber That zu der 
Handlungsfähigteit gehören (o), und auf ber anderen Seite 
manche wichtige Geſetze über das wahre Familienrecht, 
befonders die Ehe, von dem Grundfag der Nichtrückwirkung 
beöwegen nicht beherrſcht werden, weil fie nicht auf den 
Erwerb, fondern auf dad Dafeyn der Rechte ſich beziehen. 

1. Ehe (d). | 

Da die Ehe ein wahrer Vertrag ift (o), fo möchte man 
erwarten, dab über das geſammte Recht derfelben lediglich 
das zur Zeit der gefchloffenen Ehe geltende Geſetz entjcheiden 
müſſe. Indeſſen bat dieſe, an ſich richtige, Regel im 
reinen Eherecht (b. h. abgejehen von dem Einfluß der Che 
auf dad Vermoͤgen) (f) nur eine mäßige Anwenbbarteit. 

Der rechtögültige Abſchluß der Ehe muß allerbings 
ausſchließend nach dem zu dieſer Zeit geltenden Geſetz be 
urtheilt werden (g). 


bie eben gerfigte Verwechſelung 
ſcharf genug bernor zu heben. 
(e) Dahin gehört befonders 
die autorisation maritale, '#ie 
nicht eigentlich zum Eherecht, fon: 
bern zu der Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft zu vechnen if, f. d. 5 889 
Rem, 2. oo 


£dy Er find hier zu verglei⸗ 
chen bie über die Brilidgen Grän« 


zen der Geſetze im 5 379 anfge- 
ſtellten Regeln. 

ee) S. 0.8.38 14l. 

(f} Ueber den Begriff des 
reinen und angewandten Yami- 
lienrechts ſ. o. 8. 1 8 54. 58. 

(g) Aus denſelben Gründen, 
bie: oben für das Örtliche Recht 
geltend gentacht wotden finb 
($ 379); vgl. Osde civil .ert. 
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Die perfönliche Gewalt des Mannes über die Fran ft 
überhaupt ein Gegenftand von fehr befchränfter Einwirkung 
des Geſetzes und des Richteramtes. — Der juriftiich 
wichtigſte Fall der Anwendung einer folchen Gewalt aber, 
naͤmlich die eheliche Vormundſchaft, gehört überhaupt nicht 
zum Eherecht, ſondern zum Zuſtand der Derfon on fid 
(Note ce). 

Wichtiger als alles Andere mürbe die Eheſcheidung feyn, 
wenn diefe nach dem zur Zeit der abgejchloffenen Che 
geltenden Gefep zu beurtheilen wäre. Es wird aber unten 
gezeigt werden, daB weder diefe Zeit, noch die Zeit der 
Thatſache, die ald Scheidbungsgrund dienen foll, maaß—⸗ 
gebend feyn darf, fondern allein die Zeit der Sheibungs- 
tage (h). | | 

Dagegen ift dad ehelihe Güterrecht (dad angewandte - 
Eherecht) ein höchſt wichtiger Gegenftand der Anwendung 
unfrer Grundſätze. Hier nun müffen wir behaupten, daß 
das zur Zeit der abgefchloffenen Ehe geltende Geſetz in der 
Negel angewendet werden muß, auch wenn fpätere Geſetze 
das eheliche Güterredht abändern (i). Diefe Frage ift nabe 
verwandt mit der Frage nach dem anwendbaren örtlichen 


170. — Diefelbe Meinung Hat (i) Die meiften Schrififteller 
Neinharbt za Gil B. 1 S. ſtimmen dumit Ahetein. Omasor 
10. Etwas ebiueigend iR Berg. T.1p. 9-3. Misver p.:167. 


mann ©. 0 . Pfeiffer praktiſche Ausführun⸗ 
S. u. $ 89. Bl 4.378 gun B. 2 ©. 271-276. Mit⸗ 
R 6 


termater beustichen Mecht $ 200. 
Rum. V. 


506 Bud) II. Herrſchaft ber Rechtaregeln. Kap. IL geitliche Gränzen. 
ſteller gewöhnlich anſehen), ſondern über die Freilafſung, 
und die mit derſelben verbundene Beſchränkung des Ber: 
mögens. Die tranfitorifhe Vorſchrift war der Natur bes 
Rechtsverhäffnifjea völlig angemeffen. 


$. 397. 


A. Erwerb der Rechte. — Ausnahmen. 


Durch die bisher geführte Unterfuchung ift für die zeit 
liche Einwirkung neuer Gejeße auf die einzelnen Klaffen 
ber Rechtöverhältniffe eine regelmäßige Gränze feftgeftellt 
worden. Ausnahmen von Ddiefen Regeln find in zwei 
entgegengefegten Richtungen denkbar; fie können die Wirk: 
ſamkeit des neuen Gejeges, in Bergleihung. mit den auf- 
geftellten Regeln, entweder erweitern oder einfchränfen. 

Eine Erweiterung der Wirkfamkeit eines neuen Ge- 
ſetzes, alſo eine rückwirkende Kraft des Gefebes ads Aus⸗ 
nahme, wird. meift den Sinn haben, daß; der ‚Gefebgeber, 
von dem Gefühl der Wichtigkeit einer neuen Maaßregel 
durchdrungen, derfelben ‚jo weit Geltung zu verichaffen 
ſucht, als feine Macht reiht. Ein. Beifpiel ift oben an- 
gegeben worden an einem Roͤmiſchen Wuchergeſetz ($ 386. 
f. 8.). Schwerlich mödhte fih je eine Ausnahme dieſer 
Art rechtfertigen laffen, indem. ftets der auf dieſem Wege 
- zu erreichende Vortheil überwogen werden witd von dem 
ungünftigen Eindrud, der ein fo willfürlihes Durchgrei- 
fen, felbft bei guter Abficht, zu begleiten "pflegt. — Es 
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giebt aber and) Säle, in welden eine ſolche Ausnahme 
durch amdere Beweggründe veranlakt wird, insbeſondere 
durch die Abfiht einer Schonung des inzelnen ohne 
Berlebung Anderer. Cine joldye Bedeutung hat Die Vor⸗ 
ſchrift des Preußiihen Rechts, dab ein milderes neues 
Strafgeſetz auch auf die unter dem alten Geſetz begangenen 
Berbrecdhen angewendet werden joll (a). Eine gleich ſcho⸗ 
nende Abſicht liegt zum Grunde bei einem anderen Preußi⸗ 
ſchen Geſetz, nad welchem die Formfehler eines Rechts⸗ 
gefchäfts dadurch unſchädlich gemacht werden, dab ein neue- 
res Geſet eine leichtere Form vorjchreibt, welcher bie 
früher vorgenommene Handlung genügt. - Die bedenfliche 
Natur diefer Vorfchrift ift jedoch ſchon oben bemerklich ge- 
macht worden ($ 388. c). 

Eine Einſchränkung der Wirkſamkeit eines neuen 
Gejeged ald Ausnahme hat weit weniger Bedenken. Sie 
bat zum Zwed die Schonung bloßer Erwartungen, die 
durch den oben aufgeftellten Grundſatz allerdings nicht ge- 
Ihügt werben ($ 385), und fie beruht ſtets auf der Ueber⸗ 
zeugung, daB die Vorſchrift eines neuen Geſetzes, wenn- 
gleih an ſich heilſam, doch nicht von fo durchgreifender 
Michtigkeit ſey, um eine angenblidliche unbedingte -Aus- 
führung zu erfordern, wodurch vielleicht individuelle In⸗ 
tereffen gefährdet werden können. 


(a) ©. o. $ 387. b. Diefe Beſtimmung wird ſchon gerechtfertigt 
durch die dem Gefegeber im einzelnen Fall ohnehin zuftehende Be- 
gnadigung. | 
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Es ift ſchon oben bemerkt worden, dab daffelbe Roͤ— 
miſche Kaifergefeh, welches die rückwirkende Kraft der Ge 
ſetze im Allgemeinen verneint, den Vorbehalt einzelner 
Ausnahmen ausbrüdlic hinzufügt ($ 386.2), beflen es 
jedoch nicht einmal bedurfte, da er ſich ohnehin von felbft 
verftand: Im Laufe unjerer Unterfuhung find nun viele 
Fälle folder einzelnen Ausnahmen angegeben worden, theils 
ans dem Römiſchen Recht, theild aus neueren Gefepgebun- 
gen. Es waren dieſes Fälle beider Arten von Ausnahmen, 
ſowohl erweiternde (b), als einſchränkende (e), und es ver: 
dient bemerkt zu werden, dab die Fälle der zweiten Art 
häufiger find, als die der erften. — Ferner iſt bereits be 
merkt worden, daß die im Römiſchen Recht enthaltenen 
einzelnen Ausnahmen für uns keine praktiſche Bedeutung 
haben, felbft da, wo etwa dad Römiſche Recht für irgend 
ein Land neue Geltung ald gemeined Recht erlangen 
möchte ($ 386). | 

Sole Ausnahmen nun werden wir bei künftigen neuen 
Geſetzen nur da anzuerlennen haben, wo fie recht beftimmt 
vorgejchrieben find, da der Gefehgeber, werm er ſich zu 
einer Ausnahme entjchließt, alfo des Gegenſatzes zwiſchen 
Regel und Ausnahme ſich deutlich bewußt wird, gewih 
Beranlaffung hat, darüber eine ausdrüdliche, unzweideutige 
Erflärung auszufprechen.: Auch ift es ald merkwürdig her- 


(b) Solche Fälle kommen vor in den $$ 336. 388. 390. 391. 394. 
(c) So in ben $$ 391 und 394. 
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vorzubheben, daß gerade das Ramiſche Kaifergefep, weldyes 
feitdem die -Grundlage unferer ganzen Lehre für alle Zeiten 
geworden ift, den Vorbehalt von Ausnahmen fo ausdrüdt: 
nisi nomsnatım et de.praeterilo tempore ..... cautum 
sit ($ 386. a). 

Ganz abweichend von .diejer, im Roͤmiſchen Recht ſelbſt 
anerfannten und geforderten VBorfiht, hat ein neuerer Schrift- 
jteller verfucht, durch mancherlei Anweilungen den neuen 
Gejegen die vieleicht gehegte Abfiht rüdwirkender Kraft 
abzumerfen (d). Es find dabei Gegenjäte, die gar nicht 
hierher gehören, eingemiſcht worden, wie die zwischen Nich⸗ 
tigfeit und verfagtem Klagrecht, ipso jure ‚und per exce- 
ptionem u. ſ. w. Auf diefem Wege kommt man nicht nur 
dabin, .ed mit der Anerfennung von Ausnahmen ungebühr- 
lich leicht zu nehmen, jondern es werden dadurch unver- 
merkt die Begriffe von Regel und Ausnahme, fo wie bie 
Grenzen zwilchen beiden, verwilcht ober ſchwankend ges 
macht. Beſonders ift ein ſolches Verfahren bedenklich in 
Anwendung auf neuere’ Geſetzgebungen, in welchen ein 
ſo feſtes Syſtem von Begriffen und Kunſtausdrücken, wie 
im Roͤmiſchen Recht, gar nicht vorausgeſetzt werden darf, 
und denen daher geradezu Gewalt angethan wird durch eine 


(d) Weber ©. 78. 106 bis den 88 4. und 5. am dem nurich⸗ 
109. 137 fg. — Bergmann tigen Verfahren vom Weber eini- 
ſtellt $ 26. 29 vorfichtigere An⸗ gen Antheil: genommen zu haben. 
fihten anf, jedoch nicht, ohne in BEE 
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Auslegung, die dennoch ſtillſchweigend auf einer ſolchen 
Vorausſetzung beruht (e). 

Merkwürdigerweife fügt das Römiſche Recht für den 
Fall der erweiternden Ausuahmegefege eine Einſchraͤnkung 
binzu, die aljo ald die Ausnahme einer Ausnahme zu be 
trachten iſt. Die ausnahmsweiſe vorgefchriebene Rüdtwir- 
fang fol nämlich nicht eintreten, wenn das Rechtsverhält⸗ 
niß, worauf fle bezogen werden Tünnte, bereit durch Urtheil 
oder Vergleich entſchieden worden tft (judicatum vel trans- 
actum). Dieſe Einfhränkung ifl zwar nirgend als blei- 
bender, allgemeitter Grundſatz ausgeſprochen, fie wird aber 
in jo vielen einzelnen Stellen des Römifchen Rechts über: 
einftimmend: wiederholt, daß fe unzweifelhaft als eine von 
den Römern allgemein amerfannte Regel betrachtet werden 
muß (fl. Ste hat much einen inneren Grund darin, daß 
jowohl das Urtheil, als der Vergleich das urfprüngliche 
Rechtöverhältnig umbildet, fo daß nun an bie Stelle des 
Rechtöverhältniffes, worauf fi das neue Gefeb bezog, 
eigentlich ein anderes getreten ift. 

Unter dem Urtheil aber ift bier nicht blos ein rechts⸗ 
träftiges zu verftehen, fondern, bei noch ſchwebendem 
Rechtsſtreit, auch ſchon ein Urtheil erfter Inftanz, wenn 
‚ etwa während der Appellationsinftanz das neue Geſetz er- 


- .. (0) Ein ganz ähnlicher Tabel (f, Bergmann ©. 138. 146, 
ift bereits ansgefprochen worden wo dieſe Stellen überſichtlich an- 

bei ben: örtlichen Grünen ber gegeben werben. 

Geſetze $ 374.0, 
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ſcheint (g). Der Grund liegt darin, dab der erfte Richter 
nur nad dem zur Zeit feines Urtbeild geltenden Geſetz 
entfcheiden durfte, der Appellationsrichter aber nur ein 
irriged, im fich nicht gerechtfertigtes, Urtheil abändern barf. 

Unter dem Vergleich ferner ift bier nicht blos der Ver» 
glei im ſtreng jurifliichen Sinne des Wortes (die trans- 
actio) zu verftehen, fondern jede vertragsmäßige Befeitigung 
eines Rechisftreits, welcher bewirkt werden lan durch frei« 
williges Nachgeben von der einen oder andern Seite, alſo 
durch Erlaß, Verzicht, Anerkenntniß, Crfüllung eines An- 
ſpruchs, mag jened Nachgeben ganz oder theilweife ge⸗ 
ſchehen, und ſo zur voligen Beendigung des Streites 
führen (h). 


Unter die. hier dargeftellten Ausnahmen wird gewöhnlich 
der Fall einer authentischen Geſetzauslegung gerechnet (i), 
jo daß auch ein solches. Geſetz rückwirkende ‚Kraft auf frü⸗ 
here Rechtsverhaͤltniſſe haben fol. Allerdings iſt gegen 
die Rüdanwendung eines blos audlegenden Geſetzes Nichte 
einzuwenden (k), und nur die Auffafjung derfelben als 
eines Ausnahmefalles ift gu verwerfen: eine Meinungd« 


(g) Nov. 115 pr. und C. 1. (k) Sie wird ausbrüdtich ber 


(b) Bergmann $ 25. — ftätigt in Nov. 148 pr., gm Schluß 
Bol. auch oben 8. 7 8 302. der Stelle. 
i) ©. 0.81 8 22. 
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verjchiedenheit, die daher eine mehr theoretiſche, als pral- 
tiſche Beſchaffenheit Hat. — Wirb ein auslegendes Gefep 
gegeben, fo ift für den Richter ber Jnhalt deffelben, alfo 
der dadurch feitgeftellte Sinn des früheren Gefepes, wahr 
und gewiß, feine perfönliche Meberzengung mag damit über: 
einftimmen oder nicht. Urtbeilt er alfo in Gemäßheit des 
auslegenden Gefeped, fo wendet er in der That das aus 
gelegte Geſetz an, nicht das audlegende (welches ihm nur 
das Berftändnih für das frühere eröffnet), und darin liegt 
alſo keine Rüdwirkung. - 

Gegen die Natur einer Ausnahme fpricht auch ſchon 
der Umftand, dab diefe Art der Anwendung jo im All⸗ 
gemeinen, und nicht blos bei einzelnen auslegenden Geſetzen, 
anerkannt wird. Waͤre es Ausnahme, ſo müßte es in 
einzelnen Fällen auch wohl anders feyn können, welches 
jedody ganz unnatürlih, und dem Berhältnib des Gefeh- 
gebers zum Richter wiberfprechend, feyn wuͤrde. 

Man könnte etwa glauben, eine praftiiche Seite die: 
jer verjchiedenen Auffaffung müfje darin liegen, daB nad) 
der von mir vertheidigten Anfiht Die oben erwähnten 
Einſchränkungen (Urtheil und Vergleich) nicht gelten wür: 
ben. In der That aber gelten diefe, nur aus einem 
etwas anderd gewendeten Grunde. - Wenn wir durd 
dad audlegende Gefeb erfahren, daB das frühere Urtheil, 
oder der frühere Vergleih, von einer irrigen Auslegung 
auögegangen find, jo verlieren fie dadurch niemals ihre 
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Winrkſamkeit (1), Andy bier iſt alſo entſcheidend der ſchon 
oben geltend gemachte Umſtand, daß Urtheil und Vergleich 
dad frühere Verhaͤltniß umbilden. 

Die bier aufgeſtellte Regel Über mohlbegrändete Müd. 
anwenbung gebt nicht bins anf Die eigentliche Auslegung 
eines dunklen Geſetzes, fondern auch auf die Anerlennung 
und Betätigung eine® früheren Gefetzes oder Gewohnhoeits⸗ 
rechts, wenn deſſen Dafeyn ober verbindenbe Kraft bisher 
zweifelhaft war. Dagegen gebt: fie nicht auf die. Wieder⸗ 
herſtellung eines älteren, bisher .auber Geltung gejehten, 
Ganz irrig unterjcheiden Manche zwifchen einem richtig 
oder irrig auslegenden Geſetz, weil das Iehte in der That 
neues Recht bilde. Durch eine ſolche Annahme würde ſich 
der Richter in der That über ben Geſetzgeber fteffen, alfo 
feine ‚wahre Stellung gänzlich verfennen. Alles kommt 
darauf an, ob der Geſetzgeber das Geſetz als ein ans- 
legendes gedacht und ausgeſprochen hat, nicht ob es eine, 
nach der Meinung des Richters, richtige Auslegung ent⸗ 
hält (m). . 


(D Das Urtheil iR nicht nid | 


tig, da es gewiß nicht gegen ein 
Mares. Geſetz geſprochen ik. We 
ber 8.212—214. — (Nur etwa, 
wenn das auslegende Geſetz wäh⸗ 
rend der Appellatiousinſtanz er⸗ 
ſchiene, hätte deshalb der Appel⸗ 
lationsrichter zu reformiren). — 
Der Bergleih Tann felbft wegen 
eines thatfächlichen Irrthums nicht 
VIIL 


angefochten werben. L. 65 5 1 


de cond. indeb. (12.6), L.23 


©. de transact, (2. 4) Bgl. 
auch oben 8.7 ©. 42. 

(m) Ueber die Riidanwenbung 
auslegender Gelege, vgl. üher⸗ 
haupt Weber S. 54-61, S 
194— 208. Bergmann $ 10 bie 
12, 8 31 bie 33. 


33 
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Die RKüͤckanwendung auslegender Geſetze hat im Preußi⸗ 
ſchen Recht Anerkennung gefunden; und. zwar. mit. Recht 
als bleibende, für alle Zeiten girktige, Hegel (n).: Daneben 
aber 'fteht eine verſchiedene, blos tranſttoriſche Regel, an⸗ 
wendbar. auf den Fall der Einführung des allgemeinen 
Landrechts. Dieſe geht dahin, daß bei der Beurtheilung 
älteren Rechtsverhaͤltnifſfe, wenn die damals geltenden Ge 
ſetze dunkel und zweifelhaft: find, ſo daß bieher verſchiedene 
Meinungen der Gerichte beftanden, künftig die Meinung 
vorgezogen werben fol, welche mit dem Inhalt bes Land 
rechts übereinftimmt, oder demfelben am nächiten fonımt (0). 


» 
i, 


. $.. 398. — we, 
B. Dafeyn der Rechte. — Grundfag. 


Der. ganzen gegenwärtigen unterſuchung iſt um Grund 
gelegt worden die Unterſcheidung von zweierlei Rechtsregeln 
($ 384). Eine Klaſſe derſelben ‚hatte zum Gegenftand den 
Erwerb der Rechte, und für diefe galt der Grundfaß der 
Nichtrückwirkung, oder der Erhaltung erworbener Rechte. — 
Eine zweite Klaſſe von Rechtöregefn, deren "Betrachtung 
num noch übrig.ift, ‚hat zum Gegenftand, das Daſeyn der 
Rechte, und für, dieſe Klaſſe bat b der ewahnie Grundſatz 
feine Anwendung, 


(n) Allg. Landrecht Einleitung g 15. Ben 
(0) Bublicationspatent von 1794 89.” u 
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Wir nerinen aber Rechtsregeln über das Daſeyn der 
Nechte zunörderft die, welde ‚den Gegenfab won Seyn ober 
Nichtſeyn eines Mechtötuftients ‘betreffen, alfo Gefepe, wos 
durch ein bisher geltendes Nechteinftitut gänzlich aufgehoben 
wird; außerdem aber die, welche ein Nechtsinffitus, ohne 
es aufzuheben, in feiner Natur wejentlich umändern, alſo 
ben Gegenfab von Sp oder Andersfeyn eines Rechtsinfti⸗ 
tuts betreffen. : Bon diefen allen num wird behauptet, daß 
für fle die Erhaltung erworbener Rechte (bie - Nichtrüdk 
wirkung) als herrſchender Grundſatz, ſo wie bei den Rechts⸗ 
regeln über: den Erwerb der Rechte, unmößlich gedacht 
werben könne, indem bie wichtigſten Gefetze folcher Wet, 
wenn man ihnen einen ſolchen Sinn unterlegen tote, 
überhaupt gar Teinen Sinn haben würden: 

Um biefe Behauptung anfhmulich zu machen, werde ich 
drei Geſetze anführen, die in neuerer Zeit an verſchiedenen 
Orten vorgekommen ſind, und auf die ich verſuchsweiſe den 
Grundſatz der Nichtruͤckwirkung anwenden will. Ein Ge 
jeb hebt die Leibeigenihaft auf. Ein anderes hebt die 
Zehenten auf, ohne Entſchädigung, wie e8 3.8. gleich im 
Anfang der Franzöſiſchen Revolution geſchehen tfl. Ein 
drittes Geſetz verwandelt die Zehenten, die bisher unablöslich 
waren, in ablösliche Rechte, indem es beim Verpflichteten 
(vielleicht auch dem Berechtigten) geſtattet, ſie mit einfeitiger 
Willkuͤr in eine Leiſtung anderer Art, von gleichem Geld⸗ 
wertb, zu verwandeln. — Wöllte man nım diefe drei Ge⸗ 
feße unter den Grundſatz der gihtrũcwirlun, ftellen, fo 

® 
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würden fie folgende Bedeutung befommen.:: Jede künftige 
Errichtung einer Leibeigenſchaft (ober. eines Zehantrechtä} 
ift ‚verboten, ungültig, wirkumgelos. Vede Eünflige Er 
richtung eines Zehentredhtä ſoll ſtets die Befugniß einſeitiger 
Abloͤſung des Zehenten mit ſich führen. — Im dieſer Be⸗ 
dentung aber wuͤrden die erwaͤhnten Geſetze voͤllig leer und 
uͤberflüſſig ſeyn, da feit ſehr lauger Zeit Niemand daran 
gedacht hat, eine Leibeigenſchaft oder ein Zehentrecht neu 
zu. begränden. Darams folgt alſo, dafı ber Gefetzgeber diefe 
Bedeuntung ganz. gewiß nicht gemeint und gewollt hat, und 
daß alſo feine Abſicht im vollſtaͤndigen Geganſatz ſteht gegen 
bie Abſicht der den Erwerb der Rechte hetreffenden Gefetze 
indem dieſe nicht rüͤckwaͤrts, ſondern nur auf. känftige 
Rechtsgeſchaͤfte einwirken, mithin erworbene Rechte erhalten 
wollen; allorhiags mit Audnchmen, die jedoch höͤchtt un⸗ 
bedeutend find, und faſt verſchwinden in Vergleichung mit 
ber: wirklich beohachteten Regel. 

Man kaun nun allerdings den Zweifel erheben, ob nicht 
etwa alle Gelee der erwähnten Art, eben. weil fie erwor⸗ 
bene Nechte zerſtoͤren oder ambelden, durchaus rechtswidrig 
und: verwerflich ſoyn moͤchten. Sch will mich, dieſer Frage 
keinesweges entziehen, fie. vielmehr einer ſelbſtftäändigen Er⸗ 
orterumg unterwerfen. Nur wirb. es dem Gang unſrer 
Unterſachung foͤnderlich ſeyn, Diele ganz andere Frage vor⸗ 
laͤuſig auf ſich beruhen zu laſſen, und zunaͤchſt. nur Felge 
ſtellen, welches der Sinn und bie Meinung ber. Gefepe iſt, 
mit welchen wir uns gegenwaͤrtig beſchaͤftigen, bie Recht⸗ 
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mãhigleit derfelben ſoll am Schluß noch heſonders gepräft 
werden .($ 400). 

: Der Sinn. und bie. Meinnng ber Geſehe diefer Klaſffe 
wird nun Dusch folgende Formeln ausgedrücht werben. 
konnen, die im ſchneidenden Gegenſatz ftehen zu dem für 
die erſte Klaſſe von: Geſetzen oben aufgeftellten Grundſatz 
(3 384. 385). . j 

. Women Geſetzen bier aleſſe iſt rũckwirkende Kraft 
beizulegen. 

Neue Gejſetze dieſer Klaffe tollen erworhen⸗ mechte 

nicht unberuhrt laſſen. | 

Folgende Betrachtung wird dazu dienen, die hier anf 
geftellte Behauptung über den Sinn und die Meinung ſolcher 
Gaſetze von einer anderen Seite ber zu beftätigen. Die 
meiften und wictigften dieſer Gejepe bahen die oben, bei 
einer anderen Gelegenheit, dargeftellte ſtreng pofitive, zwin- 
gende Natur, indem fie außer dem reinen Rechtaͤgebiet ihre 
Wurzel haben, und; mit ſittlichen, politiſchen, pollqwirth⸗ 
ſchaftlichen Gründen ‚und Zwecken im Zuſammenhang ftehen 
(6 349). Es liegt aber in der Natur folher zwingenden 
Geſetze, daß fie ihre. Macht und Wirkſamkeit mehr, als 
‚andere Geſetze, ausdehnen möüflen, wie dieſes auch ſchon 
oben: bei der oͤrtlichen Colliſion her Geſetze geltend gemacht 
worden. ift. 

3 iſt nun no mzugeben, welche Stellung unfre 
Schriftſteller zu der hier vorgetragenen Lehre einnehmen. 
Die Unterſcheidung der zwei Klaſſen von Rechtsregeln, die 
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unter verfhiebenen, ja ewigegengefehten ; Srundfäpen ftehen, 
wird nirgend gemacht, vielmehr wird der Grundſatz der 
Nichtrũckwirkung als der fuͤr alle Geſetze gemeinſam gültige 
angeſchen. Mar möchte alſo warten, daß die Schrift⸗ 
ſteller den Gefetzen, von denen wir "hier reden, in der That 
den eben dargeſtellten völlig: unpraktiſchen Sinn beilegen, 
alfo die Aufhebung der Leibeigenfchaft als : ein Verbot 
Hinftiger Errichtung der Leibeigenfchaft behandeln würden. 
Davon find fie jedoch weit entfernt. : Sie rechnen vielmehr 
ſolche Geſetze unter die, ſchon im NRömifchen Recht vor- 
behaltenen, Ausnahmen der Nichträdiwirtung ($ 397), 
und laſſen von biefem Standpunkt aus eine Anwendung 
derjelben auf erworbene Rechte zu (a). | 
Obgleich nun durch dieſe Auffafjung dem unmittelbaren 
Bedürfniß abgeholfen wirb, iſt dennoch eine ſolche Auskunft 
voͤllig zu verwetfen. Ausnahmen von dem Grundſatz der 
Nichtrücdwirkung Haben eine zufällige Natur, ſind an fi 
entbehrlich, und würden beffer gar nicht vorhanden fenn. 
Diefes. Alles paßt auf die ler in Frage ſtehenden Geſetze 
nicht. Wenn wir diefe-unbefängen betrachten, fo müſſen 
wir uns ſogleich überzeugen, daß in Beziehung auf fie jene 
> Auskunft durchaus gezwungen ift, und den Geſetzen einen 
Sinn anfdrängt, der ihnen völlig fremd if. Das Gefep, 
welches die Leibeigenichaft aufhebt, würde dadurch anf 
gleiche Linie geftellt "etwa mit Juſtinian's Geſetz über Die 


(8) Weber 8.5152. 188-189. Bergmann ©. 156. 177. 257. 
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verbotenen: Zinfen; und der fo aufgefaßte vollſtändige In⸗ 
halt deſſelben würde in confequent durdigeführter Faffung 
‚etwa jo lauten: GEs wird hierdurch verboten, Pünftig eine 
Leibeigenſchaft zu errichten, auch ſoll dieſe Vorſchrift aus⸗ 
nahmsweiſe rũckwitkende Kraft haben, fo daß ſogar auch 
die jetzt beſtehenden Verhältnifſe der Leibeigenſchaft auf⸗ 
gehoben ſeyn ſollen. Dadurch wäre eine ganz unnübe Vor⸗ 
schrift, an bie Niemand gedacht hat, als Hauptgedanke an 
die Spike geſtellt, und es wäre als beilänfige Ausnahme 
Das hinzugefügt, welches allein der Geſetzgeber dachte und 
wollte. Sn den: allermeiften Geſetzen folcher Art ift aber 
ſicherlich feine Spur zu finden, die auf den Gedanken einer 
exceptionellen Ruͤckwirkung gedentet werden koöͤnnte. 

Zu dieſen Gründen aber kommt noch ein rein praktiſcher 
Grund hinzu, der eine ſolche Behandlung der Sache völlig 
verwerflich mat. Hätten wir bei ſolchen Geſetzen mit 
einer’ erceptiönellen Ruͤckwirkung zu thun, fo müßten wir 
dieſelbe auch unter gewiffe Einſchränkungen ftellen ($ 397. f); 
fie müßte wegfallen, wenn ein Rechtsverhältniß durch Ur⸗ 
theil oder. Vergleich feitgeftellt wäre. Das würbe uber zu 
der wibderfinnigen Folge führen, dab die Aufhebung aller 
Zehenten zwar anzuwenden wäre auf alle ſtets unbeftrittene, 
Zehentrechte, aber nicht anf die Zehenten, worüber einmal 
ein Rechtöftreit abgeurtheilt oder verglichen wäre. — Diefe 
widerfinnige Folge wollen num in der That jene Schrift: 
fteller nicht, vielmehr ſoll nad ihnen eine ſolche Aufhebung 
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allgemein wirken (b).. Dabin aber können fie offenbar nur 
kommen, indem fie jene Ginfehräntung (die felbft ſchon bie 
Ausnahme einer Ausnahme iſt) durch eine neue Ausnahme 
befeitigen, alſo gleichſam wine Ausnahme dritter Potenz an- 

nehmen. . Sp wird es aber-immer augenſcheinlicher, mie 
unnatürlid eine Auffafjung dt, die zu ſolchen Rettungt 
mitteln hindraͤngt. 

Sehr qhharakteriſtiſch iſt Die ganz berlchiedeve Art, in 
welcher ein anderer Schriftfteller. die angegebene Schwierig. 
feit au löſen ſucht (co), Diefer läßt Beine exceptionelle 
Rückwirkung, ja überhaupt -Teine Einwirkung des Gejep- 
geberö auf zeitliche Colliſionen der Geſetze zu ($ 387. i). 
Bei der gegenwärtig vorliegenden Schwierigleit aber hilft 
er fih damit, daß er bins die, ihm beſonders mißliebigen 
Inftitute, wie Leibeigenſchaft, Steuerfreiheit Des Adels, in's 
Auge fabt.  Diefe nennt er Gräuel; moraliſche Schändlid- 
feiten, Ungerechtigleiten, die an ſich fein rechtliches Daſeyn 
haben. Wenn ein Beleh fie aufhebt, jo Fell es des Zu- 
 japes. ber ‚rihvirtenden Kraft nicht bebürfen. Bielmehr 
ſoll jede. der drei Staatsgewalten. (die geſetzgebende, richter- 
liche, vollziehende) für fich allein die Macht haben, jene 
Snftitufe.zx ignpriren, und dadurch praltiſch zu vernichten. — 
Eine Widerlegung diejer Anfiht wird man wohl nicht 
verlangen. Nur auf die praktiſche Schwierigteit in der 


{b) Weber ©. 213-215. Bergmann ©. 259. 
(e) Struve ©. 150-152. 274—276. 
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‚Ausführung will ich aufmerkſam machen, bie in ber Feſt⸗ 
:ftellung des Dafeyns und der: Grängen jener Graͤuel mb 
ESchandlichbeiten liegt, indem darũber die ſubjektive Anſicht 
der. einzelnen Träger ber dreiStantsgewalten vielleicht nicht 
ganz übereinftimmend jeyn Bunte, "Unter dieſen Trägern 
konnten fidy auch conjequente Sommuniften finden, und 
biefe würden das geſammte Suftitut bis eins unter 
die Gränel zählen. | 


| Nimmt man nun, wie e3 hier geichieht, zwei Klafien 
von Rechtsregeln an, die von ganz verſchiedenen Grund- 
fügen beberricht werden, ſo iſt Nichts ‚wichtiger, als die 
Feftftellung jcharfer and ficherer. Gräugen zwiſchen beiden 
Klaſſen. 
Für. viele Säle iſt bie Graͤnze keinem Zweiſel unter⸗ 


worfen; namentlich für die Fälle ſolcher Geſetze, in welchen 


ein bisher beſtehendes Rechtsinſtitut völlig. aufgehoben wird. 
Zweifelhaft aber kaun ſie ſeyn bei den Geſetzen, welche ein 
Rechtsinſtitut nicht aufheben, ſondern nur umbilden (d). 
Dann wird Alles auf die umbefangene Prüfung des In— 
halts und des Zwecks des Geſetzes ankommen. Gin be- 


ſonders fiheres, und für die meilten Fälle ausreichendes, 


(d) Schon open iſt auf dieſe Zweifel im Allgemeinen aufmerkſam 
gemacht worden (8 384). Einzelne Fälle Be after Natur find 


vorgelommen $ 390. Num. 3. 4. 5 893 Nam, 6 


* 
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Mittel der Grängicheibung wird darin liegen, : daB wir 
unteriuchen, ob :vielleicht eim neues Geſetz zu den jo eben 
erwähnten Geſetzen von. fireng pofitiver, zwingender, Natur 
gehört, die amber dem reinen Rechtsgebiet ihre Wurzel 
haben (©. 517). In dieſem Fall haben wir. daſſelbe un⸗ 
zweifelhaft zu dem Geſetzen aher dad Dajeyn der Rechte 
zu. zählen, auf welchen der Brundlak der. EB 
feine Anwendung findet. . I. 


§. 399. 
B. Daſeyn ber Rechte. — Anwendungen. Ausnahmen. 


Die Anwendungen des im $:398 aufgeftellten: Grund- 
fabes werden, eben fo wie es bei den Geſetzen über den 
Erwerb der Rechte geſchehen ift, nad) gewiſſen Klaffen der 
Rechtsverhaͤltnifſe dargeſtellt werben; jedoch ſind hier ganz 
andere Klaſſen, als die dort angenommen, erforderlich. 

I. Die erſte Klaſſe, und zugleich die wichtigſte, bilden 
gewiſſe Rechtsverhältniſſe, die ihrer Ratur nach über das 
einzelne Menſchenleben hinausreichen, ja zu einer endloſen 
Fortdauer beſtimmt find, und nur zufällig im einzelnen Fall 
untergehen. Ste laſſen fi gemeinfam "bezeichnen als Be 
ſchränkungen der perſoͤnlichen Freibeit- oder der Freiheit des 
Grundeigenthums, und find oft aus dinglichen oder oblige- 
toriſchen Rechten gemiſcht. Die meiften‘ berfelben (nicht 
‚ alle) haben infofern.ein hiſtoriſches Daſeyn, als ihre Ent: 





. 8.399. B. Daſeyn der Reihte. Anwendungen. Musnbhmen. 828 
ftehung in ganz andere Zeitalter und im untergegangene 
Volkszuftaͤnde fällt. Dieſe find daher als abgeſchloſſen zu 
betrachten, und werden nicht, fo wie andere Rechtsverhäalt⸗ 
nifſe, durch Willkür ftets neu erzeugt (a); Die Gefepe, 
wodurch jolche Nechtsinftitute aufgehoben oder umgehildöt 
werden, find ftetö von ftreng pofitiver, zweingender Natur, 
da fie außer . dem reinen Rechtigetiet ihre: Wurzel haben 
($ 398). 

Aus dem Römifcher: Recht gehört dehin die . für das 
heutige Europa Tängft: verſchwundene SHlaverei. | 

Folgende Inſtitute ſolcher Art find in umferm heutigen 
Recht theils noch jebt vorhanden, theils wenigfiene bis auf 
unfre Tage erhalten geblieben: 

Die Leibeigenſchaft. 
Reallaſten aller Art, beſtehend in der Leiſtung ve von 
- Geld, Früchten, Dienften (Srohnden, Robotten). 

Inöbejondere das Semret 
Lehen. J 

Familienfideicommifſe. 

Prãdialſervituten. 

Emphyteuſe (b). 


(2) Bgl. oben 8 392. .. bezuglichen umbildenden Geſetze 
(6) Die zwei letztgenannten find in ihren Gründen und 
Arten haben nicht fo, wie bie vor- Zwecken ganz gleichartig mit den 
bergehenden, einen hiſtoriſchen, Gefegen über bie Zebhenten unb 
anf vergangene Zuſtände hinden- die Dienfte, 
tenden Charakter, allein bie darauf 


534 Bad) Il. Gerrichaft ber Sechtöregein. Kap. H. Jeitliche Gränzen. 
: ‚Meber das Verhäliniß alter und neuer Gejeye zu ein- 
ander wird hier nicht leicht ein Zweifel entftehen. 

H. Die zweite Klaffe bilden einige, auf Das Ge 
ſchlechterverhaͤltniß bezügliche, :Nechtsinftitute. ‘Die Gefege 
äber dieſe Inſtitute gehören ‚bewegen hierher, weil fie 
nidyt auf veinen Rechtogruͤnden beruhen, ſondern auf fitt- 
lichen (theilweiſe fittlich «religidfen) Gründen. Die einzel 
nen hierher gehörenden Fälle find folgende: 

1. Eheſcheidung. Wenn durkh ein neues Geſetz die 
Scheidung überhaupt eingeführt oder abgeſchafft, oder wenn 
eige Aendernng in den Sceidungsgründen vorgenommen 
wird, fo entfieht die. Frage. nach dem Einſluß bes neuen 
Geſetzes auf Die beftehenden ‚Chen. ' 

Betrachtet man ein ſolches Geſetz von dem abftract 
juriftiihen Standpunkt aus, fo hat es eine ähnliche Natur 
‚mit. dem Gefet über : die Veräußerung bes Eigenthums. 
Durch dieſe Eheſcheidung verliert jeder Theil die biöher 
aus der Ehe entitehenden Rechte, fo wie jeder bie Freiheit 
von den Anſprüchen ded anderen Theils, nnd zugleich alle 
Bortheile der Eheloſigkeit (Möglichkeit einer neuen Che) 
erwirbt. - Hiernady möchte man glauben, es verhielte ſich 
mit den Gefepen über Eheſcheidung gerade fo, wie mit den 
Geſetzen über das Güterrecdht ($ 396). Dann hätte jeder 
Ehegatte durch den Abſchluß der Che das unabaͤnderliche 
Recht erworben, bei einer fünftigen Scheidung nach dem 
zur Zeit des Anfanges der Ehe ven ©: ver beurtheit 
zu werden. 
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. Diefe Auffaſſung muß jedoch verworfen. werben; weil 
die; Geſetze ‚über die Eheſcheidung fittlidhe Gründe: und 
Zwecke; mithin eine. zwingende Natur haben, und baher 
zu. den Geſetzen über das Dafeya der Che gehören (ce). 
Dieſes ift glei: wahr, das neue Geſetz mag hie; Scheidung 
erſchweren oder: erleichtern. Das erfte fetzt den überwie- 
genden: Werth auf Grhaltung der. Reinheit und Heiligkeit 
der Ehen; das zweite auf unbeichränkte Erhaltung ber in⸗ 
dieidaellen Freiheit (d); beides ſind ſittliche Principien, 
deren: relativer Werth oder Unwerth ‚bier ganz dahin ge⸗ 
ſtellt bleiben muß; mo es blos daranf anlammt, die Natur 


der darauf bezäglicheni Geſehe zu beſtimmen. . :. 
Die. bier aufgeftellte Anſicht iſt inr der Prenbehen 


—— Geſthgebung, 


—— May: köonnte es für ein⸗ 


ſeitig und unbegründet halten, daß 
bier nur: ber Eheſcheidung dieſer 


Charakter zugeſchrieben imenbe,, 
nicht auch dem ganzen übrigen 
rein perfsnlichen Recht deu Ehe, 


namentlich den perjönlichen Rech⸗ 
ten und Pflichten während ber 


Ep... Den Unserichieb iſt jedoch 


ber, daß auf dieſe der Geſetzgeber 
und dev Richter ſehr wenig mög⸗ 
lichen Einfluß haben, anſtatt daß 
der Ausſpruch über Daſeyn oder 
Nichtdaſeyn der Ehe (alfo bie 
Eheſcheidung) jehr wohl mit Er- 
folg durchgeführt werben Tann. 


wiewohb nit ‚einer oanvge⸗ 


- (d) Die greiheit braucht Sier 
nicht gedacht zu werden als bloße 
Willkar, als Verneinung unbe⸗ 
quemer Schranken, welche aller⸗ 
dings keine beſonders ſittliche Na- 
tr hat; fie. dann auch gedacht 
werden als Schutz der ſittlichen 
Freiheit in der Ehe gegen jeden 
Außeren, dieſe Freiheit ſtörenden, 
und dadurch die Reinheit der Ehe 
gefährdenden, Zwang. Dieſes war 


die urſprungliche Anficht der Rö⸗ 


mer, wurzelnd in der Zeit alter 
Sittenreinbeit. L. 184 pr. de V. 
O. (45. 1), L.14 C. de nupt. 
5.4, L.2 ©. de iu sap 
(8. 2) Ba Te ., 


536: Bud; M. Herrſchaft der Mechteregein. Kap: II; Zeitliche Grängen. 

Mobification, anerlannt worden. Als in den Fahren 1814 
und 1816 das allgenteine Landrecht in mehrere Provinzen 
theils nen eingeführt, theild wieder eingeführt wurde, be 
ſtimmte man für die Scheidung der beſtehenden Ehen, daß 
biefe von jet an nach dem Landredit, affo unabhängig 
von dem Geſetz zur Beit der gefihloffenen Ehe, beurtheilt 
werben follte Nur wurbe bie ſehr mäßige und wicht 
unbillige Ausnahme hinzugefügt, dab eim Scheidungsgrund 
bed Landrechts nicht geltend ‚gemacht werden dürfe, wenn 
die zum Grund liegende Thatſache vorgefallen jey während 
ber Herrſchaft des fremden Geſetzes, und in dieſem Gefep 
nicht als Scheidungegrund gegolten habe (e). 

: Ganz gleiche Ratur mit ben Gefepen über bie Ehe 
ſcheidung haben die Gefetze über die RNichtigkeitsklage ges 
gen die Ehe. 

2. 'Eiberalität gegen Ehegatten. Diefe ift nicht 
felten burch neue Geſetze, auch in der heutigen Zeit, be- 
Ichränft worden. Im Römtichen Recht kommt, als uraltes, 
ſehr ausgebildetes Rechtsinſtitut ſolcher Art, die verbotene 
Schenkung unter Ehegatten vor. (f). 

Man möhte nun glauben, em foldhes Geſetz gehöre 
durchaus dem Güterrecht an, unter welcher Borausjegung 
lediglich die Zeit der geſchloſſenen Che maaßgebend feyn 


x 


\ 


(6) Provinzen jenfeits der ee $ I Weſtpreußen $ 11. Bofen 
& 11. GSadfen $ 11 (f. o. $ 383). 
MD S. o. B. 4 $ 162-164. 
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würde: In der That aber hat. ein ſolches Geſetz 
zwingende Natur, wirkt aljo -Augenblidlih‘ . auf - bie 
beftehbenden Ehen ein. Denn der Zwed deſſelben gebt 
dahin, die Gefährdung der Reinheit ber Ehe durch eigen- 
nüßige Einwirkungen zu verhindern. Daher“ würbe es 
irrig ſeyn, die Suche fo zu: betrachten, als hätte durch die, 
abgefchloffene Ehe jeder Theil das unabänderliche Recht 
erworben, wegen der Liberafttät zwifchen ihm und dem an⸗ 
bern Theil :ftets nach dem jetzt geltenden Ger benrtheit 
zu werden. 

Dieſelbe Anſicht ift andy ſchon oben, bei der · oͤrklichen 
Colliſion der Geſetze, geltend. gemacht worden (8 879. 
Rum.) Ä 

3. Uneheliche Kinder. 

Die aus dem außerehelichen Beiſchlaf  abzuleitenden 
Rechte, theils des Kindes, theils der Mutter, gegen den 
Erzeuger gehören unter die ſchwierigſten und zweifelhafteften 
Segenftände, fowohl des Privatredhts, als der er Geſergehunge 
politif. 
Man Tann dabei ausgehen von der Annahme eined 
oom Erzeuger begangenen Delictd, welche nach den Reichs⸗ 
gejepen für unfer gemeines Recht wohl begründet iſt (g); 


(8) Neihepolizetordnung 1580 11: verbefiert werben) — Südeflen 


Tit. 3, 1548 Tit. 25, 1577 Tit. 
26. — Auch nah dem A. 2. N. 
1.3 836. 37 it es eine gefeh- 
widtige Handlung, Gedoch muß 
im $ 87 ber Dradfehler 10 in 


verwidelt man fich bei der Wbfei- 


tung ber Entſchädigungsanſprüche 


ans diefem Deliet in die ſeltſam⸗ 
ften und gewagteſten Vorſtellungen. 


SRH: Buch IL. Herrihafk dar Nechtaregein. Rap. IL. Jeitliche Brängen. 
oder auch von der. Annahme der natürtichen Dintsverwandt- 
ſchaft, wobei jedoch ſtets bie Thatſache ber Paternität 
völlig ungewiß bieikt (hi. . - re 

In beiden: Fällen Töunte man annehmen, durch die 
Tfatfadhe des als Erzengung angefehenen Beiſchlafs ſey 
ein unabaͤnderliches Recht begründet, wobei ein ſpaͤteres 
Geſetz Nichts aͤndern koͤnne, es möge die Rechte der Kinder 
und ber Mutter derſelben erweitern oder beſchraͤnken. Das 
nene Geſetz wuͤrde dann nur Anwendung finden auf künf⸗ 
tige Erzeugungen. 

‚Wein in der That hahen ſolche Meſahe ftets einen 
—— Charakter, indem fie mit ſittlichen Zwecken im 
Zufammenhang ftehen. Darüber ift eine Meinungsverſchie⸗ 
denheit kaum möglich, daß die zausſchließende Geſchlechts⸗ 
gemeinſchaft in dar Ehe, ſawohl fittlich. als für das Staats⸗ 
wohl, hoͤchſt wunſchenaͤwerth, beſonders aber, dah ber Zu⸗ 
ſtand ‚umehelicher Kinder ein hoͤchſt unheilvoller iſt. Man 
kann nun durch Erweiterung der Auſprüche der Kinder 
theils dieſen Zuſtand mildern, theils dem Leichtſinn der 
Männer entgegen wirlen wollen. Man. fans umgetehrt 
verſuchen, durch: Beichräntung "oder, Aufhebung, dieſer An- 


‘ F 
’ . n 





(h) Die Präfumtion in der 
he; pater ent... am nupfiae 
demensizant, Trınbt: auf. der 
Würde und Heiligkeit: der. Che, 
Damit. aber hat die Thatſache des 
erwieſenen oder eingeſtandenen 
außerehelichen Beiſchlafs auch 


nicht entfernte Aehnlichkeit, da 
neben dieſer Thatlache ſchon die 
bloße Möglichkeit der Concurrenz 
anderer Manner Alles ungewiß 
macht, noch mein aber bie erwie⸗ 
jene Wirklichleit ziner ſolchen Con⸗ 
eurrenz lexagoptio plurium). 
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fprache theils dem Leichtfinn der Zrauen entgegen zu wirken, 
theils die Störung. des Friedend mander Chen durch die 
son fremden Frauen erhobenen Anſprüche, zu verhüten. 
In beiden Richtungen neuer Gefepe tft ein fittlicher Zweck 
unvertenubar, und es kann dabei ganz gleichgältig ſeyn, 
welche diefer NRichtumgen an ſich oder durch Erfahrungen 
im Großen mehr begrümdet feye möge. 

Nimmt man Diejes als richtig am, jo muß das neue 
Geſetz über uneheliche Kinder augenblidlich zur Anwendung 
tommen, ohne Rüdfiht auf das Geſetz, weiches zur Zeit 
der Erzeugung ober der Geburt des Kindes beitanben bat. 
— Diefelbe Regel ift ſchon oben in Beziehung auf 
die örtlihen Collifionen geltend gemacht worden 6 374 
Noten aa. bb.). 

Mit dieſen Anſichten flimmt überein das Franzoͤfiſche 
Geſetz, welches ſelbſt die Unterſuchung der Paternität 
verbietet ti), alſo ſelbft die Moͤglichkeit abſchneidet, einem 
unehelichen Kinde, mit Ausnahme der freiwilligen Aner⸗ 
kennung, Anſpruche gegen den Erzenger zu verſchaffen. 
Man hat dieſes Geſetz mit Unrecht getadelt, ala ob es eine 
ungebörige Ruͤckwirkung enthielte (k). Man bat es eben 
fo mit Ugrecht vertheidigt, als ob es den perſoͤnlichen Zu⸗ 
ftand an ſich zum Gegenftand hätte (1). Die wahre Redt- 


(i) Oode ewwil art. 840 „La () Weber ©. 79-82. Die 
secherche de Is pabernibd ot ſelbe Anficht haben: die Franzbo⸗ 
interdite.“ Biden Juriſten. 

(k) Struve e. 233. 
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fertigung liegt darin, dab es ein ee von zwingender 
Natur. ift. 

Eben fo ftimmt damit überein die trauſitoriſche Preu⸗ 
hiſche Geſetzgebung, Die, nur mit anderem Ausdrud als Das 
Franzoͤſtſche Geſetz, verordnet, dab die unehelichen Kinder, 
auch wenn fie nody unter der Herrichaft des fremden Ge- 
fees geboren wurden, denmody von jept an die Anfprüche 
des Landrechts follten geltend machen. fünnen (m), 

IT. ine dritte Klaffe endlich bilden manche. Geſetze 
über rein juriftiihe Iuftitute, welche durch jene Gejepe 
entweder völlig aufgehoben oder doch von Grund aus um 
gebildet werden, und die deswegen augenblidlich auf ſchon 
beftehende Rechtsverhältniffe anzuwenden find. 

Dahin gehört das Gefeh, wodurch Juſtinian das 
btöber beftehende zweifache Eigenthum (ex jure quiritium 
und in bonis) aufhob, und an defien Stelle ein einfaches 
Eigenthum feßte, das alle biäher zuweilen getrennte Rechte 
in fi vereinigen follte (n). — Eben fo verhält es fid 
mit dem Franzoͤſiſchen Gefeg, welches dem. Eigenthümer 
einer beweglichen Sache die Bindication verſagt, wenn 
dafſelbe irgendwo anftatt des Roͤmiſchen Rechts eingeführt 
werden follte. Diefe Veränderung würde augenblidlid 


(m) Brovinzen jenfeit8 ber von felbft auf die eigenthümliche 
Elbe $ 11. Weſtpreußen 8 14. Matur des fundus lialicus und 
Bofen 8 14 ($. o. $ 383). der res. mancipi. L. un C. de 

(n) L. un. C..de nude j. usuc. transform. (7. 31). : 
Quir. toll. (7. 25). Dantit hörte on 
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auch auf das gerade vorhandene bewegliche Eigenthum an- 
zuwenden feyn; eben fo aber auch die umgekehrte Verän- 
derung in dem Rechte bes Eigenthums. 

Gerner gehört dahin ein neues &efep, welches geſetzliche 
Servituten, als natürliche Beſchraͤnkungen des Eigenthums, 
einführt, oder welches umgekehrt ſolche Servituten, wenn 
fie bisher beftanden, aufhebt ($ 390 Num. 2). 

Gleiche Natur hat die Verwandlung des Römischen 
Pfandrehts in das Preußiſche Hypothekenrecht; beide 
Syiteme können nicht neben einander beftehen, vielmehr 
muß dad eine fofort durch das andere verdrängt werden 
($ 390 Num. 3). Weldye Anftalten aber zu treffen find, 
um dieſe Veränderung ohne Nechtöverlegung zu bewirken, 
wird fogleich angegeben werden (8 400). 

Endlich würden wir dahin aud den Fall zu rechnen 
haben, wenn bie teftamentarifche Erbfolge in einem Staate, 
der fie bisher anerkannte, durd ein neues Gefeh aufge 
hoben würde ($ 398 Num. 6). 


Ausnahmen des für diefe Klaffe neuer Geſetze auf- 
gejtellten Grundfages laſſen fich eben ſowohl denken, als 
bei den Gejegen über den Erwerb der Rechte ($ 397). 
Pur werden fie bier niemals in der Richtung vorkommen, 
da die Wirkfamfeit des neuen Geſetzes noch mehr erweitert 
würde, als nach dem Grundſatz jelbft, da diefer ohnehin 
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ſchon fo weit als möglich geht; vielmehr werden fie nur 
dahin gerichtet ſeyn können, Me Wirkjamleit des neuen 
Geſetzes auf fchonende Weile einzufchränten. 

Ein Fall diefer Art aus einem Preußiſchen tranfitorifchen 
Geſetz ift ſchon oben vorgefowmen ($ 399. II. 1). Das 
Preußiſche Scheibungsgefeb follte fogleih in Wirkjamteit 
treten, jedocdy mit Ausnahme mander, die Scheidung bes 
gründender Ihatjachen. 

Eine andere Unsnahme finder fi in dem Geſet Des 
Königreichs Weſtphalen, welches die Lehen und Fidei⸗ 
commiſſe aufhob, Das heißt, in freied Eigenthum verwan⸗ 
delte. Dieſes Geſetz follte natürlich nicht bios die Stiftung 
neuer Zehen und Fideicommiſſe verhindern, ſondern gerabe 
die beftehenden ummandeln. Es that biejed jedoch mit ber 
ſchonenden Ausnahme, dab der nächſte Succeſſionsfall 
noch mach dem bisherigen Recht behandelt werden jollte (0). 


$. 400. 
B. Dafeyn ber Rechte. — Rechtmäßigkeit. 


«Ich kehre jetzt zurüd zu der oben vorbehaltenen Frage 
wegen der Rechtmäßigkeit ber gegemmärtig dargeftellten 
Klaſſe von Geſetzen (S. 517). 


(0) An diefe Ausnahme bat haltene nächſte Succeflionsfall 
ſpäterhin dus Preußiſche SGefe noch nicht eingetreten war, mun- 
vom 11. März 1818 in der Art mehr für immer wieberhergeftellt 
angelnäpft, daß alle Lehen und feyn follten. Gefeg- Sammlung 
Kideicommiffe, worm der vorbe- 1818. ©. 17. 
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Es ift gezeigt worben, daB diefe Geſetze, wenigftend in 

ben meiften und widtigften Fällen, mur jo geweint jeyn 
tönnen, daß fie in erworbene Rechte eingreifen, indem fie 
die Rechtäinftitute feibft, alfo auch die unter denſelben fte 
henden einzelnen Rechtöverhälinifje (a), entweder vernichten, 
oder doch weientlich umbilden, beides ohne Ruͤckſicht auf 
den Willen des Berechtigten. 
. Man kann nun diefe Behauptung zugeben, aber eben 
daran die fcheinbare Einwendung anfnüpfen, dab gerade 
deshalb die Gejehe diefer Art durchaus als rechtswidrig, 
verwerflich, unzuläſſig angejehen werden müßten Wer 
dieſe Einwendung erhebt, geht offenbar aus von der Vor⸗ 
ausſetzung, dab jeder Eingriff in ein erworbenes Recht, 
ohne Einwilligung des Beredtigten, vom Standpunkt ‚des 
Rechts aus betrachtet, ſchlechthin unmoͤglich ſey, und er 
fieht diefe ‚Unmöglichkeit als, einen oberſten, unbedingten 
Grundjah an. Gerade dieſe Vorausſetzung aber kann aus 
folgenden Gründen nicht zugegeben werden. 

Zuerft nicht, weil fie mit der allgemeinen Natur und 
Entftehung des Rechts unvereinbar iſt. Das Recht bat _ 
jeine Wurzel in dem gemeinfamen Bewußtſeyn des Volkes. 
Diejes ift nun zwar auf der einen Seite durchaus verichie- 
den von dem leicht und ſchnell wechjelnden, zufälligen und 
veränderlihen Bewußtſeyn des einzelnen Menichen; auf 


(a) Bgl. oben 8. 1 5 4. 5 über die Begriffe von Rechteverhält⸗ 
niß und Rechtsinftitut. 
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der anderen Seite aber ift es allerdings dem Geſetz einer 
umbildenden Entwickelung unterworfen, alfo nicht als ein 
rubendes, ftillftehendes zu denken (b). Daber künnen wir 
unmöglich irgend einem einzelnen Zeitalter die Macht ein- 
räumen, durch fein eigenthümliches Mechtsbewußtfein alle 
fünftige Zeiten zu bannen und zu beberrichen. — Einige 
Beifpiele werden Diefes anſchaulich machen. 

Im ganzen Altertbum wurde der Stand der Sklaven 
als eine Art von Naturnothwendigkeit betrachtet, und man 
dachte ih kaum die Möglichkeit, daß ein gefittetes Volk 
ohne einen joldyen leben könne. Im heutigen dhriftlichen 
Europa wird eben fo diefer Stand ald völlig unmöglich, 
als allem Rechtsbewußtſeyn durchaus widerfprechend, ges 
dacht (c). Der Uebergang aus dem einen diejer Zuftände 
in den andern, in Folge der fehr allmäligen Einwirkung 
hriftliher Sitten und Zuftände, hat ſich jo langfam und 
unmerklich gemacht, daß wir das Aufhören des alten Zu- 





(b) 8.1 87. 

(6) Manche Schriftfteller ha⸗ 
ben diefen Gegenſatz mitunter da- 
dur zu verbunfeln oder abzu⸗ 
ſchwächen gefucht, daß fle den in 
neuerer Zeit mit harten Freiheits⸗ 
firafen verbumdenen Zuftand ver- 
glihen haben mit dem oft milden, 
ja freundlihen Zuftand der Skla⸗ 
ben des Alterthums. Dadurch 
aber wird das wahre Verhältniß 
nur entftellt. Um fi) ben Gegen- 
fa im feiner Weinheit und 


Schärfe vor Augen zu halten, 
muß man zwei Dinge bebenten. 
Erftlich die Entſtehung der Skla⸗ 
verei durch die Geburt; zweitens 
die bem Rechte mad) ganz gleiche 
Stellung des Sklaven mit ben 
Hausthieren (Urpıan. XIX, 1), 
als einer Täuflihen Waare. — 
Der heutige Sklavenſtand im 
Orient, jo wie der ganz verſchie⸗ 
dene in Amerika, kann bier ganz 
auf ſich beruhen. 


8. 400. B. Dajeyn der Rechte. — Rechtmäßigteit. 5835 
ftandes wicht mit Sicherheit geſchichtlich verfolgen Können. 
Geſetzt nun, diefer Uebergang wäre nicht fo allmälig, ſon⸗ 
dern im kurzer Zeit eingetreten, etwa in Folge einer gemalt- 
famen geiftigen Erſchütterung des Volksbewußtſeyns, fo 
würden wir unmöglid) einem ſolchen neuen Zeitalter das 
Recht verfagen Tünnen, der gegenwärtigen, allgemein ge- 
wordenen Ueberzengung Raum zu geben, und dem Sklaven⸗ 
ſtand als Rechtsinſtitut die. fernere Anerkennung zu ver- 
jagen. Daneben ließen ſich mancherlei Wege denken, 
den Uebergang zu vermitteln, und gegen Gefahren zu 
ſchützen. | 

Ein anderes Beifpiel möge das Zehentrecht darbieten. 
Sn Zeit einer wenig entwidelten, fiationären Boden-Enltur 
konnte dieſes als ein einfaches, natürliches, zwedmäßiges 
Nechtsinftitut gelten, und große Verbreitung erhalten. Bei 
lebendiger Entwidelung gewerblicher Thätigkeit mußte man 
fi überzeugen, daß durch. eine foldhe, auf dem Rohertrag 
vuhende, Abgabe jeder Fortjchritt des Landbaues gehemmt, 
oft unmögli gemacht werde. Darunter litten die Ber- 
pflihteten, jo wie dur fie der Staat im Ganzen, nicht 
die Berechtigten, die aljo vielleicht einer Verwandlung 
der ihnen bequemen Zebenten widerftrebten. Wenn nun 
Die Meberzeugung von den ‚mit diefem Zuftand verbundenen 
Nachtheilen allgemem wurde, jo war die gefehliche Ver⸗ 
wandlung der bisher unablöslichen Zehenten in ablösliche 
gerechtfertigt, indem dadurch dem Staat und den Verpflich⸗ 
teten ein augenfcheinliher großer Gewinn erworben, von 
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dem Berechtigten aber durch volifländige Entſchädigung 
jeber Verluft chgewendet wurde. 

Der eben eniwidelte erſte Grund gegen die Boraus- 
febung einer unbebingten Rechtswidrigkeit der Geſetze welche 
durch Zerftörung oder Umbildung von Redhtöinftituten iegend 
einen Bingriff in: erworbene Rechte mit fi führen, war 
entnommen amd ber Gntftchung bes Rechts, alfo aus ber 
Betrachtung des Bolles, in deſſen Rechtsbewußtſeyn das 
Recht ſelbſt feine Wurzel hat. Ein zweiter Grund, der zu 
demfelben Ziele führt, bezieht fi auf die einzelnen Men⸗ 
\chen als Träger der erworbenen. Rechte. Wer die abjo- 
Inte Unantaſtbarkeit erworbener echte Durch neue Geſetze 
bebamptet, verneint nur Die Unfreiwilligkeit eines ſolchen 
Eingriffs, und räumt die Rechtmäßigkeit der Veränderung 
unbedenklich ein, ſobald die Einwilligung des Berechtigten 
in die Aufhebung oder Umbildung des erworbenen Rechts 
hinzutritt. Wir wollen aber die Natur dieſes Bercchtigten, 
als des Trägers erworbener Rechte, näher betruchten. Das 
erworbene Recht ericheint als erweiterte Macht des einzel- 
nen Menfchen, und bat ſtets eine mehr oder weniger zu⸗ 
fällige. Natur (d). Der emzelne Menſch aber bat em 
beichränftes ober oerübergehendes Daſeyn. Wenn daher 
gegen die Geſetze, wodurch Rechtsinftitute aufgehoben ober 
amgebildet .. werden, wegen des Eingriffs in erworbene 
Rechte ein unbedingter Widerfprud ‚erhoben wenden fol, 


(4) ©. 0.8. 1 54, 52. 58. 
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ſo if diefer Widerſpruch wenigftens wegen der beichränften 
Natur des Trägerd erworbener. Rechte nad) zwei Seiten 
bin in enge Gränzen zu verweilen. 

Dem neuen Gefehe könnte höchſtens feine rechtmäßige 
Einwirkung beftritten werden, fo lange der Träger eines 
erworbenen Rechts lebt. Hinterläßt er Erben, jo haben 
diefe zur Zeit der Erſcheinung des neuen Geſetzes fein ver- 
lepbares erworbenes Recht. Mit anderen Worten: Alles 
Erbrecht ift rein pofitio, und wenn dafjelbe durch ein neues 
Geſetz an gewiſſe Bedingungen und Schranken gelnüpft 
wird, jo kann darin niemald ein Eingriff in erworbene 
Rechte gefunden werden: Wir wollen Diefeö auf den 
oben als Beifpiel gewählten Fall anwenden. Wenn das 
neue Geſetz, weldes die Sklaverei bejeitigen ‚wollte, die 
Beitimmung gäbe, dat in Zukunft fein. Erbe durch Erbfolge 
das Eigenthum von Sklaven erwerben Tünnte, jo läge 
darin. gewiß nicht Die Verlegung eines erworbenen Rechts. 

Diefe Betrachtung gründete fi auf dad nahe Ende 
jedes menſchlichen Lebens. Eben dahin aber führt die Er- 
wägung des Anfangs. Jeder Menfh muß den Rechts⸗ 
zuftand anerkennen, den er bei feiner Geburt beftimmt 
findet. Wenn alſo vor feiner Geburt ein Rechtöinftitut 
durch neues Gejeh aufgehoben oder umgebildet wird, fo 
kann wenigftend ihm nicht ein erworbened Recht dadurd 
verlegt feyn (e). | 

(e) Meyer p. 34. 35. Bol. oben $ 895. p. — Ein Gefeß, wel- 
ches die Lehen oder Fideicommiſſe aufheht, verlegt daher gewiß nicht 


die Rechte Derjenigen, die erft fpäter erzeugt werben. 
vo. 85 
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Durch diefe Gründe follte jebodh nur die Behauptung ım- 
bedingter Rechtswidrigkeit aller Geſetze der Hier betrachteten 
Art widerlegt werden. Ich bin aber weit entfernt, damit 
der fchrantenlofen und willtürlichen Einwirkung durch ſolche 
Geſetze das Wort reden zu wollen. Es follte vielmehr die 
ganze Frage von dem abfoluten Rechtöboden entfernt, und 
in das Gebiet der Gefepgebungspolitit hinüber geleitet 
werden, wo ihr wahrer Sik tft, und wo vielen verberb- 
lichen Mißgriffen entgegen gewirkt werben Tann durch 
bie ernfte Aufforderung zur Vorſicht, Beſonnenheit und 
Mähigung. Die Hauptgefichtäpunfte, worauf es ankommt, 
mödhten etwa folgende feyn. 

Die erfte Vorfiht muß dahin geben, nicht Teichtfinnig 
zu verfahren, nicht ohne Noth ein Bedürfniß zu Gefegen 
folder Art anzunehmen, alfo mißtranifch zu feyn gegen bie 
aus bloßen Theorien abgeleitete, durch angebliche öffentliche 
Meinung unterftügte, Behauptung, daB dad gemeine Wohl 
eine Neuerung erfordere. 

Zweitens tft in die Ausführung die höchſte Schonung 
und Billigfeit zu legen. Diefe wird bei den meiften und 
wichtigften Geſetzen biefer Klaffe, die ſich auf ſtets fort 
währende Rechtöverhältniffe Beziehen ($ 399. I.), darin 
beftehen müflen, daß ein Nechtsinftitut nicht aufgehoben, 
fondern umgebildet, dad Rechtsverhältniß aus einem unab⸗ 
löslichen in ein ablösliches verwandelt werde. Wird in 
diefer Weile auf eine wahre, vollitändige Entihädigung 
des Berechtigten hingewirkt, jo bat das @efeh feinen Be- 
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: ruf erfüllt. Diefes ift nicht fchwer in den zahlreichen Fällen 
- der Reallaſten aller Art, bei weldyen in der Regel nur 
zwei Perjonen einander gegenüber ſtehen. Jeder wahre 
politiihe oder volköwirthichaftliche Zwed wird durch die 
Ablöfung mit Entſchädigung vollftändig erreicht, ohne Be 
reicherung des einen Theild auf Koften des anderen, die 
durch die Natur ſolcher Geſetze anf Feine Weiſe zu echt⸗ 
fertigen ift. _ 

Ein großartiges Beifpiel folder Entichädigung ift in 
neuerer Zeit durch die Engliiche Sklavenemancipation ges 
geben worden, indem der Staat die Eigenthümer der Sklaven 
aus feinem Vermögen für den verlorenen Werth entjchädigte. 

Sehr ſchwierig ift die Löſung diefer Aufgabe bei der 
Aufhebung von Lehen und Fideicommiffen, indem bier Die 
Anſprüche und Erwartungen der zur Nachfolge berechtigten 
einzelnen Perfonen in hohem Grade ungewiß find. Eine 
Verminderung des Nachtheils kann darin geſucht werden, 
daß die Ausführung etwas verſchoben wird ($ 399. 0). 

Sn manden Fällen ift gar feine Entſchädigung nöthig, 
Sondern nur die Vermittlung eines Mebergangs, welche zur 
Abwendung jedes möglichen Nachtheild hinreichend ſeyn 
fann. So ift es gejchehen in den zahlreichen Fällen, in 
weldhen die Preußiſche Hypothekenordnung an die Stelle 
des bisher geltenden gemeinrechtlichen Pfandrechts geſetzt 
wurde. Es Tam dabei nur darauf an, den biöherigen 
Dfandgläubigern ihr Recht und ihre Priorität zu erhalten. 
Dieſes geſchah, indem fie öffentlih aufgefordert wurden, 
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fih binnen einer beftimmten Friſt zu melden, um in die 
neuen Hypothekenbücher nad) der Rangordnung, die ihnen 
ihr biöheriges Recht anwies, eingetragen zu werden. 

Richt einmal einer ſolchen Vorkehrung, noch weniger 
einer Entſchädigung, bedurfte ed, als Juſtinian das bis 
dahin beftehende zweifache Eigenthum aufhob ($ 299. n). 
Denn durd diefe Veränderung verlor Niemand ein Recht 
oder einen Vortheil, und ed wurde nur der vom Gefeß- 
geber jelbit ausgeſprochene Zwed erreicht, die Gemüther 
der ftudirenden Sugend von dem Schredien zu befreien, den 
ihnen bis dahin die in diefer Lehre erhaltene unnüge Ge- 
lehrſamkeit eingeflößt hatte. ' 


— — — 
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